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Teil A

Allgemeiner Teil *)

Wirtschaftsentwicklung und Notenbankpolitik
I. Allgemeiner Uberblick

Die Wirtschaftsentwicklung der Bundesrepublik Deutschland war in der Berichtsperiode durch
recht heterogene Tendenzen gekennzeichnet, die eine eindeutige Bestimmung des Standes der
Konjunktur nicht leicht machten. Befand sich die Wirtschaft noch in einem Aufschwung wie 1960
und vielleicht auch 1961, oder hatte die Konjunktur den Hohepunkt erreicht oder gar schon
tiberschritten, und war die im ganzen nach wie vor zu verzeichnende Expansion nur noch ein
Nachspiel des Booms der Vorjahre, auf das mdglicherweise schon in Kiirze ein Konjunkturriick-
gang folgen wiirde? Die Antworten auf diese Fragen waren unterschiedlich, namentlich im ersten
Teil des Jahres. Auch iiber die ,richtige” Wirtschaftspolitik gingen die Meinungen teilweise
auseinander. Unter Hinweis auf die noch immer steigenden Preise, auf die sich weiter verschir-
fende Lage am Arbeitsmarkt und auf die Lohn- und Gehaltswelle, die die Produktionskosten
immer mehr in die Héhe trieb, wurde vielfach mit Nachdruck eine restriktivere Politik gefordert,
ungeachtet der konjunkturellen Abschwichungstendenzen, die sich in verschiedenen Bereichen
bemerkbar machten. Unter Hinweis auf eben diese Abschwiichungstendenzen wurde eine solche
Politik dagegen von anderer Seite als nicht angebracht bezeichnet, ja es wurden zum Teil sogar
zumindest partielle Erleichterungen gefordert, um ein eventuelles Abgleiten der Konjunktur zu
verhindern. Auch die Bank, die sich in dieser Kontroverse eindeutig fiir einen Verzicht auf ,kon-
junkturanregende“ Mafinahmen und fiir eine energische Eindimmung des Anstiegs der &ffent-
lichen Ausgaben und der 6ffentlichen FérderungsmaBnahmen am Baumarkt einsetzte, sah sich in
bezug auf ihre eigene Politik gelegentlich Forderungen sowohl nach restriktiven als auch nach
expansiven MaBinahmen gegeniiber, wenn auch wohl iiberwiegend der ,mittlere” Kurs Zustim-
mung fand, mit dem sie zwar die 1961 aus Zahlungsbilanzgriinden verfolgte Politik der Zins-
senkung und der Verfliissigung des Geldmarktes aufgab und in dem Mafe, in dem es die auflen-
wirtschaftliche Lage gestattete, sogar eine leichte Schwenkung vollzog, aber doch ein drastisches
Wiederanziehen der Kreditbremsen vermied.

Es ist der Hauptzweck dieses Berichtsabschnitts, hieriiber niher zu berichten und die Haltung
der Bank zu begriinden. Vieles von dem, was im folgenden ausgefithrt wird, ist bereits in den
Monatsberichten der Bank und in den Reden ihres Prisidenten, als des Vorsitzenden und Spre-~
chers des fiir die Bankpolitik verantwortlichen Organs der Bank, des Zentralbankrats, gesagt
worden. Aber es erschien zweckmiBig, diese Ausfithrungen hier noch einmal zusammenzufassen
und nach mancher Richtung hin zu ergéinzen. Im Mittelpunkt werden naturgemif die Probleme
der Kreditpolitik stehen, Dariiber hinaus wird aber auch auf die Aufgaben eingegangen werden,
die nach Ansicht der Bank aus der gegenwiirtigen Wahrungslage der allgemeinen Wirtschafts-
und Finanzpolitik erwachsen; denn unter den gegenwirtigen Umstinden ist es von grofter
Wichtigkeit, daB die gesamte Wirtschafts- und Finanzpolitik den Erfordernissen der Geldwert-
stabilitit Rechnung trigt, wenn der Wahrungspolitik voller Erfolg beschieden sein soll.

*) Abgeschlossen am 29. April 1963,



Die Expansion

Die Schattenseiten:
Arbeitskriftemangel und
Abfall des Leistungswillens

Als Grundlage fiir diese Darlegung erscheint jedoch zunichst eine eingehendere Analyse der
Wirtschaftsentwicklung des letzten Jahres und ihrer Tendenzen angezeigt.

1. Die Wirtschaftsentwicklung

Anhaltende Expansion, aber auch anhaltende Spannungen

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland hat sich 1962 insofern weiter giinstig ent-
wickelt, als die nun schon anderthalb Jahrzehnte in Gang befindliche ,.Expansion® angehalten
hat. Zwar hat sich die Lage in den einzelnen Wirtschaftszweigen noch stirker differenziert als
im Vorjahr: Obwohlsichin vielen Branchen die konjunkturelle Aufwirtsbewegung fortsetzte, hat
doch die Zahl derjenigen Industrien zugenommen, in denen die Konjunktur merklich abflaute
oder sogar schon Rezessionserscheinungen festzustellen waren; neben strukturellen Umschich-
tungen, wie sie in einer wachsenden Wirtschaft stets vor sich gehen, waren dabei offensichtlich
auch konjunkturelle Momente von Einflu. Gesamtwirtschaftlich gesehen gaben aber die expan-
dierenden Wirtschaftszweige weiter den Ausschlag, zumal mit dem nachlassenden Arbeitskrifte-
bedarf in den mehr in den Konjunkturschatten tretenden Industrien die Expansionsmoglichkeiten
der iibrigen Zweige eher vergroBert wurden. Das Bruttosozialprodukt ist jedenfalls 1962 weiter
gewachsen, und zwar, nach Ausschaltung der durch héhere Preise und Entgelte bewirkten rein
wertmiBigen Verinderung, um 4,1 vH. Allerdings war diese ,Zuwachsrate” wesentlich geringer
als in den Jahren 1961, 1960 und 1959, in
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sich jedenfalls bei der Befriedigung des tiglichen Bedarfs Unbequemlichkeiten und Reibungen,
die die Vorteile des gestiegenen Einkommens teilweise aufwiegen. Bis zu einem gewissen Grade
handelt es sich dabei zwar um einen strukturellen Prozefl; aber zweifellos hat die Uberhitzung
der Konjunktur diese Entwicklung erheblich beschleunigt und verstirkt.

In engem Zusammenhang damit steht die Abnahme der persdnlichen Arbeitsleistung. Der
Arbeitswille der lebhaft umworbenen Arbeitskrifte 1dBt begreiflicherweise nach; wer seinen
Arbeitsplatz absolut gesichert weifl, wird nicht selten nachlissiger in der Frfiillung seiner Pflich-
ten. Das unentschuldigte Fernbleiben von der Arbeit hat in den letzten Jahren zugenommen;
die Zahl der Krankmeldungen ist im Verhéltnis zu den Belegschaftsziffern gestiegen. Gleichzeitig
ist bei neuen Tarifvereinbarungen von den Gewerkschaften mit zunehmendem Nachdruck eine
Verkiirzung der Arbeitszeit verfochten und durchgesetzt worden. Die effektiv geleistete Arbeits-
zeit je Erwerbstitigen hat 1962 um 1,5 vH abgenommen. Das war um so gravierender, als sich
gleichzeitig die Zahl der Erwerbstiitigen nur noch um 1,2 vi erhdhte, weil der Fliichtlings-
zustrom aus Mitteldeutschland fast versiegte, der Erwerbstitigenzugang auf Grund der natiir-
lichen Bevdlkerungsbewegung und der Steigerung der Frwerbsquote nur noch gering war
und die Anwerbung zusitzlicher auslindischer Arbeitskriifte, zumindest von Facharbeitern,
auf wachsende Schwierigkeiten stieff. Tatsdichlich filhrte die Verkiirzung der Arbeitszeit dazu,
dafl sich die Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden 1962 nicht weiter erhdhte, sondern
zuriickging und das Bruttosozialprodukt infolgedessen lediglich auf Grund der Produktivitiits-
steigerung wuchs. Fs zeigt sich hier deutlich, daB , (lberbeschiftigung” auf weitere Sicht leicht zu
einem Hemmschuh des Wachstums werden kann, wenn sie eine so wichtige Grundlage des Wachs-
tums wie die Arbeitsbereitschaft schwiicht.

Zu den Schattenseiten der Expansion des letzten Jahres gehdrte ferner, daf sie von einem
weiteren Anstieg des Preisniveaus begleitet war. Wie unten niher dargelegt, hat sich die Preis-
steigerung in einigen Bereichen im Verlauf des letzten Jahres zwar merklich abgeschwicht, ja
vereinzelt sind die Preise sogar gesunken. Namentlich da, wo sich die Auslandskonkurrenz voll
entfalten konnte und die heimische Preisgestaltung damit zunehmend durch die vielfach weit
stabilere Preisentwicklung in einigen der grofen Welthandelslinder in Schach gehalten wurde,
war eine allmihliche Preisberuhigung zu beobachten. Aber im grofien und ganzen blieb die
Preistendenz weiter aufwiirts gerichtet, so vor allem am Baumarkt, in den stark von der Bau-
titigkeit abhiingigen Wirtschaftszweigen und in den verbrauchsnahen Bereichen, wo die Lohn-
und Gehaltssteigerungen relativ stark ins Gewicht fielen und die Auslandskonkurrenz keine
oder nur eine schwache Bremse bildete. Der Preisindex fiir die Lebenshaltung eines Arbeit-
nehmerhaushalts der mittleren Einkommensstufe war im Dezember 1962 um 2,9 vH haher als
im gleichen Monat des Vorjahres, im Mérz 1963 um 4,4 vH. Dabei ist allerdings zu beriicksich-
tigen, daB fiir den Preisanstieg der letzten Monate weitgehend Sonderumstinde maBgebend
waren, wie vor allem die starke ErhShung der Erndhrungskosten, die die ungewdhnliche Frost-
welle dieses Winters in der Bundesrepublik ebenso wie in fast allen anderen Lindern der
ndrdlichen Hemisphére mit sich brachte, sowie die Anhebung der Bahn- und Posttarife und
der (noch reglementierten) Altbaumieten, die den gestiegenen Kosten bisher nur unzureichend
gefolgt waren und zum Teil auch heute noch nicht dem Kostenniveau entsprechen. Auch daff die
Lebenshaltungskosten Fiir die mittleren Arbeitnehmerhaushalte wegen des relativ hohen Anteils
der Erndhrungskosten wahrscheinlich stirker gestiegen sind als die der Verbrauchergruppen mit
héherem Einkommen, sollte nicht unbeachtet bleiben. Aber diese Vorbehalte diirfen nicht
dariiber hinwegtiuschen, daff auch konjunkturelle Momente an der Preissteigerung beteiligt
waren.

Vor allem ist in diesem Zusammenhang auf den erheblichen Kostenanstieg zu verweisen,
den die Wirtschaft 1962, ebenso wie schon in den beiden vorangegangenen Jahren, in Kauf
nehmen mufBte. Die Durchschnittsverdienste der Beschiftigten sind 1962 um weitere 8,7 vH
gestiegen nach 10,2 vH im Vorjahr und 8,9 vH im Jahre 1960. Das Bruttosozialprodukt je

Fortgesetzte PreiserhShungen

Der Kostenaustieg
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Erwerbstitigen hat demgegeniiber 1960, zu konstanten Preisen gerechnet, nur um 6,5 vH,
1961 nur um 3,8 vH und 1962 nur um 2,9 vH zugenommen. Die Lohnkosten je Produktions-
einheit haben sich also, gesamtwirtschaftlich gesehen, 1960um 2,2 vH, 1961 um 6,2 vH und 1962
um 5,7 vH erhoht. Diese Steigerung ging betrichtlich iiber die im Ausland zu beobachtende
hinaus, zumal sich in den Vereinigten Staaten von Amerika und in einigen anderen Lindern die
Lohnkosten (gerechnet je Produktionseinheit) im Verlauf der letzten Jahre sogar ermiBigt
haben. Unter Einschluf der relativ hohen Lohnnebenkosten ist die Bundesrepublik damit in der
internationalen Lohnkostenskala auf die oberen Stufen geriickt, besonders wenn man daneben
noch die Aufwertung der DM im Marz 1961 beriicksichtigt. Es liegt zwar kein Grund vor, diese
Entwicklung zu dramatisieren, zumal die Bundesrepublik Anfang der 50er Jahre noch relativ
weit von dem Lohnstandard anderer Industrielinder entfernt war. Aber ein so rascher Wandel
stellt die Wirtschaft doch vor nicht leicht zu 18sende Aufgaben, und die Schwierigkeiten wiirden
noch gréfer werden, wenn sich die Kostenentwicklung der letzten Jahre fortsetzen sollte. Dabei
ist nicht etwa nur an die internationale Wettbewerbsfihigkeit zu denken, sondern auch an die
Wirkungen, die ein anhaltender Kostenanstieg auf die Investitionsneigung und -fihigkeit der
Wirtschaft zu haben pflegt. Es drohen hier Gefahren, die, wie noch zu zeigen sein wird, ihre
Schatten bereits deutlich vorauswerfen.

Die Nachfrageentwicklung

Die Grundlage dieser Entwicklung bildete der anhaltend hohe Stand der Anspriiche, die an
das Sozialprodukt oder, genauer, an die verfiigbaren Produktionsfaktoren gestellt wurden. Nach
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung waren die nominalen Gesamtausgaben im Jahre 1962
um 8,5 vH hoher als im Vorjahr, wihrend das Bruttosozialprodukt dem Realwert nach nur um
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reichlich 4 vH gewachsen ist; die Steigerung der nominellen Aufwendungen war also doppelt
so stark wie die Steigerung des Angebots an Waren und Dienstleistungen. Ob hieraus ohne
weiteres geschlossen werden kann, daB eine ,Ubernachfrage” in dem Sinne vorlag, daB die
Nachfrage a priori gréfer war als das Angebot und insofern die treibende Kraft des eben
geschilderten Inflationierungsprozesses bildete, ist allerdings fraglich. Es wiire denkbar, daB mit
der Kostensteigerung der Nominalwert des Angebots von vornherein hdher war und die
volkswirtschaftlichen Aufwendungen sich dem nur anpaBten und nicht initiativ fiir die weitere
Erhéhung des Preis- und Kostenniveaus waren. Oder anders ausgedriickt: War die Aufwirts-
bewegung der Preise in der Berichtsperiode iiberhaupt noch nachfragebedingt, oder war sie nicht
bereits in erster Linie durch ,autonome” Kostensteigerungen verursacht, also rein kostenbe-
dingt? Dafl Kostensteigerungen von sich aus auf eine ErhShung des Preisniveaus hinwirken
kénnen, ist nicht zu bestreiten und bereits durch vielfiltige Erfahrungen belegt. Voraussetzung
dafiir ist allerdings, daB die Nachfrage zumindest in gewissem Umfang mitzicht, was insbeson-
dere dann der Fall sein wird, wenn sich die Sparquote der Nicht-Unternehmer nicht erhsht oder
die Unternehmer die Lohnkostenerhdhungen nicht sofort mit einer Einschrinkung ihrer effek-
tiven Investitionsausgaben beantworten, was schon aus technischen Griinden kaum mdglich sein
diirfte. DaB in diesem Sinne die Nachfrage in letzter Zeit noch weitgehend ,mitzog”, liegt auf
der Hand. Aber es spricht vieles dafiir, da8 sich die Rolle der Nachfrage im Preisanstieg des
letzten Jahres nicht auf eine derartige passive Funktion beschrinkte, sondern teilweise sogar
fiithrend war, wenn sich auch die Antriebskrifte allmihlich von der Nachfrageseite auf die
Kostenseite zu verlagern begonnen haben.

Wie sehr das Nachfrageelement noch immer ins Gewicht fillt, geht vor allem daraus hervor,
daB der Arbeitsmarkt, an dem sich die Anspriiche an das Sozialprodukt wie in einem Brenn-
spiegel sammeln, weiter aufs guflerste angespannt ist. Im Monatsdurchschnitt des Jahres 1962
betrug die Zahl der bei den Arbeitsimtern gemeldeten Arbeitslosen nur 142 000 oder nur
0,7 vH der unselbstiindigen Erwerbspersonen, die Zahl der offenen Stellen dagegen fast 550 000
— ungeachtet der reichlich 760 000 auslindischen Arbeitskrifte, die am saisonalen Hohepunkt
in der Bundesrepublik beschiftigt waren. Auch in den letzten Monaten hat sich in dieser Hin-
sicht noch kein durchgreifender Wandel vollzogen, obwohl die Hortung von Arbeitskriften in
den Branchen mit riickliufiger Konjunktur nachgelassen hat; Ende Mirz 1963 standen vielmehr
204 000 registrierten Arbeitslosen noch 552 000 offene Stellen gegeniiber, d. h. der Markt des
universellsten Produktionsfaktors war nach wie vor iiberfordert.

Unter diesen Umstinden war auch fiir den relativ leichten Stand, den die Arbeitnehmer im
Kampf um Lohn und Gehalt hatten, weiter in erster Linie der hohe Arbeitskriftebedarf
entscheidend und nicht die organisierte Macht der Gewerkschaften, wie im Fall der typischen
kosten-induzierten Preissteigerung. Die Effektivverdienste sind seit Anfang 1962 im ganzen
zwar kaum mehr stirker gestiegen als die tariflichen Ldhne und Gehilter, aber der relativ grofie
Abstand, der sich zwischen diesen beiden Reihen in den Jahren des Booms ergeben hatte, ist
auch nicht geringer geworden. Die Arbeitgeber haben m. a.W. darauf verzichtet, das Herauf-
schrauben der Tarifsitze in den auBertariflichen Zusatzleistungen der einzelnen Betriebe aufzu-
fangen; sie haben diese vielmehr mit den tariflich vereinbarten Léhnen und Gehiltern erhsht
— ein deutliches Zeichen dafiir, dal die Arbeitskrifte auf Grund der allgemeinen Nachfrage-
situation weiter umworben blieben. Dabei ist freilich zu beachten, daB durch die erzwungene Ver-
kiirzung der Arbeitszeit die Mangellage auch von der Seite des Angebots her verschirft wurde.

Geht man den Ursachen des anhaltend starken Nachfragesogs nach, so ergibt sich, daB er zum
Teil noch immer von dem Boom der Jahre 1959 und 1960 herrithrt. Die Auftragseinginge waren
damals so groB, da sie nicht prompt erledigt werden konnten und daher zu einer erheblichen Zu-
nahme der Auftragsbestinde fithrten. Diese aufgestaute Nachfrage wirkt sich nun aus und gibt
verschiedentlich selbst da noch zu erheblichen Produktionsanstrengungen AnlaB, wo der frithere
Auftragsboom bereits einem merklichen Riickgang der Auftrige gewichen ist.

Der Arbeitsmarkt
als Symptom

Tarifverdienste
und Effektivverdienste

Aufldsung des
Auftragsiiberhangs
aus dem Boom



Betrichtliche Erhshung
der 5ffentlichen
Ausgaben

Defizite statt
Uberschiisse

Der EinfluB der &ffentlichen Haushalte

Aber auch die laufende Nachfrage blieb im allgemeinen auf relativ hohem Stand, ja, global be-
trachtet, setzte sie sogar ihre Steigerung in betrichtlichem Tempo fort. Treibende Kraft waren da-
bei vor allem die &ffentlichen Ausgaben. Fafit man die Gesamtaufwendungen der Gebietskorper-
schaften (also des Bundes, der Linder und der Gemeinden), des Lastenausgleichsfonds, des ERP-
Sondervermdgens und der Sozialversicherungen zusammen, so betrugen sie 1962 rd. 137 Mrd DM
gegen 121 Mrd DM im Vorjahr, rd. 109 Mrd DM im Jahre 1960 und rd. 100 Mrd DM im Jahre
1959; die Erhohung stellte sich 1962 also auf etwa 13 vH gegen 11 vH im Jahre 1961 und 8 vH
im Jahre 1960, d. h. sie hat sich merklich beschleunigt. Die iiber ein Drittel betragende Erhdhung
der Verteidigungsausgaben des Bundes spielte in diesem Zusammenhang eine groBe Rolle, aber
auch die Tatsache, dal unter dem Eindruck der Kassenfiille, die der vorangegangene Boom be-
wirkt hatte, fast allenthalben die Investitionsaufwendungen grofziigig gesteigert wurden, fiel er-
heblich ins Gewicht. Die gesamten Investitionsausgaben der Gebietskdrperschaften, des Lastenaus-
gleichsfonds und des ERP-Sondervermdgens waren 1962 mit gut 24 Mrd DM um fast 17 vH
gréfer als im Vorjahr. Rechnet man Bundesbahn und Bundespost hinzu, so ergibt sich ein Betrag
von annihernd 29 Mrd DM und eine Steigerungsrate von rd. 16 vH. Die Eigeninvestitionen der
Gebietskdrperschaften (im Gegensatz zu den an Dritte gewihrten Darlehen) waren dabei be-
sonders expansiv: Sie wurden 1962 mit einem Mehrbetrag von reichlich 2 Mrd DM um 19 vH
aufgestockt gegen bereits nahezu 17 vH im Vorjahr und 15 vH im Jahre 1960.

Die konjunkturelle Dynamik dieser Ausgabensteigerung tritt aber erst ganz in Erscheinung,
wenn man sich vergegenwirtigt, wie sich die Finanzierungsverhiltnisse der letzten Jahre gewan-
delt haben. 1960 und 1961 waren die Einnahmen der &ffentlichen Haushalte, global betrachtet,
stirker gestiegen als die Ausgaben; die Steuerschwemme, die der Boom mit sich brachte, und die
Zihfliissigkeit, die zumindest einigen Ausgaben anhaftet, waren hierfiir bestimmend. Im Jahre
1962 indes hat die Ausgabenzunahme bei weitem die Einnahmeerhdhung éiberfliigelt, so daB an die
Stelle des Einnahmeiiberschusses von insgesamt etwa 2,2 Mrd DM im Jahre 1961 im folgenden
Jahr ein Einnahmedefizit von iiber 1,6 Mrd DM trat. Auch hier war die Entwicklung beim Bund
entscheidend: Die Kassenausgaben des Bundes waren 1962 um reichlich 1,5 Mrd DM hoher als
die Kasseneinnahmen, wihrend sie 1961 um gut 300 Mio DM hinter diesen zuriickgeblieben wa-
ren; aber auch die Linder, die 1961 unter dem EinfluB der besonders giinstigen Entwicklung der
von ihnen vereinnahmten Steuern einen Kasseniiberschuff von rd. 1,7 Mrd DM erzielt hatten, blie-
ben 1962 nur noch mit knapp 200 Mio DM im Plus, da sie inzwischen ihre Ausgaben, vor allem
ihre Investitionsausgaben und ihre Zuwendungen an die Gemeinden, weiter erhdht hatten und
auBerdem einen Beitrag von knapp 1 Mrd DM an den Bund leisteten.

Mit der Verschlechterung der laufenden Kassenentwicklung hat einmal die Aufstockung der
Guthaben der 3ffentlichen Haushalte nachgelassen, ja zum Teil ist sie sogar einer Inanspruchnahme
der vordem aufgelaufenen Kassenmittel gewichen. Das letztere gilt zumindest fiir die staatlichen
Haushalte: den Bund, den Lastenausgleichsfonds und die Linder, die zusammengenommen im
Jahre 1962 Kassenmittel im Betrage von iiber 0,3 Mrd DM zum Einsatz brachten, wihrend sie
1961 allein jhre Guthaben bei der Bundesbank um iiber 1 Mrd DM erhsht hatten. Zum andernist
die Kreditmarktverschuldung der 6ffentlichen Hand im Jahre 1962 betrichtlich gestiegen. Bund,
Lastenausgleichsfonds, Linder und Gemeinden nahmen 1962 Kredite im Betrage von fast 3,4 Mrd
DM auf gegen weniger als 900 Mio DM im Vorjahr, und wenn man Bundesbahn und Bundespost
einbezieht, stieg der Betrag auf 6,3 Mrd DM gegen 2,9 Mrd DM im Jahre 1961. Selbst wenn be-
riicksichtigt wird, daB gleichzeitig die Kassenreserven der Sozialversicherungen und der Gesamt-
heit der Gemeinden noch um gut 2 Mrd DM zunahmen (bei den Gemeinden allerdings nicht nur,
weil sich einzelne nach wie vor in einer beim jetzigen Finanzausgleich beinahe als strukturell an-
zusprechenden Uberschufposition befanden, sondern auch, weil die aufgenommenen Kreditmittel
nicht Zug um Zug zum Einsatz kamen), ergibt sich fiir den gesamten Block der &ffentlichen
Haushalte fiir 1962 ein Uberschuff der Kreditaufnahme iiber die Nettozunahme der Kassenreserven
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im Betrage von 1,55 Mrd DM (wozu noch
»Miinzgewinne” des Bundes in Héhe von rd.
100 Mio DM kamen), wihrend 1961 die Zu-
nahme der Kassenreserven noch um mehr als
2 Mrd DM iiber die Kreditaufnahme hinaus-
gegangen war. Das zeigt deutlich, in wie star-
kem Mafe die dffentliche Haushaltsgebarung
expansiv geworden ist und insofern der Ver-
minderung der Ubernachfrage entgegen-
wirkte.
Besonders gravierend war jedoch in diesem
Zusammenhang, daf die erhdhte Flut der 5f-
fentlichen Ausgaben zum grofien Teil einen
Wirtschaftsbereich betraf, in dem die Spannung
zwischen Angebot und Nachfrage ohnehin am
stirksten war, nimlich den Baumarkt, Von
den Eigeninvestitionen der Gebietskdrper-
schaften im Betrage von insgesamt etwa 13,7
Mrd DM waren reichlich 121/2 Mrd DM Bau-
investitionen — gut 2 Mrd DM mehr als im
Vorjahr. Auch die Planung neuer 8ffentlicher
Bauten lief zumindest bis Ende 1962 keine
Einschrinkung erkennen. Der Wert der neu
genehmigten Bauprojekte Sffentlicher Bavher-
ren war dem veranschlagten Bauaufwand nach
im zweiten Halbjahr 1962 vielmehr um 29 vH
héher als in der gleichen Zeit des Vorjahres.
Selbst die im Bundeshaushaltsgesetz fiir 1962
vorgesehene 20%sige Sperre der Etatansitze
fiir die eigenen Bauausgaben des Bundes hat
dieser Entwicklung nicht zu steuern vermocht,
da sie reichlich spit kam — der Haushalt
wirde erst im Frithjahr 1962 verabschiedet —,
da ferner die Etatansitze trotz der Kiirzung
noch tber den Ist-Ausgaben des Vorjahres
lagen und da iiberdies die Méglichkeit be-
stand, mit Hilfe von Ausgaberesten fritherer
Jahre zu bauen. Die Bauausgaben des Bundes
waren jedenfalls 1962 um rd. ein Drittel hs-
her als im Vorjahr, wobei die Aufwendungen
fiir Verteidigungsbauten, iiber die keine An-
gaben vorliegen, noch nicht einmal beriick-
sichtigt sind.

Ebensowenig ist die Rolle der sffentlichen
Hand als Promotor von Bauausgaben anderer

Stellen schwicher geworden. Das gilt vor allem fiir die Férderung des Wohnungsbaus, in dem die
Uberhitzung des Baumarkts in besonderem Mafie zum Ausdruck kommt. Die gesamten Wohnungs-
bauausgaben des Bundes, des Lastenausgleichsfonds und der Linder erreichten 1962 (ohne Woh-
nungsbauprimien) reichlich 4 Mrd DM — rd. 0,5 Mrd DM mehr als im Vorjahr. Der bei weitem
groBte Teil dieses Betrages entfiel auf Subsidien, vor allem an die Triger des sozialen Wohnungs-
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baus. Die Aufwendungen des Bundes gingen dabei zwar, dem zweiten Wohnungsbaugesetz von
1956 entsprechend, weiter zuriick, aber die Linder machten, ebenso wie schon im Vorjahr, die
Einschrinkung mit eigenen Mitteln wiederum mehr als wett, da sie den Gesamtbetrag ihrer Auf-
wendungen fiir den Wohnungsbau von etwa 1,7 Mrd DM im Jahre 1961 auf fast 2,3 Mrd DM im
Jabre 1962 erhdhten, zumal sie zum Teil schon aus politischen Griinden bestrebt waren, anhal-
tend hohe oder gar steigende Leistungen im Wohnungsbau aufzuweisen. Mit dem gesteigerten
Einsatz Offentlicher Mittel wurde selbstverstindlich ein noch hoherer Betrag an sonstigen
Mitteln mobilisiert, schon weil seit geraumer Zeit ein Teil der Sffentlichen Gelder in Form
von Zins- und Tilgungsbeihilfen zur Verfiigung gestellt wird, um die Bauherren in ihrer
Kreditaufnahme am Kapitalmarkt von der jeweiligen Zinshdhe relativ unabhiingig zu machen.
Tatsichlich sind die Finanzierungszusagen der Kapitalsammelstellen fiir den mit &ffentlichen
Mitteln gefdrderten sozialen Wohnungsbau im Jahre 1962 auf 6,2 Mrd DM gestiegen gegen
5,6 Mrd DM im Vorjahr und 4,5 Mrd DM im Jahre 1959.

Stimulierend wirkte ferner, da8 sich der Wohnungsbau, vor allem der frei finanzierte, weiter
auf die relativ grofiziigigen steuerlichen Abschreibungsmdglichkeiten des § 7b des Einkommen-
steuergesetzes stiitzen konnte. Die Bank hat sich in den letzten Jahren — auch im Rahmen
ihrer Geschiftsberichte — verschiedentlich fiir eine weitgehende Einschrinkung dieser Er-
leichterung ausgesprochen, da sie ihr in einer Zeit, in der die Nachfrage nach Hochbau-
leistungen weit iiber die Kapazitit des Baugewerbes hinausgeht und die Preise dieses Sektors
demgemif in geradezu erschreckendem Tempo steigen, verfehlt erschien und auch Griinde
der Steuergerechtigkeit in wachsendem Mafle gegen diese Verglinstigung sprachen. Bis vor
kurzem war ihr dabei jedoch kein nennenswerter Erfolg beschieden. Im Jahre 1960 wurden
zwar einige Modifikationen vorgenommen, die jedoch die Anreize, die die Bestimmungen des
§ 7b insbesondere fiir den kommerziellen Wohnungsbau boten, nur wenig schmilerten. Die
Wohnungsbauplanungen des Jahres 1962 standen daher noch weitgehend im Zeichen dieser
Vergiinstigungen, ja die Diskussion iiber jhre eventuelle Beschrinkung oder Abschaffung gab
sogar zu einer regeren Ausnutzung der Erleichterung Anlaf. Daf der Markt unter diesen
Umstinden weiter die Merkmale einer ausgesprochenen Ubernachfrage erkennen 14f¢, die durch
die lange Baupause infolge der Frostwelle des letzten Winters noch erheblich verstirkt wurde,
ist nicht verwunderlich.

Zunahme des privaten Verbrauchs

Der Anstieg Expansiv wirkte auf die volkswirtschaftliche Nachfrage im letzten Jahr schlieBlich die Ver-
des Massencinkommens brauchsausweitung, die mit der Erhdhung des Masseneinkommens verbunden war. Die Lohn-
und Gehaltssumme ist im Jahre 1962 nach Abzug der Steuern und der Arbeitnehmerbeitrige

zu den Sozialversicherungen um 10 vH gestiegen, obwohl die Zahl der Beschiiftigten nur noch

wenig zunahm und die durchschnittliche Arbeitszeit weiter zuriickging. Mit den Lohn- und
Gehaltssteigerungen wurden ferner die Einkommen aus Renten, Pensionen und Unterstiitzungen

angehoben, zumal sich auch da, wo keine rechtlichen Koppelungen bestehen (wie z. B. bei

den Pensionen oder den im Laufe des Jahres neu festgesetzten Sozialversicherungsrenten),

doch mehr und mehr eine ,Anpassungs-Tradition” ergeben hat. Das gesamte Masseneinkom-

men ist unter dem EinfluB dieser Entwicklungen 1962 um mehr als 14 Mrd DM oder

9,6 VH gewachsen. Auch die Privatentnahmen der Selbstindigen waren 1962 hoher als im

Vorjahr, obwohl der Druck auf die Gewinne und die riickliufige Zahl der nicht in einem
Abhingigkeitsverhiltnis stechenden Erwerbstitigen den Anstieg dimpfien, so dafl das gesamte

verfiigbare Einkommen der privaten Haushalte etwas schwiicher wuchs als das Masseneinkom-

men, nimlich um 9 vH. Bei annihernd gleicher Sparquote wie im vorangegangenen Jahr — un-

gefahr 9 vH des verfiigbaren Einkommens — ergab sich aber eine Verbrauchszunahme in etwa

der gleichen Hohe, d. h. nur um ein Geringes weniger als in den beiden vorangegangenen Jahren,
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Zahlen zur Wirtschaftsentwicklung der Bundesrepublik Deutschland

ohne Berlin

Monatsdurchschnitte
| 1962 1963
Wirtschaftsreihe Einheit 1956 | 1957 1958 | 1959 1960 | 1961 | 1962 —- -
| LVi. | 2.Vi | 3.Vi. | 4.Vi. | 1.Vi.P)
[
Produktion?)15) i
Index der Industrieproduktion (arbeitstiiglich)!?)
Gesamt 1950 = 100 192 203 09 225 249 264 276 259 283 266 296 262
Grundstoff- und Produktionsgiterindustrien 1950 = 100 187 198 203 28 260 275 292 270 304 296 297 273
Investitionsgiiterindustrien 1950 = 100 243 253 271 293 337 365 376 364 391 351 400 362
Verbrauchsgiiterindustrien 1950 == 100 176 186 184 195 211 220 232 223 235 217 253 225
Produktion ausgewihlter Erzeugnisse ;
Stromerzeugung®)!8) Mio kWh 7023 | 7576 | 7851 | 8464 | 9416 [10219 [11135 [11339 10220 (10515 |12 469 .
Walzstahl, produktionstiglich 2)'7) Tsd t 51,4 54,9 51,2 63,7 73,9 72,4 72,6 69,8 | 73,1 74,3 72,0 70,1
Pkwe)1?) Tsd St. 76 87 109 125 151 159 181 176 177 178 192 R
Lkw®)17) Tsd St. 14 14 16 | 18 20 20 20 2 20 19 21
Fernsehgerite®)!?) Tsd St. 44 65 124 | 150 180 144 141 132 124 134 175
Landwirtschaftliche Produktion®)'®) 1
Nahrungsmittelproduktion#) 1935/36-1938/39] 125 130 138 137 149 145 149%) .
davon: = 100
pflanzliche Produkte 1935/36-1938/39 125 127 152 129 162 120 138%) .
tierische Produkte = 100 12§ 131 124 139 145 152 153%) .
Arbeitsmarkt und Beschiftigung
Registrierte Arbeitslose®®) Tsd 767 668 689 480 237 161 142 190°) 387) $3%) 1 2198 204%)
Beschiftigte?)20) Tsd 18 384 {18942 19175 (19748 [20184 |20 660 21097 |20 881°%) |21 223%) 121 299°) |21 170°%) 21 2179}
darunter in der Industrie®)!?) Tsd 6991 7 221 7273 17301 776 $ 002 8037 8000%) | 8044%) | 8057%) | 7 994%) .-
Arbeitslosenquote®)20) vH 2,119 1,91%) 1,710) 0,91 0,5!%) 0,519 0,4!%) 0,5%) 0,4%) 0,4%) 1,0%) 1,0%)
Ausgefallene Tagewerke2?)?) Mio . . . 11,6 12,0 30,7 59,6 24,3 . . 8,3 50,9
Bezahlte Wochenstunden in der Industrie!”)®) Std, 48,2 46,5 45,7 45,6 45,6 45,5 44,9 44,7')0 45,011)  44,9'1) 45,11 .
Geleistete » . » 17)8) Std. . 43,0 41,5 41,3 42,0 40,8 40,8 43,4%1)  40,3'1)| 38,511}  41,1'%)
Auftragseinginge und Umsitze!)18) ‘
Auftragseingang in der Industrie '
(Werte, kalendermonatlich) : I
in vH der Umsétze von 1954 I
Gesamt 1954 = 100 137 143 142 175 201 201 207 202 211 201 213
Grundstoffindustrien 1954 = 100 136 142 137 168 185 179 188 181 194 191 186
Investitionsgﬁterindustrien 1954 = 100 147 154 163 203 255 254 253 259 254 243 258 .
Verbrauchsgiiterindustrien 1954 = 100 126 129 119 147 148 160 170 155 177 156 192
in vH der jeweiligen Umsitze
Gesamt vH 103 99 97 109 108 101 98 101 103 94 96
Umsatz im Einzelhandel zu jeweiligen Preisen!):7)
Gesamt 1954 = 100 123 133 139 146 159 174 188 163 185 175 228 169
Bauwirtschaft17) ‘
Produktion des Bauhauptgewerbes!)1s) 1950 = 00 181 177 183 213 222 241 | 259 178 304 292 266 119
Veranschlagter Bavaufwand fiir genehmigte . :
Hochbauten gesamt®) Mio DM 1344,1 !1367,0 1600,5 |[t844,7 |2227,5 |2579,4 {2828,3 (23104 [2994,2 13120,3 2888,3
Bauiiberhang am Ende des Jahrest)
Wohnungsbau Tsd Wohnungen | 522,7 495,5 547,9 565,3 627,9 696,0 .
Nichtwohnungsbau Mio cbm 102,0 100,9 113,2 142,0 157,9 186,4 205,00) . . . . .
Preisindex fiir Wohngebiude®) 1958 = 100 93,7 97,0 | 100,0 | 1053 | 1132 | 121,8 | 132,4 | 127,4 | 132,4 | 1337 . 1360 | 1369
Preise und Lshne!?) i
Grundstoffpreise (inlindischer und ‘
auslidndischer Herkunft®) i
Gesamt 1958 = 100 99,6 101,3 100,0 100,5 100,5 100,2 100,1 100,4 100,1 9,7 100,35 100.4
Javon: |
land-, forst- und plantagenwirtschafilicher
Herkunft 1958 = 100 100,6 101,5 100,0 102,4 100,5 100,0 100,3 100,9 100,3 99,2 101,0 101,4
industrieller Herkunft 1958 = 100 99,0 | 101,2 ' 100,0 99,3 | 100,5 | 100,3 | 100,0 | 100,1 99,9 | 100,0 | 99,9 99,8
Einkaufspreise fiir Auslandsgiiter'4) i |
Gesamt 1958 == 100 106,9 105,5 100,0 97,5 98,2 94,5 93,6 93,7 94,6 92,5 J 93,5 96,1
Verkaufspreise fiir Ausfuhrgiiter't) |
Gesamt 1958 = 100 100,1 102,4 100,0 99,2 100,5 100,3 100,6 100,3 100,6 100,7 100,6 100,5
Erzeugerpreise inlindischer Industrieproduktce’®)
Gesamt 1958 == 100 98,6 100,4 100,0 99,2 100,4 101,9 103,0 102,6 103,1 103,1 103,3 103.6
darunter:
Investitionsgiiterindustrien 1958 = 100 97,1 99,1 100,0 99,2 100,7 103,6 106,8 105,5 | 107,1 107,4 107,4 107,2
Verbrauchsgiiterindustrien 1958 == 100 98,7 101,8 100,0 57,8 | 101,3 103,8 105,0 104,9 | 104,9 104,9 105,4 106,3
Preisindex fiir die Lebenshaltung'?)) i
Gesamt 1958 = 100 95,9 97,9 100,0 101,0 102,4 105,0 108,7 107,6 ' 109,3 109,1 108,9 112.2
davon: |
ohne Ernidhrung 1958 = 100 95,7 97,9 100,0 100,5 102,5 105,9 109,0 108,1 | 108,6 109,3 110,0 111.5
Ernéhrung 1958 = 100 96,3 98,0 100,0 01,7 %] 103,6 108,3 106,8 110,4 108,6 107,1 113,3
Industriearbeiterldhne &) . '
Stundenverdienste DM 1,99 2,17 2,32 2,44 2,68 2,96 3,30 3,208 3,2911)  3,3311)0 3,39%))
Wochenverdienste DM 95,77 100,74 |105,82 111,51 122,42 |134,82 148,49 [143,16'1)!148,121)1149,7471)1152,7511)
! |
AuBenhandel?®)17) !
i
Einfuhr Mio DM 2330 | 2657 | 2670 | 2985 3560 | 3697 14125 | 4010 | 4089 . 4010 | 4350 | 4053
Ausfuhr Mio DM 2572 2997 3083 3432 3 955 4 248 4 415 4216 4402 4333 4707 4 245
Saldo Mio DM + 242 - 340 |+ 413 |+ 447 4 435 |4+ 551 4 200 |4 206 |- 313 323 |4 317 |+ 192
i |
1) Ohne Saarland, — 2) Bis Ende 1958 ohne Saarland. — 3) Stand am Ende des Vierteljahres, — %) Wirtschafisjahre vom 1. Juli bis zum 30 Juni des folgenden Jahres. — %) Bis
Febr. 1962 ohne Saarland. — ) Bis Fnde 1959 ohne Saarland. — 7) Durchschnitte errechnet aus Vierteljahresendstinden. — &) Anteil der Arbeitslosen an den unselbstindigen Er-
werbspersonen, — ) Im Baugewerbe; Schlechtwetterzeit vom 1. November bis 31. Mirz des folgenden Jahres. — 1) Stand am Ende des dritten Vierteljahres. — 1) Stand Mitte des
Vierteljahres. — 32) Mittlere Arbeitnehmerhaushalte. — 1) Bis Ende 1960 ohne Saarland. — 14) Einschl. Berlin, bis Ende 1956 ohne Saarland, — %) Ab 1961 unter Zugrunde-
legung der 5,2-Tagewoche, — 1%) Spezialhandel nach der amtlichen AuBenhandelsstatistik; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 1957 und 1958 einschl. nachtrigl. gemeldeter und daher in der
amtlichen AuBenhandelsstatistik fiir diese Jahre nicht erfaBter Einfuhren der Bundesregierung. Einschl. Berlin (West). Bis 5. 7. 1959 ohne Saarland. ~— Quellen: 17) Statistisches
Bundesamt. — 18) Bundeswirtschaftsministerium. — 1%) Bericht iiber die Lage der Landwirtschaft (Griiner Plan). — ) Bundesanstalt fiir Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-

sicherung. ~— p) Vorldufig. — s5) Geschiitzt.




Eine Sekundirwirkung
des Booms

Noch hohe
Aufwendungen fiir
frithere Bestellungen . . .

. . . aber merklicher
Riickgang der
Neuauftrige

so daB der private Verbrauch fiir die Fortsetzung der gesamten Nachfrageexpansion zweifellos
eine wichtige Stiitze bildete.

Ebenso wie bei der allmihlichen Aufarbeitung der hohen Auftragsbestinde handelte es sich
dabei um eine typische Nachwirkung des Booms. Zwischen einem Aufschwung und der durch
diesen ausgelosten Finkommens- und Verbrauchswelle besteht erfahrungsgemiB ein gewisser
zeitlicher Abstand, weil Lohn- und Gehaltssteigerungen ihre volle Schwungkraft erst zu erlangen
pflegen, wenn sich der Arbeitsmarkt unter dem Einfluf der Mehrbeschiftigung entsprechend
verknappt hat, ebenso wie die Konjunktur oft schon ihren Hohepunkt iiberschritten hat, ehe
der Umschwung den Arbeitsmarkt und die Lohn- und Gehaltsentwicklung beriihrt. Auch in der
Einkommens- und Verbrauchsentwicklung des letzten Jahres kam eine solche Spitwirkung des
Booms zum Ausdruck, ja sie trat dieses Mal noch stirker als frither in Erscheinung, weil der
Konjunkturaufschwung der letzten Jahre den Arbeitsmarkt in besonders hohem Mafe ange-
spannt hatte und viele Unternehmer unter dem Eindruck der dabei gemachten Erfahrungen
zunichst zdgerten, Arbeitskrifte zu entlassen, selbst wenn ihre betriebliche Lage dies vielleicht
zugelassen hitte. Auf der anderen Seite ist jedoch nicht zu {ibersehen, daf sich diejenigen
Faktoren, die die Triebkrifte des Booms von 1959 und 1960 bildeten und insofern auch die
Quelle seiner Nachwirkungen darstellen, nimlich der Uberschufi der Waren- und Dienstleistungs-
bilanz mit dem Ausland und der Investitionsdrang der privaten Wirtschaft, 1962 weiter ab-
geschwiicht haben und zum Teil schon kontraktive Wirkungen ausiibten.

Die Investitionstitigkeit

Was zunichst die Investitionen anlangt, so ist allerdings ein Unterschied zu machen zwischen dem
laufenden Aufwand und der Investitionsplanung, soweit sie in neuen Auftrigen zum Ausdruck
kommt. Der tatsichliche Investitionsaufwand ist (selbst ohne die Wohnungsbauinvestitionen, die
in diesem Zusammenhang grundsitzlich auBer Betracht bleiben) auch 1962 noch gewachsen, ob-
schon bei weitem nicht mehr in gleichem MaBle wie 1961 oder 1960. Die Zunahme beruhte einmal
darauf, daB die Preise und Kosten 1962 in der Regel hdher waren als vordem; entscheidend war
aber wohl, daf die Investitionen dieses Jahres noch weitgehend durch die sehr groBziigigen Pla-
nungen und Bestellungen der vorangegangenen Jahre bestimmt wurden. Fiir die Investitionstitig-
keit ist es schon wegen der relativ langen Herstellungsdauer von Anlagen und Ausriistungsgiitern
charakteristisch, daB zwischen Plan und Ausfithrung lingere Zeit verstreicht. In den Jahren 1959
bis 1961 hatten iiberdies neue Bestellungen bei der Fiille der damals eingehenden Auftrige nur
vereinzelt prompt erfiillt werden kdnnen, so daf} verhiltnismiflig viele Unternehmen noch heute
unter Abnahmeverpflichtungen stehen, die schon vor lingerer Zeit eingegangen wurden.

In den neu erteilten Auftrigen tritt die abnehmende Investitionsbereitschaft und -fahigkeit
jedoch deutlich in Erscheinung. Die Inlandsauftrige, die 1962 von den Investitionsgiiterindu-
strien gebucht werden konnten, waren selbst dem Werte nach um 3 vH niedriger als 1961, wenn
man die Auftrige an den Fahrzeugbau ausklammert, die zu einem grofien Teil vom privaten
Verbrauch abhingen; dem Volumen nach stellte sich der Riickgang sogar auf 7 vH. Seit Mitte
vergangenen Jahres war die Entwicklung eindeutig riickliufig; in den beiden ersten Monaten
von 1963 gingen um gut 8 vH weniger Auftriige ein als in der gleichen Zeit des Vorjahres. Dabei
wurde der Auftragseingang, auch abgesehen vom Fahrzeugbau, in einigen Investitionsgiiterindu-
strien dadurch gestiitzt, daB diese Industrien in erheblichem Umfang auch dauerhafte Konsumgiiter
herstellen oder ihre Frzeugnisse ebenso in den privaten Verbrauch wie in die Investition ein-
gehen konnen und die Nachfrage nach solchen Produkten unter dem Einfluf der Verbrauchs-
steigerung vielfach lebhaft blieb. In denjenigen Industrien, in denen dieser EinfluB nicht in
Betracht kam, hat sich demgemif auch der Auftragseingang noch ungiinstiger entwickelt als fiir
die Gruppe der Investitionsgiiterindustrien als Ganzes. So war etwa im Maschinenbau, der mit der
Entwicklung der Ausriistungsinvestitionen besonders eng verkniipft ist, der Auftragseingang aus
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dem Inland im vierten Vierteljahr 1962 dem

AUSRUSTUNGSINVESTITIONEN Werte nach um 13 vH bzw. um 21 vH niedriger
DER UNTERNEHMEN als in den gleichen Quartalen von 1961 bzw.
T 1960; hinter dem gleichzeitigen Umsatz blieb
100 19541958 2100 _ ) er um rd. 20 vH zuriick. In den typischen In-
Jahriich 7 / vestitionsgiiterindustrien hat sich also die
160 ! laufende Nachfrage bereits erheblich abge-
Aufircgsvergabe | ,!' schwicht, wenn auch die Auftragsbestinde

140 -~ an de inldndische '“d“s‘"e}.)i zum Teil noch immer betrichtlich sind.
120 £/ Investitionsausgaben Bis zu einem gewissen Grade mag diese Ent-
,‘/ wicklung eine Reaktion auf den Auftragsboom
100 > = der Jahre 1959, 1960 und zum Teil auch noch
/" Auhragsgingangv 1961 sein und insoweit vielleicht nur eine
017 Vg clugen meatzes "1 ~Atempause” widerspiegeln. Thre eigentlichen

120 | Ursachen liegen jedoch tiefer: In den letzten
zwei oder drei Jahren haben sich die rentabi-
1o | litdts- und finanzierungsmifigen Bedingungen
fur die privaten Investitionen so rasch und so
stark gedindert, daf viele Unternehmen hier-
i g0 | auf zunichst mit einer Einschrinkung ihrer
Investitionsplanungen reagierten. Entschei-

AJ

!‘Illlv\lll*ll

19541 55 1 56 [ 57 1 58 1 59 160 | 61 1 62 163 dend ist in diesem Zusammenhang die Einen-
) Auftragseingang aus dem Inland bei den Investitionsglierindustrien; ] : :
enthiilt auch Beskeliungen von (anglebigen Verbrauchsglitern.-2) Ein — gung der Gewinnspannen durch die Kosten-

schiiefitich Verteidigungsinvestitionen.- p)Vorldufig- %) D. Jon/Febr.

| steigerung. Die Lohnkosten je Produktions-
einheit sind, gesamtwirtschaftlich betrachtet,
von 1959 bis 1962 um 15 vH gestiegen, da sich die Bruttolohn- und -gehaltssumme je Be-
schiftigten um 30 vH erhSht hat, wihrend die Produktionsleistung je Erwerbstitigen nur um
14 vH gestiegen ist. Die Abwilzung der steigenden Lohnkosten auf die Preise stief jedoch auf
zunehmende Schwierigkeiten, weil mit der allmihlichen Stabilisierung des Preisniveaus in eini-
gen grofen Industrielindern der Welt die Auslandskonkurrenz — besonders nach der Aufwer-
tung der DM — wesentlich schirfer wurde und zum Teil auch die innere Marktentwicklung
Preiserhdhungen ohne die Gefahr von Absatzeinbufen nicht mehr ohne weiteres moglich
machte. In der Industrie z. B. sind die Erzeugerpreise von 1959 bis 1962 zwar um 4 vH gestiegen,
aber dieser Anstieg blieb erheblich hinter der Erhéhung der Lohnkosten zuriick, und in den
meisten iibrigen Produktionsbereichen — mit Ausnahme des Bausektors, in dem die Preis-
entwicklung bis in die letzte Zeit hinein durch eine anhaltende Ubernachfrage bei fast
vSlligem Fehlen von Auslandskonkurrenz bestimmt wurde — lagen die Verhiltnisse dhnlich.
Auch von der Steuerseite her war das Unternehmereinkommen in den letzten Jahren einem
betrichtlichen Druck ausgesetzt: Nicht nur wegen der Progression der personlichen Ein-
kommensteuer, sondern auch infolge des Nachhinkens der Steuerzahlungen hinter der Ent-
stehung der Steuerschuld ist die Steuerbelastung der Unternehmen noch stark gewachsen, als der
Anstieg der Lohnkosten bereits deutlich fithlbar wurde. Die den Unternehmern nach den Privat-
entnahmen verbleibende Gewinnsumme ist daher seit 1961 ziemlich scharf riickldufig. Die nicht-
entnommenen Gewinne stellten sich 1962 auf nur noch 13 Mrd DM gegen 15,6 Mrd DM
im Vorjahr und 18,4 Mrd DM im Jahre 1960. Bezogen auf den Kapitaleinsatz, der sich mit den
laufenden Neuinvestitionen selbstverstiindlich entsprechend erhsht hat, war die Abnahme noch
stirker; der Grenzertrag des Kapitals ist m.a. W. in den letzten Jahren betrachtlich zuriick-
gegangen.
Fiir die Investitionsbedingungen hatte dies eine doppelte Wirkung: Einmal haben sich die Ren-
tabilititsaussichten neuer Investitionen zumindest in denjenigen Fillen verschlechtert, in denen
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Finanzicrung

Wegfall der
auenwirtschaftlichen
Impulse

sich mit jhnen nicht ein Rationalisierungseffekt erzielen 146t, der die Steigerung der L5hne und
Gehilter im Rahmen der Gesamtkosten ausgleicht. Daff der Kapitalzins im Vergleich zu 1959
hoher ist, spielt in diesem Zusammenhang eine nicht unwichtige Rolle: Dem gesunkenen ,na-
tiirlichen” Zins steht ein gestiegener ,Marktzins” gegeniiber, d. h. die Rentabilitit neuer Investi-
tionen ist auch von dieser Seite her beschrinkt, mit dem Ergebnis, daff die Investitionsneigung
der Unternehmer nachgelassen hat.

Zum anderen ist mit den geschrumpften Gewinnen zumindest fiir einen Teil der Unternehmen
die Finanzierung der Investitionen schwieriger geworden. Mit der Abnahme der Gewinnsumme
haben sich naturgemif die Moglichkeiten der sogenannten Innenfinanzierung verringert. Das
wire nun an sich zu {iberbriicken, wenn die bisherige Finanzierung aus eigenen Mitteln ohne wei-
teres durch eine entsprechende Auflenfinanzierung ersetzt werden konnte. Abgesehen von den
Hemmungen, die sich aus der verringerten Rentabilitit ergaben, kam und kommt fiir manche Un-
ternehmen der verstiirkte Einsatz von Fremdkapital aber schon deshalb nicht in Betracht, weil das
die Relation zwischen Figenmitteln und Fremdmitteln verschlechtern wiirde und eine solche Ver-
schiebung besonders dann gescheut wird, wenn die geschiftliche Lage schwieriger wird und die
Gewinne schrumpfen. Vor allem jedoch haben in den letzten Jahren die Chancen abgenommen,
in gréBerem Umfang Beteiligungskapital, namentlich durch die Emission neuer Aktien, heranzu-
ziehen. Der Aktienmarkt hat unter dem Einfluf des Gewinnriickgangs und der damit verbunde-
nen Erniichterung in der Bewertung der Aktien seit Mitte 1960 eine schwere Baisse durchgemacht:
besonders im Frithsommer und im Herbst 1962 ereigneten sich erhebliche Kurseinbriiche. Das
durchschnittliche Kursniveau der an den Bdrsen notierten Aktien war infolgedessen im Oktober
1962 um rd. ein Drittel niedriger als zuBeginn des Jahres, gegeniiber dem Hohepunkt von August
1960 betrug der Riickgang sogar etwa 50 vH. Auch in der seither verstrichenen Zeit hat sich die
Lage nicht wesentlich verindert. Finer nicht unbetrichtlichen Erholung nach der Beilegung des
Kuba-Konflikts folgte schon gegen Schluf des Jahres eine neue Periode der Schwankungen,
und Ende April 1963 lag das Kursniveau noch um etwa 40 vH unter dem Stande von August
1960. Daf} es unter diesen Umstinden schwierig war, neue Aktien zu placieren, liegt auf der
Hand; einige der Versuche, Kapitalerhshungen durchzufithren, wirkten sogar ausgesprochen
entmutigend, so daf sich der Gesamtbetrag der im Jahre 1962 neu emittierten Aktien dem
Kurswert nach nur auf rd. 2,2 Mrd DM stellte gegen 3,3 Mrd DM im Vorjahr und 2,8 Mtrd DM
im Jahre 1960. Es hat den Anschein, als ob auch im Hinblick auf diese verschlechterten Mdglich-
keiten, die Rigenkapitalbasis zu verbreitern, die Durchfiihrung von Investitionspldnen beschrinkt
oder verlangsamt wurde.

Die auBenwirtschaftliche Entwicklung

Schlieflich sind die auBenwirtschaftlichen Impulse, auf denen der Boom von 1959 bis 1961
(wie auch die Fxpansion der vorangegangenen Jahre) in so starkem MaBe beruht hatte, seit 1961
mehr und mehr geschwunden. Umfassendster Ausdruck hierfiir ist die Entwicklung der laufen-
den Posten der Zahlungsbilanz. Wie aus einem der folgenden Abschnitte (,Die Zahlungs-
bilanz“) im einzelnen zu ersehen ist, ist der Uberschufl der Waren- und Dienstleistungsbilanz im
Jahre 1962 auf weniger als 2,4 Mrd DM — gegen fast 6,5 Mrd DM im Vorjahr und 7,4 Mrd DM
im Jahre 1960 — gesunken, womit er nicht mehr ausreichte, um das Defizit der Bilanz der unent-
geltlichen Leistungen — nicht viel weniger als 3,8 Mrd DM — zu decken. Die Bilanz der Jau-
fenden Posten schlof daher 1962 zum ersten Male seit 1950 mit einem Defizit ab, d. h. die Bun-
desrepublik hat in diesem Jahr weniger vom Ausland eingenommen als sie ihrerseits an das Aus-
land zahlte. Mit dem Auslandsverkehr war also fiir die deutsche Wirtschaft 1962 kein Nach-
frageiiberschuff mehr verbunden, sondern ein Nachfragedefizit. Auch der Aktivsaldo, der sich
1962 in der Kapitalbilanz und beim ,Restposten” der Zahlungsbilanz ergab, hat dies nicht voll
ausgeglichen. Die Bundesrepublik wies 1962 vielmehr auch in der Gesamtzahlungsbilanz ein
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Defizit — im Betrage von etwa
AUSSENHANDEL 550 Mio DM — auf; in der
sogenannten »Grund-Zah-

l | lungsbilanz“, in der nur der

Mrd DM Ursprungswerte Saldo der laufenden Posten
6o - ‘Sa"s"”be’e"”'g‘ewe"e” und der des langfristigen Ka-
i pitalverkehrs (chne Sonder-

45 + 3 1\ transaktionen, wie z. B. aufler-
oo Ausfubr A }l\ Al N waow | gewohnliche  Schuldentilgun-
v gen) beriicksichtigt werden, be-

35 - | / T WS trug der Ausgabeiiberschuf so-
o mant D J o gar fast' 1,3. Mrd DM vergﬂh-
:'\ JV | chen mit Einnahmeiiberschiis-

25 — T %8 sen von 2,8 Mrd DM im Jahre

| 3,0 1961 und nahezu 4,4 Mrd DM

Wf( | | in 1960.
Mrd DM \ 1 T Bestimmend hierfiirwar ein-
Ausfuhriberschu (jahrlich) mal die Entwicklung der Aus-
] ] fuhr. Die Ausfuhr war 1962
nur noch um 3,9 vH haher als
1961, wihrend sie im Jahre
1961 um 6,3 vH, 1960 um
16,4 vH und 1959 um 11,3
vH gewachsen war. Im Ver-
lauf des Jahres hat sich die
Zunahme dabei weiter ver-
langsamt; schaltet man die
Saisonverdnderungen aus, so ergibt sich fiir die Zeit seit Frithjahr 1962 sogar der Fin-
druck einer Stagnation. Die Ursachen hierfiir sind mannigfaltig. Von EinfluB war sicher, daB
die Aufnahmefihigkeit der Weltmirkte 1962 nur wenig zunahm, weil sich in den Rohstoff-
lindern mit der anhaltenden Schwiche der internationalen Rohstoffpreise die Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten weiter verschirften, weil ferner die Erholung in den Vereinigten Staaten
und in Grofibritannien relativ schwach blieb und weil schlieflich in den kontinental-europiischen
Landern der Konjunkturauftriech ebenso wie in der Bundesrepublik nachliefl. Vor allem jedoch ist
der Wettbewerbsvorsprung, den die Bundesrepublik bis 1961 gegeniiber wichtigen anderen In-
dustrielindern hatte, seitdem mehr und mehr geschwunden: Mit dem inneren Nachfrageboom
wurden auch im deutschen Export die Lieferfristen linger, mit der Aufwertung der DM im Mirz
1961 wurde bewufBt der starken Ausfuhrexpansion und den damit verbundenen Preissteigerungs-
tendenzen ein Dimpfer aufgesetzt, und schlieBlich — aber nicht an letzter Stelle — wurde die
bisherige relative Stiirke der deutschen Exportposition durch die Kostenerhthungen beeintrich-
tigt, die seit 1960 vor sich gingen. Die Lohnkosten je Produktionseinheit sind in der Bundes-
republik seit 1959 weit mehr gestiegen als in den meisten iibrigen Industrielindern, in denen sie
teilweise sogar zuriidkgingen, wie namentlich in den Vereinigten Staaten von Amerika, wo die
Lahne in den letzten beiden Jahren wesentlich weniger zunahmen als die Produktivitit.

Der Wandel in der auenwirtschaftlichen Position der Bundesrepublik kam aber nicht nur in
einer spiirbaren Verlangsamung der Ausfuhrexpansion zum Ausdrudk, sondern vielleicht noch
deutlicher in der betriichtlichen Steigerung der deutschen Aufwendungen fiir die Einfuhr und fiir
die Inanspruchnahme auslindischer Dienstleistungen. Die Wareneinfuhr war 1962 um 11,6 vH
héher als im Vorjahr — bei einer Zunahme der Ausfuhr um, wie erwihnt, 3,9 vH. Gleichzeitig
{ibertrafen die Ausgaben fiir auslindische Dienstleistungen (ohne die — von der Auflenhandels-
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Beurteilung

Keine gréBeren
MaBnahmen

statistik im Wert der Einfuhr erfaBten — Ausgaben fiir Transport und Versicherung der Waren-
importe) ihren Vorjahrsstand um 16,8 vH. Besonders die erhdhten Reiseausgaben fielen dabei
ins Gewicht; sie waren 1962 mit gut 4,6 Mrd DM um reichlich 1,1 Mrd DM héher als 1961 und
gingen damit um nahezu 2,5 Mrd DM iiber die Ausgaben ausléndischer Touristen in der Bundes-
republik hinaus. Allein der darauf beruhende Passivsaldo belief sich auf 70 vH des Ausfuhr-
iiberschusses. Alles in allem zeigt sich jedenfalls, daB im letzten Jahr ein wesentlich hSherer
Teil der Nachfrage auf Auslandsgiiter und ausldndische Dienstleistungen gerichtet war und daf8
damit, ebenso wie mit der Verlangsamung des Ausfuhranstiegs, die Impulse, die frither von der
AuBenwirtschaft auf die Inlandskonjunktur ausgingen, wesentlich schwicher wurden, wenn sie
nicht sogar schon einem gewissen Druck auf den Inlandsmarkt gewichen sind.

Damit soll keineswegs gesagt sein, daB die Entwicklung bereits in ein kritisches Stadium
getreten wire. Die Bundesrepublik wies in den Jahren bis 1960 so hohe Zahlungsbilanziiber-
schiisse auf und hat infolgedessen so hohe Wihrungsreserven angesammelt, da$ sie nun eine
Zeitlang Defizite in Kauf nehmen konnte; eine begrenzte Verminderung ihrer Wihrungsreserven
lige sogar im Interesse der internationalen Zahlungslage, ebenso wie die Ableitung eines Teils
der wachsenden inneren Nachfrage auf auslindische Waren und Dienstleistungen sowie die Ab-
schwiichung der Nachfrage von seiten des Auslands die Entspannung der heimischen Konjunktur-
lage férdern wiirden. Auch ld8¢t sich keineswegs mit Sicherheit eine fortschreitende Verschlechte-
rung der deutschen Exportsituation voraussagen; in den letzten Monaten hat sich im Gegenteil
gerade der Auftragseingang aus dem Ausland wieder belebt, sei es, weil zumindest in einigen
wichtigen Abnehmerlindern der Einfuhrbedarf groBer geworden ist und sich auch dort ein
stirkerer Kostenanstieg angebahnt hat, sei es, weil die deutsche Industrie bemiiht ist, den ge-
schilderten Ausfall an Inlandsauftrigen durch erhdhte Auslandsauftrige wettzumachen. Erst die
weitere Entwicklung wird zeigen, mit welchem lingerfristigen Trend in dieser Hinsicht zu
rechnen ist. Aber im letzten Jahr hat die auflenwirtschaftliche Entwicklung neben der Ab-
schwichung der privaten Investitionsneigung und -fihigkeit doch wesentlich dazu beigetragen,
daf sich unter der Oberfliche einer anhaltend guten Wirtschaftsentwicklung ein spiirbarer
Wandel der primiren Triebkrifte vollzog, der, wie eben erwihnt, im Interesse der Normalisie-
rung der Konjunktur fiirs erste zwar durchaus erwiinscht ist, der aber doch auch Gefahren zur
Folge haben wiirde, wenn er eine gewisse Grenze iiberschritte. Alles in allem war die Konjunk-
turentwicklung in der Berichtsperiode also recht zwiespiltig, zwiespiltiger jedenfalls als in der
Zeit, in der die Zeichen allgemein auf Hausse standen. Welche Probleme sich hieraus fiir die
Kreditpolitik ergaben, wie die Bank sie zu ldsen versuchte, und welche Aufgaben aus einer
solchen Lage erwachsen, soll nun im folgenden behandelt werden.

2. Die Kreditpolitik

Die Kreditpolitik war im Jahre 1962, ebenso wie in den ersten Monaten von 1963, vor
allem durch einen bewufiten Verzicht auf grofere MaBnahmen gekennzeichnet, der in auffil-
ligem Gegensatz zu den hiufigen Fingriffen in den Jahren 1960 und 1961 steht. Der Diskontsatz
betrigt seit seiner letzten Senkung im Mai 1961 unveridndert 3%o; die Mindestreservesitze, das
wichtigste liquiditdtspolitische Instrument der Bank, wurden ebenfalls nicht mehr geiindert,
seitdem sie im Dezember 1961 fiir Inlandsverbindlichkeiten und im Februar 1962 fiir Auslands-
verbindlichkeiten als AbschluB einer lingeren Kette von Frmifigungen auf den Stand gesenkt
worden waren, den sie im Herbst 1959, bei Beginn des Restriktionskurses von 1959/60, inne-
gehabt hatten, und die Rediskontkontingente der Kreditinstitute wurden seit November 1961
(d. h. seit der Aufhebung des letzten Teils der in der Restriktionsperiode vorgenommenen
Kiirzungen der sogenannten Norm-Kontingente) nur noch nach Mafigabe der individuellen
Verstirkung der haftenden Mittel der Kreditinstitute, aber nicht mehr generell, erhSht. Die auf
Zinssenkung und Verfliissigung gerichtete Politik, die die Bank im Jahre 1961 mit dem Abbau
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der Kreditrestriktionen von 1959 und 1960 verfolgt hatte, wurde 1962 also nicht fortgesetzt;
durch die mehrfache Wiederanhebung der Abgabesiitze fiir die von der Bank im Rahmen ihrer
Offenmarktoperationen abgegebenen Geldmarktpapiere wurde das Steuer sogar leicht gewendet.

Ende der zahlungsbilanzorientierten Auflockerung

Ausschlaggebend hierfiir war, da8 die hohen Zahlungsbilanziiberschiisse, die Ende 1960 Anlaf  Die verinderte

zu dem schrittweisen Abbau der vordem getroffenen RestriktionsmaBnahmen gegeben hatten, ~Zhlungsbilanzsituation
1962, wie erwihnt, nicht nur schwanden, sondern durch Defizite abgeldst wurden. Geldpolitisch
war in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung, da der Zustrom von kurzfristigem
Geld, der 1960 und zum Teil auch noch 1961 eine so grole Rolle gespielt hatte, im Jahre 1962
nur noch gering war. Das war einmal darauf zuriickzufiihren, da8 sich die spekulativ bedingten
internationalen Geldbewegungen 1962, ebenso wie in der zweiten Hilfte von 1961, in relativ
engen Grenzen hielten. Von Bedeutung war aber auch, daf sich unter dem Einfluf der auf-
lockernden MaBnahmen von 1961 das Niveau der Geldmarktsitze so ermiBigt hatte, daB es
kaum mehr auslindische Geldmarktmittel anlockte; am deutschen Geldmarkt war das Zinsniveau
Ende 1961 sogar niedriger als an den meisten anderen internationalen Geldhandelspldtzen.
Eine Fortsetzung der — zahlungsbilanzorientierten — Auflockerungspolitik des Vorjahres war
daher nicht erforderlich. Die Bank konnte im Gegenteil den Druck, den sie von Ende 1960 bis
Ende 1961 auf den Geldmarkt ausgeiibt hatte, um den Zustrom auslidndischer Gelder zu vermin-
dern oder sein Wiedereinsetzen zu inhibieren, aufgeben und damit in ihrer Geldpolitik in man-
cher Hinsicht andere Akzente setzen.

So hat sie einmal seit der letzten Mindestreservesenkung im Dezember 1961 bzw. — fiir Aus-  Neutralitit
landsverbindlichkeiten — im %_fiz?;t’;:sg;rspannung
Februar 1962 bewuft darauf
verzichtet, der marktmiBigen
Anspannung der Bankenliqui-

ZINSSATZE AM GELDMARKT
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Anhebung
der Abgabesitze

Verzicht auf
weitere Férderung
des Geldexports

lieBen, also unmittelbar nur iiber die ,inlandswirksamen® Kasseniiberschiisse des Bundes
wirkte. Schlieflich muBten die Banken mit der anhaltenden Zunahme ihrer Verbindlichkeiten
automatisch hohere Mindestreserven unterhalten, da die vorgeschriebenen Mindestreservesitze
nicht mehr ermdBigt wurden. Die freien Liquiditdtsreserven der Banken nehmen daher seit
einiger Zeit ab, oder, m. a. W., die Absorption der Uberliquiditit, die sich im Bankenapparat vor
allem infolge der Zahlungsbilanziiberschiisse herausgebildet hatte, hat eingesetzt. Der Bank ist
diese Entwicklung erwiinscht, weil sie auf diese Weise die Kreditinstitute wenigstens insoweit
besser ,,in den Griff bekommt”, als sie nicht mehr im gleichen MaBe wie bisher durch grofie Liqui-
ditdtspolster gegen eventuelle Restriktionsmafinahmen gefeit sind. Allerdings ist dabei zu beden-
ken, daff den gréBeren Banken heute wohl durchweg die Mdglichkeit offensteht, sich im Bedarfs-
fall auslindischer Refinanzierungsquellen zu bedienen. Der Anreiz hierzu war bisher jedoch schon
deshalb gering, weil die Banken ihre Rediskontkontingente bei der Bundesbank trotz des star-
ken Anstiegs der Wechseleinreichungen in letzter Zeit erst zu einem relativ kleinen Teil ausge-
nutzt haben und sich daher noch erhebliche Mittel zu dem auch international vergleichsweise
niedrigen Diskontsatz beschaffen kdnnen. Das Festhalten am Diskontsatz von 3% hat also ver-
hindert, daB die seit Anfang vorigen Jahres in Gang befindliche Liquidititsanspannung zu mehr
als nur gelegentlichen Zufliissen von neuem Auslandsgeld gefiihrt hat; sie wirkte sich vielmehr,
langerfristig betrachtet, ausschlieBlich in cinem Abschmelzen der Liquidititsreserven der Kredit-
institute aus und ,zwang” diese damit wieder stirker ,in die Bank”. Aus diesem Grunde sind
auch die vereinzelt zu hdrenden Klagen iiber eine zu starke Liquidititsbeengung des Banken-
apparats unbegriindet; jede Bank, die iiber rediskontfihiges Wechselmaterial verfiigt und ihr
Rediskontkontingent nicht bisher schon weitgehend ausgeschépft hat, kann sich auf dem Re-
diskontwege zu 3%0 bei der Bundesbank Geld beschaffen, ganz abgesehen davon, da8 diese
Méglichkeiten der Versteifung des heimischen Geldmarktes Grenzen setzen.

Allerdings war es nicht mehr nétig, die inlindischen Geldmarktsitze auf dem relativ niedrigen
Stand zu halten, auf den sic im Verlauf des Jahres 1961 gesunken waren. Die Verinderung der
Zahlungsbilanzlage gestattete vielmehr, in dieser Hinsicht wieder normalere Verhiltnisse herzu-
stellen. Die Bank hat daher im Verlauf des Jahres 1962, zugleich mit der Tolerierung einer ge-
wissen Liquidititsanspannung bei den Kreditinstituten, die Abgabesitze fiir die im Rahmen ihrer
Offenmarktoperationen verkauften Geldmarktpapiere in mehreren Etappen wieder angehoben,
nachdem sie bis zum Januar 1962 schrittweise auf einen sehr niedrigen Stand gesenkt worden wa-
ren, So wurde z. B. der Satz fiir Schatzwechsel mit einer Laufzeit von zwei bis drei Monaten, der
am chesten mit dem Diskontsatz vergleichbar ist, nach und nach von 17/8%6 im Januar und Fe-
bruar 1962 auf 25/5%s im Oktober des Jahres erthoht und damit dem Diskontsatz wieder wesent-
lich niher gebracht; auch die iibrigen Sitze wurden entsprechend heraufgesetzt, so der Satz fir
zweijihrige unverzinsliche Schatzanweisungen -— die Offenmarkttitel mit der lingsten Lauf-
zeit — von 2%/4 auf 31/2%/p. DaB in den Vereinigten Staaten von Amerika die Geldsitze bereits
in den letzten Monaten von 1961 gestiegen waren und daf sie im Sommer 1962 dann noch ein-
mal anzogen, hat diese Mafinahme wesentlich erleichtert; sie stand also zumindest mit der Ent-
wicklung in den Vereinigten Staaten im Finklang, wihrend sie den meisten anderen Lindern
gegeniiber schon dadurch gerechtfertigt war, daf die Geldmarktsitze in der Bundesrepublik trotz
dieser Anhebung unter dem Niveau der entsprechenden Auslandssitze blieben und die Diffe-
renz auch durch die jeweils geltenden Deportsiitze in der Regel nicht voll ausgeglichen wurde.

Eine grofe Rolle spielte in diesem Zusammenhang aber auch, daf auf die Férderung des
sogenannten Geldexports der deutschen Banken kein entscheidender Wert mehr gelegt zu
werden brauchte, seitdem die permanenten Devisenzufliisse in die Bundesrepublik verschwunden
sind. Im vergangenen Jahr war die Bank sogar daran interessiert, Geldexporte zu unterbinden,
sofern anzunehmen war, daff es sich dabei nur um Anlagen handeln wiirde, die schon nach kurzer
Zeit repatriiert werden wiirden. Seit dem Ende der Liquidisierungsperiode beschriinkten sich die
Geldexporte der Banken aber mehr oder weniger auf solche von vornherein relativ kurz be-
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fristete Anlagen, weil zusitzliche Mittel, mit denen die Auslandsguthaben und -anlagen hitten
aufgestockt werden konnen, fiir lingere Fristen nicht mehr zur Verfiigung standen. In den
Verinderungen des Bestandes an Auslandsforderungen spiegelten sich daher mehr und mehr nur
die kurzfristigen Schwankungen im Liquidititsstatus der Kreditinstitute wider: In den Monaten,
in denen die Banken aus saisonalen Griinden oder auf Grund des Kassenrhythmus der Sffent-
lichen Haushalte fliissiger wurden, legten sie Mittel hinaus, in den Monaten, in denen sie einer
Anspannung unterlagen, holten sie diese wieder zuriick. An sich sind solche Fluktuationen zwar
nicht bedenklich, aber in einer Zeit, in der stirkere internationale Geldfluktuationen gew&hnlich
mit einer gewissen Nervositit registriert werden, kann durch sie leicht unnétig Unruhe gestiftet
werden. Die Bank suchte daher im letzten Jahr die Kreditinstitute zu veranlassen, die dem
Ausgleich der kurzfristigen Liquiditdtsschwankungen dienenden Reserven nach Méglichkeit im
Inland zu halten, anstatt sie voriibergehend im Ausland anzulegen. Sie hat zu diesem Zweck
im Herbst 1962 den Abschluf von Swap-Geschiiften mit Filligkeiten im Dezember, fiir den
ziemlich sicher mit einer Zuriickziehung der Mittel zu rechnen gewesen wire, abgelehnt, nach-
dem sie vorher schon den AbschluB von relativ kurzfristigen Kurssicherungsgeschiften kosten-
mifig gegeniiber den lingerfristigen benachteiligt hatte. Dariiber hinaus hat sie die Vergiinsti-
gungen, die sie fiir den Geldexport durch ihre Einschaltung in das Kurssicherungsgeschift in
kritischer Zeit eingefiihrt hatte, allmihlich abgebaut. So wurde der Deportsatz, den die Bundes-
bank beim AbschluB von Devisentermingeschiften berechnet (in Betracht kommen dabei nur
Geschifte in US-Dollar), mehrfach erhdht und damit schrittweise der Abstand beseitigt, den er
vordem gegeniiber den Sitzen aufgewiesen hatte, die am Markte fiir die Kurssicherung zu
zahlen waren; in letzter Zeit lagen die Swap-Sitze der Bank sogar in der Regel iiber denen des
Marktes. Das Swap-Engagement der Bundesbank ist demgemif seit Anfang 1962 rasch zuriick-
gegangen; Ende des Jahres be-
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Die Gefahr
des Zustroms
von Auslandsgeld

Kreditpolitik und
Konvertibilitit

aufbau) unter dem EinfluB der Liquidititsanspannung von etwa 5,4 Mrd DM im Januar 1962 auf
rd. 2,9 Mrd DM im Januar 1963 zuriickgingen. Dafl dies zahlungsbilanzpolitisch hingenommen
und insofern die Geldmarktpolitik wieder etwas mehr nach binnenwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten ausgerichtet werden konnte, ist sicher als ein Fortschritt zu buchen.

Kein neues Anziehen der Kreditbremsen
AuBenwirtschaftliche Erwigungen

Auf der anderen Seite jedoch verbot es sich, die Kreditbremsen erneut anzuziehen, um den
anhaltenden konjunkturellen Spannungen, vor allem der Preissteigerung, entgegenzutreten. Um
die volkswirtschaftliche Nachfrage iiber die Kreditgewdhrung zu beschrinken, hitte das Zins-
niveau betrichtlich erhdht und der Bankenapparat einer seine Bewegungsfreiheit ernstlich be-
eintrichtigenden Liquiditdtseinengung unterworfen werden miissen. Die Erreichung dieses Ziels
wire jedoch durch neue Geldzufliisse aus dem Ausland vereitelt worden. Auch in den letzten
anderthalb Jahren haben stirkere saisonale Anspannungen der Bankenliquiditit regelmifig zu
erhdhter — wenn auch rasch wieder reduzierter — Kreditaufnahme der Banken bei auslindischen
Instituten gefithrt, ebenso wie die Auslandskiufe an deutschen Wertpapieren betrichtlich zu-
nahmen, seitdem in der zweiten Hilfte von 1961 die Rendite der festverzinslichen Titel wieder
auf 6%o und dariiber gestiegen war. Eine betonte Restriktionspolitik hitte diese Tendenzen
zweifellos erheblich verstirkt und sich damit selbst um ihre Wirkung gebracht, dhnlich wie im
Jahre 1960 der Versuch, des Booms mit drastischen kreditpolitischen Manahmen Herr zu wer-
den, am massiven Einstrom von Auslandsgeld scheiterte. Mit einer Wiederholung der damaligen
Erfahrung mufite um so mehr gerechnet werden, als sich in den letzten jahren auch die Industrie
in verhiltnismifig groBem Umfang auslindische Kreditfazilititen gesichert hat. Hitten sich die
deutschen Banken den an sie herangetragenen Kreditwiinschen mehr oder weniger versagen
miissen oder sie nur zu erheblich hSheren Zinsen befriedigen kdnnen als auslindische Geld-
geber, so hitten viele Unternehmen ohne Schwierigkeiten auf diese zuriickgreifen kénnen. Die
Kreditrestriktionen hitten also den erstrebten Frfolg nicht gehabt, aber Geld- und Kapital-
bewegungen ausgeldst, die gewifl als eine Stdrung der sich bereits deutlich bessernden interna-
tionalen Zahlungslage empfunden worden wiren.

Aus diesen Hemmungen ist verschiedentlich der Schluf gezogen worden, daf die Kreditpolitik
unter den Gegebenheiten der Konvertibilitit schlechthin zur Ohnmacht verurteilt sei, zumindest
wenn die Freiheit des Hiniiberwechselns von einem Wihrungsraum in einen anderen auch im
Bereich des Kapitalverkehrs so unbeschrinkt sei wie zur Zeit in der Bundesrepublik. In solcher
Unbedingtheit ist dies jedoch nicht richtig. Die Konvertibilitit legt der Kreditpolitik nur inso-
weit Beschrinkungen auf, als sie von ihr erfordert, den internationalen Verhiltnissen Rechnung
zu tragen und auf ausgeprigte nationalwirtschaftliche Alleingiinge zu verzichten. AuBenwirt-
schaftliche Schwierigkeiten fiir eine restriktivere Kreditpolitik hitten sich in letzter Zeit auch
nicht aus der Konvertibilitit an sich, sondern daraus ergeben, daf im Ausland zumeist ein
anderer kreditpolitischer Kurs gesteuert wurde. Zwar sind in den Vereinigten Staaten von
Amerika, wie schon erwihnt, die Geldsitze seit dem Herbst 1961 etwas gestiegen, aber dies gab
der deutschen Geldpolitik nur wenig Spielraum fiir eine Erhhung des Zinsniveaus: Nach seiner
mehrfachen Anhebung von Mirz bis Oktober 1962 hatte der Abgabesatz der Bundesbank fiir
Schatzwechsel fast wieder die Schatzwechselrate der Vereinigten Staaten, erreicht, und die ibrigen
Zinssiitze, vor allem die lingerfristigen Zinssitze, waren ohnehin in der Regel hdher als die
korrespondierenden Sdtze in Amerika. Auch gegeniiber den meisten europiischen Lindern war
und ist das deutsche Zinsniveau auBlerhalb des Geldmarktes vielfach noch relativ hoch. Im Ver-
gleich zu Anfang 1962 hat sich der Abstand teilweise sogar vergréflert, weil in einigen dieser
Linder der Zinstrend in letzter Zeit abwirts gerichtet war. Fine neue Erhshung des deutschen
Zinsniveaus hitte unter diesen Umstinden aller Wahrscheinlichkeit nach ein Zinsgefille ge-
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schaffen, das alsbald zu gréBeren Kapitalzufliissen gefiihrt hitte. Nur wenn im Ausland gleich-
zeitig ein restriktiver Kurs eingeschlagen worden wiire, wiren die Erfolgsaussichten fiir Restrik-
tionsmaBnahmen gréfler gewesen — und dann auch trotz der Konvertibilitit.

Es wird nun allerdings vereinzelt befiirwortet, diese relative Abhingigkeit der Kreditpolitik
von der des Auslandes zu beseitigen, indem die Konvertibilitdt, zumindest im Sektor des Kapi-
talverkehrs, aufgehoben oder wenigstens eingeschrinkt und der heimischen Kreditpolitik damit
wieder eine stirkere Autonomie gesichert wird. Ob ein solches Experiment wirklich den damit
verfolgten Zweck erreichen wiirde, ist jedoch fraglich. Die Méglichkeiten, devisenzwangswirt-
schaftliche Regelungen zu umgehen, diirfen nicht unterschitzt werden, besonders nicht in einer
Wirtschaft, die so eng mit der des Auslandes verflochten ist wie die deutsche. Noch gravierender
sind die grundsitzlichen Bedenken: Die Wiedereinfithrung von Beschrinkungen im auswirtigen
Zahlungsverkehr wiirde schwer mit der allgemeinen wirtschaftspolitischen Linie der Bundesrepu-
blik vereinbar sein. Ein Teil der Mainahmen, die zur administrativen Abwehr auslindischer Geld-
und Kapitalzufliisse in Betracht gezogen werden miiBten, wiirde wohl auch den bestehenden inter-
nationalen Verpflichtungen der Bundesrepublik widersprechen und miifite von den zustindigen
internationalen Instanzen genehmigt werden. Bestimmt aber wiirden erneute Abschottungen im
internationalen Geld- und Kapitalverkehr dem Ziel der fortschreitenden internationalen Integra-
tion und der Harmonisierung der Wirtschaftspolitik der einzelnen Volkswirtschaften zuwider-
laufen. Wenn man dieses Ziel bejaht, weil es eine betrichtliche Leistungssteigerung verbiirgt
und unerliBliche Voraussetzung fiir eine weitergehende politische Anniherung ist, so wird man
also nicht ohne weiteres einen Teil der bisher erreichten Freiziigigkeit im internationalen Ka-
pitalverkehr riickgingig zu machen bereit sein, selbst wenn damit kurzfristige Vorteile erzielt
werden kdnnten,

Das Gleiche gilt fiir die gelegentlich als ,liberale” Alternative zur Wiedereinfithrung devisen-
politischer Abwehrmafnahmen empfohlene Preisgabe der Wechselkursstabilitit. Auch damit wiirde,
von allen iibrigen Bedenken ganz abgesehen, eine wesentliche Voraussetzung der Integration
preisgegeben; vor allem wiirde damit der im Rahmen der Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft
versuchten Herstellung eines gemeinsamen Marktes durch allmihliche Beseitigung aller quanti-
tativen und zollpolitischen Barrieren fiir den zwischenstaatlichen Giiterverkehr und durch eine
fortschreitende Harmonisierung der Wirtschaftspolitik die Grundlage entzogen. Es ist auch sehr
fraglich, ob mit der radikalen Anderung der Wihrungspolitik eines Landes wie der Bundesrepu-
blik nicht eine sehr gefihrliche Erschiitterung des gegenwiirtigen Weltwihrungssystems heraufbe-
schworen wiirde und ob die von einer solchen Anderung erhofften Vorteile das Eingehen eines der-
artigen Risikos rechtfertigen wiirden.

Die konjunkturpolitischen Aspekte

Aber auch die allgemeine Konjunkturentwicklung forderte 1962 die Kreditpolitik nicht in
gleicher Weise heraus wie 1959 und 1960. Damit soll nicht etwa gesagt sein, daB keinerlei Inter-
vention ndtig gewesen wire. Wie eingangs dargelegt, stand auch das Jahr 1962 im Zeichen starker
konjunktureller Spannungen, vor allem cines anhaltenden Kostenanstiegs, auf dessen Gefahren
hinzuweisen die Bank nicht miide geworden ist. Auch die verschiedentlich festzustellenden An-
sitze einer Entspannung konnten nicht aller Sorgen entheben;solange sie nicht imstande waren, den
Kostenanstieg zu unterbinden, blieb die Gefahr bestehen, daf sich sowohl binnen- als auch auien-
wirtschaftlich ernst zu nehmende Keime einer Stagnation oder gar Krise entwickeln, zumal ein An-
stieg des Kostenniveaus erfahrungsgemif kaum wieder riickgingig gemacht werden kann. Die
Bank hat sich daher wiederholt dafiir eingesetzt, dafl die teilweisen Entspannungstendenzen mit
wirtschaftspolitischen Mitteln nachdriicklich unterstiitzt werden, um dem Kostenauftrieb den Wind
aus den Segeln zu nehmen, ehe er zu einer sehr schmerzhaften durchgreifenden ,,Selbstkorrektur®
oder — wenn dies das Wiederauftreten inflatorischer Tendenzen im Ausland gestatten sollte —
erneut zu einer Verstirkung des Preisanstiegs fithrt.
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... aber verdnderte
Aufgabenstellung fiir
die Konjunkturpolitik
im einzelnen

Geringer Einfluf der
Kreditpolitik auf die
expansiven Krifte

Unter der Oberfliche einer dem Gesamteindruck nach anhaltenden ,,(Iberkonjunktur” hat sich
jedoch im Verlauf der letzten zwei Jahre die Konstellation der konjunkturbestimmenden Krifte
und damit auch die konjunkturpolitische Aufgabenstellung erheblich gewandelt. Nach der oben
gegebenen Konjunkturanalyse sind expansive Wirkungen in letzter Zeit fast nur noch von den
Offentlichen Ausgaben und von den &ffentlich geférderten Investitionen sowie vom privaten
Verbrauch ausgegangen; die von den privaten Investitionen und vom Ausland ausgehende Nach-
frage, die 1959 und 1960 neben dem Anstieg des Wohnungsbaus die wichtigste Triebkraft des
Booms gebildet hatte, nahm dagegen ab (wobei freilich abzuwarten bleibt, wie auf lingere Sicht
die in den letzten Monaten zu beobachtende Frhdhung des Auftragseingangs aus dem Ausland
zu beurteilen sein wird).

Vom Standpunkt der Konjunkturpolitik ist diese Differenzierung insofern bemerkenswert, als
sie zeigt, daB die Fortdauer einer gewissen Ubernachfrage heute vornehmlich auf Faktoren be-
ruht, die durch die Kreditpolitik zumindest nicht direkt und daher kaum kurzfristig beeinfluBbar
sind, selbst wenn das ,,Greifen” der kreditpolitischen Instrumente gesichert werden kénnte. Die
geringe unmittelbare Ingerenz der Kreditpolitik auf den privaten Verbrauch bedarf keiner weite-
ren Erklirung, namentlich nicht in cinem Lande, in dem der Konsumentenkredit keine sehr grofie
Rolle spielt und im Vergleich zu anderen Lindem relativ unelastisch ist. Aber auch die 6ffentliche
Ausgabengebarung entzieht sich weitgehend der kreditpolitischen Einwirkung. Vor allem einige
Linder und Gemeinden verfilgen heute tiber betrichtliche Kassenreserven, die ihnen fiir einige
Zeit selbst bei verlangsamtem Wachstum der Einnahmen eine ansehnliche Frhdhung der Ausgaben
ohne Kreditaufnahme erméglichen wiirden. Uberdies ist der ffentliche Kredit relativ zinsunemp-
findlich, ganz abgesehen davon, dafl dffentliche Stellen vielfach auf Kreditquellen zuriickgreifen
kénnen, die nur in beschrinktem Mafle, wenn {iberhaupt, im Wirkungsfeld der Notenbankpolitik
liegen. Auch die ffentlich geférderten Investitionen sind durch Kapital- und Zinshilfen weit-
gehend gegen Kreditrestriktionen abgeschirmt; es ist bekannt, wie sehr insbesondere im sozialen
Wohnungsbau die erhdhten Darlehen und die variablen Zinszuschiisse aus Sffentlichen Mitteln
stirkere Wirkungen der Zinserhthung vereitelt haben.

Erneute kreditpolitische Restriktionen hitten unter diesen Umstinden — vorausgesetzt, daB es
gelungen wiire, sie trotz der auBlenwirtschaftlichen Schwierigkeiten effektiv zu machen — in der
Hauptsache nur die privaten Investitionen getroffen, die ochnehin schon unter Druck stehen. Die
Notenbank ist gewif nicht der Ansicht, daf eine durchgreifende Entspannung der Konjunktur
nicht auch eine Beschrinkung der privaten Investitionen erfordert. Sie hat demgemif den verschie-
dentlich geiuBerten Wiinschen nach einer Kreditauflockerung zum Zwecke der Aufrechterhaltung
des Investitionsvolumens ebensowenig stattgegeben, wie sie auf eine ausgesprochen restriktive
Linie eingeschwenkt ist. Anregungen fiir die Investitionstitigkeit verbieten sich zumindest so
lange, als die Gesamtkonjunktur noch deutlich die Merkmale einer Hochkonjunktur zeigt und das
Preisniveau weiter nach oben tendiert. Andererseits erschien es jedoch nicht angezeigt, in einer
Zeit, in der die Investitionsneigung und -fihigkeit unter dem Einflul der Kosteninflation ohnehin
schon abnahm, die Investitionsbedingungen noch durch kreditpolitische Mafinahmen zu verschlech-
tern. Wenn es gelungen wiire, diese Mafinahmen trotz der auBenwirtschaftlichen Schwierigkeiten
wirklich effektiv zu machen, hiitten sie zwar die Normalisierung der Konjunktur beschleunigt,
wenn auch einseitig zu Lasten der Investitionen. Aber zugleich hitten sie Wirkungen gezeitigt,
die auf weitere Sicht diec Wirtschaft vielleicht zu stark belastet und den Wiederanstieg der Investi-
tionen mdglicherweise iiber Gebithr verzégert hiitten. Vor allem der Aktienmarkt und der Ren-
tenmarkt wiren unter dem Einfluf schirferer Kreditrestriktionen wahrscheinlich einer neuen Baisse
ausgesetzt worden, wenn dies nicht auswirtige Kapitalzufliisse verhindert hétten, die aus anderen
Griinden sehr unerwiinscht gewesen wiren.

In der gegenwirtigen Lage, in der die Ubernachfrage vornehmlich durch Sffentliche Ausgaben
und durch 8ffentlich gefrderte Investitionen gestiitzt wird, ist es nach Ansicht der Bank vielmehr
in erster Linie Sache der hierfiir verantwortlichen Instanzen, durch unmittelbare Einwirkung auf
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diese Tendenzen die Herde der Konjunkturiiberhitzung zu beseitigen und damit auf dem am
raschesten Erfolg versprechenden Wege der Fortdauer des Kosten- und Preisauftriebs entgegenzu-
wirken.

3. Die Aufgaben der Wirtschafts- und Finanzpolitik

Besonders viel hingt unter den heutigen Umstinden von der Entwicklung der &ffentlichen
Haushalte ab. Die 6ffentlichen Ausgaben haben im vergangenen Jahr am stirksten zur allgemei-
nen Nachfrageexpansion beigetragen, und es hat den Anschein, als wiirde dies im laufenden Jahr
wieder der Fall sein. Nach der Gestalt, die der Entwurf des Bundeshaushalts fiir 1963 in den Be-
ratungen der letzten Wochen angenommen hat, werden seine Ausgabenansitze mit rd. 55,3 Mrd
DM (ohne durchlaufende Mittel und ohne Schuldentilgungen) um reichlich 9 vH iiber den ver-
gleichbaren Ist-Ausgaben des Jahres 1962 liegen. Bei den Lindern ist die Steigerung der Ausgaben-
ansitze gegeniiber den vorjihrigen Ist-Ausgaben auf gut 8 vH zu beziffern, und in die gleiche
Richtung deuten die Anhaltspunkte fiir die Ausgabenentwicklung der meisten iibrigen Haushalte.
Zumindest fiir den Bund ist auBerdem die Mdglichkeit der Aufstockung einiger Ausgabenansitze
nicht ausgeschlossen. Daf die Finnahmen im gleichen Mafle wachsen werden, ist unwahrscheinlich.
Wenn es zu AusgabeerhShungen in dem vorgesehenen Umfang kommt, ist also iiberall dort, wo
schon im Vorjahr Kassendefizite bestanden, mit einer weiteren Erhdhung der Fehlbetrige und in
den iibrigen Fillen mit einer Verminderung der Uberschiisse oder aber mit einem Hintibergleiten in
die Defizitzone zu rechnen. Der schon im Vorjahr zu beobachtende Einsatz Sffentlicher Kassen-
reserven wird sich mithin fortsetzen (so vor allem bei den Lindern, die zusammengenommen
Ende 1962 allein bei der Bundesbank noch tiber Guthaben von mehr als 3,5 Mrd DM verfiigten),
und der Kreditbedarf wird wachsen. ‘

DaB eine solche Entwicklung nicht im Einklang mit den eben skizzierten konjunkturpolitischen
Erfordernissen stehen wiirde, liegt auf der Hand. Auch in dem ,, Wirtschaftsbericht”, den diec Bun-
desregierung Ende Februar dem Parlament und der Offentlichkeit iibergeben hat, wird dies in vol-
lem Umfang anerkannt. Die , Leitlinien®, die in diesem Bericht fiir das ,, Verhalten der &ffentlichen
Hand® im Jahre 1963 gegeben wurden, sehen ausdriicklich vor, daf die Steigerung der Gesamt-
ausgaben des Bundes, der Lander und der Gemeinden in der gegenwirtigen Entwicklungsphase ,,an
der zu erwartenden Steigerung des realen Sozialprodukts orientiert werden” miifite. Das reale
Sozialprodukt wird im Jahre 1963 nach der Vorausschitzung des Bundeswirtschaftsministeriums
und der iibrigen an diesen Schitzungen beteiligten Instanzen um kaum mehr als 3,5 vH steigen.
Eine ErhShung der Ausgaben um mindestens 8 vH, mit der bei Verwirklichung der vorgeschlage-
nen Etatansitze gerechnet werden miifite, und zwar auch dann, wenn die fiir den Bund und die Lin-
der vorgeschene Steigerung bei den {ibrigen Haushalten nicht erreicht werden sollte, wiirde also
nicht ,konjunkturgerecht” sein und miite nach den ,Leitlinien” des Wirtschaftsberichts médg-
lichst noch verhindert oder doch wenigstens beschrinkt werden.

Dies zu erreichen diirfte freilich auf grofe Schwierigkeiten stofen. Das Haushaltsjahr ist schon
ziemlich weit fortgeschritten. Bei manchen Ausgaben durfte die in Aussicht genommene Steige-
rung auch mehr oder weniger zwangslaufig sein, so daf eine Kiirzung der Gesamtausgaben nur er-
reichbar wiire, wenn andere Ausgaben bzw. Ausgabenpline entsprechend beschnitten wiirden. In
dieser Hinsicht ergibt sich cine grofie Schwierigkeit indes schon daraus, daf man in der Bundes-
republik weniger als in anderen Lindern von .einer” ffentlichen Hand sprechen kann, da an den
Sffentlichen Ausgaben eine Fiille von Haushalten, und zwar auch ins Gewicht fallenden Haushal-
ten, mit weitgehender oder gar vollstindiger Ausgabenautonomie beteiligt ist. Die Linderausga-
ben z. B. sind gegenwiirtig rd. zwei Drittel so hoch wie die Bundesausgaben, die Aufwendungen
der Gemeinden (ohne die durch Zuweisungen aus den Linderhaushalten finanzierten) mehr als
ein Drittel so hoch. Die Aufstellung einer , Prioritdtsskala” fiir die &ffentlichen Gesamtausgaben
ist daher schon aus diesem Grunde nicht einfach. Immerhin kénnte vielleicht doch manches erreicht
werden, wenn die im Wirtschaftsbericht angekiindigten Bemithungen um Koordinierung der Haus-
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Spezielle Zuriickhaltung
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haltspolitik der verschiedenen &ffentlichen Stellen mit aller Energie verfolgt wiirden, vor allem im
Bereich des Bundes selbst, der, abgesehen von seinem eigenen Haushalt, einen weitgehenden Ein-
fluB auf die Haushaltsgebarung seiner Sondervermégen (Bundesbahn, Bundespost, ERP-Sonder-
vermdgen sowie Lastenausgleichsfonds) hat.

Im iibrigen sollte der Kreditbedarf der ffentlichen Hand mdglichst in nicht expansiv wirkender
Weise gedeckt werden. Dafl die Bundesbank, dem Gesetz entsprechend, ihren Kassenkredit nicht
zur Finanzierung von Etatdefiziten (bzw. der auBerordentlichen Haushalte), also nicht zu mehr
als nur zur gelegentlichen kurzfristigen Uberbriickung von Einnahmeschwankungen zur Verfii-
gung stellen wird, braucht kaum betont zu werden; ebensowenig wird sie die Kreditinstitute
durch liquiditétspolitische Mainahmen zur Ubernahme gréBerer Posten an dffentlichen Anleihen
instandsetzen. Der &ffentliche Kreditbedarf sollte also unter den gegenwirtigen Umstinden am
Kapitalmarkt gedeckt werden. Allerdings verbiirgt auch dies nicht unbedingt die monetire
»Neutralitit“ der Kreditaufnahme, weil von den am Kapitalmarkt aufgelegten Anleihen doch
ein Teil in das Portefeuille der Banken zu wandern pflegt und damit die Tendenz zur Kredit-
expansion in sich schliefit.

Von entscheidender Bedeutung ist ferner, da8 die dffentliche Hand der bernachfrage am Bau-
markt entgegenwirkt, da, wie oben dargelegt, hier noch immer das wichtigste Zentrum der allge-
meinen konjunkturellen Spannungen liegt. Die Bank hat auf diese Notwendigkeit schon seit Jah-
ren hingewiesen, und die Verhaltnisse hiitten sich sicher nicht so zugespitzt, wenn die Baukonjunk-
tur von den &ffentlichen Stellen nicht immer emeut geschiirt worden wire. Auch in diesem Jahr
ist die Lage duBerst kritisch. Durch die langanhaltende Frostperiode ist die Bautitigkeit in den
ersten Monaten des Jahres weitgehend lahmgelegt worden. Auf der anderen Seite war der Bau-
iiberhang am Ende der alten Bausaison gréfier denn je, da die Verminderung der Bauplanungen
der gewerblichen Wirtschaft durch hshere Bauauftrige im Rahmen des Sffentlichen Baus und des
Wohnungsbaus ausgeglichen wurde; wie erwihnt, haben sich die im vorigen Jahr getroffenen Ma8-
nahmen zur Dimpfung der Baukonjunktur im ganzen genommen ja noch nicht einmal in der Ent-
widklung der Auftragserteilung ausgewirkt.

In den letzten Monaten hat die Bundesregierung die Manahmen nun zum Teil verstirkt und
erginzt. So wurden einmal im Entwurf des Bundeshaushalts fiir 1963 die Ansitze fiir Bauausga-
ben aller Art im Vergleich zu den Ist-Ausgaben im Vorjahr erheblich herabgesetzt, so z.B. die An-
sdtze fiir eigene Bauten (einschlieBlich des Straffienbaus, aber ohne die Verteidigungsbauten) auf
1,7 Mrd DM gegen 2,3 Mrd DM und die Aufwendungen fiir den Wohnungsbau (ohne Wohnungs-
bauprimien) auf 0,8 Mrd DM gegen fast 1,1 Mrd DM. Ein Teil der Ansitze wurde dabei, dhnlich
wie im Vorjahr, einer vorldufigen Sperre von 20 vH unterworfen. Auflerdem soll die Zuteilung
der Mittel, die der Bund fiir den sozialen Wohnungsbau vorgesehen hat, weiter verzdgert werden.
Normalerweise werden diese Betriige bereits gegen Ende des vorangegangenen Jahres zugesagt.
Hierauf ist jedoch bereits 1962 verzichtet worden, und es ist nun beabsichtigt, mit der Verteilung
erst im Herbst des Jahres zu beginnen, um die Auftragserteilung der Begiinstigten zu verzdgern.
Des weiteren wird das im Jahre 1962 erlassene, aber am 30. Juni 1963 ablaufende Gesetz zur
Beschrinkung der Inangrifinahme von Biiro- und Verwaltungsbauten, Ladenneubauten und
anderen nicht als vordringlich angesehenen Hochbauten aller Voraussicht nach durch ein #hn-
liches Gesetz abgeldst werden, und schliefilich ist der — von der Bank schon seit Jahren mit
besonderem Nachdruck vertretenen — Anregung, die im § 7b des Einkommensteuergesetzes
zugestandenen Abschreibungserleichterungen fiir den Wohnungsbau einzuschrinken, endlich
stattgegeben worden: Auf Antrag der Bundesregierung hat der Bundestag Anfang Mirz 1963
fur die Zeit vom 9. Oktober 1962 bis 31. Mirz 1964 die Vorzugs-Abschreibungssitze des § 7b
fir den Neubau von Mietwohnungen aufgehoben — ein Beschlu8, der allerdings noch nicht
Gesetzeskraft erlangt hat (und, was die Fristen anlangt, méglicherweise auch noch modifiziert
werden wird), weil der Bundesrat der von der Bundesregierung verlangten Riickwirkung dieser
Gesetzesnovelle bis zum 9. Oktober 1962 (dem Tag ihrer Ankiindigung) widersprach.
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DaB diese MaBnahmen auf
die effektiven Bauausgaben im
laufenden Jahr noch einen nen-
nenswerten EinfluB ausiiben
werden, ist allerdings kaum zu
erwarten; dafiir ist allein der
Bauiiberhang aus den fritheren
Jahren zu hoch. Immerhin
kénnten die nunmehr vorge-
nommenen Einschrinkungen
zumindest insofern zu einer
Abkiihlung des Klimas am Bau-
markt beitragen, als sie auf die
Erteilung von neuen Auftrigen
ddampfend wirken und auf diese
Weise die weitere Zunahme
des Bauiiberhangs stoppen und
ihn vielleicht gar reduzieren.
Fiir die Gestaltung der Markt-
lage wiirde das zweifellos sehr
heilsam sein. Voraussetzung
hierfiir wire freilich, daB die
beschlossenen Mafnahmen mit
der erforderlichen Energie
durchgefiihrt werden und daf
von den zum Teil leider gege-
benen Aufweichungs- und Aus-
weichmdglichkeiten kein Ge-
brauch gemacht wird. So wird
z. B. die Wirkung des soge-
nannten Baustoppgesetzes zu
einem groflen Teil davon ab-
hiingen, wie weit in der Praxis
Befreiungen von seinen prinzi-
piellen Verboten erteilt wer-
den, wozu nach der von der
Bundesregierung vorgeschlage-
nen neuen Fassung des Ge-
setzes sogar nachgeordnete re-
gionale Instanzen befugt sein
sollen. Wichtig ist auch, daB
die Kiirzung der Ausgabenan-
sitze im Bundeshaushalt nicht
dadurch wirkungslos gemacht
wird, daf man in groferem
Umfang auf ,Ausgabenreste”

zuriickgreift. Die Entwicklung des Gesamtvolumens der &ffentlichen Bauvauftrige wird zu einem
erheblichen Teil insonderheit davon abhiingen, daff auch die Linder ihre eigenen Bauvorhaben
beschrinken und ihren Einfluf auf dic Gemeinden in gleicher Richtung geltend machen. Vor
allem aber wird viel darauf ankommen, dal die Kiirzung und die Verzdgerung der Zuteilung
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~Einkommenspolitik”

der vom Bund fiir den sozialen Wohnungsbau zur Verfiigung gestellten Mittel von den Lindern
nicht wieder, wie zumeist in den letzten Jahren, durch den Einsatz eigener Mittel ausgeglichen
werden. Dadurch, daB sich allmdhlich auch die Finanzlage der Linder verschlechtert, sind die
Aussichten dafiir gewachsen, daB dies nicht wieder oder doch nicht im bisherigen MaBe ge-
schieht; immerhin sind die Aufwendungen fiir den Wohnungsbau auch in den diesjihrigen
Linderetats zusammengenommen noch etwas hsher veranschlagt als im Vorjahr.

Eine weitere Frage, die unter den gegenwirtigen Umstinden sehr hiufig aufgeworfen wird,
ist schlieBlich, ob im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik nicht in gewissem Umfang auch
direkt auf die Entwicklung der Einkommen Einfluf genommen werden kénnte, um einen im Sinne
der Konjunktur- und Wahrungspolitik ,.{ibermiifigen” Anstieg zu verhindern. Internationale
Organisationen haben die Idee einer solchen autonomen, d. h. unabhiingig von anderen MaB-
nahmen befolgten, , Einkommenspolitik” in den letzten Jahren in der Tat in wachsendem Um-
fang aufgegriffen und den ihnen angehdrenden Lindern empfohlen. Die Kommission der Euro-
piischen Wirtschaftsgemeinschaft z. B. hat sie erst kiirzlich in einer Stellungnahme zur gegen-
wirtigen Konjunkturpolitik als ein wesentliches Instrument zur Bekdmpfung der auch von ihr als
besonders bedenklich angesehenen Kosteninflation bezeichnet und den Lindern der Gemein-
schaft, wo angingig, sogar institutionelle Einrichtungen zu diesem Zwedck nahegelegt. Ausgangs-
punkt ist dabei offenbar die Befiirchtung, daB in einer modernen Massengesellschaft Lshne und
Gehilter leicht stirker herauf{geschraubt werden kénnen als mit der Aufrechterhaltung stabiler
Preise vereinbar ist, und daB andererseits der Versuch, einer derartigen Entwicklung mit den
Mitteln einer allgemeinen Nachfragedimpfung entgegenzutreten, unvermeidlich zu einer Beein-
trichtigung des an sich mdglichen Wachstums fithren wiirde.

Ob eine solche Situation in der Bundesrepublik bereits gegeben ist, muB freilich dahingestellt
bleiben. Wie in anderem Zusammenhang dargelegt, wurzeln auch die heutigen Lohn- und Preis-
steigerungstendenzen noch weitgehend in einer , (bemachfragesituation®, so daf es empirisch
noch nicht als erwiesen gelten kann, daf sich die Kostensteigerungstendenzen auch dann fort-
setzen wiirden, wenn eine solche Situation nicht mehr vorliegt. Auf jeden Fall erscheint die
Herstellung normaler Marktverhiltnisse (und irf diesem Zusammenhang auch eine Beschrinkung
der allgemeinen Nachfrage) noch immer als die primire konjunkturpolitische Aufgabe, von deren
Ldsung zumindest eine Abschwichung der Kosteninflation erwartet werden kann.

Immerhin ist nicht zu iibersehen, daB auch in der Bundesrepublik die Gefahr von Kostensteige-
rungen, die relativ unabhingig von der allgemeinen Marktlage vor sich gehen, nicht ausgeschlossen
ist. Die langanhaltende Verknappung des Angebotes auf dem Arbeitsmarkt hat die dahingehenden
Tendenzen zweifellos gestirkt, und der Umstand, daB das Arbeitspotential voraussichtlich auch
in den nichsten Jahren nur wenig wachsen wird, wihrend moglicherweise stark expansiv wirken-
de Krifte am Werk bleiben, kdnnte sie weiter begiinstigen. Schon im letzten Jahr haben ,auto-
nome” Kostenerhdhungen zumindest insofern Platz gegriffen, als die durchschnittliche Arbeits-
zeit (bei in der Regel vollem Lohnausgleich) verkiirzt wurde, obwohl dies sichtlich im Gegen-
satz zu dem anhaltend hohen, ja sogar noch wachsenden Arbeitskriftebedarf stand. Im iibrigen
hat die Bank schon in ihrem letztjihrigen Geschifisbericht die Frage aufgeworfen, ob es selbst
vom Standpunkt der Arbeitnehmer aus weise ist, alle Chancen, die der Markt bietet, auszunutzen,
wenn man die Gefihrdung der Beschiftigungslage bedenkt, die damit auf weitere Sicht verbunden
sein kann.

Ohne daB damit die Notwendigkeit der mglichst baldigen Herstellung eines besseren Markt-
gleichgewichts in ihrer zentralen Bedeutung geschmilert werden soll, erscheint daher doch eine
»Einkommenspolitik“ mit dem Ziele einer besseren Anpassung der Lohn- und Gehaltssteige-
rungen an die reale Entwicklung des Sozialprodukts am Platze. ZwangsmaBnahmen kommen
zu diesem Zweck selbstverstindlich nicht in Frage; auch eine so starke Institutionalisierung des
Sffentlichen Einflusses auf die Lohnverhandlungen, wie sie in einzelnen anderen Lindern
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besteht, erscheint zumindest fiirs erste nicht angezeigt. Durch freiwillige Vereinbarungen und
durch regelmifige Kontaktgespriche zwischen Vertretern des &ffentlichen Interesses und
den Sozialpartnern diirfte sich indes manches erreichen lassen, zumal die Gewerkschaften
zu einer offiziellen Diskussion der volkswirtschaftlichen Berechtigung ihrer Lohnforderungen
erklirtermaBen durchaus bereit sind. Die Bundesregierung hat erste Schritte in dieser Rich-
tung bereits unternommen. Den Erdrterungen iiber den Wirtschaftsbericht der Bundesregierung,
der neben den , Leitlinien” fiir die 6ffentliche Hand auch solche fiir das Verhalten der Unternehmer
und der Sozialpartner aufstellte, soll jetzt die Einsetzung des schon seit lingerem geplanten , Gut-
achter-Gremiums“ folgen, dessen Berichte eine systematische offizielle Erdrterung der allgemei-
nen Wirtschaftspolitik zwischen allen beteiligten Instanzen, darunter auch den Sozialpartnern,
vorbereiten sollen. Natiirlich wird von den Vertretern des allgemeinen Interesses in diesen Erdrte-
rungen eine restriktive Linie in Fragen der Lohn- und Gehaltspolitik nur dann mit Uberzeugungs-
kraft vertreten werden konnen, wenn Aussicht besteht, dal auch die iibrige Wirtschaftspolitik,
namentlich das Verhalten der &ffentlichen Hand selbst, den allgemeinen volkswirtschaftlichen
Erfordernissen Rechnung tragen wird. Die ,,Einkommenspolitik“ darf mit anderen Worten nicht
losgeldst von der sonstigen Konjunkturpolitik verfolgt werden, sondern sie wird — zumindest so-
lange sie sich auf eine psychologische Beeinflussung zu beschrinken hat — nur dann Erfolg haben,
wenn sie in eine umfassende wirtschaftspolitische Konzeption eingebettet ist. Es entspricht dieser
Auffassung, daB das in Aussicht genommene Gutachter-Gremium — dessen Hauptzweck, wie ge-
sagt, ist, Gespriche und Verhandlungen auf der Ebene der verantwortlichen Instanzen auszuldsen
und vorzubereiten — entgegen fritheren Anregungen nicht nur ein ,Lohn-Gutachter-Gremium”
werden, sondern stets den ganzen Horizont der Wirtschaftspolitik im Auge haben soll — so wie
die lohnpolitischen Leitlinien des ,, Wirtschaftsberichts” aufs engste mit den sonstigen wirtschafts-
politischen Empfehlungen verkniipft wurden.

Sehr erwiinscht wire es aber auch, wenn dem Problem der im Hinblick auf die realen Wadhs-
tumsmdglichkeiten z. Z. offensichtlich zu starken Einkommenserh&hungen nicht nur von der Seite
der Einkommensbildung, sondern auch von der Einkommensverwendung her die Spitze abgebro-
chen wiirde. Konkret ausgedriickt: Die inflatorischen Tendenzen wiren sicher schwicher, wenn im
Falle eines Anstiegs der Einkommen, der vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt aus als exzessiv
zu betrachten ist, ein méglichst grofier Teil des Einkommenszuwachses nicht verbraucht, sondern
gespart wiirde, weil dann der Nachfrage-Effekt des Einkommensanstiegs geringer wire. Soweit die
Einkommenserhshungen auf Lohn- und Gehaltssteigerungen zuriickgehen, bliebe die Kostenbela-
stung der Unternehmen zwar dieselbe. Der Kostendruck auf die Gewinne wiirde in diesem Falle
sogar wachsen, weil bei geringerem Verbrauch die Uberwilzung der gestiegenen Kosten auf die
Preise zumindest unter sonst gleichbleibenden Umstinden schwieriger wiirde. Aber andererseits
wiire gerade damit eine Abschwichung des Preisanstiegs verbunden. Erhdhte sich die Sparquote der
privaten Haushalte, so brauchten auch die &ffentlichen Ausgaben weniger eingedimmt zu werden,
als es z. Z. im Interesse einer mdglichst raschen Beseitigung der konjunkturellen Spannungen an-
gezeigt erscheint. Auf weitere Sicht diirfte das iiberhaupt fiir die Wahrung des volkswirtschaft-
lichen Gleichgewichts von entscheidender Bedeutung sein, wenn die Gesamtnachfrage einen
Umfang anzunehmen droht, der iiber das Produktionspotential hinausgeht. Denn auf die Dauer
wird der &ffentliche Bedarf nicht (und werden erst recht nicht die privaten Investitionen, von
denen das Wachstum der Wirtschaft weitgehend abhiingt) hinter den privaten Verbrauch zuriick-
gestellt werden konnen (wobei selbstverstindliche Voraussetzung ist, daB dem Gebot der
rationellen Wirtschafsfithrung in den &ffentlichen Haushalten voll Rechnung getragen wird).
Ein grofer Teil der dffentlichen Investitionen liegt sogar im direkten Interesse des privaten Ver-
brauchs, weil dieser sich in weiten Bereichen nur dann entfalten und zu einer vollen Befriedi-
gung der Konsumenten fithren kann, wenn er durch &ffentliche Investitionen erginzt wird; die
Ausdehnung des Kraftwagenbestandes z. B. ist nur sinnvoll, wenn fiir ein ausreichendes StraBen-
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netz gesorgt wird, von anderen Bediirfnissen, die nur kollektiv, d. h. nur durch die 6ffentliche
Hand, befriedigt werden konnen, ganz abgesehen. Schon im Hinblick auf diese lingerfristigen Per-
spektiven wire es gut, wenn die Normalisierung der Konjunktur auch durch eine stiirkere Zuriick-
haltung der Verbraucher geférdert wiirde, d. h. die Sparquote der privaten Haushalte, die sich in
den letzten beiden Jahren trotz der starken Einkommenserhdhungen nicht nennenswert verandert
hat, zunihme.

Ob die staatliche Wirtschafispolitik hierzu Wesentliches beitragen kann, ist freilich eine Frage
fiir sich. Sicherlich wire es angebracht, den privaten Verbrauch unter den heutigen Umstinden
nicht noch staatlich zu férdern, wie dies mit den nicht unbetrichtlichen verschleierten Verbrauchs-
subventionen, die heute noch bestehen, der Fall ist. Bei der Einkommenssteigerung, die in den
letzten anderthalb Jahrzehnten Platz griff, ist es z. B. nicht erforderlich, daf die Mieten fiir die
nach dem Kriege gebauten Sozialwohnungen noch generell auf dem Stande festgehalten werden,
auf dem sie zu einer Zeit, in der die Baukosten noch viel niedriger waren, fixiert wurden; hier
sind sogar ausgesprochene soziale Ungerechtigkeiten und Unbilligkeiten entstanden, die man durch
eine Revision des Mietenniveaus zugunsten einer angemessenen Verzinsung und rascheren Til-
gung der staatlichen Baudarlehen beseitigen kdnnte. Ebenso sollte im Bereich der &ffentlichen
Tarife die Angleichung an das Kostenniveau weiter vorangetrieben werden. Auch eine ,Durch-
kimmung“ der nicht auf dem Versicherungsprinzip beruhenden Renten mit dem Ziele der Aus-
merzung von Zahlungen, die der Begiinstigte auf Grund seiner Lebensumstiinde gar nicht bend-
tigt, wire angezeigt.

Relativ enge Grenzen diirften jedoch einer staatlichen Finwirkung auf die freiwillige Spartitig-
keit gezogen sein. Zwangsmafnahmen einschlieBlich der Einfithrung von ,Investivlohn-Anteilen®
erscheinen wenig erfolgversprechend. Auch mit einer ErhShung der ,Sparprimien®, die seit eini-
gen Jahren gewihrt werden, diirfte kaum viel zu erreichen sein: Der Sparer nimmt die Primien
mit, aber es liBt sich kaum der Nachweis fithren. da durch sie die Gesamtersparnis einen nen-
nenswerten Ansporn empfingt. Ebensowenig soll einer stirkeren Sparpropaganda staatlicher In-
stanzen das Wort geredet werden; der deutsche Sparer ist gegen cine solche Propaganda leicht mifi-
trauisch. Wohl aber kénnte es niitzlichsein, wenn sich andere Stellen die Pflege des Spargedankens
mehr angelegen sein lieBen. Dafl z. B. die Gewerkschaften seit einiger Zeit in dieser Hinsicht ziem-
lichrithrig sind, ist sehr bemerkenswert und im Sinne jhrer eigentlichen lohnpolitischen Ziele durch-
aus konsequent: Lohnerhshungen, die so betrichtlich iiber den Produktivititszuwachs hinausgehen,
wie es z. Z. der Fall ist, haben um so mehr Aussicht, nicht zu einem erheblichen Teil durch Preis-
steigerungen kompensiert zu werden und damit weitgehend nominal zu bleiben, je mehr sie zu
einer erhéhten Ersparnisbildung fithren — ganz abgesehen davon, da8 die heute so propagierte
Vermdgensbildung in breiteren Schichten nicht etwa nur eine andere Einkommensverteilung, son-
dern vor allem entsprechende Ersparnisse auf seiten der durch die Einkommenssteigerungen Be-
giinstigten zur Voraussetzung hat.

Eine wesentliche Bedingung fiir die erh8hte private Ersparnisbildung ist natiirlich, da8 das Ver-
trauen des Sparers in den Geldwert nicht erschiittert wird. Bis zu einem gewissen Grade hingt eine
Erhshung der Sparquote der individuellen Sparer also ebenso von der Stabilisierung des Preis-
niveaus ab, wie sie fiir diese wichtig ist. Immerhin wird der Sparer in seinem Vertrauen in den
Geldwert schon dann bestirkt werden, wenn er die Uberzeugung gewinnt, daB mit allen Mitteln
der Wirtschaftspolitik auf dieses Ziel hingewirkt wird. Die konsequente Ausrichtung der gesam-
ten Wirtschaftspolitik auf die Erfordernisse der Geldwertstabilitiit wiirde also bald auch durch psy-
chologische Faktoren nachhaltig unterstiitzt werden.
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II. Internationale Wihrungspolitik

Die internationale Wihrungssituation hat sich im Berichtszeitraum insofern etwas entspannt,
als einige wichtige Ungleichgewichtsfaktoren entweder verschwanden — wie insbesondere die
deutsche Uberschufposition — oder sich zum mindesten abschwichten. Auf der anderen Seite
hielt die bei weitem wichtigste Stdrung des internationalen Wihrungsgleichgewichts, nimlich
das Defizit in der amerikanischen Zahlungsbilanz, auch 1962 in nur wenig verminderter Stirke
an und warf durch ihre lange Dauer und Hartnickigkeit eher gréfiere Probleme auf als zuvor.
Wenn trotzdem im Berichtszeitraum die internationale Wihrungslage im allgemeinen und die
Lage auf den Devisen- und Goldmirkten im besonderen deutliche Tendenzen der Beruhigung
aufwiesen, so ist dies in erster Linie auf die immer engere Kooperation der Wihrungsbehdrden
und auf den zielbewuBten Aufbau von Verteidigungslinien gegen spekulative Stérungen zuriick-
zufithren, die zu einer wesentlichen Festigung des internationalen Wihrungssystems gefiihrt ha-
ben. Jedenfalls hat die internationale Wihrungsordnung wihrend des Berichtszeitraums den Be-
lastungen aus den verschiedenen Krisensituationen — wie der weltweiten Aktienbaisse, der Ab-
wertung des kanadischen Dollars, der Kubakrise, dem Druck auf das Pfund im Gefolge des
Scheiterns der Briisseler Verhandlungen und anderer Faktoren — mit bemerkenswerter Elastizi-
tit und Widerstandsfihigkeit standgehalten.

1. Weiterer Ausbau der Instrumente zur Verteidigung des internationalen Wihrungssystems

Der Ausbau des internationalen Wihrungssystems zur Verteidigung gegen spekulative Stdrun-
gen begann im Jahre 1961 als unmittelbare Reaktion der Wihrungsbehdrden auf die Stérungen,
die sich auf den Devisenmirkten im Gefolge der Aufwertung der D-Mark und des hollindischen
Guldens sowie der gleichzeitigen Pfund-Krise eingestellt hatten. Die ersten Abwehrmafinahmen
dieser Art — die Basler Notenbankaktion zugunsten des Pfundes und der Ubergang der ameri-
kanischen Wihrungsbehdrden zu devisenpolitischen Interventionen —, ferner die Verhandlungen
iiber eine Verstirkung der Mittel des Internationalen Wihrungsfonds zur Abwehr von Wih-
rungsstdrungen wurden bereits im letztjihrigen Geschiftsbericht (5. 75—79) ausfithrlich dar-
gestellt,

Im Berichtszeitraum wurde nun das devisenpolitische Arsenal systematisch weiter ausgebaut,
wobei die Initiative iiberwiegend auf seiten der amerikanischen Wihrungsbehdrden lag, die sich
besonders darum bemiihten, spekulative und andere kurzfristige Einfliisse durch entsprechende
Gegenmafinahmen rechtzeitig abzufangen, ehe sie zu Vertrauenskrisen auf den Devisenmirkten
fithrten. Das devisenpolitische Instrumentarium stellt sich gegenwirtig wie folgt dar:

Die Kooperation zwischen den hauptsichlich beteiligten Notenbanken bei den laufenden Inter-
ventionen auf den Devisenmirkten, und zwar sowohl auf den Kassa- als auch auf den Termin-
mirkten, ist immer enger und wirksamer geworden, wobei die eigenen Wihrungsreserven im
Bedarfsfall ohne jeden Zeitverzug mit Hilfe der weiter ausgebauten gegenseitigen Stiitzungs-
vereinbarungen der Notenbanken (Swap-Abkommen) ergiinzt werden konnen. Der Erfolg zeigte
sich u. a. darin, daf} es im Berichtszeitraum bei keiner der erwihnten Zuspitzungen zu dhnlich
extremen Kursausschligen bei den Termindevisen kam, wie sie 1961 verschiedentlich zu ver-
zeichnen waren. Besonders erfolgreich wirkte sich die Zusammenarbeit einer Reihe von Noten-
banken bei den Operationen auf dem Londoner Goldmarkt aus. Der scit Herbst 1962 bestehende
sog. »Goldpool“ der Notenbanken, der ein gemeinsames Handeln bei Verkiiufen und Kiufen
von Gold auf dem Londoner Markt iiber die Bank von England als gemeinsamen ,Agenten®
vorsieht, hat seit seinem Bestehen alle spekulativen Preishaussen auf dem Goldmarkt mit relativ
geringen Mitteln abfangen kénnen und auflerdem verhindert, daf die Notenbanken bei ihren
eigenen Kiufen auf dem Goldmarkt durch gegenseitiges Uberbieten den Goldpreis in die Hdhe
trieben.
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Auf Initiative der amerikanischen Notenbank wurde im vergangenen Jahr schrittweise ein Netz
von kurzfristigen gegenscitigen Kreditfazilitdten zwischen dem Federal Reserve System einerseits
und fast allen bedeutenden europiischen Zentralbanken, der Bank fiir Internationalen Zahlungs-
ausgleich (BIZ) und der Bank von Kanada andererseits geschaffen. Ende Mirz 1963 belief sich der
Gesamtbetrag dieser ,gegenseitigen Devisenabkommen® (reciprocal currency agreements) auf
1 100 Mio US-Dollar, von denen zum gleichen Zeitpunkt allerdings weniger als 100 Mio US-
Dollar seitens der amerikanischen Notenbank effektiv in Anspruch genommen waren. Es handelt
sich bei diesen Devisenabkommen um kurzfristige — meist auf 3 Monate, in einem Fall auf ¢
Monate befristete — Abkommen iiber gegenseitige Kreditlinien in den beiderseitigen Wihrun-
gen in Swap-Form, d. h. ohne Kurs-Risiko fiir die kreditgewiihrende Notenbank, Diese Kredit-
linien, die nur im Bedarfsfall in Anspruch genommen werden, treten in den Biichern der beteilig-
ten Notenbanken nur bei effektiven Zichungen in Erscheinung. Die dem Betrag nach grofte
bilaterale Kreditlinie dieser Art ist das im Juni 1962 zwischen dem Federal Reserve System und
der Bank von Kanada abgeschlossene Abkommen iiber eine gegenseitige Wihrungshilfe von 250
Mio US-Dollar, das einen Teil der wihrend der kanadischen Wihrungskrise des Vorjahres zur
Verteidigung der neuen kanadischen Wihrungsparitit bereitgestellten internationalen Wah-
rungshilfe im Gesamtbetrag 1 050 Mio US-Dollar darstellte. Diese Kreditlinie wurde damals von
Kanada in voller Héhe in Anspruch genommen, der aufgenommene Kredit nach einer einmaligen
Prolongation inzwischen wieder zuriickgezahlt. Von amerikanischer Seite teilweise oder zeitweise
in Anspruch genommen wurden die Swap-Fazilititen, die mit der Schweizerischen Nationalbank,
der Bank fiir Internationalen Zahlungsausgleich (in sfrs.), der belgischen, hollindischen und
italienischen Notenbank vereinbart wurden. Die Bundesbank hat in diesem Rahmen im Vorjahr
zunichst ein ,gegenseitiges Devisenabkommen” mit der Federal Reserve in Héhe von 50 Mio
US-Dollar bzw. 200 Mio DM abgeschlossen, das im Januar 1963 auf 150 Mio US-Dollar bzw. 600
Mio DM erweitert wurde; diese Kreditlinie ist bis zum AbschluB dieses Berichts nicht in An-
spruch genommen worden, da die von den amerikanischen Wihrungsbehorden gelegentlich zur
Intervention bendtigten DM-Betrige bisher aus eigenen DM-Bestinden des amerikanischen
Schatzamtes und der Federal Reserve entnommen werden konnten.

Diese von der Federal Reserve mit den anderen Notenbanken bzw. der BIZ vereinbarten
Swap-Linien, die elastisch dem jeweiligen Bedarf angepaBt werden konnen, stellen eine erste
Verteidigungslinie dar, wodurch temporire spekulative Angriffe auf den US-Dollar — oder, wie
das kanadische Beispiel zeigt, auf eine der anderen Vertragswihrungen — unter Schonung der
eigenen Wihrungsreserven abgefangen werden kdnnen. Bisher hat noch keine andere Notenbank
sich ein dhnliches Netz von vorsorglichen Standby-Abkommen mit anderen Notenbanken zum
» Votfeld-Schutz® ihrer eigenen Withrung geschaffen, jedoch sind wihrend der spekulativen An-
griffe auf das Pfund im Februar/Mirz 1963 ad hoc seitens verschiedener Notenbanken, darunter
auch der Bundesbank, kurzfristige Wihrungskredite an die Bank von England gewihrt worden,
die eine dhnliche Funktion erfiillen wie die unter den Swap-Abkommen mit der Federal Reserve
bereitgestellten Fazilititen. In diesem Zusammenhang ist zu erwidhnen, da8 anliBlich der vom
OECD-Rat mit Wirkung vom 1. Miirz 1963 beschlossenen Verlingerung des Europiischen Wih-
rungsabkommens die EWA-Linder einen Informationsaustausch iiber derartige Stiitzungsabma-
chungen vereinbart haben und sich hierzu der Bank fiir Internationalen Zahlungsausgleich in
Basel als einer Art ,Evidenzzentrale” bedienen.

Swaps und #hnliche Kreditfazilititen der Zentralbanken sind ihrer Natur nach meist kurz-
fristig. Sie werden daher normalerweise nur in Situationen in Anspruch genommen werden,
in denen anzunehmen ist, daf sich der AbfluB von Mitteln in verhiltnismaBig kurzer Zeit
wieder umkehren wird. Die Inanspruchnahme des amerikanisch-kanadischen Swap-Abkommens
und die verschiedenen Transaktionen des Federal Reserve Systems unter den mit den euro-
piischen Banken abgeschlossenen Standby-Abkommen haben sich an diesen Grundsatz ge-
halten.
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Es gibt jedoch Situationen, in denen die Umkehr der Zahlungsposition entgegen der urspriing-
lichen Annahme nicht innerhalb weniger Monate eintritt oder in denen von vornherein anzu-
nehmen ist, daB das Ungleichgewicht am Devisenmarkt mehr als nur einige Monate andauern
wird. Hier ist entweder von vornherein eine lingerfristige Uberbriickung oder eine Ablésung der
anfinglich kurzfristigen Notenbankfazilititen durch etwas lingerfristige Kredite angezeigt, dhn-
lich wie die kurzfristigen Notenbankkredite an Grofbritannien im Rahmen der Basler Notenbank-
aktion von 1961 spiter durch eine mittelfristige Zichung Grofibritanniens beim Internationalen
Wihrungsfonds abgeldst wurden.

Die amerikanischen WihrungsbehSrden haben in Anerkennung dieses Sachverhalts im Spit-
herbst des Jahres 1962 begonnen, verschiedenen auslindischen Wihrungsbehdrden mittelfristige
Sonderzertifikate und -schuldverschreibungen des amerikanischen Schatzamtes in der Wahrung
des betreffenden fremden Landes anzubieten. Bis Ende Mirz 1963 haben sie derartige Papiere
im Gegenwert von insgesamt 529 Mio US-Dollar an europiische Stellen abgegeben, wobei
neben Italien und der Schweiz auch die Bundesbank — in diesem Falle auf DM lautende —
Titel, und zwar im Betrag von 800 Mio DM (= 200 Mio US-Dollar) itbernahm. In ent-
sprechender Hohe hat die Bundesbank demnach frither hereingenommene Dollarbetrige in auf
DM lautende Forderungen gegen das amerikanische Schatzamt umgetauscht. Die Laufzeiten
dieser von der Bundesbank ilbernommenen Sonderschuldverschreibungen des amerikanischen
Schatzamtes betragen zwischen 15 und 24 Monate, wobei der Bundesbank das Recht vorbe-
halten ist, in bestimmten Fillen einen Umtausch in 3-Monats-Treasury Bills zu verlangen, wo-
mit eine bessere Liquiditit dieser Wihrungskredite gewéhrleistet ist.

Die Zwedckbestimmung dieser mittelfristigen Kreditaufnahme des amerikanischen Schatzamtes
ist je nach der Lage des Einzelfalles unterschiedlich. Wihrend hierdurch im Falle Italiens und teil-
weise auch der Schweiz die diesen Lindern neu zuflieBenden Dollarguthaben in einer das Fremd-
wihrungsrisiko ausschlieenden Form konsolidiert wurden und damit ihrer Umwandlung in Gold
vorgebeugt wurde, stellte die Ubernahme solcher Sondertitel durch die Bundesbank eine parti-
elle Konsolidierung (und Kurssicherung) von bereits frither aufgelaufenen deutschen Zahlungs-
bilanziiberschiissen dar, womit sich freilich ebenfalls eine sonst mdgliche Umwandlung in Gold
eriibrigt. Im Falle der Schweiz dienten die mittelfristigen Sonderschuldverschreibungen des ameri-
kanischen Schatzamtes teilweise auch als verzinsliche und gegen Wihrungsrisiko gesicherte An-
lagen fiir stillgelegte Kasseniiberschiisse.

Diese mittelfristigen Sonderzertifikate und -schuldverschreibungen des amerikanischen
Schatzamtes kénnten unter gewissen Voraussetzungen eine zweite Verteidigungslinie hinter den
kurzfristigen Swap-Kreditlinien werden, sei es, daB§ damit linger anhaltende Ungleichgewichte
iiberbriickt werden, sei es, daf fiir bereits frither akkumulierte Dollarreserven des Auslandes
nachtriglich eine Wihrungsgarantie offeriert wird. Im ersteren Falle kann daraus sehr wohl
ein zusitzliches Finanzierungsinstrument fiir weitere amerikanische Defizite werden. Es versteht
sich von selbst, daB dies in gréfierem Umfange nur dann vertretbar ist, wenn ein Ausgleich
der amerikanischen Zahlungsbilanz in absehbarer Zeit zu erwarten steht. Die Beteiligten sind
sich dariiber klar, daB die Anwendung dieses Finanzierungsinstruments nicht zu einer ,schmerz-
losen Defizitfinanzierung” werden darf, durch die der Druck auf das Defizitland zur Beseitigung des
Zahlungsbilanzungleichgewichts ausgeschaltet wiirde.

Soweit solche mittelfristigen Sondertitel nicht nur dazu dienen, bereits frither akkumulierte
Devisenforderungen zu konsolidieren und mit einer Wihrungsgarantie auszustatten, kénnen mit
ihrer Hilfe vor allem solche Zahlungsbilanzdefizite in nutzbringender Weise {iberbriickt werden,
die sich aller Wahrscheinlichkeit nach nicht innerhalb der bei Swap-Geschiften vorgesehenen
kurzen Zeitspannen umkehren, andererseits aber auch nicht so genereller oder tiefgreifender Art
sind, daf} die Inanspruchnahme des Wahrungsfonds mit seinen Kredithilfen von 3—5 Jahren
Laufzeit gerechtfertigt oder notwendig wiire. Bisher ist zur Deckung des amerikanischen Zah-
lungsbilanzdefizits eine Ziehung beim IWF nicht erforderlich gewesen. Doch haben die Ver-
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einigten Staaten, deren Quote beim Internationalen Wahrungsfonds nicht weniger als 4,1 Mrd
US-Dollar betrigt, hier — sofern die grundsitzlichen Voraussetzungen fiir IWF-Zichungen
von ihnen erfiillt sind — eine weitere Quelle der internationalen Liquiditit zur Verfiigung; der
amerikanische Prisident hatte schon in seiner Zahlungsbilanz-Botschaft vom Januar 1961, in der
er sich zur Aufrechterhaltung der gegenwirtigen Goldparitit des Dollars verpflichtete, darauf
hingewiesen, daf die Vereinigten Staaten zur Einhaltung dieser Verpflichtung notfalls ihre gesam-
ten Wihrungsreserven und ihre Ziehungsrechte beim Internationalen Wiahrungsfonds einsetzen
wiirden.

Die Mittel des IWF sind im Berichtszeitraum durch das Inkrafttreten der ,, Allgemeinen Kredit-
vereinbarungen” (General Arrangements to Borrow) um bis zu 6 Mrd Dollar verstirkt worden.
Diese Mittel, zu denen die Bundesbank im Héchstfall bis zu 4 Mrd DM (1 Mrd Dollar) beizu-
tragen sich verpflichtet hat, sollen bekanntlich dazu dienen, den 10 Teilnehmerlindern an dem
Sonderabkommen Kreditfazilititen tiber den IWF zu erschliefen, ,falls zusdtzliche Mittel erfor-
derlich sind, um einer Beeintrichtigung der internationalen Wiahrungsordnung entgegenzuwir-
ken oder eine solche abzuwenden®, wie es in der Priambel des Abkommens heifit. Das Abkom-
men trat am 24. Oktober 1962 in Kraft, nachdem 8 von 10 Teilnehmerlindern mit Gesamtver-
pflichtungen von 5,65 Mrd Dollar beigetreten waren. Die Einzelheiten dieses Abkommens sind
bereits im letzten Geschiftsbericht der Bank erldutert worden. Inzwischen haben alle Teilnehmer
mit Ausnahme Kanadas das Abkommen ratifiziert. Auerdem ist die Schweiz, die als Nichtmitglied
des IWF nicht unmittelbar an den ,Allgemeinen Kreditvereinbarungen® im Rahmen des IWF
teilnehmen konnte, im Begriff, ein besonderes Parallel-Abkommen mit dem IWE mit einer Ver-
pflichtung zu Wihrungskredithilfen bis zu einem Héchstbetrag im Gegenwert von 200 Mio Dollar
unter analogen Voraussetzungen und Bedingungen wie in den ,Allgemeinen Kreditvereinbarun-
gen” abzuschlieffen.

2. Versorgung mit ,,internationaler Liquiditat®

Zur Uberbriickung von Schwankungen der Zahlungsbilanzen stehen somit gegenwirtig fol-
gende Moglichkeiten zur Verfiigung:

1) Amtliche Gold- und Devisenreserven;
2) Kreditfazilitdten bilateraler und multilateraler Art, darunter:

a) im voraus vereinbarte Swap-Kreditlinien der Notenbanken untereinander oder #hnliche
bilaterale Abmachungen auf ad hoc-Basis;

b) Ausgabe von besonderen Zertifikaten und Schuldverschreibungen mittelfristiger Art, dic
auf die Wahrung des Gliubigerlandes lauten;

¢) Kreditfazilititen von internationalen Wihrungsinstitutionen, vor allem des Internationalen
Wihrungsfonds (einschl. der ,,Allgemeinen Kreditvereinbarungen), daneben — im euro-
piischen Bereich — auch des Furopdischen Fonds im Rahmen des Europiischen Wihrungs-
abkommens;

d) Kredithilfen im Rahmen des , gegenseitigen Beistandes” der EWG-Linder untereinander im
Falle von Zahlungsbilanzstérungen, wobei diese Kredithilfen nach Héhe und Voraussetzun-
gen allerdings ad hoc je nach den Umstinden des Einzelfalles zu vereinbaren sind.

Angesichts des in den letzten Jahren erfolgten Ausbaus der internationalen und zweiseitigen

Kreditfazilititen fiir Zahlungsbilanzzwecke kann die Frage, ob das gegenwirtige Wihrungs-
system geniigend elastisch ist, d. h. eine ausreichende Versorgung mit ,internationaler Liquidi-
tit“ gewihrleistet, nicht allein durch die Betrachtung der amtlichen Gold- und Devisenreserven
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und ihrer mutmaglichen weiteren Fntwicklung beantwortet werden. Die mechanische Gegeniiber-
stellung der Entwicklung des Welthandels und der offiziellen Wihrungsreserven, die in der inter-
nationalen Wihrungsdiskussion immer noch gelegentlich zur Beurteilung der Angemessenheit
der Reserve-Versorgung herangezogen wird, ist auch aus anderen Griinden sehr anfechtbar: Sie
berticksichtigt nimlich weder die ungemein wichtige regionale Verteilung der Wihrungsreserven
auf die einzelnen Linder und Lindergruppen noch die Tatsache, dal Wihrungsreserven nicht zur
Finanzierung des Welthandelsumsatzes, sondern zur Deckung von nationalen Zahlungsbilanz-
defiziten bendStigt werden, und daB diese Defizite viel weniger vom Welthandelsvolumen, als
vielmehr vom Gleichschritt der Nachfrage- und Kostenentwicklung in den fithrenden Lindern,
von der Richtigkeit der Wechselkurse und von Schwankungen in den Kapitalbewegungen
abhingen. Bei einer ausgewogenen Entwicklung der Weltwirtschaft wiirden wahrscheinlich
wesentlich geringere als die heute verfiigharen Wihrungsreserven und sonstigen Liquidi-
tatshilfen ausreichen, wie ja auch die Erfahrungen aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg deut-
lich zeigen.

Ob die internationalen Liquidititsreserven ausreichen oder nicht, ist also nicht durch eine
mechanisch-statistische, sondern im wesentlichen nur durch eine qualitativ-dynamische Analyse
feststellbar. Schon die Entwicklung in den letzten 10-—15 Jahren zeigt, daf kein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Welthandels und der Entwicklung der globalen
Wihrungsreserven der Welt zu bestehen braucht. So stiegen in den 14 Jahren von Ende 1948
bis Ende 1962 die offiziell ausgewiesenen Wihrungsreserven der westlichen Welt nur um rund
2 vH jahrlich, zur gleichen Zeit konnte sich aber der Welthandel im Jahresdurchschnitt um fast
6 vH ausdehnen, und in den letzten 4 Jahren war die Diskrepanz mit einem Verhiltnis von
durchschnittlich 1,8 vH Reservezuwachs zu 7 vH Welthandelszuwachs sogar noch grofler. Die
in der Wirtschaftsgeschichte einzig dastehende, fast ununterbrochene Aufwirtsentwicklung des
Welthandels in der Nachkriegszeit, die mit einer fortschreitenden Liberalisierung des Handels-
und Zahlungsverkehrs verbunden war, 148t gewiff nicht auf einen Mangel an internationaler Li-
quiditit schlieBen, und auch die internationale Preisentwicklung in dieser Periode zeigt nichts
von einem Deflationsdruck aus Mangel an Wihrungsreserven, sondern deutet eher auf eine zu
reichliche Versorgung mit internationaler Liquiditét hin.

Bei einer Betrachtung der Zukunftsaussichten fiir die internationale Liquidititsversorgung
wird man nun freilich davon auszugehen haben, daf der Zuwachs an Devisenreserven, der in den
letzten Jahren ganz iiberwiegend auf den Zahlungsbilanzdefiziten der Vereinigten Staaten be-
ruhte, nach einem frither oder spiter fast unvermeidlichen Ausgleich der amerikanischen Zah-
lungsbilanz wesentlich geringer werden oder vielleicht zeitweise sogar {iberhaupt aussetzen wird.
Die Entwicklung der nationalen Wihrungsreserven wird dann in der Hauptsache von der Zufuhr
von monetirem Gold abhingen. Bei einer geschitzten Neuversorgung mit Gold aus der laufen-
den Goldproduktion und aus russischen Goldverkiufen von insgesamt etwa 1!'/2 Mrd Dollar
jahrlich konnte, eine ruhige Entwicklung der internationalen Wihrungslage ohne gréfiere Gold-
hortung vorausgesetzt, fiir die Aufstockung der nationalen Wihrungsreserven immerhin ein Be-
trag in der Gréflenordnung von 0,8—0,9 Mrd Dollar jihrlich verfiigbar bleiben, was eine
Zunahme der gegenwiirtig mit 62 Mrd Dollar ausgewiesenen Wihrungsreserven um jihrlich
1,3—1,5 vH ermdglichen wiirde. Fine Ergiinzung dieser mdglichen Gold-Zuginge durch eine
verbesserte regionale Verteilung der vorhandenen Reserven und vor allem durch ein gut funk-
tionierendes Netz von bilateralen und internationalen Kredithilfen diirfte allerdings in Zukunft
fiir eine befriedigende Versorgung mit ,internationaler Liquiditit” noch wichtiger sein als ge-
genwirtig. Dies gilt erst recht fiir den Fall, daB die amerikanische Zahlungsbilanz in absehbarer
Zeit nicht nur zum Gleichgewicht zuriickkehren — wie es gegenwirtig von der amerikanischen
Regierung mit aller Energie angestrebt wird —, sondern zeitweise sogar Uberschiisse aufweisen
wiirde; fiir einen solchen Fall haben die amerikanischen Wihrungsbehdrden freilich bereits vor-
sorglich angekiindigt, dafl sie einem daraus entstehenden Druck auf die Wiahrungsreserven der
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iibrigen Welt ihrerseits durch ein verstirktes Halten von Guthaben in anderen konvertiblen
Wihrungen, d. h. durch kurz- und mittelfristige Devisenkredite, entgegenwirken wiirden.

DaB das bereits existierende System von multilateralen und bilateralen Kredithilfen durchaus
in der Lage ist, auch mit groBen temporiren Wihrungsstdrungen ohne Schwierigkeiten fertig
zu werden, beweisen die Erfahrungen der letzten zwei Jahre, insbesondere die Hilfsaktionen fiir
GroBbritannien im Frithjahr und Sommer 1961, als zunichst die europiischen Notenbanken
kurzfristig mit iiber 900 Mio US-Dollar, anschlieBend der Internationale Wihrungsfonds mit
einem Ziehungskredit von 1,5 Mrd US-Dollar und einem zusitzlichen Bereitschaftskredit von
0,5 Mrd US-Dollar beisprangen, aber auch die bereits erwihnte Hilfsaktion fiir die kanadische
Wihrung, fiir die im Juni 1962 innerhalb weniger Tage ein Gesamtbetrag von 1 050 Mio
US-Dollar durch eine Gemeinschaftsaktion des IWF, der amerikanischen Wihrungsbehdrden und
der Bank von England aufgebracht wurde.

So wichtig dieses teils schon fertige, teils noch im Ausbau befindliche System von bilateralen und
multilateralen Kreditfazilititen ist und so sehr wir darin einen Fortschritt gegeniiber allen frithe-
ren Wihrungssystemen sehen kdnnen, so sehr muf andererseits im Auge behalten werden, daf
derartige Liquidititshilfen die vorhandenen Zahlungsbilanzdefizite immer nur temporir iiber-
briicken, nicht aber die zugrunde liegenden Stdrungen beheben kénnen. Es wird im Gegenteil sogar
immer zu priifen sein, ob eine allzu leichtgemachte oder groBziigige Bereitstellung von Liquidi-
titshilfen nicht den Druck auf die Defizitlinder, die tieferliegenden Ursachen ihres Ungleichge-
wichts zu beseitigen, zu sehr abschwiicht, ob also nicht die grd8ere Elastizitit unseres Wihrungs-
systems durch eine ungebiihrliche Abschwiichung der monetiren Disziplin erkauft wird, die eine
unabdingbare Voraussetzung fiir das Funktionieren eines konvertiblen Wihrungssystems mit
stabilen Wechselkursen ist. Daher ist es von groBer Bedeutung, daf die amerikanischen Wih-
rungsbehdrden, die im Berichtszeitraum besonders aktiv an der Weiterentwicklung des inter-
nationalen Kreditsystems gearbeitet haben, von sich aus mit Nachdruck erkldrt haben, daB kein
Verantwortlicher in den Vereinigten Staaten ,die lllusion hat, daB solche Verteidigungsinstru-
mente etwa einen Ersatz fiir die wirtschaftspolitischen Mafnahmen darstellten, die zur Korrektur
der grundlegenden Zahlungsbilanzungleichgewichte der betroffenen Linder erforderlich sind“?).

3. Entwicklung der internationalen Zahlungsbilanzlage

Wichtiger als die temporire Uberbriickung von Devisendefiziten ist also die Beseitigung der
zugrunde liegenden Zahlungsbilanzstdrungen. Eine Ubersicht iiber die internationale Wihrungs-
entwicklung, in die sich die Wahrungspolitik der Bundesbank im Berichtszeitraum einzufiigen
hatte, ist daher nicht vollstindig ohne eine kurze Betrachtung der wichtigsten Zahlungsbilanz-
Entwicklungen und der sie beeinflussenden Faktoren.

Die wichtigste Verdnderung in der internationalen Zahlungsbilanzlage im Jahre 1962 war die
Tendenz zum Abbau der kontinentaleuropiischen Zahlungsbilanziiberschiisse. Diese Entwick-
lung ist um so bedeutsamer, als sie sich auch im laufenden Jahr weiter fortzusetzen scheint und
damit als Zeichen eines sich anbahnenden neuen weltwirtschaftlichen Gleichgewichtszustandes
zwischen Europa und der iibrigen Welt zu werten ist. Wihrend in den Jahren 1960 und 1961 die
Zahlungsbilanziiberschiisse aller in der OECD zusammengeschlossenen kontinentaleuropiischen
Lander nach Bereinigung von Sondertransaktionen jihrlich iiber 4 Mrd Dollar ausgemacht
hatten (vgl. Tabelle 1), sanken sie 1962 auf rund 2 Mrd Dollar, darunter die Zahlungsbilanz-
iiberschiisse der EWG-Linder von jihrlich iiber 3 Mrd Dollar auf 1,2 Mrd Dollar. Welche
bedeutsame Rolle bei dieser Entwicklung der Umschwung der deutschen Zahlungsbilanz von der
fritheren UberschuB- zu der heutigen leichten Defizitposition gespielt hat, geht aus einem Ver-

1) Vel.: Federal Reserve Bank of New York, Monthly Review, Vol. 45, No. 3, Mirz 1963, S. 45.
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Tab. 1: Verinderungen der zentralen Wihrungsreserven der europiischen OECD-Linder*)
in den Jahren 1960-1962

in Mio Dollar

. . Verinderungen unter Ausschaltung
Ausgewiesene Verinderungen von Sondertransaktionent)
1960 1961 1962 1960 1961 1962
|
EWG-Lénder insgesamt +3 284 +1 221 ! + 591 +3524 +3 228 ‘ +1181
! H 1
davon: Bundesrepublik?) +2 204 — 195 — 95 +2 081 + %07 — 215
Frankreich + 350 4 869 4+ 671 + 721 +1 407 +1276
Italien + 127 + 339 + 2 + 119 + 501 -+ 160
Niederlande + 403 — 27 + 28 + 403 + 140 + 20
Belgien + 200 + 235 - 35 + 200 + 273 — 60
Sonstige kontinentaleurop, OECD-Liinder + 677 + 935 + 670 + 773 +1012 + 771
Kontinentaleuropa insgesamt +3 961 +2156 +1 261 +4 297 +4 240 41952
Grofibritannien + 489 + 85 — 512 + 912 —1163 | +4 548
Zunahme (+) bzw. Abnahme (—)
Quelle: IMF (International Financial Statistics), — 1) Ohne Irland. — %) IWF-Transaktionen (netto), vorzeitige Schuldentilgungen (ein-
schlieBlich von EZU-Krediten), Sonderkredite, Notenbank-Swaps. — 3) Gold- und uneingeschrinkt verwendbare Auslandsforderungen
(brutto).

gleich der entsprechenden Zahlenrelationen hervor: Von der Verringerung der (bereinigten)
kontinentaleuropiischen Gesamtiiberschiisse um etwas iiber 2 Mrd Dollar von 1961 auf 1962
entfielen auf den Ubergang der Bundesrepublik vom Uberschuf- zum Defizitland allein rd.
1,1 Mrd Dollar. Aber die obenstehende Tabelle macht gleichzeitig deutlich, daf sich die
Tendenz zum Abbau der Uberschiisse keineswegs auf die Bundesrepublik beschrinkt, vielmehr
auch bei einer Reihe anderer europdischer Uberschuflinder wirksam geworden ist; hierzu
gehdren z. B. Italien, Spanien, Schweiz, Schweden, wihrend allerdings im derzeit wichtigsten
UberschuBiland Frankreich die Deviseniiberschiisse noch bis in das erste Vierteljahr 1963 hinein
unverdndert hoch blieben, im weiteren Verlauf freilich auch hier zuriickgehen diirften.

Die Ursachen fiir diesen Abbau der Uberschuflposition zahlreicher europiischer Linder sind im
allgemeinen die gleichen, die fiir den Abbau der deutschen Uberschufiposition bestimmend waren:
Die langanhaltende Hochkonjunktur, die immer mehr an die Grenzen der moglichen Erweiterung
des inlindischen Angebots stieB, frderte die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen, wobei
diese Tendenz im Jahre 1962 in einigen Lindern durch Sonderumstinde, wie die schlechte
Ernte im Herbst 1961, und durch das Inkrafttreten der neuen EWG-Marktregelungen um die
Mitte des Jahres noch verstirkt wurde. Auf der anderen Seite hemmte die gedimpfte Wirt-
schaftslage in so wichtigen Absatzgebieten wie USA und GroBbritannien und erst recht die
schwierige Devisenlage der meisten Entwicklungslinder den europdischen Export in diese Ge-
biete. Hinzu kam eine Verschiebung in der internationalen Wettbewerbslage von der Kostenseite
her. In den meisten kontinentaleuropdischen Lindern stiegen als Folge der Hochkonjunktur und
der sie begleitenden Spannungen auf den Arbeitsmirkten die Lohne stiirker als die Arbeitspro-
duktivitit, so daB die Kosten je Produktionseinheit in die Héhe gingen. Bei den EWG-Lindern
z. B. betrug diese Kostenerhdhung je Produktionseinheit in der Industrie im Jahre 1962 im
Durchschnitt rund 4 vH, in der Bundesrepublik 6 vH, wihrend gleichzeitig in den Vereinig-
ten Staaten die Arbeitslshne in der Industrie weniger stiegen als die Arbeitsproduktivitit, die
Produktionskosten also zuriickgingen, und in Grofibritannien die Erhdhung der Lohnkosten je
Produktionseinheit jedenfalls geringer blieb als im EWG-Raum. Zu dieser unterschiedlichen Ent-
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Festigung der Position
des Pfundes

Amerikanische Zahlungs-
bilanz noch nicht
im Gleichgewicht

wicklung des Kostenniveaus trat im Falle der Bundesrepublik und der Niederlande noch die
Auswirkung der 5%sigen Aufwertung vom Mirz 1961.

Am deutlichsten zeichneten sich die Folgen dieser verschiedenen Umschichtungen in der Han=
delsbilanz der EWG-Liinder gegeniiber Drittlindern ab: Wihrend diese 1961 noch annihernd
ausgeglichen war, verzeichnete sie 1962 ein Defizit von rund 1,2 Mrd Dollar. Die Einfuhr der
EWG-Linder aus Drittlindern (ohne assoziierte Uberscegebiete) stieg 1962 um nicht weniger als
9 vH, wihrend ihre Ausfuhr in diese Linder nur um knapp 3 vH zunahm.

Die gegenwiirtig erkennbaren Tendenzen auf dem europiischen Kontinent — die im Gange
befindliche Verringerung der Deviseniiberschiisse Frankreichs, Italiens und einiger kleinerer
UberschuBlinder einerseits, die mdgliche Zunahme des deutschen Zahlungsbilanzdefizits anderer-
seits — lassen erwarten, dafl im Jahre 1963 der Abbau der kontinentaleuropiischen Uberschuf-
position gegeniiber der {ibrigen Welt weiter fortschreiten wird, sofern diese Entwicklung nicht
durch gegenliufige spekulative Kapitalbewegungen kompensiert wird.

Unter den Defizitlindern konnte Grofibritannien seine Zahlungsbilanz, die 1961 stark defizi-
tir gewesen war, im Berichtszeitraum ins Gleichgewicht bringen. Der in der vorstehenden Tabelle
iiber die , bereinigten” Devisenbilanzen ausgewiesene scharfe Umschwung von einem Defizit von
1,2 Mrd Dollar im Jahre 1961 zu einem Uberschu von 0,5 Mrd Dollar im darauffolgenden
Jahr ist allerdings nur in Héhe von knapp 400 Mio Dollar auf eine Besserung in der Waren-
und Dienstleistungsbilanz GroBbritanniens zuriickzufiihren; dariiber hinaus beruht er auf
einem Umschwung in der Kapitalbilanz sowie auf der starken Erhthung des Uberschufisaldos der
.hicht erfafbaren Posten”, in denen nach englischen Angaben freilich in erheblichem Umfang lau-
fende Waren- und Dienstleistungseinnahmen stecken diirften. Die Verbesserung seiner laufenden
Zahlungsbilanz verdankt GroBbritannien nicht zuletzt der ungewdhnlich giinstigen Entwicklung
seines Exports in die stark expandierenden Linder der EWG, wodurch es die weiterhin un-
giinstige Entwicklung seiner Ausfuhr in die tiberseeischen Sterling-Lander mehr als wettmachen
konnte. Tatsiichlich konnte Grofibritannien seine Ausfuhr in die EWG-Linder 1962 um nicht
weniger als 17 vH gegeniiber dem Vorjahr steigern, darunter die Ausfuhr in die Bundesrepublik
um 15 vH, wihrend es aus den EWG-Landern insgesamt nur wenig mehr, aus der Bundesrepublik
sogar weniger bezog als im Vorjahr. Die Besserung der grundlegenden englischen Zahlungs-
bilanz sowie die Tatsache, dal Grofibritannien die von ihm Mitte 1961 beim Internationalen
Wihrungsfonds zur Behebung sciner Zahlungskrise aufgenommenen Wihrungskredite im Ge-
genwert von 1,5 Mrd Dollar dank der Wiedergewinnung seines innen- und auBenwirtschaftlichen
Gleichgewichts bereits bis Mitte 1962 vorzeitig zuriickzahlen konnte, haben die Position des
Pfundes gegeniiber fritheren Jahren gestirkt. Wenn auch nicht mit einer Fortdauer der aus-
lindischen Kapitalzufliisse nach GroBbritannien im AusmaB des Jahres 1962 gerechnet werden
kann, ja bei einer so stark vom Ausland gehaltenen Wihrung im Falle von politischen oder
anderen Vertrauensstorungen sogar immer wieder mit erheblichen Kapitalabfliissen aus Gro8-
britannien gerechnet werden muf, so lassen sich solche Stérungen doch wesentlich leichter iiber-
winden, wenn, wie gegenwirtig, die grundlegende Zahlungsposition des Landes gefestigt ist.
Ob dies auch dann gilt, wenn Grofibritannien entsprechend der gegenwiirtigen wirtschafts-
politischen Konzeption seiner Regierung durch eine vorsichtige Expansionspolitik den vorhande-
nen Spielraum fiir eine Produktionserweiterung ausnutzt, wird hauptsiichlich davon abhingen,
ob es ihm dabei gelingt, durch eine Stabilhaltung seines Kostenniveaus die jetzt errcichte
giinstigere Wettbewerbsposition aufrechtzuerhalten.

In der Zahlungsbilanzposition des gegenwirtigen Hauptdefizitlandes der Weltwirtschaft,
namlich der Vereinigten Staaten, hat sich der Abbau der kontinentaleuropdischen Uber-
schufiposition bisher noch kaum niedergeschlagen — iibrigens ein deutlicher Hinweis darauf,
daB der Zusammenhang zwischen dem Zahlungsbilanzdefizit der Vereinigten Staaten und der
UberschuBposition Kontinentaleuropas keineswegs so unmittelbar ist, wie dies auf beiden Seiten
oft angenommen wurde. Vielmehr wurzeln die Zahlungsbilanzungleichgewichte der beiden Wirt-

34



schaftsriume teilweise in jhren Beziechungen zu dritten Lindern. Das Gesamtdefizit der Vereinig-
ten Staaten nach der amtlichen amerikanischen Berechnung (Reserveverluste und Zunahme der
liquiden Dollarverschuldung gegeniiber dem Ausland) ist im Jahre 1962 mit rd. 2,2 Mrd Dollar
kaum niedriger gewesen als im Jahre zuvor (2,4 Mrd Dollar), wobei die amerikanische Zahlungs-
bilanzposition in beiden Jahren durch vorzeitige Schuldenriickzahlungen der iibrigen Welt in un-
gefihr gleicher Hohe, niimlich jeweils nicht ganz 0,7 Mrd Dollar, entlastet wurde. Diese Entwick-
lung, die auch von amtlicher amerikanischer Seite als ,enttiuschend” charakterisiert wurde, hat
dazu gefithrt, daf die urspriinglich gehegte Hoffnung, die amerikanische Zahlungsbilanz werde um
die Jahreswende 1963/64 in ein ungefihres Gleichgewicht einmiinden, weiter vertagt werden
mufte. Freilich sind verschiedene Krifte am Werk, die auf ein besseres Gleichgewicht der
amerikanischen Zahlungsbilanz hinwirken diirften: So die Verbesserung der amerikanischen
Wettbewerbsposition im internationalen Handel dank der Stabilisierung des amerikanischen
Kostenniveaus wihrend der letzten Jahre, die Férderung der Ausfuhr durch eine Reihe von
Regierungsmafnahmen, die weitgehende Bindung der Auslandshilfe an die Lieferung amerikani-
scher Giiter sowie der allmihliche Abbau der militirischen Devisenausgaben und deren
fortschreitende Kompensation durch Riistungsausgaben anderer Linder in den Vereinigten
Staaten.

Selbst wenn man die weiteren Aussichten der amerikanischen Zahlungsbilanz mit einem gewissen
Optimismus betrachtet, so haben doch die bereits aufgelaufenen Defizite manche Probleme
geschaffen. Seit dem Jahre 1958, in dem das amerikanische Zahlungsbilanzdefizit zum ersten
Male in der Nachkriegszeit plstzlich auf eine besorgniserregende Hohe, nimlich 3,4 Mrd
Dollar, hinaufschnellte, haben die Vereinigten Staaten in den 5 Jahren bis Ende 1962 nun-
mehr ein kumulatives Defizit von iiber 15 Mrd Dollar erlitten, von dem sie iiber 6 Mrd Dollar
durch Abgabe von Gold abdeckten, wihrend der Rest von mehr als 9 Mrd Dollar durch
Aufstockung der Dollarguthaben der {ibrigen Welt, einschlieBlich der internationalen Finanz-
institutionen, finanziert wurde. Die ,Liquidititsposition” der Vereinigten Staaten gegeniiber
dem Ausland hat sich in diesen Jahren entsprechend verschlechtert. Ende 1962 standen einer
offiziellen Gold- und Devisenreserve von 16,1 Mrd Dollar gut 20 Mrd Dollar an kurzfristi-
gen Dollarverbindlichkeiten an das Ausland (ohne internationale Institutionen) gegeniiber,
davon 12 Mrd Dollar kurzfristige Dollaranlagen von auslindischen Wihrungsbehsrden. Eine
hohe kurzfristige Verschuldung gegeniiber dem Ausland ist nun freilich mit der Position der
Vereinigten Staaten als Bankier des Welthandels und als Reservewihrungsland fast unver-
meidlich verbunden. Man darf auch nicht vergessen, daB der hohen kurzfristigen Verschul-
dung eine sehr starke lingerfristige Gldubigerposition der Vereinigten Staaten gegenitber-
steht. Die langfristigen Anlagen der Vereinigten Staaten im Ausland, private und &ffentliche
zusammengenommen, machten Ende 1962 iiber 70 Mrd Dollar aus, und ein grofer Teil der
Zahlungsbilanzdefizite der Jahre 1958 bis 1962 hing gerade damit zusammen, daf die Ver-
einigten Staaten ihre privaten langfristigen Auslandsanlagen in diesen Jahren um mehr als
12 Mrd Dollar zu Lasten ihrer Liquidititsbilanz aufstockten (die Re-Investition der in auslindi-
schen Tochtergesellschaften verdienten Gewinne nicht eingerechnet). So sehr nun einerseits
die Verschlechterung der amerikanischen Liquidititsposition die Versorgung der iibrigen Welt
mit Wihrungsreserven oder ,internationaler Liquiditit” erleichterte, und so sehr andererseits
die Fnde Mirz 1963 vorhandenen Goldreserven der Vereinigten Staaten mit 15,9 Mrd Dollar fiir
normale Bediirfnisse immer noch als ausreichend, wenn nicht sogar als reichlich angeschen
werden konnen, so ist durch diese langanhaltende Entwicklung doch die Frage akut geworden,
wann und auf welche Weise schlieflich dieses Ungleichgewicht abgebaut werden kann, und wie
die in der Zwischenzeit weiter anfallenden amerikanischen Zahlungsbilanzdefizite abgedeckt bzw.
finanziert werden sollen.
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Beitrige der euro-
piischen Linder zu
einem besseren Wih-
rungsgleichgewicht

4. Internationale Koordinierung der Wihrungs- und Wirtschafispolitik

Die durch die amerikanischen Defizite aufgeworfenen Probleme standen im Berichtszeitraum
im Mittelpunkt der Bemithungen um eine internationale Koordinierung der Wihrungspolitik,
die nicht nur Gegenstand einer lebhaften &ffentlichen Diskussion war, sondern auch in den
Wihrungsgremien der OECD in Paris und der EWG in Briissel, bei den Zusammenkiinften
der zustindigen Minister und Notenbankgouverneure anlaBlich der internationalen Wihrungs-
tagungen und bei den monatlichen Sitzungen des Verwaltungsrats der BIZ in Basel zur Debatte
stand. Eines der Grundprobleme war dabei die Frage, welche MaBnahmen zur Uberwindung des
Ungleichgewichts die Vereinigten Staaten selbst ergreifen miissen und kénnen, und was von
Seiten der UberschuBlinder geschehen sollte.

Bei der internationalen Diskussion iiber diese Frage ist gelegentlich den europiischen
wihrungsstarken Lindern nahegelegt worden, durch (bernahme h&herer militdrischer Lasten
und durch verstirkte Auslandshilfe, durch weitere Offnung ihrer Einfuhrschranken und vor
allem durch noch stirkere monetire Expansion und Herabdriickung des Zinsniveaus einen
— oder sogar den ausschlaggebenden — Beitrag zur weiteren Beseitigung des amerikanischen
Defizits zu leisten. Von europiischer Seite ist demgegeniiber geltend gemacht worden, daf die
europdischen UberschuBlinder in den letzten Jahren in ihrer ,Politik eines guten Gliubigers”
schon bis an die Grenze des Zumutbaren gegangen seien. Tatséchlich ist die monetire Fxpansion
in vielen europiischen Lindern, nicht zuletzt in der Bundesrepublik, wihrend der Hochkonjunk-
tur der letzten Jahre soweit gegangen, dafl die innere Stabilitit gefdhrdet wurde. Die inter-
nationale Koordinierung der Wihrungspolitik kann nicht darin bestehen, dafl die Schwierigkeiten
eines Partners einfach durch Inflation der anderen Partner beseitigt werden. Was die Bundes-
republik angeht, so hat sie iiberdies durch die 5%ige DM-Aufwertung im Mirz 1961 einen
besonderen Beitrag zur Uberwindung der internationalen Wihrungsungleichgewichte geleistet.
Im ibrigen hat in zahlreichen europiischen Lindern die Zunahme der Kaufkraft und die
Liberalisierung der Einfuhr bereits zu einer betrichtlichen Einfuhrsteigerung gefithrt; so ist
die Einfuhr der EWG-Linder, als der hauptsichlichen (wenn auch nicht einzigen) europiischen
UberschuBlinder der letzten Jahre, in den 4 Jahren von 1958 bis 1962 aus den Nicht-
EWG-Lindern insgesamt um 38 vH, aus den Vereinigten Staaten sogar um nicht weniger
als 59 vH gestiegen. Der bereits im Gang befindliche Abbau der kontinentaleuropiischen
Uberschiisse im Waren- und Dienstleistungsverkehr beweist, dal auf dem Gebiet, in dem die
Marktkrifte iiberhaupt wirksam sind, in Europa bereits Tendenzen in Richtung auf ein neues
dauerhaftes weltwirtschaftliches Gleichgewicht zu beobachten sind. Schlieflich haben die
europdischen UberschuBlinder auch auf anderen Gebieten beachtliche Beitrige zur Uberbriickung
der Ungleichgewichte geleistet: In den Jahren 1961 und 1962 haben sie jeweils zwischen 0,6
und 0,7 Mrd Dollar an vorzeitigen Schuldenriickzahlungen allein an die Vereinigten Staaten
geleistet (dazu weitere Betrige an andere Defizitlinder, wie GroBbritannien und Kanada),
darunter im Jahre 1961 die Bundesrepublik 587 Mio Dollar. Die Aufwendungen der kontinen-
taleuropiischen Linder fiir Entwicklungshilfe wurden — nach der von der OECD aufgestellten
international vergleichbaren Statistik — von 2,4 Mrd Dollar im Durchschnitt der Jahre
19561959 auf 3,3 Mrd Dollar im Jahre 1961 erhsht. Schlieflich haben einige Linder,
voran die Bundesrepublik, durch Erhshung ihrer Bestellungen an Riistungsgiitern in Amerika
und durch andere Leistungen einen erheblichen Teil der amerikanischen Devisenausgaben mili-
tirischer Art kompensiert, Die oben geschilderte Entwicklung der europiischen Zahlungsbilanzen
zeigt, dafl die von europiischer Seite geleisteten Beitrige sich bereits in einer bemerkenswerten
Abnahme der europdischen Uberschiisse ausgewirkt haben, ohne da8 dies freilich bisher das ame-
rikanische Defizit entsprechend vermindert hitte.
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Tab. 2: Hauptposten der amerikanischen Zahlungsbilanz
in Mrd US-Dollar

Jahresdurchschnittel) Jahre

1953-56 1958-62 1958 1959 1960 . 1961 ‘ 1962

1. Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs®) | + 4.0 + 51 | + 47 + 1,9 + 5.8 + 68 . + 63
(einschl. Kapitalertrigen, Arbeitsentgelten, 1
Pensionen etc.)

I1. Regierungsausgaben fiir Auslandshilfe und

Netto-Militdrausgaben im Ausland’) — 46 - — 5,3 — 57 — 4,8 — 5,4 — 5,3 — 5,4
I11. Saldo von I und 11 — 06 | — 02 — 1,0 | — 29 | + 04 | + 1,5 + 0.9
T L ‘ PO D A S
IV. Saldo des privaten Kapitalverkehrs®) — 0,7 — 2,9 — 2,4 — 1,0 — 4,3 — 3,8 — 3,1
davon:
US-Kapital (netto): langfristig - 1,2 — 2,5 | — 2,5 @ — 32 — 2,5 — 2,5 — 2,6
kurzfristig —03 i —o07 |l —03 | —o1 | —13 | — 15| —os
! et ] I A
Zusammen — 1,5 — 3,2 — 2,8 — 2,3 — 3,9 — 4,0 — 3,1
I
Auslandisches Kapital®) + 0,4 4+ 05 | + 00 + 0,5 + 0,2 + 0,7 4+ 1,0
Nicht erfaBbare Posten + 0.4 — 02 | + 04 + 0,8 — 0,6 — 0,6 - 1,0
— 7 e |- R e e R
V. Saldo der Gesamtbilanz (= Gold- und sonstige i t
Reservebewegungen + Zunahme der kurzfr, |

Verschuldung)?) - 1,3 | — 31 | — 34 — 3,8 — 3,9 — 2,4 — 2,2

V1. Grundlegende Zahlungsbilanz?) — 1,4 ‘i — 2,3 | — 3,8 — 4,8 - 1,9 — 0,4 — 0,6
| !

1) 1957 wurde ausgelassen, da die Zahlungsbilanz dieses Jahres durch die Auswirkungen der Suez-Krise verzerrt war. — *) Ohne militérische
Ausgaben und Einnahmen. — %) Auslandshilfe der US-Regierung in Form von Darlehen und Geschenken (grants); militirische Devisenaus-
gaben im Ausland abziigl, milit. Ausgaben anderer Linder (z. B. fir Rustungslieferungen) in den USA. -~ 9¢) Einschl. nicht erfaBbarer Posten
(errors and omissions). — %) Kurz- und langfristig, netio, — ¢) Amtliche Definition des Saldos der Gesamibilanz nach US-Department of
Commerce. — 7) Gesamibilanz abziigl. der erfaBbaren kurzfristigen Kapitalbewegungen und der nicht erfaBbaren Posten.

Im iibrigen ergibt sich aus einer genaueren Untersuchung der amerikanischen Zahlungsbilanz,
daB ihre massive Verschlechterung seit 1958 nicht etwa mit einer entsprechenden Frhshung der
politischen Devisenbelastungen aus militirischen Ausgaben und Auslandshilfe, vielmehr ganz
eindeutig mit der starken Zunahme der privaten Kapitalausfuhren aus den Vereinigten Staa-
ten zusammenhing. Es ist daher verstindlich, daf sich in den letzten Jahren die internationale
Diskussion iiber die amerikanische Zahlungsbilanz stark auf das Defizit der amerikanischen
Kapitalbilanz konzentriert hat. Die besondere Hervorhebung dieser offenbar strukturellen
Verdnderung in der amerikanischen Zahlungsbilanz rechtfertigt sich auch deswegen, weil das
Defizit in der amerikanischen Gesamtbilanz seit 1960 durchweg geringer war als die Verstirkung
der amerikanischen Netto-Kapitalposition gegeniiber dem Ausland als Folge der hohen ameri-
kanischen Kapitalexporte; d. h. die Verschlechterung der amerikanischen Liquidititsposition
gegeniiber dem Ausland (durch Goldverluste und Erhéhung der kurzfristigen liquiden Auslands-
verschuldung) wurde mehr als wettgemacht durch eine Verbesserung ihrer privaten Vermdgens-
bilanz gegeniiber dem Ausland.

Auf die Ursachen dieser strukturellen Entwicklung in der amerikanischen Kapitalbilanz soll
hier nicht niher eingegangen werden. Bemerkenswert ist aber, dafl die iibrigen Sektoren der
amerikanischen Zahlungsbilanz sich dieser strukturellen Umschichtung in der Kapitalbilanz selbst
nach so langer Zeit immer noch sehr wenig angepafit haben — oder anders ausgedriickt: daB der
sog. Bumerang-Effekt, wonach eine Kapitalausfuhr in relativ kurzer Zeit eine entsprechende Zu-
nahme des Warenexports oder des Exportiiberschusses nach sich ziehen soll, hier so lange auf sich
warten laft. Die amerikanischen Appelle an die europiischen Linder, sie sollten durch weiteren
Abbau der Devisenrestriktionen im Kapitalverkehr mit dem Ausland, durch Mafinahmen zur
Férderung der Ergiebigkeit und zar Offnung ihrer Kapitalmérkte nach auflen und schlieflich durch
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eine auf Zinssenkung gerichtete expansive monetire Politik die Belastungen der amerikanischen
Zahlungsbilanz aus dem Kapitalexport mildern helfen, treffen nur einen Teil des Problems. Die
Forderung auf Befreiung von Devisenrestriktionen und Offnung der europaischen Kapitalmirkte
nach auflen ist zwar weitgehend berechtigt; ihre Erfiillung verspricht aber kaum wesentlich zur
Beseitigung des Ungleichgewichts beizutragen, da die Haupthindernisse fiir einen Kapitalexport
der gréBeren europdischen Linder heute nicht mehr die Devisenbeschrinkungen, sondern die
Zinshshe und institutionelle Hindernisse sind. Dies wird nicht zuletzt durch die Erfahrungen der
Bundesrepublik erhirtet, wo die Devisenrestriktionen fiir die Kapitalausfuhr seit iiber 5 Jahren
vSllig beseitigt sind, wo aber trotzdem bisher kein nennenswerter Netto-Uberschufl des Kapital-
exports iiber den Kapitalimport zustande kam. Was schliefilich die Forderung auf Herabsetzung
der europiischen Zinssitze und auf eine expansivere monetire Politik in den Uberschuflindern
angeht, so wird dabei iibersehen, daf sich angesichts der in den meisten dieser Linder immer noch
anhaltenden Preissteigerungen eine ausgesprochen expansive monetire Politik von selbst ver-
bietet, und daB im iibrigen das Zinsniveau in den meisten europiischen Lindern gegenwiirtig
ungefihr den grundlegenden Marktfaktoren entsprechen diirfte. Dazu kommt, daB ein betricht-
licher Teil der hohen amerikanischen Kapitalexporte nach Europa gar nicht auf Zinserwigungen,
sondern — insbesondere bei den Direktinvestitionen und Aktienkiufen — auf anderen Uber-
legungen beruht. Umgekehrt ist auch auf amerikanischer Seite, wo gegenwirtig die laufende
Kapitalbildung in liquider Form iiber den inlindischen Bedarf hinauszugehen scheint und
sowohl auf die Zinsen driickt als auch iiber die Grenzen ins Ausland dringt, die Méglich-
keit einer Beeinflussung der Kapitalbilanz durch monetire oder sonstige wirtschaftspolitische
MaBnahmen offenbar relativ begrenzt, wihrend administrative Kontrollen der Kapitalaus-
fuhr beim Dollar als der wichtigsten Leitwdhrung nicht in Frage kommen kénnen und von
den amerikanischen Behdrden auch stets kategorisch abgelehnt wurden. Wir haben hier also
ein ausgesprochenes Dilemma vor uns; die Anpassung der privaten amerikanischen Kapital-
ausfuhren an die Mdglichkeiten der Zahlungsbilanz — oder auch umgekehrt: die Anpassung
der iibrigen Zahlungsbilanz an das unvermeidliche Volumen an Netto-Kapitalexport — diirfte
auch in Zukunft nicht ganz einfach zu erreichen sein. Immerhin sind schon jetzt gewisse Markt-
krifte am Werke, die langsam auf eine solche Anpassung hinwirken. Die gegenwirtige ameri-
kanische Wirtschaftspolitik, die auf eine F&rderung der inlindischen Wirtschaftsexpansion bei
moglichst stabiler Kostenentwicklung hinzielt, diirfte die bereits vorhandenen Tendenzen in
Richtung auf ein besseres Gleichgewicht der Kapitalbilanz unterstiitzen.

5. Wihrungspolitische Koordinierung in der EWG

Die EWG-Linder, die bis 1962 die hauptsiichlichen UberschuBlinder der Weltwirtschaft waren
und die mit Wahrungsreserven von gegenwirtig iiber 17 Mrd Dollar (gegeniiber knapp 8 Mrd
Dollar Anfang 1958) heute eine besonders starke Stellung im internationalen Wihrungssystem
einnehmen, sind der natiirliche Gespriichspartner der Vereinigten Staaten und GroBbritanniens
sowohl hinsichtlich der Beseitigung der grofen Zahlungsbilanzungleichgewichte als auch hin-
sichtlich der Festigung und Weiterentwicklung des internationalen Wihrungssystems {iberhaupt
geworden. Dem erhShten Gewicht dieser Léndergruppe entspricht eine erhdhte Verantwortung
fir das internationale Wihrungsgleichgewicht und fiir die Zukunft der internationalen Wih-
rungsordnung. Die unter den EWG-Lindern besonders enge Koordinierung — fiir die auf dem
Gebiet der Wihrungspolitik der EWG-Wiahrungsausschufl sowie eine enge Zusammenarbeit der
Notenbankgouverneure und zustiindigen Minister vorgesehen sind — hat sich infolgedessen in
der Berichtszeit iiberwiegend auf die groBen internationalen Wahrungsprobleme konzentriert. So
waren die Gremien der Sechs vor allem bestrebt, eine méglichst gemeinsame Haltung zu den im
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Internationalen Wihrungsfonds und im Wahrungsausschul der OECD in Paris erdrterten Fragen
herbeizufithren, da die augenblicklich besonders wichtige Koordinierung mit den angelsichsi-
schen Schliisselwihrungslindern in diesen weltweiten Gremien stattfindet. AuBerdem hat der
WihrungsausschuBl der EWG begonnen, die Aussichten fiir die weitere Entwicklung des inter-
nationalen Wihrungssystems, einschlieBlich der sich hierbei etwa ergebenden Notwendigkeit von
Reformen, zu untersuchen, ohne daf sich freilich aus diesen Erdrterungen gegenwirtig schon
konkrete Frgebnisse abzeichnen. Die Koordinierung der Wahrungspolitik im Innern der Gemein-
schaft, obgleich keineswegs vernachlissigt, trat dahinter an Bedeutung zuriick.

Die Kommission der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft hat vor einigen Monaten in ihrem
~Aktionsprogramm fiir die zweite Stufe der Ubergangszeit” einige konkrete Vorschlige fiir die
weitere Intensivierung der wihrungspolitischen Zusammenarbeit unter den EWG-Mitgliedern
gemacht. Soweit die Kommission auf eine mdglichst einheitliche Haltung zu den ,, Aulenproble-
men®“, d. h. zu den Schliisselwihrungen und zu den iibrigen grofien Fragen der internationalen
Wihrungsordnung abzielt, liegen ihre Vorschlige in der Linie dessen, was sich bereits in den
letzten Jahren aus den Notwendigkeiten des Tages entwickelt hat. Allerdings eilt die von der
Kommission in diesem Zusammenhang als Endziel angedeutete Schaffung einer Wahrungsunion
und einer einheitlichen europidischen Reservewihrung vorliufig den praktischen Moglichkeiten
noch weit voraus. Um eine europdische Reservewdhrung zu schaffen, wiirde es keineswegs ge-
niigen, nur einen Teil der Wihrungsreserven der Mitgliedsldnder in einen gemeinsamen Pool
einzubringen; vielmehr wire dazu eine gemeinsame Wihrungseinheit erforderlich, die auch als
Faktura-Wihrung und Zahlungsmedium im internationalen Handelsverkehr angewandt wiirde,
ferner ein leistungsfihiger Geld- und Kapitalmarkt in dieser einheitlichen Wihrung, der den
anderen Lindern entsprechende Anlagemdglichkeiten fiir Devisenguthaben béte. Die fiir eine
solche einheitliche Reservewihrung unerldfliche Wihrungsunion unter den Mitgliedsstaaten aber
ist wohl erst vorstellbar, wenn es aufler einer gemeinsamen Handelspolitik auch eine gemeinsame
(oder gemeinsam und verbindlich abgestimmte) Finanz- und Budgetpolitik, eine gemeinsame
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik, eine gemeinsame Sozial- und Lohnpolitik, also eine ge-
meinsame Politik {iberhaupt gibt, kurz wenn es einen Bundesstaat mit einem europiischen Par-
lament gibt, das Gesetzgebungsbefugnisse gegeniiber allen Mitgliedsstaaten hat.

Auch eine noch so enge Koordinierung der Geld- und Kreditpolitik wiirde fiir sich allein nicht
ausreichen, um die Voraussetzungen fiir diese weit gesteckten Ziele zu schaffen. Es geniigt, auf die
Riickwirkungen der jeweiligen nationalen Finanz- und Haushaltspolitik auf die monetiire Ent-
widklung hinzuweisen, um darzutun, da die weitere Integration der EWG-Linder auf breiter
Front vor sich gehen und alle wichtigen Gebiete der Wirtschafts- und Finanzpolitik erfassen muf.
Diese Uberlegungen schliefien selbstverstindlich nicht aus, daff auch auf dem Gebiet der Geld-
und Kreditpolitik fiir sich genommen weitere Fortschritte mdglich sind, insbesondere in dem
Sinne, daf die grofien Linien der Geldpolitik unter den Mitgliedslindern noch enger als bisher,
und soweit méglich auch schon im voraus, aufeinander abgestimmt werden.

Auch diese Forderung ist in der Praxis der internationalen wihrungspolitischen Zusammen-
arbeit teilweise schon verwirklicht. Uberhaupt sind Fortschritte weniger in neuen Institutionen
oder Verfahrensvorschriften, als vielmehr in einer zielstrebigen Fortentwicklung der bereits
existierenden Wahrungskooperation zu suchen, die gerade im Berichtzeitraum bemerkenswerte
Erfolge aufzuweisen hatte.
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Ill. Die Geld- und Kreditentwicklung
1. Aktiv- und Passivgeschift der monatlich berichtenden Kreditinstitute

Aktivgeschift

Die Kredite der monatlich berichtenden Kreditinstitute an Wirtschaftsunternehmen, Private
und Sffentliche Stellen sowie ihre gesamten Wertpapierbestinde haben im abgelaufenen Jahr
weiter relativ stark zugenommen. Von Ende Dezember 1961 bis Ende Dezember 1962 hat sich
das Volumen dieser Aktiva um rd. 27,0 Mrd DM auf gut 210 Mrd DM erhsht; das entsprach
etwa der Zunahme von 1961 (26,7 Mrd DM), war jedoch wesentlich mehr als im Jahr 1960,
in dem der Anstieg unter dem EinfluB der restriktiven Kreditpolitik nur 18!/s Mrd DM be-
tragen hatte. In welchem Umfang die einzelnen Bankengruppen an der Gesamtausdehnung der
Kredite an Nichtbanken und der Wertpapierbestinde beteiligt waren, geht aus der folgen-
den Tabelle hervor.

Die Ausdehnung der Kredite und Wertpapierbestiinde®) bei den Bankengruppen

B 1960 1961 1962 ]
Bankengruppen MioDM | vH" | MioDM | vH*) | MioDM  vH¥)
Kreditbanken + 4474 24,5 + 6914 25,9 + 4960 18,4
GreBbanken (4 1436) | (7,9) | (+ 2893) | (10,8) | (+ 1934) | (7.2)
Staats-, Regional- und Lokalbanken (+ 2083) ' (11,4) | (+ 2988) | (11.2) | (+ 2544) ( 9.4)
Privatbankiers (+ 623) 1 (3,4) | (+ 828} | (31) [(+ 164 (06)
Spezial-, Haus- und Branchebanken (4 332) ( 1.8) (+ 205 { 0.8) (+ 318) (1,2)
Sparkassensektor + 6716 36,8 +10121 38,0 +11 964 44,3
Girozentralen (+ 1535) | (8,4 | (+ 3568) | (13,4) | (+ 4289) | (15,9)
Sparkassen (+ 5181) | (28,4} | (+ 6553) | (24,6) | (+ 7675) | (28,4)
Gewerblicher Genossenschaftssektor + 858 4,7 4+ 1052 | 3,9 4+ 1229 4,6
Gewerbliche Zentralkassen 4+ 38) | (02) | (+ 93 (03) |(+ 51 (02
Gewerbliche Kreditgenossenschaften (+ 820) | (45) | (+ 959) | (36) | (+ 1178) | ( 44)
Lindlicher Genossenschafssektor + 628 3,4 + 827 3,1 + 975 | 3,6
Lindliche Zentralkassen (+ 88) ( 0,5) (+ 244) | (0.9) (+ 130) ! (o0,5)
Lindliche Kreditgenossenschaften (+ 540) | (2,9) | (+ 583y (2,2) |(+ s45)  (3,1)
Hypothekenbanken und 6ffentlich-rechtliche
Grundkreditanstalten 4 2977 16,3 + 4178 15,7 + 4877 18,0
Private Hypothekenbanken (+ 1459) | ( 8,0) | (+ 2088) | (7,8) | (+ 2488) | ( 9,2)
Offentlich-rechtliche Grundkreditanstalten (+ 1518) ( 8,3) (+ 2090) { 7.9) {+ 2389) ( 8,8)
Kreditinstitute mit Sonderaufgaben + 1417 7.7 + 21378 8,9 + 1813 6,7
Teilzablungskreditinstitute + 707 3,9 + 549 2,1 + 344 1,2
Postscheck- und Postsparkassenimter + 485 2,7 4+ 633 2,4 + 853 3,2
Alle Bankengruppen +18 262 100,0 +26 652 100,0 +27015 | 100,0
*) Anteil an der Gesamtausdehnung bei allen Bankengruppen. — 1) Kurz-, mittel- und langfristige Kredite an Wirtschafisunternehmen,
Private und Sffentliche Stellen, einschlieBlich der Bestinde an inlindischen Schatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen, jedoch
ohne Mobilisierungstitel; Wertpapierbestinde einschlieBlich Bankschuldverschreibungen.

Ein groBer Teil des Wertpapiererwerbs der Banken entfiel wieder auf Schuldverschreibungen
anderer Kreditinstitute, die bei der Ermittlung des gesamten Kredit- und Wertpapierengage-
ments der Banken gegeniiber der Nichtbankenkundschaft zur Vermeidung von Doppelzihlungen
aufer Betracht bleiben miissen. Ohne die Bestiinde an Bankschuldverschreibungen bezifferte sich
das Gesamtvolumen der von den monatlich berichtenden Kreditinstituten an in- und auslindi-
sche Wirtschaftsunternehmen, Private und &ffentliche Stellen gewihrten Kredite!) sowie ihr
Engagement an Wertpapieren solcher Emittenten Ende 1962 auf etwa 195 Mrd DM. Im Laufe
des vergangenen Jahres ist es um rd. 24,1 Mrd DM gestiegen, d. h. um etwa den gleichen
Betrag wie 1961 (24,0 Mrd DM), aber wesentlich stirker als 1960 (17,9 Mrd DM).

Die kurz-, mittel- und langfristigen Kredite an Nichtbanken fiir sich betrachtet (ohne die
Bestiinde an Wertpapieren) nahmen im abgelaufenen Jahr um 23,4 Mrd DM zu; der grofite Teil

3) EinschlieBlich der Bankbestinde an Schatzwechseln und U-Schitzen, jedoch ohne Mobilisierungstitel und ohne die Bestinde an kurzfristigen
Schuldtiteln auslindischer 6ffentlicher Emittenten, die beide als reine Geldmarktanlagen anzusehen sind.
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dieses Betrages — rd. 85 vH — ging, wie Gblich, an Wirtschaftsunternehmen und Private.
Die Kredite an 6ffentliche Stellen, unter denen sich in den letzten Jahren in beachtlichem Mafle
auch Darlehen an ausldndische ffentliche Stellen (hauptsichlich Entwicklungskredite) befanden,
haben 1962 um rd. 3,6 Mrd DM zugenommen, d. h. um rd. 300 Mio DM mehr als 1961 und
etwa 1 Mrd DM mehr als 1960.

Ein besonderes Kennzeichen der Kreditentwicklung im letzten Jahr war die Verschiebung
innerhalb der Fristigkeitsstruktur der neu gewihrten Kredite: Die kurzfristigen Kredite (d. h.
die mit einer vereinbarten Laufzeit bis zu 6 Monaten gewihrten Buchkredite sowie simtliche
Wechselkredite) waren an der Gesamtausdehnung des Kredit- und Wertpapierengagements der
Banken gegeniiber der Nichtbankenkundschaft 1962 nur noch mit rd. 15 vH beteiligt, verglichen
mit 26 vH 1961 und gut 30 vH 1960; im Laufe der letzten beiden Jahre ist ihr Anteil also um
die Halfte geschrumpft. Umgekehrt hat sich der Anteil der mittel- und langfristigen Ausleihungen
von je etwa 70 vH in den Jahren 1960/61 auf nahezu 82 vH 1962 erhdht, und zwar im Falle
der mittelfristigen (zwischen 6 Monaten und 4 Jahren befristeten) Kredite von etwa 8 bis 9 vH
in den Jahren 1960/61 auf rd. 15 vH 1962 und im Falle der langfristigen Darlehen von rd. 61
vH 1960/61 auf etwa 67 vH 1962. Die Tatsache, daf8 die langfristigen Kredite einen so grofien
Raum innerhalb der Bankkreditgewihrung einnehmen, erklirt sich weitgehend daraus, daB in der
Bundesrepublik neben den zahlreichen Sparkassen eine Reihe von Spezialinstituten (Hypotheken-
banken, Kreditinstitute mit Sonderaufgaben) ein reges langfristiges Kreditgeschift betreibt und
daB diese Institute — zumeist im Gegensatz zu den Gepflogenheiten im Ausland — in die mo-
natliche Bankenstatistik mit einbezogen sind.

Die kurzfristigen Kredite der monatlich berichtenden Kreditinstitute an Wirtschaftsunterneh-
men, Private und offentliche Stellen!) sind im abgelaufenen Jahr um rd. 3,73 Mrd DM auf
52,9 Mrd DM am Jahresende gestiegen. lThre Zunahme machte damit nur etwa drei Fiinftel des
Vorjahrsergebnisses (6,29 Mrd DM) aus, im Vergleich zu der der Jahre 1958 und 1959 war
sie allerdings noch immer recht beachtlich. Im ersten Vierteljahr 1963 sind diese Kredite, wie die
nachstehende Tabelle zeigt, erstmals nach lingerer Zeit wieder stiirker gewachsen als in der ent-
sprechenden Vorjahrsperiode.

Der weit itberwiegende Teil der neu gewihrten kurzfristigen Bankkredite — etwa neun
Zehntel — ging auch im vergangenen Jahr an Wirtschaftsunternehmen und private Kredit-
nehmer. Das Volumen dieser Kredite stieg 1962 um 3,38 Mrd DM gegen 6,32 Mrd DM
1961 und 5,48 Mrd DM 1960. Die Abschwiichung der Expansion im Berichtsjahr diirfte weit-
gehend mit dem Trend zur Verlingerung der Kreditfristen im Neugeschift der Banken zusam-
menhingen. Offensichtlich besteht bei den Kreditnehmern ein verstirkter Konsolidierungsbedarf,
den die Banken im Rahmen des M&glichen zu decken bestrebt sind.

Die kurzfristigen Bankkredite an Sffentliche Stellen') haben im Berichtsjahr per Saldo um
knapp 350 Mio DM zugenommen, nachdem sie sich in den beiden Vorjahren im ganzen nur ge-
ringfiigig verandert hatten. Die kurzfristigen Buchkredite der monatlich berichtenden Banken an
Sffentliche Stellen sind 1962 unter Schwankungen um rd. 150 Mio DM zuriickgegangen; 1961
waren sie um rd. 280 Mio DM und 1960 um rd. 80 Mio DM gestiegen. Bestimmend fiir diese
Bewegungen waren wieder in erster Linie die gewShnlich stark fluktuierenden Vorschiisse an die
Bundesbahn. Demgegeniiber haben sich die Bankbestiinde an Schatzwechseln und U-Schétzen
(ohne Mobilisierungstitel) im Berichtsjahr um rd. 500 Mio DM erhdht, nachdem sie in den Vor-
jahren mehr oder weniger stark abgenommen hatten. Die Zunahme der Bankbestinde an diesen
Titeln ging jedoch nicht mit einer Steigerung des Gesamtumlaufs einher, sondern beruhte auf
Verschiebungen in ihrer Placierung. Eine Rolle spielte in diesem Zusammenhang vor allem, daB
die 1961 vorgenommene Anlage von Teilen des Erlsses aus dem Verkauf von VW-Aktien in
U-Schitzen der Bundesbahn und -post in Héhe von rd. 230 Mio DM, durch die der Umlauf an

1) EinschlieBlich der Bankbestinde an Schatzwechseln und U-Schitzen inldndischer 3ffentlicher Stellen, jedoch ohne Mobilisierungstitel, mit
deren Ubernahme durch die Banken keine Kreditgewdhrung an Nichtbanken verbunden ist.
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Kredite*) und Wertpapieranlagen bei den mon atlich berichtenden Kreditinstituten®)

Zunahme (+) bzw. Abnahme (—) in Mio DMY)

Jihrlich 1 Vierteljahrlich
Posten e | M T
1959 ] 1960 I 1961 1962 || Jahr | 1. Vj. 2. Vj. ] Vi | 4 Vi
1961 +1905 + 2429 4 575 | 4 1383
1. Kurzfristige Kredite?), gesamt + 2388 |+ 5502 |+ 6292 | + 3729 1962 | + 831 + 2061 -+ 155 | 4+ 682
! 1963 | +1261P)
a) an Wirtschaftsunternehmen : 1961 +1853 + 2280 .+ 1022 |+ 1168
und Private + 2918 | 4 5484 | + 6323 |- 3383 1962 +1 000 + 1879 i+ 131 |+ 373
i 1963 | 41039P) ‘
i |
1961 + 52 + 149 - 447 + 215
b) an 6ffentliche Stellent) — 530 | + 18 | — 31 | + 346 1962 | — 169 + 182 | + 24 |+ 309
1963 | + 222P)
i
I1. Mittel- und langfristige Kredite, : 1961 | -3461 |+ 3871 |+ 4738 |+ 4717
gesamt +14016 +12 401 1 + 16 787 +19 704 1962 +3 409 + 4616 | + 5446 + 6233
1963 | +3 430P)
a) an Wirtschaftsunternehmen 1961 | 2517 4 3168 |+ 3925 | 4 3835
und Private 410513 + 9821 +13 445 +16 456 1962 + 2681 + 4017 + 4555 + 5203
1963 | +2811P)
1961 + 944 + 703 + 813 + 882
b) an &ffentliche Stellen + 3503 | + 2580 | + 3342 | 4 3248 1962 | + 728 |+ 599 4+ 891 |+ 1030
1963 | 4+ 619P) i
1961 + 339 + 897 + 491 + 468
1. Mittelfristige Kredite, gesamt 4 2493 [+ 1502 | 4+ 2195 |+ 3571 1962 |+ 16 |+ 1034  + 1110 |+ 1411
| 1963 + 455P) i
a) an Wirtschaftsunternechmen | 1961 | + 352 + 08 |+ 461 |+ 449
urd Private + 2322 |+ 1480 |+ 2170 | 4 3642 | 1962 4+ 167 |4+ 1037 |+ 1059 | + 1379
1963 + 580P)
1961 — 13 - It + 30 | + 19
b) an &ffentliche Stellen + 171 | + 2 |+ 25 | — 71 1962 | — 151 - 3|+ 51 |+ 32
1963 | — 125P)
1961 +3122 + 2974 | + 4247 -+ 4249
2. Langfristige Kredite, gesamt 411523 | +10899 | +14592 | +16 133 1962 | +3393 4+ 3582 | 4+ 4336 | + 4822
1963 | +2975P)
a) an Wirtschaftsunternchmen 1961 +2 165 4+ 2260 | + 3464 | + 3386
und Private 4+ 8191 + 8341 +11 275 +12 814 1962 +2514 + 2980 | + 3496 | + 3824
1963 +2231P)
1961 + 957 + 714 + 783 + 863
b) an dfentliche Stellen + 3332 |+ 2558 | 4+ 3317 | + 3319 1962 |+ 879 |+ 602 |+ 840 |+ 998
1963 |4 744P)
II. Bestiinde an Wertpapieren und
Konsortialbeteiligungen 1961 + 114 4+ 228 |+ 424 |+ 132
ohne Bankschuldverschreibungen 4+ 1881 | + 26 | 4+ 898 | + 701 1962 | + 341 4+ 127 |+ 256 | — 23
1963 | 4 312P)
I |
i 1961 | +5480 |+ 6528 | 4+ 5737 | + 6232
Kredite an Nichtbanken, gesamt (IbisII)| +18 285 | +17 929 | +23977 | +24134 | 1962 | + 4581 + 6804 + 5857 | + 6892
1963 | +5003P) ’
Nachrichtlich :
Bestinde an Schatzwechseln und unver- i 1961 | +1 394 — 709 |+ 557 ‘ — 0
zinsl. Schatzanweisungen, gesamt — 953 | 4+ 272 |+ 612 | — 842 1962 | — 555 + 51 | — 658 |+ 320
1963 | + 383P)
1961 + 836 — 711 |+ 664 | — 683
davon: Mobilisierungstitel®) — 1385 | 4 1188 i 4+ 106 | — 862 1962 — 351 + 17 | — 350 | — 178
| | 1963 - 552P)
sonstige inlidndische Schatz- | \ f
wechsel und unverzinsl, Schatz- qo1961 . — 176 4 22 | - 250 © + 94
anweisungen — 319 — 63 — 310 =+ 499 1962 . — 145 + 113 - 16 + 547
1963 | — &0P)
auslindische Schatzwechsel und 1961 | + 734 - 20 [+ 143, — 41
unverzinsl. Schatzanweisungen | + 751 | — 853 |+ 816 | — 479 1962 | — 59 - 79 1 — 292 | — 49
1963 | — 109P) |
Bestinde an Wertpapieren und Kon- 1961 | + 839 + 1093 |+ 951 | 4+ 690
sortialbeteiligungen, gesamt + 4960 : + 359 | + 3573 + 3¢82 ) 1962 41913 + 840 : + 748 § + 81
1963 | -+ 1 403P)
1961 + 725 + 865 |+ 527 | 4 558
darunter: Bankschuldverschreibungen®) |+ 3079 | + 333 | + 2675 | + 2881 1962 | +1572 + 713 |+ 492 i+ 104
1963 | +1091P)
1) Ohne Interbankkredite, — ?) Kreditinstitute des Bundesgebiets einschl. Berlins (West), ab 1960 auch einschl. des Saarlands, —
®) Statistisch bedingte Verinderungen wurden ausgeschaltet. —— *) Einschl. der Bestinde an inlindischen Schatzwechseln und unverzins-
lichen Schatzanweisungen, jedoch ohne ,Mobilisierungstitel*. — 5) Dag sind Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen des Bun-
des aus dem Umtausch gegen einen entsprechenden Teilbetrag der Ausgleichsforderung der Bundesbank, deren Ubemahme durch die Banken
keine zusitzliche Kreditgewihrung an Nichtbanken darstellt. — ) Finschl. der unter dem Obligo der Lastenausgleichsbank begebenen
Anleihen des Lastenausgleichsfonds, die in der Wertpapierstatistik — anders als hier — zu den &ffentlichen Anleihen gerechnet wer-
den. — p) Vorldufig.
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beteiligungen3)
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Kredite
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kurzfristige

1958

1959

1360
1)0hne Interbankkredite.-2) Elnschiiefiich Bestinde an iniéndischen Schatzwechseln und

1961

1962

U~ Schiitzen, jedoch ohne Mobilislerungstitel~ 3)Einschilefiich Bankschuldverschrel-
bungen,~ %)Bis Ende 1959 ohne Saarland.
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solchen Titeln auBerhalb der
Banken voriibergehend ver-
stirkt worden war, im Be-
richtsjahr wieder aufgeldst
wurde.

Das mittelfristige Kreditge-
schift, das die Banken iiber-
wiegend mit Wirtschaftsunter-
nehmen und Privaten betrei-
ben, hat im vergangenen Jahr,
wie schon erwihnt, einen
starken Aufschwung genom-
men. Das Volumen der mittel-
fristigen Bankkredite an Nicht-
banken ist 1962 um 3,57 Mrd
DM auf rd. 18,3 Mrd DM am
Jahresende gestiegen gegen
itber einer Zunahme um rd.
2,2 Mrd DM 1961 und rd.
1,5 Mrd DM 1960; in den
ersten Monaten von 1963 hat
sich das Wachstum weiter ver-
stirkt. Wie aus einem im Mo-
natsbericht der Bundesbank fiir
Mirz 1963 (S. 3) verdffent-
lichten Aufsatz hervorgeht,
sind insbesondere die Kredit-
banken und in letzter Zeit auch
die Girozentralen im mittel-
fristigen Kreditgeschiift vorge-
drungen.

Die langfristigen Bankkre-
dite an Wirtschaftsunternch-
men, Private und &ffentliche
Stellen (d. s. Darlehen mit
einer vereinbarten Laufzeit
von 4 Jahren und mehr) haben
im Berichtsjahr um 16,13 Mrd
DM auf rd. 115 Mrd DM Ende
1962 zugenommen. lhre Ex-
pansion war damit um gut
11/2 Mrd DM gréfer als 1961,
die von 1960 iibertraf sie so-
gar um fast 54 Mrd DM.

Im ersten Viertel von 1963 war indessen, wie die vorstehende Tabelle zeigt, keine weitere Be-
schleunigung ihres Wachstums mehr zu verzeichnen. Mafigebend fiir den relativ steilen Anstieg
der langfristigen Bankdarlehen im letzten Jahr war vor allem die anhaltend starke Nachfrage nach
Wohnungsbaudarlehen sowie der wachsende Bedarf an lingerfristigen Finanzierungsmitteln bei
der Industrie, die bei neuen Investitionen in zunehmendem Mafe auf Fremdfinanzierung ange-
wiesen ist.
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Die entscheidende Rolle
spielte bis in die jingste Zeit ENTWICKLUNG DER KREDITE? BEI DEN BANKENGRUPPEN

e s . Zunahme im Jah
hinein aber die Wohnungs- r

baufinanzierung. Nach der |waom Kurzfristige Kredite 2
vierteljahrlichen  Kreditneh- Hredibanken

merstatistik der Bundesbank |+ + Z

kamen von der Gesamtausdeh- V%% Girozentralen

nung der langfristigen Dar- | +3 7 %% Sparkassen

lehen 1962 fast 7 Mrd DM é% Kredi?:;kute
(bzw.zwei Fiinftel) dem Woh- | *2 7 %% Ubrige
nungsbau zugute; das waren %g? Bankengrugpen
fast 1,1 Mrd DM mehr als | *' ] %%% —_ %ZV
1961 und nahezu 1,7 Mrd DM %%% _m% %zé %Z%

mehr als 1960. Dabei sind die 0
Hypothekenauszahlungen fiir  fmraom Mittel-und langfristige Kredite
den Wohnungsbau trotz ihrer
Steigerung um mehr als 1 Mrd
DM im vergangenen Jahr
abermals von den neuen Zu-
sagen an Wohnungsbau-Hypo-
theken weit {ibertroffen wor-
den. Neue Zusagen wurden
1962 im Betrage von rd. 8%/4
Mrd DM erteilt, verglichen
mit knapp 71/2 MrdDM 1961.
Die Steigerung geht allein auf

0 :
i A Ivith - 1860 1962 1960 1962 1860 1962 1960 1962 1960 1962
die gréBere Aktivitit der Spar 1961 1061 Jo61 061 1961

kassen zurﬁck, von denen 7)Ohne Interbankkredite.~2)Ohne Bestédnde an Schatzwechseln und U-Schdtzen.
1962 neue Hypotheken fiir den
Wohnungsbau in Hohe von 3,96 Mrd DM zugesagt wurden gegen 3,13 Mrd DM 1961. Bei den
Emissionsinstituten (Girozentralen sowie privaten und Sffentlichen Hypothekenbanken) waren
die neuen Zusagen 1962 mit rd. 4,3 Mrd DM annihernd ebenso hoch wie 1961. Der Bestand
an noch nicht erledigten Hypothekenzusagen fiir den Wohnungsbau nahm infolge des erheb-
lichen Ubergewichts der Neuzusagen iiber die laufenden Auszahlungen erneut stark zu.

Unter den sonstigen Darlehensnehmern aus dem Bereich der privaten Wirtschaft spielten
Industrie, Handwerk und Versorgungsbetriebe die grote Rolle. Thre langfristige Verschuldung
gegeniiber den Banken nahm 1962 um rd. 3,02 Mrd DM zu gegen 2,52 Mrd DM 1961 und nur
0,9 Mrd DM 1960. Allein 580 Mio DM (gegen 290 bzw. rd. 130 Mio DM in den beiden
Vorjahren) kamen Versorgungsbetriecben zugute; rd. 340 Mio DM gingen an den Stahl-,
Maschinen- und Fahrzeugbau, rd. 300 Mio DM an die chemische und pharmazeutische
Industrie, 220 Mio DM an die fiir die Bauwirtschaft arbeitenden Industriezweige und reichlich
200 Mio DM an den Bergbau. Von den sonstigen Wirtschaftsbereichen sind vor allem die
Landwirtschaft sowie die Forst- und Wasserwirtschaft und der Handel zu erwihnen. Weitere
Aufschliisse gibt die nachstehende Tabelle.

Die langfristigen Kredite an Sffentliche Stellen, die Ende 1962 mit 25,7 Mrd DM gut ein
Fiinftel des Gesamtvolumens der langfristigen Bankkredite ausmachten, haben 1962 um rd.
3,32 Mrd DM zugenommen; das entsprach etwa ihrem Anstieg in den Jahren 1961 und 1959,
war aber um etwa 3/2 Mrd DM mehr als 1960. Ein relativ hoher Betrag (zumindest im Vergleich
zu anderen Sparten des Kreditgeschifts) ging an auslindische Kreditnehmer, die solche Mittel
groBtenteils im Rahmen bestimmter Entwicklungshilfeprogramme von der Kreditanstalt fiir

@ langfristige Kredite

i5 - :
22| mittelfristige Kredite

+3 -

BBk
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Wiederaufbau erhalten, Die langfristigen Kredite an auslindische Sffentliche Stellen (zumeist
sind das die Regierungen der Empfingerstaaten) sind 1962 um rd. 710 Mio DM gestiegen
gegen rd. 880 Mio DM 1961, 540 Mio DM 1960 und gut 200 Mio DM 1959. Unter den
inlindischen Kreditnehmern standen, wie gewdhnlich, die Gemeinden und Gemeindeverbinde
an erster, die Bundesbahn und die Bundespost an zweiter Stelle.

Eine beachtliche Rolle spielte unter den Aktivgeschiften der Banken im Berichtsjahr schlief3-
lich wieder der Erwerb von Wertpapieren und Konsortialbeteiligungen: Die Bankbestinde an
in- und auslindischen Wertpapieren (einschlieBlich Kassenobligationen) und Konsortialbeteili-
gungen betrugen Ende 1962 rd. 25,6 Mrd DM; sie waren damit um rd. 3,58 Mrd DM gréBer
als Ende 1961, was etwa dem Anstieg von 1961 entsprach, jedoch iiber den von 1960 weit
hinausging. Im Jahre 1960 hatten sich die Wertpapieranlagen der Banken per Saldo nur um
knapp 0,4 Mrd DM erhsht, da die Banken auf die Restriktionspolitik der Bundesbank vor allem
mit einer Finschrinkung ihrer Wertpapierkdufe reagiert hatten. Im Laufe des Berichtsjahres
hat sich die Zunahme der Wertpapierportefeuilles allerdings stark abgeschwicht, nimlich von
gut 1,9 Mrd DM im ersten Quartal auf 840 Mio DM im zweiten, rd. 750 Mio DM im dritten und
rd. 80 Mio DM im vierten Quartal 1962; im ersten Vierteljahr 1963 belief sie sich auf
1,4 Mrd DM, womit sie erneut kleiner war als im entsprechenden Vorjahrsabschnitt. Das Vor-

Aufgliederung der wmittelfristigen und der langfristigen Kredite nach Kreditnehmern bzw. Verwendungszwedken™)

Mio DM
darunter ‘ b 1 Kre-
— - : — rige | dite
. Indu- . | Tex- ifiir die Land- . . ‘

Kredite A eisen- bl 3 5 ¢ |Sonstige Wirt- der

an strie und [Stahl-, Elek. !chemi- Nah- | til-, B'flu Ver Forsd Gffent- | schafts- | Teil-

Nich und calll Ma- | 79 lsche u.| rungs- Leder-,| wirt- | Woh. | sor- Han- un lich sweige | zah.

Jahre | lkt‘ Hand- mghaf- i | tech Lo ngd Schuh-| schaft | nungs- |gungs-| * 31" | Wasser- I(l d":t und | lungs-

anken | “work | Berg- | S| S0 g, | P u indu- | arbei-| bau |betrie- wirt- Tedit- di !
ins- N fende |nen-u. 7 |mazeu-GenuB-| N nehmer | Kredit- /kredit-

ins- bau Fein-| ; : strie, | tende be schaft h PR

gesamt Indu- | Fahr- tische imittel- ; . 3) nehmer | insti-

gesamt . mecha- . Beklei- Indu- ) 4
| strie, | zeug- |7 L1 Ind}:- indu- dungs-| strie- ) tuﬂte
Giefe-| bau Optik strie | strie [0 o Zweige 5)
rei be 1 ! ]
Mittelfristige Kredite
Stand am Jahresende

1959 10 810] 3 567 472 377 400 | 382 418 187 179 ‘ 215 1097 148 836 306 993 | 2541|1322
1960 12 196] 3589 321 251 433 409 400 245 238 | 255 1233 196 11141 350 1066 2955|1666
1961 14 420 4453 355 411 652 497 407 296 | 305 330 1471 123 “ 1199 395 1231 3510|2038
1662 17 958 6 042 462 694 | 1066 583 709 338 | 330 427 1836; 253 11511 444 1112, 4530{2230

Zunahme (+), Abnahme (—), im Jahr®)

1960 | 4+ 1 386 - 22 |-—-151|—126 |+ 33 |+ 27— 18|+ 58 |+ 59 |+ 40 |+ 136 |+ 48 +305| + 44|+ 73| 4 414 1344
1961 |+ 2181 + 864+ 34 |4160{+219 /4 88|+ 7|4 51 ‘+ 67 |+ 75 | + 238|— 73 + 58|+ 45 4 165| -+ 555 +4-329
1962 |+ 3558 +1589|+107 [4-283 |+414 4 86 |[4+302 |+ 42 ‘-i— 25 |4+ 97 |+ 365 |+130 312 4 49‘— 119 | +1 040 1192
Langfristige Kredite
Stand am Jahresende
1959 71948 11478[11201]1173[2158 859 645 .1 136 997 i 759 30552]2264 2201 66251 11 862 6 960‘ [
1960 82465 12265|1061 1186|2161 893 660 1276|1141 ] 870 358442393 | 2554 7 647 13 605 8 153 4
1961 96 728 1449211104 113962597 1121 869 1511|1285 1008 41748 | 2684 |3 112 8 964 15 804 9917 | 4
1662 112197 168991317 {1467 [2936 |1178 1169 1714|1384 1228 48 718 | 3239 | 3 818 10 649 17 847 | 11 022‘ 5
Zunahme (+), Abnahme (—), im Jahrt)
1960 [+10517) 4 787[— 59 |+ 13 [+ 3[4 34|+ 15 |4+140 4144 |4 111 | 45202 |+129 353 [ +1022|+1743 1193 [~ 2
1961 | 414 260| +2 227 (+ 43 |+210 |+ 436 |+228 |+209 I+235 1+ 144 |+ 138 | +5 504 [+-291 4558 | +1317 | +2199 +1764| —
1962 | 415 817| +2437 | 4218 |+ 91 |+359 |4 57 |+300 +203 |4 99 |+220 | 46970 |+580 |+-706 | +1685 | +2158 +1280 |+ 1

*} Ohne Saarland. — 1) Steine und Erden, Flachglas, Sigerei und Holzbearbeitung, Baugewerbe und Baunebengewerbe. — 2) Auch die Kre-
dite derjenigen lindlichen Kreditgenossenschaften, die in den bankstatistischen Erhebungen nicht erfaBt sind, diirften zu einem relativ gro-
Ben Teil Kredite an die Landwirtschaft darstellen. — 3) Hierunter fallen alle Kredite an 6ffentliche Stellen, soweit sie nicht unter den
einzelnen Wirtschafts- oder Industriezweigen ausgewiesen sind, sowie die Kredite fiir Bau und Unterhaltung von StraBen, Strafenbriicken,
Hifen, Wasserstrafen. — 4) Kredite an Betriebe des Verkehrs- und Nachrichtenwesens, des Fremdenverkehrs und an ,Sonstige private Kre-
ditnehmer”, Bis Mirz 1962 einschlieBlich nicht aufgegliederter Ausleibungen der Kreditinstitute vor der Wahrungsreform, die ab Juni 1962
den einzelnen Wirtschaftszweigen oder Kreditnehmern zugeordnet werden. — 5) EinschlieBlich Einkaufskredite an Hindlerfirmen und ge-
ringe Betriige ,Sonstige Kredite. — ) Statistisch bedingte Verinderungen wurden ausgeschaltet.
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dringen des mittel- und langfristigen Kreditgeschifts und die allméhliche Einengung des Liquidi-
titsspielraums der Banken diirften hierfiir maigebend gewesen sein. Im iibrigen ist zu beriicksich-
tigen, daf Bestandsveridnderungen bei diesen Aktiva — stirker als bei anderen Bilanzpositionen —
auch von Wertberichtigungen herrithren kdnnen. Die schwere Aktienbaisse des vergangenen
Jahres hat solche Bewertungsabschlige bei den Bankbestinden an b&rsengiingigen Dividenden-
werten notwendig gemacht; jedoch kommen diese zum Teil erst 1963 zum Ausdruck, sobald die
neuen Ansitze der Jahresschlufbilanz in die monatliche Bilanzstatistik eingehen. Uber die Ent-
wicklung der Bestinde an Wertpapieren und Konsortialbeteiligungen bei den einzelnen Banken-
gruppen unterrichtet die Tabelle auf S. 47.

Der iiberwiegende Teil der von den Banken neu erworbenen Wertpapiere entfiel im Berichts-
jahr, wie gewdhnlich, auf Bankschuldverschreibungen. EinschlieBlich der von Kreditinstituten
begebenen Kassenobligationen haben sich die Bestinde der Banken an solchen Titeln im Be-
richtsjahr um rd. 2,88 Mrd DM erhéht gegeniiber 2,68 Mrd DM 1961 und nur 0,33 Mrd DM
1960. Ende 1962 befanden sich Bankschuldverschreibungen im Betrage von fast 16,8 Mrd DM
bei den monatlich berichtenden Kreditinstituten, d. s. nahezu zwei Drittel ihrer gesamten Be-
stinde an Wertpapieren und Konsortialbeteiligungen. Die iibrigen Wertpapiere im Besitz der
Banken und ihre Konsortialbeteiligungen, die im Gegensatz zu den Bankschuldverschreibungen
letztlich Kredite an die Nichtbankenkundschaft (d. h. an die Emittenten dieser Titel) darstellen,
haben im Berichtsjahr um rd. 700 Mio DM zugenommen gegeniiber fast 900 Mio DM 1961,
rd. 30 Mio DM 1960 und fast 1,9 Mrd DM 1959; ihr Wachstum war im Laufe der Zeit also
erheblichen Schwankungen unterworfen. Im Berichtsjahr haben sich im Zusammenhang mit den
Wandlungen am 'Wertpapiermarkt iiberdies Verschiebungen in der Zusammensetzung der neu
hereingenommenen Titel ergeben. Entsprechend der hdheren Emissionstitigkeit der &ffentlichen
Hand sind die Bestéinde der Banken an Anleihen inlindischer &ffentlicher Stellen im Jahre 1962

Die Wertpapierbestinde der Banken

Gesamt Inlindische Wertpapiere und Konsortialbeteiligungen
! ) AFestverzinslidle Wertpapie?? i Austind,
. : Bankschuldverschr. ffent]. Emissionen | Industrie- N Wert-
Jahr bzw. mit ohne A obligatio-| Bdrsen- | Konsor- . papiere u.
Yierteljahr I d nenu.son-| géngige tia!b.e- s%;::lfe I'(onsor:
| darunter darunter stige ver- | Dividen- teili- papiere tlAalberel-
I gesamt | Kass?n- gesamt Kass?n- zinsliche | denwerte?)| gungen ligungen
| obli- | obli- Schuldver-
Bankschuld- . gationen I gationen | schrei-
verschreibungen ‘ l bungen
Stand am Jahresende, Mio DM
1958 13146 5263 7 883 74 t5) 2743 | — 767 1242 | 297 85 129
19591) 18 346 7 200 11 146 561 3967 659 876 1 489 377 94 397
1960 18 705 | 7 226 11 479 611 3534 472 763 1987 469 102 371
1961 22278 ‘ B 124 14 154 778 4062 702 842 2211 540 104 365
1962 25 610 8 825 16 785 986 4616 658 954 2232 543 127 353
Zunahme (+) bzw. Abnahme (~—), Mio DM
1959 + 4960 + 1881 + 3079 + 483 -+ 1189 + 656 4 9 -+ 246 + 81 + 7 + 267
1960%) + 359 + 26 + 333 + 50 — 433 — 187 — 113 + 498 + 92 + 8 - 26
1961 + 3573 + 898 + 2675 + 167 4+ 528 -+ 230 + 79 + 224 + 71 + 2 — [
1962 + 3582 + 701 + 2881 + 208 + 554 |- 44 + 112 + 21 + 3 + 23 - 12
1961 1. Vj. + 839 + 114 + 725 — 15 + 113 — 38 + 38 + 57 — 48 - 10 — 36
2. . + 1093 + 228 -+ 865 + 21 + 38 + 31 — 45 + 94 +101 + 9 + 31
3. . + 951 + 424 + 527 + 87 + 303 + 79 + 58 + 111 — 49 + 3 had 2
4., -+ 690 -+ 132 + 558 4 74 + 74 + 158 + 28 — 38 + 67 — + 1
1962 1. Vij. + 1913 + 341 + 1572 -+ 180 + 302 + 96 + 20 + 1 — 61 + 27 + 52
2. . + 840 + 127 + 713 + 3 + 62 — 73 + 47 + 13 + 73 — 20 — 48
3 + 748 + 256 + 492 | + 57 + 278 + 59 + 37 — 36 - 7 + 18 - 34
4 + 81 - 23 + 104 — 68 — 88 | — 126 + 8 + 43 - 2 - 2 + 18
1963 1. Vj.P) 4+ 1403 | + 312 | + 1091 | + 59 — 124 | — 35
1) Ab Ende 1959 einschlieBlich der Kreditinstitute im Saarland. — 2) EinschlieBlich Investmentzertifikate. — ts) Teilweise geschitzt. — p) Vorliufig.
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Zur Entwidelung der Wertpapierbestinde) um rd. 600 Mio DM gestiegen, d. h.

bei den Bankengruppen etwa doppelt sostark wie im Jahr davor.
Zunahme (+), Abnahme (—), Mio DM Allerdings haben die Banken ihr Porte-
Bankengruppen 1960 Lo61 1962 feuille an Kassenobligationen &ffentli-
cher Emittenten nicht mehr erhsht; es
Kreditbanken — 176 | + 440 | + 59 ist 1962 um knapp 50 Mio DM ge-
davon: sunken, verglichen mit einem Anstieg
GroBbanken (= 398) | (+ 115)| (+ 331) i K
Staats, Regional- und ( o A ) um rd. 230 Mio DM 1961. Relativ
Lokalbanken + 113 + 231 + 265 . . .
Privatbankiors + o | (4 sor|(+ 20| schwach war die mit den Wertpapier-
Spezial-, Haus- und kdufen und der Ubernahme von Kon-
Branchebanken (+ 18) | (+ 35) | (— 17) ialb 1 bund K
Sparkassensektor -+ 207 +2272 +2021 sortialbetel lgungen verbundene re-
davon: ditgewdhrung der Banken an ,private
Girozentralen (4 77) | (+ 568) | (+ 227) . . s
Sparkassen Gt 130) | (+1908) | (+1705| Emittenten, da insbesondere die Be-
Genossenschafissektor + 66 | + 311 | + 287 stinde der Banken an inlindischen bér-
davon: o . .. .

: sengingigen Dividendenwerten (ein-
Zentralkassen (+ 30) [ (+ 199) | (+ 35) g g_g ] ( )
Kreditgenossenschaften (+ 38) | (+ 111 (+ zomy| schlieBlich Investmentzertifikaten) im

Hypothekenbanken und &ffentlich- richtsjahr Ido nur noch gering-
rechtliche Grundkreditanstalxtlen + 22 + 108 + 270 Be : J per Sa o h g rng
Kreditinstitute mit Sonderaufgaben + 77 + 140 | + 57 fuglg (um 21 Mio DM) zZunahmen gegen
Postscheck- und Postsparkassen- rd. 225 Mio DM 1961 und fast 500
amter + 161 + 303 340 . . N

imte + Mio DM 1960. Etwa seit der Mitte des

Teilzahlungskreditinstitute + 2 - 1 + 8 . .
o —— . .| vergangenen Jahres sind die betreffen-

Alle Bankengruppen + 39 | #3573 43582 | den Bestinde — sic betrugen Ende
1962 rd. 2,2 Mrd DM — fast stiindig
gesunken, was, wie erwihnt, teilweise
mit Bewertungsinderungen zusammen-
hingen kann, hauptsichlich aber wohl auf VeriduBerungen von Aktienbesitz seitens der Banken
zuriickgeht.

1) EinschlieBlich Bankschuldverschreibungen.

Passivgeschiift

Das Passivgeschift der monatlich berichtenden Kreditinstitute stand 1962 vor allem im
Zeichen eines verstirkten Wachstums der Spareinlagen und weiterhin zunehmender Erldse aus
dem Absatz von Bankschuldverschreibungen. Auch der Zugang an Termineinlagen war 1962
erneut grofler als im Vorjahr, wihrend sich der Anstieg der Sichteinlagen sowie die Aufnahme
von Geldern und Darlehen bei Nichtbanken abschwichte. In ihrer Gesamtheit haben die
genannten Passiva im Berichtsjahr um 25,1 Mrd DM zugenommen gegen knapp 24,5 Mrd DM
1961 und 17,5 Mrd DM 1960.

Die Sichteinlagen von Wirtschaftsunternehmen, Privaten und &Sffentlichen Stellen bei den
monatlich berichtenden Kreditinstituten sind im Berichtsjahr um rd. 3,55 Mrd DM gestiegen,
d. h. um gut 1,5 Mrd DM weniger als 1961, aber um fast'1,4 Mrd DM mehr als 1960. Der
Anstieg der Sichteinlagen im Jahresergebnis ist oft starken, teilweise zufallsbedingten Schwan-
kungen unterworfen, da die Sichteinlagen am Jahresende gewdhnlich weit iiber ihren durch-
schnittlichen Stand ansteigen und solche saisonbedingten ,Jahresendspitzen” leicht einen sehr
verschiedenen Umfang annchmen; am Ende der Jahre 1961 und 1962 waren sie relativ grof.
Das gilt vor allem fiir die Sichteinlagen von Wirtschaftsunternehmen und Privaten, auf die Ende
1962 fast neun Zehntel des Gesamtbestandes entfielen. Diese Einlagen haben im Berichtsjahr
um 2,65 Mrd DM zugenommen (im vierten Quartal 1962 um rd. 3,1 Mrd DM) gegeniiber
rd. 4,47 Mrd DM 1961 und 1,67 Mrd DM 1960. Im ersten Viertel von 1963 gingen sie wieder
sehr stark — um 3,86 Mrd DM — zuriick.

Die Termineinlagen von Nichtbanken haben sich im Berichtsjahr um 1,71 Mrd DM auf
23,14 Mrd DM erhsht. Der Zuwachs war damit etwas grofier als im vorangegangenen Jahr
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(1,31 Mrd DM) und iibertraf

den — allerdings relativ ge- PASSIVGESCHAFT
. Anstieg von 1960 der monatlich berichtenden Kreditinstitute
ringen —
(0,98 Mrd DM) erheblich. Bei |, ou | Mrd DM
den Haupteinlegergruppen wa- PR
ren weit groflere Schwankun- 70 -— Alle Arten ,’ - 70
. . . Ch Stand am Monatsende PR
gen zu verzeichnen, die si -
zum Teil kompensierten: Etwa . - Sparcinlagen ,_,/ 60
zwei Drittel des Gesamtzu- -t
gangs (1,11 Mrd DM) entfielen ﬂ/‘
. . 4l . R P
1962 auf Termineinlagen von 50 P Ba"kschiﬁ‘dﬁ;ihffe'bmge” %
* ! o
Wirtschaftsunternechmen und Ve | \
Privaten; 1961 waren diese o _+”"_Bei Nichtbanken aulgenommens, L w0
. o e ”° Gelder und Darlehen” =3
eringfiigig gesunken (um 20 4 2
geringfiigig gesunken (um 2 g iy
Mio DM) nach einem krifti- PR e ,
! pu _ A Sichteinl, 30
gen Anstieg (um rd. 0,65 Mrd 3 S N ichteinlagen
=)
DM) im Jahre 1960. Demge- M/// JERSRRN
geniiber war die Zunahme der 20 A St T 2
Termineinlagen  6ffentlicher %"“"" Termineinlagen”
Stellen (um 0,60 Mrd DM) bei [‘ ‘ .
10 N
weitem nicht so stark wie ! ’
1961 (1,33 Mrd DM), aber i 2 |
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papierkdufen des Auslands. Immerhin stiegen die Termineinlagen auslindischer Wirtschafts-
unternehmen, Privater und Sffentlicher Stellen im Berichtsjahr um insgesamt rd. 190 Mio DM
auf 415 Mio DM am Jahresende. Seit dem Frithsommer 1960, also etwa seit der Einfithrung des
Verzinsungsverbots fiir Auslandscinlagen, waren diese Einlagen demgegeniiber fast Monat fiir
Monat abgebaut worden.

Die Spareinlagen haben im Berichtsjahr um 9,28 Mrd DM auf nahezu 70 Mrd DM am Jahres-
ende zugenommen. Thr Wachstum war damit bedeutend stirker als 1961 (7,31 Mrd DM) und
iibertraf auch das der Jahre 1959/60 (8,2 bzw. 8,1 Mrd DM) noch betrichtlich. Neben den
privaten Haushalten waren an der Bildung von Spareinlagen im Berichtsjahr in nicht geringem
MaBle wiederum o6ffentliche Stellen und Wirtschaftsunternehmen beteiligt. Allein Sffentliche
Stellen erhdhten ihre Spareinlagen 1962 um mehr als 1 Mrd DM auf rd. 5,68 Mrd DM am
Jahresende. Der Anstieg dieser Einlagen, der 1958 erst 400 Mio DM, 1959/60 jeweils rd.
780 Mio DM und 1961 rd. 800 Mio DM betragen hatte, hat sich also weiter verstiirkt. Wirt-
schaftsunternehmen erhéhten ihre Sparguthaben im abgelaufenen Jahr um 173 Mio DM, d.h. um
etwa denselben Betrag wie im Jahr davor, aber weniger als 1960 (225 Mio DM) und 1959
(400 Mio DM).

Die Spareinlagen der privaten Haushalte sind 1962 um 8,09 Mrd DM gestiegen gegen
6,33 Mrd DM 1961 und jeweils etwa 7,0 bis 7,1 Mrd DM 1959 und 1960. Diese Schwankungen
waren nun allerdings in starkem Mafle durch Sondereinfliisse bedingt, von denen namentlich
die Entwicklung der steuer~ und primienbegiinstigten Spareinlagen von erheblicher Bedeutung
war. Wihrend 1960 der Gesamtbetrag der staatlich geférderten Spareinlagen per Saldo etwa
unverindert geblieben war, hatte er sich 1961 wegen des Ablaufs der Sperrfrist fiir den gréfiten
Teil der steuerbegiinstigten Spareinlagen um iber 1,9 Mrd DM vermindert; im Berichtsjahr
ist er dann infolge des Ubergewichts der Neueinzahlungen auf primienbegiinstigte Sparkonten
wieder um rd. 1,3 Mrd DM gestiegen. Wenn auch anzunehmen ist, daf namhafte Betrige an
freigewordenen steuerbegiinstigten Spareinlagen auf normalen Sparkonten verblieben sind wie
umgekehrt die Verstirkung der primienbegiinstigten Spareinlagen nur zum Teil auf Neueinzah-
lungen beruht, so diirften doch die Fluktuationen der steuer- und primienbegiinstigten Spar-
einlagen die erheblichen Schwankungen im Gesamtwachstum der Spareinlagen privater Haushalte
in den einzelnen Jahren mafgeblich mitbestimmt haben. Das gilt auch fiir andere, ebenfalls
kaum zu quantifizierende Sondereinfliisse, nidmlich fiir die Teilprivatisierung des Volkswagen-
werkes, die 1961 voriibergehend erhebliche Sparmittel absorbiert und damit der Tendenz nach
vom Kontensparen abgelenkt hatte, sowie fiir die 1962 erfolgten Sondergutschriften auf Spar-
konten von Hauptentschidigungsempfingern gemif der 13. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz.
Diese Gutschriften betrugen 1962 reichlich 200 Mio DM, es ist jedoch nicht bekannt, in welcher
Héhe sie abgehoben wurden. Alles in allem haben Sonderfaktoren das Wachstum der Spareinla-
gen im Berichtsjahr gefrdert, im Jahr davor dagegen gebremst, so daf von ihrer Entwicklung
nicht ohne weiteres auf die der privaten Spartitigkeit schlechthin geschlossen werden kann.
Dies ist im itbrigen auch deshalb nicht méglich, weil bei dem nunmehr erreichten Einkommens-
niveau andere Sparformen, insbesondere der Wertpapiererwerb, eine steigende Anziehungskraft
ausiiben. Wie stark indessen die Spareinlagen trotzdem heute noch im Mittelpunkt des Sparer-
interesses stehen, zeigen u. a. die Ergebnisse der Spareinlagenstatistik fiir das erste Quartal 1963.
Danach war der Zugang auf den Sparkonten der privaten Haushalte in den ersten drei Mo-
naten des laufenden Jahres mit 3,13 Mrd DM wiederum grdBer als im gleichen Zeitraum von
1962; den des ersten Quartals 1961 iibertraf er sogar um fast 1 Mrd DM. Weitere Einzelheiten,
insbesondere iiber die Entwicklung der Spareinlagen bei den Bankengruppen, sind der entspre-
chenden Tabelle im Statistischen Anhang dieses Berichts zu entnehmen.

Die Erlése aus dem Absatz von Bankschuldverschreibungen erreichten im vergangenen Jahr
fast 6,6 Mrd DM; sie waren damit erneut gréfer als in den Vorjahren (1961: 5,98 Mrd DM,
1960: 3,44 Mrd DM). Ein erheblicher Teil der neu abgesetzten Pfandbriefe, Kommunalobliga-
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Aufnahme von Geldern

und Darlehen bei
Nichtbanken

Entwicklung der Bankpassiva bei den monatlich beriditenden Kreditinstituten*)

Zunahme (+) bzw. Abnahme (—) in Mio DM?)

Jahrlich | Vierteljahrlich
Posten . — e
1959 | 1960 | 1961 | 1962 | Jahr © 1.Vi | 2.Vi. | 3nvi| 4V
1961 | —2586 [ +2120 | +1034 | +4515
I. Sichteinlagen +3271 | 2168 © +5092 | -3548 | 1962 | —3891 : +2178 | + 874 ' +4387
1963 | —5 070 P)| '
a) von Wirtschaftsunternchmen : | 1961 1 —2033 | +1908 | + s03 | +3600
und Privaten +3047 | +1668 14468 | +2650 | 1962 | —3167 | +1878 | -+ 809 | +3130
1963 + —3 857 P)
1961 | — 553 + 221 | 4 131 | + 825
b) von 8fentlichen Stellen 4 224 | 4 500 | + 624 | 4 898 | 1962 | — 724 + 300 | + 65 | +1257
! 1963 | —1213 P)
|
1961 | + 947 4+ 697 — 88 | — 243
1I. Termineinlagen +1798 | + 982 | +1313 | +1711 1962 | + 734 + 501 | — 71 | 4+ 547
1963 | + 208 P)
a) von Wirtschaftsunternchmen 1961 | 4+ 603 — 255 | — 327 ' — 41
und Privaten + 982 | + 651 [ — 20 | +1111 [l 1962 | + 156 + 121 | — 45 ! 4+ 879
1963 | + 313 P)
. 1961 | + 344 . + 952 | 4+ 239 | — 202
b) von 6ffentlichen Stellen + 816 | -+ 331 | +1333 | + 600 1962 | + 578 | 4+ 380 | — 26 | — 332
1963 | — 105 P)
| 1961 | +2453 | +1171 | +1166 | +2520
1. Spareinlagen 48166 | +8075 | +7310 | 49279 || 1962 | +3175 +1399 | 41436 | +3269
| 1963 | +3 643 P)
| 1961 | 42177 | +1058 | + 960 | +2135
a) von Privaten +6986 | +7074 +6330 | 48087 | 1962 | +2797 +1206 | +1265 | +2819
i 1963 | +3 129 P)
i
darunter: steuer~ und primien- 1961 [(— 89) {(+ 153) (— 466)|(—1509)
begiinstigte (4 446) |(+ 7) (—1911) ((+1317) | 1962 [(+ 241) {4+ 264) (+ 181)|(-+ 631)
1963 [(+ 409)P)
1961 | + 51 4+ 114+ 54 4 58
.b) von Wirtschaftsunternehmen -+ 401 + 225 + 174 | + 173 1962  + 58 + 21 + 36 + 58
i I 1963 | + 93 P)
1961 | + 225 + 102 | + 152 | + 327
c) von &ffentlichen Stellen + 779 | + 776 | 4+ 806 | +1019 1962 | + 320 4+ 172 | + 135 | + 392
1963 | + 421 P)
IY. Umlauf an Bankschuldverschreibungen, 1961 | +1 888 +1472 | +1068 | 41548
gesamt®) +5824 | +3443 | +5976 | +6592 || 1962 | +2250 1550 | 41656 | +1136
i 1963 | +2 581 P) i
darunter: Umlauf ohne Bestinde 1961 ((+1163) |[{+ 607) (+ 541) [{+ 990)
der Banken (+2745) |{+3110) (+3301) |(4-3711)| 1962 |(+ 678) |(+ 837) (+1164)|(+1032)
1963 |(+1 490)P)
V. Bei Nichtbanken aufgenommene 1961 | 1565 +1034 | +1172 | 4+ 992
Gelder und Darlehen +1333 | +2851 | +4763 | +4013 | 1962 | +1261 + 832 | 4+ 230 | +1690
1963 | 4+ 237 P)
a) bei Wirtschaftsunternehmen 1961 | + 214 + 79 | + 84 | + 85
und Privaten — 273 | + 390 | + 462 | + 799 || 1962 | + 227 4+ 234 | + 85 + 253
‘ 1963 | + 192 P) 1
1961 | +1351 | + 955 | +1088 | 4 907
b) bei 6ffentlichen Stellen +1606 | +2461 [ +4301 | 43214 1962 | +1034 ¢ + 598 | + 145 | +1437
1963 | + 45P) ‘
|
1) Kreditinstitute des Bundesgebiets einschl. Berlins (West), ab 1960 auch einschl. des Saarlands. — 2) Statistisch bedingte Verdnderungen
wurden ausgeschaltet. — 3) Ohne Schuldverschreibungen eigener Emissionen im Bestand der Kreditinstitute. — p) Vorldufig.

tionen und Schuldverschreibungen von Spezialkreditinstituten (einschlieBlich Kassenobligationen)
wurde wiederum von Kreditinstituten erworben, die damit die Emissionsinstitute in die Lage
versetzten, lingerfristige Kredite an die Nichtbankenkundschaft zu gewdhren. LiBt man die
Kiufe inlandischer Kreditinstitute aufler Betracht, so verbleibt fiir den Netto-Absatz an Nicht-
banken (einschlieBlich eventueller auslindischer Erwerber) ein Betrag von 3,71 Mrd DM im
Berichtsjahr, verglichen mit 3,3 Mrd DM 1961, 3,11 Mrd DM 1960 und 2,75 Mrd DM 1959.
Die Erl6se aus dem Absatz von Bankschuldverschreibungen an das ,Publikum® sind in den
letzten Jahren also stetig gestiegen, withrend der Absatz an Kreditinstitute vielfach stirkeren
Schwankungen unterworfen war. Auch in den ersten drei Monaten von 1963 hat der Absatz
an das Publikum, wie die obenstehende Tabelle zeigt, weiter gute Fortschritte gemacht.

Die Aufnahme von Geldern und Darlehen bei Nichtbanken seitens der Kreditinstitute spielte
im Berichtsjahr im Rahmen des Passivgeschiifts der Banken nicht mehr die gleiche groBe Rolle
wie im Jahr davor, wenn sie auch weiterhin betrichtlich war. Das Aufkommen aus dieser
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Quelle belief sich 1962 auf 4,01 Mrd DM gegen 4,76 Mrd DM 1961 und 2,85 Mrd DM 1960.
Dabei wirkte sich aus, dal 1961 besondere Transaktionen mafigeblich zu seiner Steigerung
beigetragen hatten — ndmlich vor allem die Ubertragung des Frldses der Entwicklungs-
hilfe-Anleihe als Darlehen des Bundes auf die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau sowie die Anlage
eines Teils der Erl8se aus der Teilprivatisierung des Volkswagenwerks bei diesem Institut —,
wihrend das Aufkommen 1962 durch teilweise Aufldsung dieser Anlagen per Saldo geschmilert
wurde. Der Zufluf an Geldern und Darlehen zu den Banken beschrinkte sich demgemiB wieder
hauptsichlich auf Investitionsdarlehen &ffentlicher Haushalte, insbesondere fiir Zwecke des
Wohnungsbaus, in deren Ausreichung die Banken eingeschaltet sind. Mehr als in fritheren
Jahren wurden den Banken 1962 aber auch von ,privater” Seite, hauptsichlich wohl von Kapital-
sammelstellen, wie Versicherungsgesellschaften, Mittel zur Verfiigung gestellt, wobei mit den
Banken teilweise besondere Abreden iiber die Verwendung der Mittel im Aktivgeschift ge-
troffen worden sein diirften.

2. Monetire Gesamtanalyse

Zur Erginzung der Ausfithrungen iiber die Aktiv- und Passivgeschifte der monatlich berich-
tenden Kreditinstitute werden in der nachstehenden Tabelle die Angaben der monatlichen
Bankenstatistik und des Bundesbankausweises zusammengefafit und in der Weise gegliedert, daB
sie die Entwicklung des Geldvolumens und seiner Bestimmungsfaktoren erkennen lassen. Von
den im Vorangegangenen kommentierten Angaben der monatlichen Bankenstatistik unterschei-
den sich die folgenden Ziffern — aufler durch die Zusammenfassung mit dem Notenbank-
ausweis — vor allem dadurch, dal aus den , konsolidierten” Forderungen und Verbindlichkeiten
alle als solche erkennbaren Auslandsaktiva und -passiva ausgegliedert und zu einem globalen
»Netto-Forderungssaldo gegeniiber dem Ausland” zusammengefait werden, so dafl es mdglich
ist, die auBenwirtschaftlichen Einfliisse auf das Geldvolumen und die Wirkungen des Inlands-
geschifts einander gegeniiberzustellen. Auch im Geldvolumen sind demgemifl nach Méglich-
keit nur Geldbestinde von Inlindern erfaBt. Unter ,,Geldvolumen” wird in Anlehnung an die
internationalen Gepflogenheiten die Summe aus Bargeldumlauf (ohne Kassenbestinde der Ban-
ken) und Sichteinlagen inlindischer Nichtbanken ohne Zentralbankeinlagen inlindischer 6ffent-
licher Stellen verstanden. Die nachstehende Tabelle enthilt alle Elemente, die notwendig sind,
um die Abgrenzung des Geldvolumens gegebenenfalls um die Zentralbankeinlagen inldndischer
Sffentlicher Stellen, die kiirzerfristigen Termineinlagen inlindischer Nichtbanken und die —
heute allerdings nur noch unbedeutenden — Anlagen inlindischer &ffentlicher Stellen in Mobili-
sierungstiteln der Bundesbank zu erweitern. Weitere Bemerkungen zu methodischen Fragen
sowie iiber die Grenzen des Aussagewerts der Analyse enthilt der Aufsatz ,Die Geldversorgung
im zweiten Halbjahr 1962“ im Monatsbericht der Deutschen Bundesbank fiir Januar 1963 (S. 61).

Fiir die Zunahme des Geldvolumens war im Berichtsjahr vor allem wieder die inlindische
Geldschdpfung von Bedeutung, die schon 1961 — bei gleichzeitiger deutlicher Abschwichung
der auflenwirtschaftlich bedingten Expansion — in den Vordergrund getreten war. Zieht
man den Saldo zwischen der gesamten Kreditexpansion im Inland (jedoch unter Ausschluf der
auf den inlindischen Geldkreislauf nicht unmittelbar einwirkenden Veridnderungen der Sonder-
kredite der Bundesbank; s. Tabelle) und der Geldkapitalbildung aus inlindischen Quellen, so
ergibt sich ein Uberschuff der inlindischen Kreditexpansion von 3,67 Mrd DM 1962 gegeniiber
4,19 Mrd DM 1961, 0,96 Mrd DM 1960 und 2,36 Mrd DM 1959. Der expansive Effekt der
inlindischen Bestimmungsfaktoren auf das Geldvolumen war also im Vergleich zu den Jahren
vor 1961 sehr beachtlich, wenn auch etwas geringer als 1961. Weitere Einzelheiten iiber die
einzelnen Komponenten sind der Tabelle zu entnehmen.

Auf der anderen Seite war die aus den Netto-Devisenabgaben der inlindischen Nichtbanken
an das Banksystem resultierende auBenwirtschaftlich bedingte Expansion im Berichtsjahr, wie
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Zur Entwicklung der Geldversorgung*)
Zunahme (--) bzw. Abnahme (—) in Mio DM

Jahrlich ' Vierteljihrlich
Posten — | ] -
1959 ‘ 1960 1961 ‘ 1962 ‘ Jahr \ 1. Vj. l 2.Vi. l 3.Vi. | 4.Vj.
1961 | +5316 46523 j +6586 | +5541
1. Bankkredite an inlindische Nichtbanken, gesamt -+ 18 096 +17 307 +23 966 +22771 1962 | +3 857 +6565 | +5235 | +7114
1963 | -4 068 P): '

1) Kurzfristige Kredite (einschlieBlich Bestdnde
an inlindischen Schatzwechseln und unverzins- ! )
lichen Schatzanweisungen, jedoch ohne 1961 © +1 891 +2752 +1643 © +1175
»Mobilisierungstitel“1}), gesamt + 3003 + 5512 4 7 461 -+ 3666 1962 | + 353 +2184 — 81 +1 210

1963 | 4 543P)
davon: 1961 | +1893 | +2400 <+ 591 41305
Kreditinstitute (ohne Bundesbank) + 2316 + 5447 + 6189 + 3570 1962 | + 817 | +2040 + 133 4 580
1963 | -1 274P)]
1961 | —~ 2 | 4 352 +1052 . —
Bundesbank?) + 687 + 65 + 1272 + 96 1962 | — 464 | + 144 — 214 , +
1963 | — 731 :
darunter:
Sonderkredite an den Bund zur Erfillung
seiner Verpflichtungen gegeniiber Wih-
rungsfonds, Weltbank und Europiischem ! 1961 !(+ 181) {4+ 362) | (+1070). (— 292)
Fonds?) (+ 549) ' (+ 177) | (4 1321) | (— 4s80) | 1962 |(— 301) |(+ 140) | (— 247),(—~ 72)
| 1963 [(+  8)

2) Mittel- und langfristige Kredite an inlindische : 1961 | +3275 +3574 +4517 4264
Nichtbanken +13479 | +11743 15 630 +18 406 1962 | 3214 44218 +5019 - 5958

| 1963 | +3209P) ;

3) Bestinde an inlindischen Wertpapieren und . I
Konsortialbeteiligungen (ohne Bankschuld- 1961 4 150 | o 197 1 + 426 + 102
verschreibungen?)) 4 1614 ' - 52 + 875 + 699 1962 | + 290 + 163 | + 297 — 51

; 1963 | + 316P) j
11. Geldkapitalbildung bei den Kreditinstituten aus i 1961 | +6528 44134 +3213 +4582
inlindischen Quellen, gesamt +15187 | +16170 +18 457 +19 584 1962 | 45878 +3909 : +3125 +6672
i 1963 | +5928P)
! 1961 | +2424 | +1137 +1153 | +2518
1) Spareinlagen®) von Inlindern + 8146 + 7960 4+ 7232 -+ 9055 1962 | +3102 +1 330 +1370 ! +3253
i 1963 | +3592P)
i 1961 | 4 994 | + 693 — 132 | — 237

2) Termineinlagen von Inlindern, gesamt + 1678 | + 1040 + 1318 + 1522 1962 | + 717 + 396 - 92 + 501

1963 + 253P)
darunter:
mit Kindigungsfrist bzw. Laufzeit 1961 [(+1026) |(+1003) | (= 472)| (— 565)
von 6 Monaten und mehr (+ 1549) | (+ 794) | (+ 992) | (+ 952) 1962 ((+ 553)ts (+ 632) | (— 58)| (— 180)
1963 |(— 32)%) |
I

3) Umlauf an inlindischen Bankschuldverschrei- 1961 | 1154 + 624 4+ 541 | + 987

bungen (ohne Bestinde der Kreditinstitute)$) + 2744 + 3118 + 3306 4 3728 1962 | + 675 + 853 +1168 +1032
1963 | +1 492P) i

4) Bei inlindischen Nichtbanken aufgenommene 1961 | +1 489 +1088 ' +1240 © 1064

langerfristige Gelder und Darlehen + 1246 + 2636 -+ 4881 4 3682 1962 | -+ 842 + 801 4+ 427 ‘ +1612
1963 | + 133P)
1961 | + 467 | + 592 + 411 | L+ 250

5) Kapital und Riicklagen + 1373 -+ 1416 + 1720 + 1597 1962 | + 542 + 529 + 252 + 274

| 1963 | + 458%)
1I. Netto-Forderungssaldo gegeniiber dem Ausland”) 11961 | +3276™") — 844'%) —1506 — 499
(Bundesbank und Geschiftsbanken) — 261 + 6269 427+ 792 1962 | -1 439 + 27 + 140 | — 814
1963 | +1624P) |
nachrichtlich: Mittelzugang (+) zur Wirtschaft auf 1961 [(+3972) |[(+3147) | (+ 454) (4 243)
Grund von Devisentransaktionen®) (+ 5699) | (+ 9541) | (+ 7816) | (4 5169) 1962 |(+2300) |(+ 943) | (+1146) (+ 780)
1963 (+2960)P)
1V. Bargeldumlauf®) und Sichteinlagen inldndischer
Nichtbanken (ohne Zentralbankeinlagen : 1961 1624 42494 +2018 14591
inlandischer dffentlicher Stellen) + 4685 . + 3408 + 7479 4 4579 | 1962 | —3448 | 42544 +1418 | 4065
| 1963 | —4259P)|
davon: i 1961 | + 809 | 4 484 + 823 1 + 250
Bargeldumlauf®) + 1429 | 4 1428 + 2366 + 1026 1962 | + 336 , + 347 + 509 — 166
. 1963 | + 653P)
‘ | 1961 | —2433 . 42010 +1195 | 4341
Sichteinlagen + 3256 | + 1980 + 5113 + 3553 p 1962 | —3784 +2197 + 909 +4231
: | 1963 | —4 912P)

V. Zentralbankeinlagen inldndischer dffentlicher - 1961 +2747 +1184 —~1308 ; —1330
Stelleni?) — 2686 | - 1453 + 1293 — 448 | 1962 | +1362 , — 51 + 702 ¢ —2461

. 1963 | +2594 | \

|

i ! i
VI. An inlindische 6fentliche Stellen abgegebene ! 1961 | + 130 — 81 — 56| — 262
Mobilisierungstitel — 4+ 851 — 269 — 561 | 1962 — 414 | — 51 — 27 — 69

1963 —~ 9 i
VII. Termineinlagen von Inlindern mit Kindigungsfrist 1961 | — 32 | — 310 + 340 | + 328
bzw. Laufzeit von weniger als 6 Monaten + 129 + 246 + 326 + 570 1962 | + 163 | — 236 - 38 } + 681

1963 | + 285') |

*) Die Angaben der Ubersicht beziehen sich auf das Bundesgebict einschl, Berlin (West), seit Dezember 1959 auch einschl. Saarland. Sie beruhen auf der .ZusammengefaBten
statistischen Bilanz der Kreditinstitute einschl. der Deutschen Bundesbank® (vgl. Tabelle I, 1 im Anhang). AuBer in der ,Konsolidierung® der Ziffern der Kreditinstitute mit
denen der Bundesbank liegt cine zweckbedingte Besonderheit der Tabelle darin, daB die Forderungen und Verbindlichkeiten gegeniiber dem Ausland — mit Ausnahme der nicht
zu ermittelnden DM-Noten und -Miinzen sowie Bankschuldverschreibungen in Hinden von Auslindern — in einem Gesamtsaldo zusammengefaft und demgemiB in den iibri-
gen Positionen nicht enthalten sind. — 1) Das sind Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes aus dem Umtausch gegen einen entsprechenden Teilbetrag
der Ausgleichsforderung der Bundesbank, deren Ubernahme durch die Banken keine zusitzliche Kreditgewdhrung an Nichtbanken darstellt. — 2) Neben den — darunter
stehenden — Sonderkrediten an den Bund sind hierin im wesentlichen enthalten die als Buchkredite gewidhrten Kassenkredite der Bundesbank an &ffentliche Stellen sowie
die durch die Hereinnahme von Schatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen (nicht Mobilisierungstite]l) in den Bestand der Bundesbank gewihrten Kredite. —
%) Diese Kredite gemiB § 20, Abs. 1, Ziff. 2 Bundesbank-Gesetz fithren zur Inanspruchnahme von Devisen bei der Bundesbank und haben insoweit keinen unmittelbaren Einflufl
auf den heimischen Geldkreislauf, — 4) Die Bankbestinde an fremden Bankschuldverschreibungen stellen keine unmittelbare Kreditgewihrung an Nichtbanken, sondern einen
Bestandteil der Interbankverschuldung dar. — %) Die Ausgleichs- bzw. Entschidigungsgutschriften fiir Vertriebene bzw. Altsparer sind nur insoweit beriicksichtigt, als Deckungs-
forderungen gegen den Lastenausgleichsfonds cingeldst wurden. Die nach § 252 Abs. 4 LAG (Erfiillung von Hauptentschidigungsanspriichen) begriindeten Spareinlagen sind
nur insoweit bericksichtigt, als der Lastenausgleichsfonds den Gegenwert zur Verfiigung gestellt hat. — §) Saldiert mit den Bestinden der Kreditinstitute an eigenen und
fremden Bankschuldverschreibungen; die im Rahmen der Altsparerentschidigung ausgegebenen Schuldverschreibungen sind nur insoweit beriicksichtigt, als Deckungsforderun-
gen gegen den Lastenausgleichsfonds eingeldst wurden. — ) EinschlieBlich der von der Bundesbank iibernommenen Weltbank-Bonds. — 8) Verinderung des Netto-Forde-~
rungssaldos der Banken gegeniiber dem Ausland nach Ausschaltung der Netto-Auslandszahlungen &ffentlicher Stellen sowie der Zinsertrige der Bundesbank aus ihren Aus-
landsanlagen und anderer .Eigengeschifte“ der Bundesbank wie z. B. der in Anm. 12) erwidhnten Transaktion, — ?) Ohne Kassenbestinde der Kreditinstitute, jedoch einschl.
der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Miinzen. — 1) Ab 1961 einschl. der Einlagen des ERP-Sondervermdgens. — 1%) Nach Ausschaltung der Abnahme der Gold- und
Devisenbestinde der Bundesbank infolge Anderung der Wihrungsparitit. — 12) Die Abnahme des Netto-Forderungssaldos beruht ausschlieBlich auf dem Erwerb von Forderun-
gen aus der Nachkriegswirtschafishilfe gegeniiber dem Bund durch die Bundesbank in Hohe von rd. 3,1 Mrd. DM. — p) Vorliufig. — ts) Teilweise geschitzt.




Position III der Tabelle zeigt. nur relativ schwach. Sie bezifferte sich auf knapp 0,8 Mrd DM
und lag damit wie im Jahr 1961 (0,4 Mrd DM), in dem sich der Umschwung in der Zahlungs-
bilanzentwicklung vollzog, weit unter der von 1960. Diese war mit 6'/4 Mrd DM extrem hoch
gewesen, da damals die Kreditaufnahme der Wirtschaft im Ausland den ohnehin betrichtlichen
Devisenzustrom auf Grund der laufenden Posten der Zahlungsbilanz noch verstirkt hatte. Aller-
dings war die 1962 im ganzen nur geringe Zunahme des Netto-Forderungssaldos der Banken und
der Bundesbank wiederum das Ergebnis zweier entgegengerichteter Einfliisse. Wihrend nidmlich
die , Wirtschaft“ weiterhin in grofem Umfang per Saldo Devisen an die Banken abgab und auf
diese Weise ihre Geldbestinde erhdhte (vgl. die nachrichtlichen Angaben zu Position III der Ta-
belle), wurden von den zentralen &ffentlichen Haushalten zu Lasten ihrer Bundesbankkonten er-
hebliche Devisenbetrige fiir Auslandszahlungen in Anspruch genommen.

Die Zentralbankguthaben der inlindischen Sffentlichen Stellen haben sich im Berichtsjahr im
ganzen um 0,45 Mrd DM vermindert, wihrend sie in den vorangegangenen Jahren noch er-
heblich zugenommen hatten (1961 um fast 1,3 Mrd DM und 1960 um 1,45 Mrd DM). Da die
erwihnten Auslandszahlungen der zentralen
Sffentlichen Haushalte jedoch weitaus gréfier
waren als der Abbau ihrer Guthaben, ging von
den ,Inlandstransaktionen” der &ffentlichen
Zentralbankeinleger weiterhin eine kontrak-
tive Wirkung auf die {iberwiegend in Privat-

ZUR ENTWICKLUNG DER GELDVERSORGUNG

I
Mrd DM ’— Das Geldvolumen ! !
und seine Bestimmurigsfaktoren

Jéhriiche Verdnderungen, kumulativ seit Enda 1958

e Ge[dvo[ulen” hand befindlichen Geldbestinde (bzw. auf das
e » »Geldvolumen® im oben definierten Sinne)
UberschuB der Kreditexpansion aus. Der mit den 8ffentlichen Kassen- und Ver-
2 Uber die Geldkapitatbicung / P schuldungstransaktionen verbundene Geld-
e o \y - entzug, der sich statistisch nicht mit hinrei-
s __32?:‘:;‘% gegentiver ; T chender Genauigkeit ermitteln 1iBt, bildete
\41___, A B, mithin ein Gegengewicht gegen die aus dem
vl _ﬁi/ Auslandsgeschift resultierende Verfliissigung

— Zentralbankguthaben der ,,‘-Wirtschaft“ .

Bffen(licwer Stelien2/

Auf Grund der geschilderten Einfliisse nahm
das Geldvolumen 1962 um annidhernd 4,6
Mrd DM auf rd. 63 Mrd DM am Jahres-
ende zu. Seine Expansion war damit we-
sentlich geringer als 1961 (7,5 Mrd DM),
jedoch gréfier als 1960 (3,4 Mrd DM); aller-
dings hatte 1960 der saisonbedingte Anstieg
zum Jahresende noch nicht das relativ grofie
Ausmaf der beiden folgenden Jahre erreicht,
so daB also Verinderungen in den Saison-
komponenten den Vergleich erheblich beein-
trichtigen. Im vierten Quartal 1962 allein
stieg das Geldvolumen um fast 4,1 Mrd DM;
im ersten Vierteljahr 1963 nahm es dann wie-
der betrichtlich ab, niamlich um 4,3 Mrd DM,
d. h. um einen Betrag, der — im Gegensatz
zur Entwicklung in fritheren Jahren — sogar
etwas grofer war als dem Anstieg im Vor-
quartal entspricht. Legt man zwecks Ausschal-
tung des Saisoneinflusses dem Jahresvergleich
Durchschnitte aus Monatsendstiinden des

Zusammensetzung des Geldvolumens

Stand am Jahresende Mrd DM

' 1959=100

103 / 1‘

\/Bruttosozialprodukt :Geldvolumend
100 ! L.

V -
T
| |
1958 | 1960 | 1961 | 1962

)Bargeldumiauf ohne Kassenbestdnde der Kredftinstitute und
Sichteinlagen inldindischer Nichtbanken chne Zentralbankein-
lagen dtfentiicher Stellen.~2)Abnahme = Ansteigen der Kurve,
Zunahme=Absinken der Kurve - 3}im Monatsdurchschnitt der
Jahre. BB
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Gesamtentwicklung

Liquiditdtsentzug auf
Grund der Bewegungen
auf den Zentralbank-
konten inlindischer

Nichtbanken

Zentrale ffentliche
Haushalte

Geldvolumens zugrunde, so ergibt sich, daB im Jahre 1962 das Geldvolumen um fast 5,7 Mrd
DM bzw. 10,9 vH iiber dem des Vorjahres lag, verglichen mit einem Anstieg um 4,3 Mrd DM
bzw. 9,0 vH von 1960 auf 1961 und um 4,1 Mrd DM bzw. 9,4 vH von 1959 auf 1960. Die
Zunahme des Geldvolumens war damit im Berichtsjahr im iibrigen etwas grofer als das Wachs-
tum des Brutto-Sozialprodukts in jeweiligen Preisen, so dafl m. a. W. die Umlaufsgeschwindig-
keit des Geldes gegeniiber 1961 gesunken ist.

3. Die Entwicklung der Bankenliquiditiit

Die Liquiditit des Bankenapparats hat im Berichtsjahr und in den ersten Monaten von 1963
im ganzen abgenommen, nachdem sie 1961 noch verhiltnismaBig stark gestiegen war und — ge-
messen an den freien Liquidititsreserven der Banken — in den ersten beiden Monaten von
1962 einen Hochststand seit dem Ende der Restriktionsperiode von 1959/60 erreicht hatte.
Die Bestinde der Banken an inlindischen Geldmarkttiteln aller Art, ihre Forderungen aus ,Geld-
exporten” sowie ihre unausgenutzten Rediskontkontingente, d. h. also ihre freien bzw. leicht
mobilisierbaren Liquidititsreserven im weitesten Sinne, hatten in den ersten beiden Monaten
von 1962 etwa 18 bis 19 vH der Einlagen von Nichtbanken entsprochen; im Laufe der folgen-
den zwdlf Monate ist die Relation auf gut 15 vH und im Mirz d. J. — freilich bei starker
saisonaler Beanspruchung der Banken — weiter auf knapp 14 vH zuriickgegangen. Damit war sie
zwar noch immer etwas hdher als am Ende der Restriktionsperiode von 1959/60 — knapp 12
vH —, doch lag sie weit unter dem Stand der Jahre 1959 (etwa 22 bis 24 vH) und 1958
(24 bis 25vH). Entscheidend fiir die allmihliche Einengung des Liquidititsspielraums der Banken
war, daf} die Bundesbank den schon seit iiber zwei Jahren von der Marktentwicklung ausgehen-
den Verknappungstendenzen nicht mehr durch liquidititspolitische Auflockerungsmafinahmen
entgegenwirkte, wie das 1961 insbesondere durch die zahlreichen Senkungen der Mindestreserve-
sitze der Fall gewesen war, sondern die Anspannung sich voll auswirken lieB. Die Motive
dieser Politik sind im Allgemeinen Uberblick dieses Berichts bereits eingehend erértert worden.

Belastend auf die Liquiditit der Banken!) wirkten im Berichtsjahr, wie schon 1961, vor allem
die Kassentransaktionen der zentralen offentlichen Haushalte, obwohl namentlich der Bund.
wie in anderem Zusammenhang (s. S. 64 ff.) niher dargelegt, bei seinen Kasseneinnahmen
und -ausgaben 1962 trotz groferer Zuweisungen der Linder ein beachtliches Defizit aufwies,
das er teilweise durch Aufnahme von Buchkrediten bei der Bundesbank deckte. Soweit das
Defizit dariiber hinaus durch Schuldaufnahme am Markt gedeckt wurde, flossen den Banken
per Saldo keine neuen Mittel zu; in dem Mafle, in dem der Gegenwert der Schuldaufnahme
voriibergehend auf den Bundesbankkonten der Haushalte verblieb, war damit sogar ein Mittel-
entzug bei den Banken verbunden. Auch durch die Auslandszahlungen der zentralen &ffent-
lichen Haushalte (der weit iiberwiegende Teil entfillt auf den Bund) ist die Liquiditit des hei-
mischen Bankenapparats belastet worden, da diese Zahlungen durch laufende Einnahmen (ein-
schlieBlich Schuldaufnahme) aus dem inlindischen Geldkreislauf finanziert werden.

Durch die ,inldndischen” Kassen- und Verschuldungstransaktionen der zentralen Sffentlichen
Haushalte sind den Banken demnach 1962 fliissige Mittel entzogen worden, und zwar im Be-
trage von fast 2,8 Mrd DM. Das war allerdings bedeutend weniger als in den beiden vorange-
gangenen Jahren, in denen aus Inlandstransaktionen per Saldo rd. 5,1 Mrd DM (1961) bzw. 5,3
Mrd DM (1960) auf die Zentralbankkonten dieser Stellen geflossen waren. Im iibrigen war die
Entwicklung in den einzelnen Quartalen von 1962, wie die folgende Tabelle zeigt, sehr unter-
schiedlich. Im letzten Viertel 1962 ging von den Bewegungen auf diesen Konten per Saldo sogar
eine verfliissigende Wirkung auf die Banken aus, wofiir jedoch temporire Faktoren ausschlag-
gebend waren. Im ersten Viertel des laufenden Jahres war die mit den Kassen- und Verschuldungs-

1y Die folgenden Zahlenangaben zur Entwicklung der Bankenliquiditit beruhen —— zwecks Ausschaltung von Zufallsshwankungen — in
Ulbereinstimmung mit den Angaben der folgenden Tabelle auf Durchschnittswerten aus den vier Bankwochenstichtagen der Jahres- bzw. Quar-
talsschluBmonate.
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Zur Entwicklung der Bankenliquiditit

in Mio DM
Vi 960 961 1962 1962 1063
orginge 196 1 - - -
§ene ‘ wvio | o2V | oavic | oavio | v

1. Liquidititszuflub () zu bzw. -abflud (—) Verinderung im Zeitrauf-n, berechnet auf der Basis von Durclhsl;hnitten

von den Banken auf Grund der nach- aus den 4 Bankwochenstichtagen der Jahres- bzw. QuartalsschluBmonate

stehenden Bestimmungsfaktoren

1) Verinderung des Bargeldumlaufs?) —1684 ;| —2524 —1803 + 739 | — 551 — 529 . —1462 +1031

2) Bewegungen auf den Zentralbankkon- . : :

ten inldndischer Nichtbanken, soweit | i

sie die Bankenliquiditdt beriihren?) —4823 —5 683 —2524 —1241 | — 470 —1188 | + 375 —3141

davon i ‘ !

a) auf Konten des Bundes (ohne |

Sondervermdgen), der Linder und !
des Lastenausgleichsfonds (—5312) (-5095) [(—2785) [(—1692) (— §81) |(— 940) | (+ 428)|(~3322)
b) auf Konten Sonstiger (+ 489) {— 588) [(4 261) (4 451) (4 211) | (— 248) 1 {— 53| (- 181)
3) Devisentransaktionen, soweit sie die ‘
Bankenliquiditit beriihren?) -+9 348%S) »1»6775‘5)} +3464™)| +1334%) + 487 + 840 ‘ + 803 | + 1442
4) Sonstige (nicht niher zurechenbare) !
Faktoren + 298 + 221 |+ 327 76 43 + 46 0 + 202 | — 43
i O - ‘ i - A S
Gesamt (Saldo 1 bis 4) +3139 ! —1211 « — 536 + 508 — 531 — 831 i — 82 1 — 711
II. Zentralbankguthaben der Banken ‘ !

(langerfristig bestimmt durch die Min- :

destreserveanforderungent);

Zunahme: +, Abnahme: —) +4001 | —2936 +1 005 — 562 4 246 + 362 + 959 — 642
Nachrichtlich : Mindestreserve-

Soll) (Zunmahme: +, Abnahme: —) (+4364) [(—3361) |[(+ 833) [(+ 40) | (+ 367) | (++ 152) | (+ 274) | (+ 208)
Gesamt (Saldo [ und IT) i

Zuflu8 oder Freisetzung (+)

bzw. AbfluB oder Bindung (—) :

von Liquiditit — 862 | +1725 | —1541 | +1470 — 777 —1193 | —1041 | — 69
RS — L S | do
1I. Anlagedispositionen und Refinanzierung “‘

bei der Bundesbank |

1) Erwerb {(—) bzw. Riickgabe (+) 1

von Offenmarktpapieren —11335 — 45 +1145 4 728 — 11 -+ 166 + 262 - 251
2) Bildung (—) bzw. Repatri-

ierung (+) kurzfristiger Auslands-

anlagen®) durdh die Geschifisbanken +1400%) | —12008) | — 131%)| —21¢80!8)| - 718 4 804 + 527 | — 444
3) Abdeckung (—) bzw. Auf-

nahme (+) von Refinanzierungs-

krediten bei der Bundesbank _ + 797 | — 480 + 527 | — 18 4+ 70 | 4 223 | 4 252 4+ 764 ]
Gesamt (Saldo 1 bis 3) + 862 | —1725 ‘ +1541 ' —1 470 i -+ 777 \ 41193 1 +1 041 l + 69
— e - e I U, i — ! I R

Nachrichtliche Angaben Stand am Ende des Zeitraums
Liquidititsreserven der Kreditinstitute
in Form von ! !
Bestinden an inlindischen ‘ .
Schatzwechseln und U-Schitzen 4 626°) 5 419°%) 5056 4923 ‘ 5053 4 687 ‘ 5056 5 548
Kurzfristigen Guthaben bei . ;
auslindischen Banken und i
Geldmarktanlagen im Ausland®) 1315 2135 2156 4557 3499 | 2880 2156 3112
Gesamt Mio DM 5941 7554 ‘ 7212 9 450 §552 | 7567 | 7 212 8 660
vH der Einlagen von ‘ ‘t ‘
Nidhtbanken 5.7 6,4 | 5,4 8,0 7,0 II 6,1 ‘ 5,4 6,6
I

') Einschlieflich der Verinderungen der Kassenbestinde der Kreditinstitute, die sich hier nicht ausschalten lassen. — 2) D. h. unter Aus-
schaltung aller ,liquidititsneutralen® Zahlungen (hauptsichlich Netto-Auslandszahlungen des Bundes). — 2) GemidB den Verinderungen
der Netto-Devisenreserven der Bundesbank zusammengefaBt mit den gleichzeitigen Verinderungen der kurzfristigen Auslandsanlagen
der Geschiftsbanken sowie unter Ausschaltung der ,liquidititsneutralen” Netto-Auslandszahlungen inldndischer Nichtbanken zu Lasten
von_ Zentralbankkonten (vergl. Fufnote 2) und von ,liquidititsneutralen” Eigengeschiften der Bundesbank (z. B. Zinseinnahmen aus
Auslandsanlagen). — 4) Die Abweichungen der Verinderungen des Mindestreserve-Solls von denen der Zentralbankguthaben erklaren sich
hauptséchlich daraus, daf die Banken das Mindestreserve-Soll nur im Tagesdurchschnitt des Monats zu erfillen brauchen, wihrend die hier
ausgewiesenen Zentralbankguthaben — dem Schema der Tabelle entsprechend — auf der Basis der 4 Bankwochenstichtage berechnet
sind. Der Tendenz nach kommen in den Abweichungen ferner die — fast ausschlieBlich technisch bedingten — UberschuBreserven der
Banken zum Ausdruck. — *) Ohne auslindische Geldmarktanlagen der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau fiir Erlse der Entwidklungshilfe-
Anleihe, — %) Die Bestinde an Sonder-Mobilisierungstiteln ,Lit. L“ (,Blessing-Milliarde*) wurden im Zeitpunkt der Aufhebung der Ver-
figungssperre (August 1961) eingerechnet, — ts) Teilweise geschitzt. — s) Geschitzt.

transaktionen der zentralen &ffentlichen Haushalte verbundene Belastung der Banken mit gut 3,3
Mrd DM zunichst wieder gréfier als im gleichen Zeitraum der beiden vorangegangenen Jahre
(1,7 Mrd DM 1961; 2,5 Mrd DM 1960), doch liegt das daran, daB sich die Haushalte in gréBerem
Umfang als vor Jahresfrist am freien Markt verschuldeten, so daB sich ihre Nettoposition gegen-
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Sonstige Einleger

Zunahme des
Bargeldumlaufs

Devisentransaktionen

iiber der Bundesbank mehr als saisoniiblich verbesserte; dariiber hinaus waren die Auslandszah-
lungen des Bundes im ersten Vierteljahr 1963 besonders grof.

Die Dispositionen der sonstigen Einleger bei der Bundesbank, zu denen neben der Bundespost,
dem ERP-Sondervermdgen und anderen inlindischen &ffentlichen Stellen auch private Einleger
(insbesondere grofie Firmen) zdhlen, haben im vergangenen Jahr und im ersten Viertel des
laufenden Jahres, wic die Tabelle zeigt, im ganzen zur Verfliissigung des Bankenapparats bei-
getragen, wihrend sie 1961 umgekehrt per Saldo Mittel aus dem Inlandskreislauf an sich gezogen
hatten. Die fast stindige Liquidisierung des Bankenapparats auf Grund von Transaktionen
dieser Einleger erklirt sich hauptsichlich daraus, daB groBe Firmen gewdhnlich mehr Zahlun-
gen aus dem Ausland iiber die Bundesbank erhalten, als sie auf diesem Wege an auslindische
Empfinger leisten, so daB sie laufend entsprechende Betriige von ihren Guthabenkonten bei der
Bundesbank abdisponieren kdnnen. Uberwiegend auf Grund solcher Netto-Auslandserlgse haben
Wirtschaftsunternehmen und Private von ihren Bundesbankkonten im vergangenen Jahr per
Saldo rd. 770 Mio DM auf ihre Hausbanken iibertragen oder Zahlungen an andere inlindische
Empfinger geleistet und damit den Bankenapparat verfliissigt; im Jahre 1961 war der Betrag
mit reichlich 1 Mrd DM allerdings noch gréfier gewesen. Die Tatsache, daB 1961 dennoch bei
der Gesamtheit der ,sonstigen” Einleger die kontraktiven Geldbewegungen iiberwogen hatten,
erklirt sich weitgehend aus der damals erfolgten Ubertragung der ErlSse aus der Emission der
Entwicklungshilfe-Anleihe und der Volkswagenaktien auf Sonderkonten bei der Bundesbank.

Ein erheblicher Liquidititsentzug bei den Banken war im letzten Jahr ferner mit dem weiteren
Anstieg des Bargeldumlaufs verbunden. Im Durchschnitt der vier Bankwochenstichtage des
Monats stellte sich der Umlauf an Noten und Miinzen im Dezember v. J. auf 25,6 Mrd DM:
er lag damit um 1,8 Mrd DM iiber dem Stand vom Dezember 1961. Die Zunahme war merklich
geringer als die von Dezember 1960 bis Dezember 1961 (reichlich 2!/2 Mrd DM), wenn auch
etwas grofler als die des davorliegenden Jahres (knapp 1,7 Mrd DM). Bestimmend fiir diese
Entwicklung war einmal der laufende Anstieg des Masseneinkommens, der im vergangenen Jahr
ebenfalls geringer war als 1961, aber doch iiber den von 1960 noch hinausging. Die bemerkens-
werte Verlangsamung im Wachstum des Bargeldumlaufs gegeniiber 1961 erklirt sich daneben
aber auch daraus, daB es im Berichtsjahr nicht mehr zu einer derart stoffweisen Erhdhung des
Bargeldumlaufs kam, wie sie 1961 die Einfilhrung der Fiinftagewoche im Bankgewerbe mit
sich gebracht hatte. Im ersten Quartal 1963 hat sich der Umlauf an Noten und Miinzen zwar im
ganzen wieder betrichtlich vermindert, doch entspricht dies der Saisontendenz. Immerhin war
der Abbau mit 1,03 Mrd DM stirker als in fritheren Vergleichsperioden, was hauptsichlich auf
die lang anhaltende Kilteperiode mit ihrem lihmenden EinfluB auf die Beschiftigung zuriick-
zufiihren sein diirfte.

Den geschilderten kontraktiven Einfliissen auf die Bankenliquiditit stand als entlastender
Faktor auch im vergangenen Jahr wieder der Zahlungsverkehr mit dem Ausland gegeniiber. Mit
der Tatsache, daB in der Entwicklung der Zahlungsbilanz der Bundesrepublik schon seit geraumer
Zeit Defizite an die Stelle der fritheren hohen Uberschiisse getreten sind, steht das nur scheinbar
in Widerspruch, da fiir die Defizite Zahlungen entscheidend waren, die die Liquiditit des heimi-
schen Bankenapparats nicht unmittelbar berithren. Neben ,Eigengeschiften” der Bundesbank
(z. B. der Forderungsiibernahme im Zusammenhang mit der vorzeitigen Tilgung der Nachkriegs-
wirtschaftshilfe im Jahre 1961) sind das insbesondere die Netto-Auslandszahlungen des Bundes,
deren liquidititsmindernde Wirkung, wie oben dargelegt wurde, unter dem Rubrum der Kassen-
und Verschuldungstransaktionen der zentralen &ffentlichen Haushalte erfafit wird und die daher
bei der Ermittlung der Devisentransaktionen als Bestimmungsfaktor der Bankenliquiditit — in
Abwandlung der Zahlungsbilanzstatistik — aufler Betracht bleiben miissen. Unter Beriick-
sichtigung auch derjenigen Devisenbetrige, die die Banken als Liquiditiitsreserve im Ausland
unterhalten, bezifferte sich der Liquidititszufluf zu den Banken auf Grund des auswirtigen
Zahlungsverkehrs im Berichtsjahr auf rd. 3,46 Mrd DM; er war damit allerdings bedeutend.
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geringer als 1961 (6%/4+ Mrd

ZUR ENTWICKLUNG DER BANKENLIQUIDITAT IM JAHRE 1962 DM) und blieb vor allem weit
berechnet auf der Basis von Durchschnitten aus hinter dem extrem hohen Zu-

den 4 Bankwochenstichlagen */ strom des Jahres 1960 (9,3

Mrd DM) zuriick. Auch im

I1.Bestimmungsfaktoren

Z—: Extihurg } dor Barkenlquidit ersten Vierteljahr 1963k ge-

" hdrten die Devisentransaktio-

SV Anstiegces agelgumiaits nen, w.ie die Tabel]?‘ geigt,
[ | e e
- Devisentransationen hat sich, vor allem offenbar in-

Sonstige Fakioren folge gewisser spekulativer
; Zufliisse, sogar wieder er-

1. Mittelbedarf zur Erfiillung der Mindestreserveanforderungen hoht. Im ganzen reichte die
€= Bindung flllsiger Mittel | mit dem auswirtigen Zah-
@ﬂmnm]lm g:rsgsgk:zr Zentralbankguthaben Jungsverkehr verbundene Ent-

i lastung der Banken jedoch

I . Anlagedispositionen und Refinanzierung weder 1962 noch im ersten

mm) Geldbeschoffung durch...

(& Seldanlagein... Vierteljahr 1963 aus, um die

von den &ffentlichen Kassen-

... Abgabe voninlandischen Geldmarkt-

bt titeln an dle Bundesbank (netto) transakﬁonen und dem weite-
= ... kurzfristigen Auslandsaktiva ren Wachstum des Bargeldum-
-  Aufnahme von laufs bewirkte Anspannung

Refinanzlerungskrediten der Bankenliquiditiit voll aus-
zugleichen. Faflt man die Wir-
*Notwendige Erlduterungen zu einzelnen Positionen enthalten die Anmerkungen der vorslehen— kung der biSher erWéhnten’
den Tabell. | berwiegend ,marktméfigen”

Bestimmungsfaktoren der Ban-
kenliquiditit zusammen, so zeigt sich, daf durch sie der Liquidititsspielraum der Banken im Ge-
samtergebnis des zuriickliegenden Jahres um etwa 1/2 Mrd DM eingeengt wurde gegeniiber nahe-
zu 1Y/« Mrd DM 1961.

Obwohl demnach die Belastung der Banken auf Grund der ,marktmifigen” Vorginge im
Berichtsjahr geringer war als 1961, wurde sie doch wegen der entgegengesetzten Entwicklung der
Mindestreserveanforderungen im Berichtsjahr fiir die Banken erstmals spiirbar. Im Jahre 1961
hatte die Bundesbank in dem Bestreben, mit Riicksicht auf die Zahlungsbilanz keine Liquiditits-
anspannung im Bankenapparat aufkommen zu lassen, die Mindestreservesiitze schrittweise er-
mifigt, so daB das Reserve-Solll) im Dezember 1961 um fast 3,4 Mrd DM unter dem Stand des
entsprechenden Vorjahrsmonats gelegen hatte; die durch die ,,Marktfaktoren“ bedingte Liqui-
ditdtsverknappung war damals also durch die Freisetzung von Mindestreserven weit iiberkom-
pensiert worden. Im Berichtsjahr blieb dagegen die Revision der Mindestreservevorschriften auf
eine (hauptsichlich der Renormalisierung der Mindestreservehaltung dienende) Lockerung der
Mindestreserve auf Auslandsverbindlichkeiten mit Wirkung vom 1. Februar v. J.2) beschrinkt.
Das Mindestreserve-Soll nahm folglich im Verlauf des Jahres im Zusammenhang mit dem laufen-
den Anstieg der mindestreservepflichtigen Verbindlichkeiten kriftig zu, so daB es im Dezember
1962 um rd. 830 Mio DM iiber dem Stand von Februar 1962 und Dezember 1961 lag. Die mit
den Bewegungen der Zentralbankkonten von Nichtbanken, dem Anstieg des Bargeldumlaufs und
den Devisentransaktionen im ganzen verbundene Belastung der Banken wurde durch die h&heren

Mrd } } f
DM 4 3 2 1 0

1) Jeweils ohne das Mindestreserve-Soll der Geldinstitute der Bundespost.

?) Riickfihrung der Mindestreserve-Sitze fir Auslandsverbindlichkeiten vom gesetzlich zuldssigen Maximum auf das Niveau der Sitze fiir
Inlandsverbindlichikeiten: Aufhebung der Mindestreservepflicht fiir die ,seitens der Kundschaft bei Dritten im Ausland benutzten Kredite®.
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Mindestreserveanforderungen also noch erheblich verstirkt. Auch in den ersten drei Monaten
von 1963 hat das Mindestreserve-Soll weiter — auf rd. 10 Mrd DM im Mirz 1963 — zugenom-
men; es lag damit um rd. 0,2 Mrd DM iiber dem Stand von Dezember und um fast 1,0 Mrd DM
{iber dem von Mirz v. J. Auf lingere Sicht bildet also die , wachstumsbedingte” Steigerung des
Mindestreserve-Solls bzw. die dadurch bedingte Bindung freier Mittel der Banken einen beacht-
lichen Anspannungsfaktor.

Zur Finanzierung der wachsenden Anforderungen an ihre Liquiditit griffen die Kreditinstitute
im vergangenen Jahr — das Jahr als Ganzes betrachtet — vor allem auf ihre Bestinde an inlin-
dischen Geldmarktpapieren zuriick, wenn auch die im Laufe des Jahres erfolgte schrittweise An-
hebung der Abgabesitze der Bundesbank fiir Geldmarktpapiere die Inlandsanlage wieder attrak-
tiver machte und damit einem weiteren Abbau der Bestinde der Tendenz nach entgegenwirkte.
Den Banken gingen fliissige Mittel aber nicht allein durch die Riickgabe eigener Offenmarktpa-
piere an die Bundesbank zu, vielmehr profitierten sie liquiditiitsmiBig auch von dem weiteren
Abbau der Bestinde der Sozialversicherungstriiger an Mobilisicrungstiteln. Insgesamt flossen im
Berichtsjahr per Saldo Mobilisierungstitel im Betrage von etwa 1!/1 Mrd DM zur Bundesbank
zurlidk. Eine besondere Rolle spielte dabei die Entwicklung im Dezember v.J., in dem die Riick-
reichungen 1 Mrd DM (netto) ausmachten. Der Grund hierfiir lag einmal in dem in diesem Mo-
nat besonders starken saisonalen Liquiditéitsbedarf der Banken sowie zum anderen in dem Ange-
bot der Bundesbank, zur Deckung dieses Bedarfs inlindische Geldmarktpapiere voriibergehend zu
Vorzugsbedingungen zuriickzunehmen, indem die Bank auf den sonst bei der Riicknahme iib-
lichen Aufschlag gegeniiber dem Abgabesatz verzichtete — eine MaBnahme, die dazu diente, den
Repatriierungen kurzfristiger Auslandsanlagen der Banken zum Jahresultimo entgegenzuwirken
und es den Banken vor allem zu erleichtern, auf die Aufnahme kurzfristiger Kredite im Ausland zu
verzichten. Im Januar und Februar 1963 nahmen die Bankbestinde an Mobilisierungstiteln in-
dessen wieder kriftig zu, so dal der Abbau vom Dezember v. . groftenteils wieder ausgeglichen
wurde. Erst im Mirz griffen die Banken im Zusammenhang mit der starken temporiren Liquidi-
titsanspannung erneut auf ihre Bestinde an Mobilisierungstiteln zuriick. Der Bundesbank wurde
in diesem Monat auBerdem — erstmals nach lingerer Zeit — wieder ein namhafter Betrag an
Vorratsstellenwechseln und Privatdiskonten angeboten; am Monatsende verfiigte die Bank iiber
einen Bestand an solchen Titeln von nahezu /s Mrd DM.

Zur Deckung ihres erhdhten Liquidititsbedarfs haben die Banken zumindest ab Mirz v. J. fer-
ner ihre Guthaben bei auslindischen Banken sowie ihre Geldmarktanlagen im Ausland einge-
setzt; in gewissem Umfang mdgen solche Auslandsforderungen im Laufe des Jahres aber auch
durch Inlandsanlagen ersetzt worden sein. Im Gesamtergebnis des Berichtsjahres haben die im
Ausland unterhaltenen Liquidititsreserven der Banken zwar noch etwas zugenommen, jedoch ist
das im wesentlichen auf ihren ungewdhnlich starken Anstieg imJanuar 1962 — um etwa 21/aMrd
DM — zuriidkzufithren; seitdem sind diese Aktiva, wie die Tabelle zeigt, fast kontinuierlich
gesunken. Im Dezember fiir sich genommen belief sich die — durch die Liquidititsanspannung
und JahresschluBdispositionen bedingte — Repatriierung von kurzfristigen Auslandsanlagen auf
gut 0,4 Mrd DM; sie hielt sich damit durchaus in jenen relativ engen Grenzen, die ihr die Bun-
desbank mit den erwihnten offenmarktpolitischen Mafinahmen sowie ihrer ., Geldexport-Politik”
(die im ,,Allgemeinen Uberblick” niher erliutert wurde) zu zichen bestrebt war. In den ersten
drei Monaten des laufenden Jahres haben die Banken zwar erneut Geldexporte vorgenommen,
doch entsprachen diese nur etwa den Repatriierungen vom Dezember v. J.

Die allmihliche Finengung des Liquidititsspielraums der Banken kommt schlieBlich auch in
der stirkeren Inanspruchnahme des Refinanzierungskredits der Bundesbank zum Ausdruck. Im
Durchschnitt der vier Bankwochenstichtage von Dezember v. J. lag das Gesamtobligo der Banken
aus refinanzierten Wechseln und Lombardkrediten um reichlich /2 Mrd DM iiber dem entspre-
chenden Vorjahrsstand. In den ersten beiden Monaten von 1963 konnten es die Banken zwar
wieder um insgesamt rd. 600 Mio DM zuriickfithren, doch nahm es im Mirz und in den ersten
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Tagen von April erneut betrichtlich zu. Im Durchschnitt der vier Bankwochenstichtage von Mirz
stellte es sich auf 2,86 Mrd DM; damit lag es um reichlich 3/s Mrd DM iiber dem Stand vom
Dezember v.J. Allerdings haben sich inzwischen auch die Rediskontkontingente der Banken
erhdht; die stirkere Inanspruchnahme der Kontingente durch vermehrte Rediskontierung von
Wedhseln schmilerte also nicht in gleichem Mafle den freien Rediskontspielraum der Banken.

4. Die Entwicklung der Wertpapiermirkte

Die Lage am Rentenmarkt war im Jahre 1962 vor allem durch eine wachsende Aufnahme-
fahigkeit fiir neue Emissionen gekennzeichnet. Dagegen wurden — nicht zuletzt wegen der ge-
stiegenen Anspriiche an die Leistungsfihigkeit des Marktes — keine weiteren Fortschritte in
Richtung auf eine ErmiBigung des Kapitalzinses erzielt; das Zinsniveau lag vielmehr am Jahres-
ende noch um ein Geringes hoher als zu Jahresbeginn. Dem Rentenmarkt sind indessen stirkere
Riickschldge, wie sie in den vorangegangenen Jahren verschiedentlich zu verzeichnen gewesen
waren, erspart geblieben, so daf die Kurs- und Zinsentwicklung im vergangenen Jahr im ganzen
cinen stetigeren Verlauf aufwies als in fritheren Jahren. Hierzu hat sicher bis zu einem gewissen
Grade beigetragen, daff sich der Anteil der privaten Zeichner am Wertpapiererwerb im letzten
Jahr merklich erhht hat.

Zu Beginn des vergangenen Jahres stand der Markt im Zeichen der Auflockerung, die im Ok-
tober 1961 nach einer mehrmonatigen Emissionspause eingesetzt hatte. Alle im Januar v. J. neu
an den Markt gebrachten Emissionen der Finmalemittenten, die mit einem Nominalzins von 6%
und zu pari begeben wurden — unter Beriicksichtigung der halbjihrlichen Zinszahlung stellte
sich die Rendite auf 6,1%0—, konnten ohne Schwierigkeiten untergebracht werden. Im anschlie-
Benden Telefonverkehr der Banken wurden sie schon nach kurzem zu Sdtzen iiber den Emissions-
kursen gehandelt. In Anbetracht der giinstigen Marktlage und mit Riicksicht auf das auf der
Basis des é%oigen Pfandbrieftyps zunehmend schwieriger gewordene Aktivgeschift gingen ver-
schiedene Pfandbriefinstitute schon im Januar dazu iitber, neben 6%boigen Bankschuldverschrei-
bungen wieder verstirkt 51/2%sige Papiere anzubieten. Seitens der Einmalemittenten wurde erst
Ende Februar mit einer Anleihe der Bundespost im Betrage von 210 Mio DM versucht, den
Markt zu einem niedrigeren Zinssatz in Anspruch zu nehmen. Abweichend von der sonst iibli-
chen Praxis, Veriinderungen des Nominalzinses neuer Anleihen in /2%/igen Schritten vorzuneh-
men, wurde, um die Zinssenkungstendenz mdglichst nicht zu gefdhrden, der Anleihezins nur um
/490 auf 53/4%/0 ermiBigt. Die Unterbringung der Anleihe, die zu 99 vH emittiert wurde, ge-
staltete sich zu einem vollen Erfolg. Nachdem Anfang April die Bundesbahn cbenfalls eine An-
leihe dieses Zinstyps in Hohe von 260 Mio DM mit einem Emissionskurs von 99,5 vH glatt
untergebracht hatte, entschlossen sich im Mai auch die {ibrigen Einmalemittenten, ihre neuen
Anleihen mit diesem Nominalzins auszustatten.

Die Tendenz zur Zinssenkung blieb jedoch nicht lange erhalten. Bereits im April hatte sich am
Pfandbriefmarkt eine zunehmende Zuriickhaltung der Anleger bemerkbar gemacht, die in der
zweiten Maihilfte auch auf den Markt der Einmalemittenten iibergriff. Symptomatisch fiir die
Abkiihlung des Marktklimas war, daB eine zunidchst stark iiberzeichnete 5%/1%/oige Anleihe der
Kreditanstalt fiir Wiederaufbau iiber 200 Mio DM, die zu pari begeben worden war, wenige
Tage spiter mit Kursabschligen bis zu einem Punkt unter dem Emissionskurs angeboten wurde.
Die Unterbringung der nachfolgenden Emissionen ging daraufthin nur noch schleppend vonstat-
ten, und auch die Ermifigung des Emissionskurses auf 98 vH bei einer Mitte Juni aufgelegten
53/4%vigen Anleihe eines Industrieunternehmens, deren Emissionsrendite damit wieder etwas
mehr als 690 betrug gegeniiber rd. 5,8 bis 5,9%0 bei den vorher begebenen Anleihen des gleichen
Zinstyps, vermochte den Absatz dieser Titel nicht zu beleben.

Die Emittenten kehrten daraufhin ausnahmslos wieder zum 6%sigen Wertpapiertyp zuriick,
der auch — mit je nach der Marktlage zwischen 99,5 und 100 vH variierenden Emissionskur-
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sen — fiir alle nachfolgenden Emissionen beibehalten wurde. Nachhaltige Impulse auf die Markt-
lage gingen hiervon jedoch nicht aus. Zwar gelang es im Juli, ein auBerordentlich grofles
Emissionsvolumen — insgesamt 1,7 Mrd DM, darunter eine 400 Mio DM Anleihe des Bundes —
unterzubringen. Die wenig spiter erneut einsetzende Marktschwiiche zeigte jedoch, dafl dem
Markt in diesem Monat offensichtlich etwas zu viel zugemutet worden war. Stirker unter Druck
geriet im weiteren Verlauf vor allem der Markt der Daueremittenten, was teilweise wohl damit
zusammenhing, daf einzelne Emissionsinstitute, bei denen der Schuldverschreibungsabsatz nicht
mit der Entwicklung ihres Aktivgeschiifts Schritt gehalten hatte, zeitweilig den Verkauf ihrer Pa-
piere forcierten. Die Netto-Verkaufskurse fiir neue Pfandbriefe und Kommunalobligationen
wurden darauf sukzessive weiter zuriickgenommen, und zwar bis Ende November fiir 6%oige
Emissionen auf 97 bis 96,5 vH, fiir 5!/2%oige Serien auf etwa 90,5 vH. Seit Ende Mirz 1962
hatten die 6%oigen Bankschuldverschreibungen damit bis zu 6 Punkten, 51/2%oige Papiere sogar
bis zu 7 Punkten im Verkaufskurs eingebiifit.

Der labilen Verfassung des Rentenmarktes versuchte der Bund bei seiner in der zweiten Okto-
berhilfte aufgelegten Anleihe iiber 250 Mio DM dadurch Rechnung zu tragen, da8 er die Lauf-
zeit der Anleihe auf nur 10 Jahre beschrinkte und auBerdem sowohl auf eine vorzeitige Tilgung
als auch auf das Recht zur Kiindigung vor Filligkeit verzichtete. Wie sehr die Anleger auf diese
Bedingungen reagierten, obwohl der Emissionskurs 100 vH betrug anstatt — wie vorher iib-
lich — nur 99,75 vH, zeigte sich daran, da$ die Anleihe bereits am zweiten Tage der Zeich-
nungsfrist voll untergebracht war. Auf den Markt als Ganzes hatte der Verkaufserfolg allerdings
nur wenig EinfluB, zumal kurz darauf der Kuba-Konflikt voriibergehend eine neue Unsicherheit -
hervorrief.

Ein Tendenzwandel bahnte sich im November an, als sich zunichst bei den an der Borse ge-
handelten niedrig verzinslichen Industrieobligationen sowie bei den noch nicht voll unterge-
brachten Neuemissionen verschiedener Wirtschaftsunternehmen eine wachsende Nachfrage be-
merkbar machte, von der im Dezember dann auch der Markt der Pfandbriefe und Kommunal-
obligationen erfafit wurde. Das seitdem wieder freundlichere Marktklima hielt auch im neuen
Jahr trotz der nach der Jahreswende sprunghaft zunehmenden Emissionstitigkeit — im Januar
erreichte der Brutto-Absatz neuer festverzinslicher Wertpapiere die Rekordhdhe von iiber 2,2
Mrd DM — weiter an. Besonders stark gefragt waren die Anleihen der &ffentlichen Hand sowie
der Kreditinstitute mit Sonderaufgaben, wihrend die Emissionen der Industrie jeweils etwas
mehr Zeit bis zu ihrer vollstindigen Placierung benétigten. Die Konditionen der im neuen Jahr
begebenen Anleihen lagen unverindert bei 6%/¢ Nominalzins und 99,75 bzw. 160 vH Emissions-
kurs. Die 8ffentliche Hand ging, nachdem sie Anfang Dezember v. J. mit einer Anleihe der Bun-
desbahn iiber 250 Mio DM zum zweiten Mal eine unkiindbare 10jihrige Anleihe aufgelegt hatte,
nach der Jahreswende wieder zu Tilgungsanleihen mit Laufzeiten von zumeist 15 Jahren iiber.
Fiir die Anfang April emittierte 6%/o Anleihe der Bundesrepublik Deutschland im Betrage von
500 Mio DM wurde sogar eine Gesamtlaufzeit von 20 Jahren gewihlt. Im Vergleich zu fritheren
Tilgungsanleihen, die gewdhnlich schon nach 5 Jahren seitens der Schuldner gekiindigt werden
konnten, wurden dabei die Konditionen fiir die Anleger insofern etwas verbessert, als die &ffent-
lichen Emittenten shnlich wie bei den vorerwihnten unkiindbaren Anleihen vom Herbst
v.]. — fiir 10 Jahre auf das Recht zur vorzeitigen Kiindigung verzichteten. Die neue Bundes-
anleihe wurde jedoch, abweichend von der bisherigen Praxis, mit ganzjihrigen Zinsscheinen aus-
gestattet, was gegeniiber der sonst iiblichen halbjihrlichen Zinszahlung eine leichte ErmiBigung
im Zins bedeutet.

Der Aktienmarkt stand 1962 im Zeichen einer Kursbaisse, wie sie in diesem Ausmaf in der
Nachkriegszeit noch nicht zu verzeichnen war. Nachdem die Kurse in den Monaten Januar bis
April zunichst verhiltnismiBig langsam nachgegeben hatten, begann sich das Tempo der Ab-
wiirtsbewegung im Mai rapide zu beschleunigen. Bis zum 23. d. M., also binnen dreier Wochen,
fielen die Kurse im Schnitt um 10 vH ijhres Ausgangsstandes. Zu einem dramatischen Héhepunkt
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kam es am Monatsende, als die deutschen Aktien, unmittelbar nach einem tags zuvor an der
New Yorker Bérse erfolgten schweren Kurssturz, am 29. Mai im Verlauf eines einzigen Tages rd.
7 vH ihres Wertes einbiiBten. Der vom Statistischen Bundesamt berechnete Index der bdrsen-
notierten Aktien (31. Dez. 53 = 100), der zu Jahresbeginn bei 647 gelegen und Ende April noch
fast 600 betragen hatte, wies an diesem Tage einen Stand von nur noch 474 auf. Dem schweren
Kurseinbruch folgte allerdings eine Erholung, die jedoch nur von kurzer Dauer war; bereits Ende
Juni waren die Kurse erneut auf dem Tiefstand des 29. Mai angelangt. In der zweiten Jahres-
hilfte setzte sich der Kursverfall, von kurzfristigen Zwischenerholungen unterbrochen, weiter
fort. Thren tiefsten Stand erreichten die Kurse am 24. Oktober mit einer Indexziffer von 405. Sie
entsprachen zu diesem Zeitpunkt etwa dem Niveau von Mitte 1959. Verglichen mit dem Jahres-
anfang lagen sie um rd. 37 vH tiefer, und gegeniiber dem Hdhepunkt von Ende August 1960
stellte sich die EinbuBe sogar auf mehr als die Hilfte. Nach der Beilegung des Kuba-Konflikts er-
holten sich die Kurse bis Ende November 1962 verhiltnismifig stark um rd. 100 Indexpunkte
auf 506; unmittelbar darauf begannen sie jedoch abermals abzubrddkeln. Seit Anfang Mérz 1963
hat sich die Marktlage zwar wieder etwas befestigt, doch lag der Index am 23. April mit 478 noch
um rd. 30 Punkte unter dem Stand von Ende November v. J. '

Die Ergiebigkeit der Wertpapiermiirkte hat im Jahre 1962 betrichtlich zugenommen. Der
Brutto-Absatz an festverzinslichen Wertpapieren und Aktien erreichte im vergangenen Jahr dem
Nominalwert nach einen Betrag von insgesamt 13,5 Mrd DM. Er war damit erheblich grgfer als
im Jahre 1961, in dem er ohne die Entwicklungshilfe-Anleihe des Bundes 10,6 Mrd DM betragen
hatte; iiber das bisher hichste Jahresergebnis, das im Jahre 1959 mit 11,1 Mrd DM erzielt wor-
den war, ging er noch um fast 21/2 Mrd DM hinaus. Geht man, um ein genaueres Bild iiber die
effektive Marktinanspruchnahme zu gewinnen, statt von den Brutto-Absatzziffern zu Nominal-
werten von dem Netto-Absatz zu Kurswerten!) aus, so ergibt sich fiir das Jahr 1962 ein Ab-
satzvolumen von netto 11,7 Mrd DM, verglichen mit jeweils 9,9 Mrd DM in den Jahren 1961
und 1959. Der bei diesem Vergleich geringere Abstand gegeniiber 1961 und 1959 erklért sich
einmal daraus, da im vergangenen Jahr die Tilgungen eine wesentlich gréfiere Rolle gespielt
haben als in den Vorjahren. Insgesamt bezifferten sie sich auf 2,3 Mrd DM gegen 1,6 bzw. 1,5
Mrd DM in den beiden Vergleichsjahren. Von Bedeutung war ferner, daf8 der Aktienabsatz in-
folge des schlechten Emissionsklimas am Aktienmarkt erstmals seit 1958 riicklaufig war, was zu
Kurswerten gerechnet naturgemi# stiirker zu Buch schligt als bei Zugrundelegung von Nominal-
werten. Insgesamt erreichte er im Jahre 1962 nur noch 2,2 Mrd DM Kurswert gegen 3,3 Mrd DM
im Jahr davor?) und 2,8 Mrd DM 1960. Die Zunahme des Wertpapierabsatzes insgesamt beruhte
somit ausschlieBlich auf der Absatzausweitung am Rentenmarkt. Hier belief sich der Netto-Erlds
im vergangenen Jahr auf 9,5 Mrd DM Kurswert. Er war damit erheblich héher als im Jahre 1961
(6,7 Mrd DM) und tibertraf auch noch das Absatzergebnis von 1959 (8,2 Mrd DM). Im neuen
Jahr ist die Aufnahmefihigkeit der Wertpapiermirkte im ganzen genommen weiter gewachsen.
Dem Kurswert nach wurden im ersten Viertel von 1963 fiir 4,3 Mrd DM netto neue festver-
zinsliche Wertpapiere und Aktien untergebracht gegen 3,7 Mrd DM im ersten Quartal von 1962
und 3,2 Mrd DM im entsprechenden Zeitraum von 1961. Der iiberwiegende Teil, nimlich 3,8
Mrd DM, entfiel dabei auf Rentenwerte, wihrend der Aktienabsatz nur 465 Mio DM erbrachte.

Die stirkste Nachfrage nach Finanzierungsmitteln ging 1962 wiederum von den Realkredit-
instituten aus. Insgesamt erldsten diese Emittenten aus dem Absatz von Pfandbriefen und Kom-
munalobligationen 1962 gut 5,3 Mrd DM netto. Das war noch etwas mehr als im Vorjahr, in
dem der Emissionserlds rd. 5,1 Mrd DM erreicht hatte. Da der Wertpapierabsatz der iibrigen
Emittenten im vergangenen Jahr jedoch stirker gewachsen ist, hat sich der Anteil der Realkredit-
institute an der gesamten Mittelaufnahme iiber die Wertpapiermirkte, der in den fritheren Jah-

1) Brutto-Absatz zu Kurswerten unter Beriicksichtigung von Tilgungen und Riickfliissen bzw., Wiederplacierungen (vgl. hierzu auch die
Ubersichten iber die Entwicklung des Wertpapierabsatzes im Abschnitt VI des Statistischen Anhangs).

2y Ohne 1,1 Mrd DM Aktien des Volkswagenwerkes, die im Frihjahr 1961 im Zuge der Teilprivatisierung des Volkswagenwerkes von pri-
vaten Zeichnern iibernommen wurden,
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ren fast regelmifig mehr als die Hilfte be-
tragen hatte, leicht vermindert, und zwar auf
rd. 45 vH. Die abermals hohe Marktinan-
spruchnahme durch die Realkreditinstitute
reflektiert in erster Linie die wiederum sehr
lIebhafte Nachfrage nach Baukrediten. Insge-
samt bezifferten sich die von den Emissions-
instituten im vergangenen Jahr neu erteilten
Hypothekenzusagen fiir den Wohnungsbau
auf 4,3 Mrd DM; sie waren damit ebenso
hoch wie im Vorjahr. Stark gestiegen sind
dagegen die Darlehensauszahlungen; sie be-
liefen sich 1962 auf gut 3,6 Mrd DM gegen-
iiber nur 2,8 Mrd DM im vorangegangenen
Jahr. Im ersten Quartal des neuen Jahres be-
wegte sich die Emissionstitigkeit der Real-
kreditinstitute etwa auf dem Niveau des ent-
sprechenden Vorjahreszeitraums. Der Netto-
Absatz an neuen Pfandbriefen und Kommu-
nalobligationen stellte sich wihrend dieser
Zeit auf 1,7 Mrd DM, verglichen mit 1,8 Mrd
DM in der entsprechenden Periode des Jah-
res 1962.

In wesentlich stirkerem Umfang als in
friheren Jahren hat die 6ffentliche Hand
(einschlieflich Bundesbahn und Bundespost)
im vergangenen Jahr den Wertpapiermarkt in
Anspruch genommen. Der Gesamtbetrag der
von ihr im Wege der Anleiheaufnahme be-
schafften Finanzierungsmittel belief sich 1962
auf netto fast 21/2 Mrd DM. Das war rd.
dreimal so viel wie im Jahr davor (bei Aufler-
achtlassung der Entwicklungshilfe-Anleihe)
und auch noch betrichtlich mehr als in den
Jahren 1958 und 1959, als die Anleiheerldse
netto 1,8 bis 1,9 Mrd DM betragen hatten.
An der Spitze der Sffentlichen Emittenten
stand auch 1962 wieder die Bundesbahn mit
einem Anleihevolumen von rd. 1,2 Mrd DM.
Den zweiten Platz nahm der Bund ein, der
auf Grund der angespannteren Haushaltslage
erstmals seit lingerem wieder mit groferen
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1)Brutto- Absatz inléindischer Wertpapiere (einschliel3iich Kassen—
obligationen) zu Kurswerten abzigiich Tilgungen und Rickflisse
(bzw. zuzlglich wiederplacier ter Rick flullbetrdge) zu Nominatwerten;
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Rest ermittelt. BBk

Anleihebetrigen (netto 665 Mio DM) an den Markt herantrat, nachdem er im Vorjahr, von der zu
Sonderbedingungen emittierten Entwicklungshilfe-Anleihe abgeschen, keine Anleihen begeben
hatte. Die Linder haben demgegeniiber, wie schon 1961, den Wertpapiermarkt per Saldo nicht in
Anspruch genommen. Im neuen Jahr bezifferten sich die Emissionen der offentlichen Hand bis-
her auf netto rd. 1,6 Mrd DM, wovon allein fast 1 Mrd DM auf zwei Grofemissionen des

Bundes entfiel.

Die Industrie war im vergangenen Jahr bei der Mittelbeschaffung iiber die Wertpapiermirkte
im ganzen nicht so erfolgreich wie im Jahr davor. Mit insgesamt rd. 2,8 Mrd DM blieb der
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Netto-Exl3s aus dem Verksuf von Aktien und Industrieobligationen vielmehr um mehr als eine
halbe Milliarde DM hinter dem Ergebnis von 1961 zuriick. Dies war ausschlieflich durch den
infolge der anhaltenden Aktienbaisse stark riickliufigen Aktienabsatz bedingt. Wie bereits er-
wihnt war er im Jahr 1962 mit nur 2,2 Mrd DM um 1,1 Mrd DM bzw. ein Drittel niedriger als
im Jahr 1961. Die Unterbringung neuer Industriecobligationen hat demgegeniiber im vergange-
nen Jahr betrichtlich zugenommen. Insgesamt belief sich die Kapitalaufnahme der Industrie
am Rentenmarkt auf fast 600 Mio DM gegen nur knapp 100 Mio DM im Vorjahr, nachdem
1960 die Neuemissionen sogar um fast 400 Mio DM von den gleichzeitigen Tilgungen iiber-
troffen worden waren. Auch im neuen Jahr hat die Finanzierung iiber die Wertpapiermirkte
noch keine gréfiere Bedeutung erlangt. Insgesamt bezifferte sich der Netto-Absatz von Industrie-
obligationen im ersten Viertel von 1963 auf 155 Mio DM gegen rd. 250 Mio DM im ent-
sprechenden Zeitraum des Vorjahres. Die Aktienemissionen stellten sich wihrend der gleichen
Zeitspanne auf 465 Mio DM Kurswert, verglichen mit gut 550 Mio DM im ersten Viertel von
1962. Der riickliufigen Entwicklung der Kapitalaufnahme an den Wertpapiermirkten stand
allerdings, wie bereits im Abschnitt iiber das Aktivgeschift der Kreditinstitute berichtet wurde,
eine stirkere Inanspruchnahme lingerfristiger Bankkredite durch die Wirtschafisunternechmen
gegeniiber. Dariiber hinaus diirfte auch die Aufnahme von Schuldscheindarlehen wieder cine
‘beachtliche Rolle gespielt haben. Nihere Angaben iiber den Umfang derartiger Geschiifte stehen
allerdings nicht zur Verfiigung.

Emissionen auslindischer Emittenten haben am deutschen Wertpapiermarkt im vergangenen
Jahr, ebenso wie schon in fritheren Jahren mit Ausnahme von 1959, keine wesentliche Rolle
gespielt. Am Rentenmarkt wurde 1962 nur eine einzige Auslandsanleihe — im Betrage von
100 Mio DM — untergebracht, der im Mirz dieses Jahres eine zweite Anleihe desselben Emit-
tenten in gleicher Hohe folgte.

Auf Seiten des Kapitalangebots verdient Beachtung, da8 sich der Wertpapiererwerb im vergan-
genen Jahr noch stirker als vordem auf das inldndische Nichtbankenpublikum (aufler Wirt-
schaftsunternehmen und privaten Haushalten ziihlen hierzu auch private und &ffentliche Kapital-
sammelstellen) verlagert hat, Die Kiufe dieser Anleger an inldndischen Wertpapieren bezifferten
sich 1962 per Saldo auf rd. 6,3 Mrd DM; sie entsprachen damit rd. 55 vH des gesamten Netto-
Absatzes inlindischer Wertpapiere zu Emissionskursen. Im Jahr davor hatten sie erst knapp
4,8 Mrd DM bzw. etwas weniger als 50 vH des gleichzeitigen Netto-Wertpapierabsatzes be-
tragen. Der iiberwiegende Teil der iibernommenen Wertpapiere, nimlich 5,1 Mrd DM, entfiel
dabei auf inlindische Rentenwerte, wihrend der Aktienerwerb demgegeniiber mit nur knapp
1,2 Mrd DM weniger stark ins Gewicht fiel. Auch im neuen Jahr bewegte sich der Wertpapier-
erwerb der genannten Kiufergruppe auf einem hohen Niveau. Mit rd. 2,1 Mrd DM im ersten
Quartal von 1963 war er merklich hdher als in der entsprechenden Vorjahreszeit (gut 1,3
Mrd DM); er ging auch noch um etwa ein Viertel iiber das Volumen des ersten Quartals von
1961 (fast 1,7 Mrd DM) hinaus.

Die Kiufe der Banken an inlindischen Wertpapieren (ohne Auslandsbonds und Ablésungs-
schuld) lagen 1962 mit insgesamt gut 3,5 Mrd DM in der Groflenordnung des Vorjahres. Dem
absoluten Betrage nach waren sie damit wiederum recht hoch, jedoch hat sich ihr Anteil am
gesamten Netto-Absatz im vergangenen Jahr weiter ermifigt. Fr stellte sich auf rd. 30 vH gegen
etwa 35 vH im Jahre 1961 und fast 50 vH 1959. Innerhalb des Berichtsjahres wiesen die Wert-
papierkiiufe der Banken, die ganz iiberwiegend festverzinsliche Wertpapiere und unter diesen
vor allem Bankschuldverschreibungen betrafen, eine riickliufige Tendenz auf. Weitere Finzel-
heiten hierzu enthalten die Ausfithrungen iiber die Wertpapieranlagen der Banken auf S. 45 ff.

Auch die Netto-Kiufe auslindischer Anleger am deutschen Wertpapiermarkt hielten sich
1962 mit knapp 1,7 Mrd DM (ohne deutsche Auslandsbonds) etwa auf der Hohe des Vorjahrs.
Im Gegensatz zu 1961, als die Dividendenwerte mit reichlich 1,3 Mrd DM iiberwogen hatten,
war im vergangenen Jahr das Verhiltnis zwischen Rentenwerten (knapp 800 Mio DM) und
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Dividendenwerten (rd. 900 Mio DM) nahezu ausgeglichen — bei allerdings sehr unterschied-
licher Entwicklung im Verlauf des Jahres. Wihrend die Kéufe von deutschen Rentenwerten im
zweiten Halbjahr von 1962 merklich zunahmen, lief das Interesse des Auslandes an deutschen
Dividendenwerten im zweiten und dritten Quartal deutlich nach. Im letzten Quartal des
vergangenen Jahres erhdhten sich die Auslandskiufe dann zwar wieder auf etwas iiber
300 Mio DM, aber dies beruhte zu mehr als der Hilfte auf Kapitalerhshungen bei Tochterunter-
nehmen auslindischer Gesellschaften. Die Hauptursache fiir die nachlassende Auslandsnachfrage
nach inlindischen Dividendenwerten diirfte darin gelegen haben, daB die deutschen Aktien-
bdrsen im vergangenen Jahr in weit stirkerem Mafe von Kursriickschligen betroffen waren als
die der meisten anderen Linder. Im ersten Quartal von 1963 haben die Wertpapierkdufe aus-
lindischer Anleger am deutschen Markt verhiltnismiBig stark zugenommen. Sie beliefen sich per
Saldo auf insgesamt 720 Mio DM und waren damit um fast 170 Mio DM héher als in der ent-
sprechenden Zeit des Vorjahres. Das Schwergewicht lag dabei weiter bei den Rentenwerten, auf
die 521 Mio DM oder etwa drei Viertel aller Kiufe entfielen, wihrend sich die Engagements des
Auslandes in Dividendenwerten mit knapp 200 Mio DM — entsprechend der oben gekennzeich-
neten Tendenz — nach wie vor in engen Grenzen hielten.

IV. Die Kassenentwicklung der dffentlichen Haushalte
im Rahmen der monetéren Entwicklung*)

1. Kassendefizite in den Sffentlichen Haushalten

Im Jahre 1962 ist in der Kassenentwicklung der 8ffentlichen Haushalte ein bemerkenswerter
Wandel vor sich gegangen: Nachdem die ordentlichen Einnahmen in den beiden Vorjahren in
wachsendem MabBe iiber die Ausgaben hinausgegangen waren, haben sich im vergangenen Jahr die
Ausgaben erheblich stirker erhsht als die ordentlichen Einnahmen. Im ersten Halbjahr 1962 wa-
ren zwar aus Saisongriinden noch Einnahmeiiberschiisse entstanden, sie wurden jedoch durch die
Ausgabeiiberschiisse im zweiten Halbjahr betrichtlich iibertroffen. Fitr die monetire Entwicklung
war dies insofern von Bedeutung, als die ffentlichen Haushalte 1962 in verstirktem MaBe auf
fremde Mittel zuriickgreifen mufiten und der Anstieg ihrer Kassenbestinde insgesamt sich im
Vergleich zu den beiden Vorjahren wesentlich verlangsamte, ja in wichtigen Haushalten sogar von
einem Riickgang abgeldst wurde.

Firr den Wandel war vor allem die Entwicklung der zentralen Haushalte, nimlich des Bundes,
der Linder, des Lastenausgleichsfonds und des ERP-Sondervermdgens, entscheidend. Zusammen-
genommen hatten diese Haushalte im Jahre 1962 Defizite im Betrag von tiber 1,6 Mrd DM zu
verzeichnen im Gegensatz zu Uberschiissen in Hohe von fast 1,8 Mrd DM im vorangegangenen
Jahr. Vor allem beim Bund und bei den Lindern hat sich das AbschluBergebnis stark verschlech-
tert. Der Bund schlof mit einem betrichtlichen Defizit — rd. 1540 Mio DM — ab, nachdem er
1961 einen Uberschuf von rd. 320 Mio DM erzielt hatte. Demgegeniiber wiesen die Linder zwar
auch im Jahre 1962 noch Kasseniiberschiisse auf; mit 190 Mio DM (gegen 1730 Mio DM in 1961
und 1540 Mio DM in 1960) waren diese jedoch nur noch gering. In den anderen Haushalten war
die Verinderung weniger ausgepriigt; bei den Gemeinden hielten sich die Fehlbetrige — nach
den vorliegenden Teilangaben — etwa in der GréBenordnung des Vorjahres, wihrend die Uber-
schiisse der Sozialversicherungstriger (einschl. der Arbeitslosenversicherung) abnahmen. Von Be-

*) Die folgenden Angaben sind methodisch enger abgegrenzt als die Ausfihrungen, die sich im vorhergehenden Abschnitt 1l .Die Geld-
und Kreditentwicklung” auf den &ffentlichen Bereich beziehen. Wiahrend die letzteren meist simtliche &ffentliche Stellen betreffen, zu denen
neben den 6ffentlichen Haushalten auch die Sondervermdgen Bundesbahn und Bundespost, die &ffentlichen Unternehmen ohne eigene Rechts-
persénlichkeit und andere inlindische und auslindische &ffentliche Stellen gehdren, wird hier nur iiber die 5ffentlichen Haushalte i. e. S. — also
iiber den Bund, die Linder, den Lastenausgleichsfonds, das ERP-Sondervermdgen, die Gemeinden und die Sozialversicherungen — berichtet.
Dies hat zur Folge, da8 vor allem die Angaben iiber die &ffentlichen Bankguthaben und die Ausleihungen der Kreditinstitute an &fentliche
Stellen in den beiden Berichtsabschnitten teilweise recht betrichtlich voneinander abweichen.
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Tab. 1: Kassenmiiflige Entwicklung der 5ffentlicien Haushalte

in Mio DM
1961 196215)
959 1960 T ) A L
1 i Gesamt \ 1. Hj. 2. Hj. Gesamt 1. Hj. 2.Hj.
Kassenitberschuf (+) bzw.
-defizit (—)

1) Zentrale Haushalte!) —~ 5352 | — 46| + 1794 | + 3158 | — 1364 | — 1631 | -+ 2235 | — 3866
Bund?) — 4848 | — 1358 | - 324 | - 1845 | — 1521 | — 1543 | + 437 | — 1980
Lastenausgleichsfonds?) — 560 — 140 | — 165 | — 44 — 121 | — 352 | — 93 ' — 259
ERP-Sondervermdgen — 56 | — 91 | — 95| 4 115, — 210 | 4+ 74! 4 234 — 160
Lander + 112 + 1543 + 1730 | + 1242 | + 488 -+ 190 | -+~ 1657 — 1467

2) Sonstige Haushalte + 638 | + 1105 | + 450 | 4+ 785 | — 335 | — 20 | — 310 { + 290
Gemeinden — 410 | — 270 - 750 | — 100 | — 650 | — 800 | — 140 | — 660
Sozialversicherungen + 1048 | + 1375 | 4 1200 | + 885 | + 315 | + 780 | — 170 | 4 950

3) Summe 1 und 2 — 4714 | 4 1059 + 2244 ‘ + 3943 | — 1699 — 1651 + 1925 — 3576

Finanzierung ‘

Zunahme (+), Abnahme (—) der :

|
I. Kassenreserven

1) Zentrale Haushalte — 2796 | + 1091 | -+ 1160 | + 2990 — 1830 [ — 242 - 1884 | — 2126
Bund — 3246 | — 205 | + 78 | + 1658 0 — 1580 | — 75 | + 28 | — 103
Lastenausgleichsfonds + 63 | + 17 |+ 17 | 4+ 121 — 104 | — 84 | + 202 — 286
ERP-Sondervermdgen — 56 | — 91 | — 9§ | 4+ 115 | — 210 | + 74 | + 234 | — 160
Lénder 4+ 443 | 4+ 1370 { 4+ 1160 | + 1096 | + 64 | — 157 | + 1420 | — 1577

2) Sonstige Haushalte + 1888 | + 2495 | + 2050 | + 1325 4+ 725! 4+ 2070 | -+ 630 | + 1440
Gemeinden + 840 | 4 11201 + 850 | + 440 j + 410 | 4 1290 | + 800 | 4 490
Sozialversicherungen + 1048 | 4 1375 | + 1200 | + 885 | + 315§ 4+ 780 | — 150 | 4+ 950

3) Summe I (1 und 2) — 908 | + 3586 | 4 3210 | + 4315 . — 1105 | + 1828 | + 2514 | — 686

1I. Kreditmarktverschuldung :

1) Zentrale Haushalte + 2472 | 4 1045 | — 728 | — 210 | — 518 | + 1285 | — 401 | + 1686
Bund + 1512 | + 1041 —_ 348 — 214 - 134 + 1389 — 414 + 1803
Lastenausgleichsfonds 4+ 629 | + 177 | + 190 | + 150 | + 40 | + 243 | + 250 | — 7
Lander 4+ 331 | — 173 | — 570 | — 146 | — 424 | — 347 | —~ 237 | — 110

2) Gemeinden 4+ 1250 | + 1390 | + 1600 | 4 540 | - 1060 { -+ 2090 | 4+ 940 | + 1150

3) Summe II (1 und 2) + 3722 | + 2435 | + 872 | 4+ 330 | + 542 | 4 3375 + 539 | 4 2836

11, Miinzgutschriften an den Bund 84 92 94 42 52 104 50 54

Gesamt (1./.11 /. 1II) — 4714 | + 1059 | -+ 2244 | + 3943 I — 1699 { — 1651 ‘ + 1925 l — 3576

1) Die Kasseniiberschiisse bzw. -defizite des Bundes und des Lastenausgleichsfonds wurden als Saldo der Ein. und Auszahlungen auf die bzw.
von den bei der Bundesbank unterhaltenen Konten dieser Haushalte ermittelt. Von den AbschluBergebnissen der amtlichen Finanzstatistik
weichen diese Uberschiisse und Defizite vor allem deshalo ab, weil die ihnen zugrunde liegenden Zahlungen nicht im Zeitpunkt ihrer
haushaltsmiigen Verbuchung, sondern im Zeitpunkt des effektiven Ein- und Ausgangs erfaBt werden und weil aus den Eingingen die
Schuldaufnahmen bzw. aus den Ausgiingen die Aufwendungen fiir die Schuldentilgung (einschlieBlich des Riickkaufs von Schuldverschrei-
bungen) ausgeschaltet wurden. Die Kassenabschliisse des ERP-Sondervermégens, der Linder, der Gemeinden und der Sozialversicherungen
wurden in methodisch gleicher Weise mit Hilfe der Statistiken iiber die Haushaltseinnahmen und -ausgaben, die Verschuldung und die Ver-
mogensanlagen dieser Haushalte geschitzt. — 2) Die Kasseniberschiisse bzw, -defizite sowohl des Bundes als auch des Lastenausgleichs-
fonds entsprechen im einzelnen nicht genau der Verinderung von Kassenreserven und Verschuldung, weil zwischen diesen beiden Haus-
halten gewisse schwebende Verrechnungen bestehen. — ts) Zum Teil geschitzt,

deutung hierfiir war vor allem, daf8 die Einnahmen der Arbeitslosenversicherung infolge der zeit-
weisen Beitragsaussetzung und der Senkung des Beitragssatzes, anders als in den Vorjahren, nicht
mehr hher waren als die Ausgaben. Gleichzeitig haben die Versicherungstriiger einen grofieren
Teil ihrer Rechnungsiiberschiisse als 1961 langfristig fiir Zwecke der Investitionsfinanzierung aus-
gelichen; die nach Abzug dieser Anlagen verbliebenen Kasseniiberschiisse gingen daher um gut
0,4 Mrd DM zuriick. Fiir die ffentlichen Haushalte insgesamt stellte sich im vergangenen Jahr
der Fehlbetrag auf iiber 1,6 Mrd DM; im Vergleich zu dem im Vorjahr erzielten Uberschuf von
reichlich 2,2 Mrd DM hat sich der Kassenabschluf um rd. 3,9 Mrd DM verschlechtert.

Die Verschlechterung in der kassenmiBigen Entwicklung des Jahres 1962 war dadurch bedingt,
daB sich die Expansion der Ausgaben bei verlangsamtem Wachstum der Einnahmen verstirkte.
Zum Teil hing das damit zusammen, daB umfangreiche, schon in fritheren Jahren eingeleitete In-
vestitionsprogramme erst im Jahre 1962 voll zum Zuge kamen. Symptomatisch hierfiir ist, daf
die Investitionsausgaben der Gemeinden um mehr als 20 vH und die Bauausgaben des Bundes
(ohne Verteidigungsbau) um rd. 35 vH iiber den Stand von 1961 hinausgingen. Die gesamten
Aufwendungen der Gebietskorperschaften fiir Sachinvestitionen iibertrafen ihren Vorjahresstand
um rd. 2,2 Mrd DM oder rd. 19 vH. Auch die Aufwendungen, die von den 6ffentlichen Haushal-
ten (einschl. der Sozialversicherungen) fiir die Férderung der privaten Investitionstitigkeit (im

65

Verstirkter Ansticg
der Ausgaben -



... bei verlangsamtem
Wachstum der Einnahmen

Aussichten fiir das

laufende Jahr

Starke Zunahme der
Verschuldung

Wohnungsbau, in der Landwirtschaft u. dgl.) getitigt wurden, sind im vergangenen Jahr stark ge-
wachsen, nidmlich um rd. 16 vH. EinschlieBlich dieser Aufwendungen erreichten die gesamten von
den offentlichen Haushalten direkt und indirekt fiir Investitionszwecke verausgabten Mittel
einen Betrag von rd. 26 Mrd DM, der um rd. 3,9 Mrd DM héher war als im Jahr 1961, in dem
ihre Zunahme gegeniiber dem Vorjahr (um rd. 2,5 Mrd DM) bereits schr betrichtlich gewesen
war. Gleichzeitig hat sich — bei allerdings unterschiedlicher Entwicklung im einzelnen — der An-
stieg der laufenden Ausgaben beschleunigt. Auffallend stark war dies bei den Verteidigungsaus-
gaben der Fall; mit insgesamt rd. 16,8 Mrd DM gingen die Aufwendungen fiir die eigenen Streit-
krifte um etwa 4,4 Mrd DM oder 35 vH iiber den Stand des Vorjahres (gegen 13 vH in 1961)
hinaus. Die Mehrausgaben waren zu einem erheblichen Teil durch wachsende Anzahlungen auf
im Ausland bestellte Riistungsgiiter bedingt, aber auch die Zunahme der , inneren” Verteidi-
gungskosten war mit etwa 3,3 Mrd DM oder 32 vH sehr beachtlich. DaB sich die Ausgabesteige-
rung in anderen Bereichen, namentlich bei den Personalausgaben, etwas abschwichte, hat die
starke Expansion bei den gesamten laufenden Ausgaben nicht aufhalten kdnnen. Die gesamten
Ausgaben der 5ffentlichen Haushalte (laufende Ausgaben plus Investitionsaufwendungen) sind
im vergangenen Jahr um reichlich 16 Mrd DM, d. s. gut 13 vH, gewachsen.

Der Anstieg der Einnahmen hat, wie schon erwihnt, mit dem der Ausgaben nicht Schritt gehal-
ten. Bei den Steuereinnahmen der Gebietskdrperschaften und des Lastenausgleichsfonds ging die
jihrliche Zuwachsrate zwar erneut iiber die des Sozialprodukts hinaus, doch schwichte sie sich
merklich ab — von fast 15 vH in 1961 auf rd. 10 vH in 1962; dem absoluten Betrage nach wa-
ren die Mehreinnahmen mit rd. 7,85 Mrd DM um 2,2 Mrd DM niedriger als 1961. EinschlieBlich
der Mehreinnahmen aus den Sozialversicherungsbeitrigen ~— letztere stiegen um fast 3 Mrd DM
auf reichlich 321/2 Mrd DM — und aus den sonstigen ordentlichen Einnahmen waren die ordent-
lichen Deckungsmittel der 8ffentlichen Haushalte, global betrachtet, um reichlich 12 Mrd DM hs-
her als im Vorjahr. Die Mehreinnahmen blieben somit erheblich hinter den Ausgabesteigerungen
zuriick mit der Folge, daf8 die Kasseniiberschiisse verschwanden und die Haushalte auf zusétzliche
Finanzierungsmittel angewiesen waren.

Im laufenden Jahr diirfte sich — den Haushaltsplanungen zufolge — die Schere, die sich 1962
in der Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben aufgetan hat, weiter 6ffnen und damit der
Umfang der Kassendefizite gréfier werden. So ist auf der einen Seite mit einer weiteren Abschwi-
chung in der Zunahme der Einnahmen zu rechnen. Die Steuermehreinnahmen, die im Vergleich
zum Vorjahr zu erwarten sind, werden auf 5,5 Mrd DM oder 6,4 vH geschiitzt gegen 7,85 Mrd DM
oder 10 vH, die im vergangenen Jahr im Vergleich zu 1961 tatsichlich eingegangen sind. Ande-
rerseits sind die in den Haushaltsplinen vorgesehenen Ausgabesteigerungen weit hdher veran-
schlagt als die zu erwartenden Mchreinnahmen. Im ersten Quartal waren zwar in den Sffentlichen
Haushalten noch Uberschiisse zu verzeichnen, die allein bei den zentralen Haushalten rd. 1,7 Mrd
DM betrugen. Fiir die Entwicklung im gesamten Jahr besagt dies indessen nur wenig. Der Bund,
dessen Haushaltsplan noch nicht beschlossen war, hielt sich in seiner Ausgabegebarung stark zu-
riick, und der Lastenausgleichsfonds paBte seine Ausgaben fiirs erste dem riickldufigen Trend sei-
ner Einnahmen an. Auch die Linder, deren Etats noch nicht simtlich verabschiedet sind, schei-
nen im ersten Quartal, mehr noch als in den Vorjahren, ihre Ausgaben vergleichsweise niedrig
gehalten zu haben.

2. Entwicklung von Verschuldung und Kassenmitteln

Die Verschuldung der &ffentlichen Haushalte ist im letzten Jahr um fast 3,4 Mrd DM auf 23,3
Mrd DM?") gestiegen, wihrend die Zunahme im Jahre 1961 nur knapp 0,9 Mrd DM betragen
hatte®); auch im Vergleich mit allen fritheren Jahren (ausgenommen 1959) war der Anstieg im

1) Nur inlindische Neuverschuldung seit der Wihrungsreform, beim Bund ohne die von der Bundesbank gewihrten Sonderkredite zur Fr-
fiillung seiner Verpflichtungen gegeniiter internationalen Einrichtungen und ohne die im Jahre 1961 begebene Entwicklungshilfe-Anleihe.

2) Unter Einbeziehung der Bundesbahn und der Bundespost errechnet sich fiir 1962 ein Anstieg der 3ffentlichen Verschuldung um rd. 6,3 Mrd
DM gegen 1d. 2,9 Mrd DM in 1961.

66



Jahre 1962 besonders ausgeprigt. Von Bedeutung hierfiir war vor allem, daB der Bund fremde
Mittel im Betrag von nahezu 1,4 Mrd DM in Anspruch nahm, nachdem er im Jahr zuvor seine Ver-
schuldung um etwa 350 Mio DM abgebaut hatte. Die Verschuldung der Linder ist zwar per Saldo
weiter gesunken, jedoch nicht mehr so stark wie im Jahre 1961, da bei der gegebenen Laufzeit-
struktur der Verschuldung die Mdglichkeiten fiir Tilgungen begrenzt waren. SchlieBlich ist die
Verschuldung des Lastenausgleichsfonds stiirker als 1961 gestiegen. Fiir die zentralen Haushalte
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1) Ohne Sonderkredite fir Einzahlungen an Internationale Einrichtungen,ohne Entwicklungs-

hilfe -Anleihe,-2) Ohne Entwickiungshilfe- Anleihe.
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insgesamt ergibt sich ein Zu-
wachsumrd. 1,3 Mrd DM. Dies
war zwar nicht so viel wie im
Jahre 1959, als er fast 2,5 Mrd
DM betragen hatte, aber er-
heblich mehr als in allen an-
deren Vorjahren. Besonders
deutlich ist der Wandel im
Vergleich zu 1961, in dem die
zentralen Haushalte reichlich
0,7 Mrd DM mehr fiir die
Schuldentilgung aufgewendet
hatten, als von ihnen brutto
an den Kreditmirkten in An-
spruch genommen worden
war.

Im Gegensatz zu den star-
ken Schwankungen im Schul-
denstand der zentralen Haus-
halte ist die Entwicklung der
kommunalen Verschuldung in
den vergangenen Jahren im all-
gemeinen kontinuierlich ver-
laufen, wobei sich ihr Wachs-
tum allerdings von Jahr zu
Jahr verstirkt hat. Im Jahre
1962 war der Anstieg mit
iiber 2 Mrd DM erneut gréfier
als im Vorjahr (1,6 Mrd DM).
Die Neuverschuldung der Ge-
meinden erreichte Ende 1962
einen Stand von iiber 14 Mrd
DM, womit sie die Kredit-
marktverschuldung des Bundes
(rd. 3,6 Mrd DM), der Linder
(rd. 3,4 Mrd DM) und des
Lastenausgleichsfonds (rd. 1,9
Mrd DM) zusammengenon-
men erheblich iibertraf. Dabei
ist jedoch zu beriicksichtigen,
daB der Umfang, in dem die
Gemeinden auf Kreditmirkte
zuriickgriffen, seit eh und je
hdher war als der durch ordent-
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liche Einnahmen nicht gedeckte Teil ihrer Investitionsausgaben; das hatte zur Folge, daf die
Gemeinden in ihrer Gesamtheit gleichzeitig ihre Geldbestinde wesentlich anreichern konnten.
Diese seit Jahren zu beobachtende Entwicklung hingt vor allem mit der grofien Zahl der kom-
munalen Haushalte in der Bundesrepublik (rd. 25 000 Einzelhaushalte) zusammen, deren
finanzielle Situation sehr unterschiedlich ist. Es kommt hinzu, daf gerade im kommunalen Be-
reich fremde Mittel hiufig schon unmittelbar nach der Beschlufifassung iiber neue Investitions-
vorhaben in Anspruch genommen werden, aber erst spiter mit der Durchfithrung dieser Vor-
haben abfliefilen. Obwohl die effektiven Investitionsaufwendungen der Gemeinden im vergange-
nen Jahr aufergewdhnlich stark gestiegen sind, hat sich offenbar der ,Uberhang” an nicht
fertiggestellten Investitionsprojekten und damit auch an unverausgabten Kreditmitteln weiter
vergroBert.

Da sich die einzelnen Sffentlichen Haushalte in unterschiedlicher Form verschulden — die zen-
tralen Haushalte weitgehend durch Ausgabe von Schuldtiteln sowie zeitweise durch Riickgriff auf
Buchkredite der Bundesbank, die Gemeinden hauptsichlich durch die Inanspruchnahme von Di-
rektkrediten bei Banken —, kam es im Jahre 1962, in dem die zentralen Haushalte im Gegensatz
zum Vorjahr per Saldo wieder Kredite aufnahmen, zu einer gréfieren Variation in den Schuldarten.
So haben die 6ffentlichen Haushalte im Jahre 1962 per Saldo mit insgesamt rd. 800 Mio DM (gegen
nur rd. 100 Mio DM in 1961) auf den Wertpapiermarkt zuriickgegriffen. Der Umlauf an Anlei-
hen hat sich dabei um 888 Mio DM erhsht, der an Kassenobligationen um 87 Mio DM vermin-
dert. Die Zunahme gegeniiber dem Vorjahr war in erster Linie durch die seit Mitte 1962 recht
umfangreichen Emissionen des Bundes bedingt. Daf8 es sich hierbei nicht um eine voriibergehende
Entwicklung handelte, geht daraus hervor, daf im ersten Quartal 1963 Anleihen und Kassen-
obligationen des Bundes und des Lastenausgleichsfonds im Betrag von weiteren rd. 725 Mio
DM begeben wurden. Auch bei der Geldmarktverschuldung (unverzinsliche Schatzanweisungen
des Bundes und Steuergutscheine der Linder) hat sich jedenfalls im spiteren Verlauf des Jahres
1962 ein Tendenzwandel ergeben. Nachdem sie im Jahre 1961 um iiber 600 Mio DM und im er-
sten Halbjahr 1962 um weitere rd. 240 Mio DM gesunken war, ist sie gegen Ende des letzten
Jahres durch die Ausgabe von unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes (erstmals seit Ende
1960) wieder gestiegen. Die — in der Regel langfristigen — Ausleihungen der Kreditinstitute an
die 6ffentlichen Haushalte, namentlich an die Gemeinden, waren im vergangenen Jahr mit rd. 1,5
Mrd DM wiederum héher als im Vorjahr, trotzdem entfiel auf sie doch nur knapp die Hilfte des
gesamten Verschuldungszugangs, wihrend sie 1961, bei gleichzeitigem Abbau der Geldmarkt-
verschuldung, sogar stirker gestiegen waren als die Sffentliche Verschuldung insgesamt, Be-
merkenswert ist ferner, daff die Buchkredite der Bundesbank erstmals seit dem Jahre 1950 einen
groferen Umfang erreicht haben.

Trotz der im Vergleich zu den Vorjahren gréfieren Differenzierung in der Form der Schuldauf-
nahme hat sich die Zusammensetzung des Schuldenstandes nicht nennenswert verindert. Auf
Direktausleihungen der Banken entfiel auch Ende 1962 noch immer der iiberwiegende Teil der
Gesamtverschuldung, wenn er mit rd. 59 vH auch etwas geringer war als Ende 1961 (61 vH).
Der Anteil der festverzinslichen Wertpapiere war mit knapp 23 vH etwa ebenso hoch wie am
SchluB der vorangegangenen drei Jahre; im Vergleich zu auslindischen Staaten blieb er damit
sehr gering. Gleiches gilt fiir die sog. .schwebende® Schuld (Buchkredite und Geldmarkttitel),
deren Anteil sich im letzten Jahre allerdings leicht — von 3,5 vH auf 5,5 vH — erhsht hat.

Die Kassenreserven der dffentlichen Haushalte, die vor allem in Guthaben bei Banken be-
stehen, sind im vergangenen Jahr weiter gestiegen, jedoch blieb ihre Zunahme mit rd.
1,8 Mrd DM ganz erheblich hinter der der beiden Vorjahre (rd. 3,2 Mrd DM in 1961 und
rd. 3,6 Mrd DM in 1960) zuriick. Auch hierbei spielte die Entwicklung der zentralen Haushalte
die entscheidende Rolle. Die Kassenbestinde dieser Haushalte sind nimlich um 240 Mio DM
gesunken, nachdem sie im Jahre 1961 um 1 160 Mio DM gestiegen waren. Der Bund und seine
Sondervermdgen, die schon Ende 1960 nur iiber relativ geringfiigige fliissige Mittel verfiigt
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hatten, waren hieran kaum beteiligt; aber die Linder haben ihre in den vorangegangenen vier
Jahren betrichtlich gestiegenen Reserven erstmals, wenn auch nur geringfiigig, vermindert, da
die Schuldentilgungen iiber den Betrag ihrer Uberschiisse hinausgingen. Immerhin besaflen die
Lander Ende 1962 noch Kassenreserven im Betrag von schitzungsweise 4,25 Mrd DM.
Andererseits haben die Gemeinden in ihrer Gesamtheit, wie schon dargelegt, ihre Geldbestinde
stark angereichert. Nach den vorliegenden Angaben kann angenommen werden, dafl sie bei
Kassendefiziten im Betrage von rd. 0,8 Mrd DM und Schuldaufnahmen von rd. 2,1 Mrd DM
ihre Reserven um etwa 1,3 Mrd DM erh&ht haben. Relativ grofi war auch die Zunahme der bei
den Banken angelegten liquiden Mittel der Sozialversicherungen, wenn sie auch wesentlich ge-
ringer blieb als in den Vorjahren, was einmal mit der schon erwihnten Verminderung der Rech-
nungsiiberschiisse, zum anderen mit dem Anstieg der langfristigen Ausleihungen — in der Form
von Darlehns- und Hypothekengewihrungen sowie in Wertpapieranlagen — zusammenhing.

Die verstirkte Kreditaufnahme der dffentlichen Haushalte ging Hand in Hand mit Verschie-
bungen in der Gliubigerstruktur der Verschuldung, ebenso wie der verlangsamte Anstieg der
Geldbestinde von Veridnderungen in deren Anlage begleitet war. Hierauf wird im folgenden ein-
gegangen, und zwar vor allem soweit sich dies im Status der Bundesbank und der Kreditinstitute

- niedergeschlagen hat.

Die Nettokassenposition der dffentlichen Haushalte gegeniiber der Bundesbank (Saldo aus
der Verdnderung von Guthaben und Verschuldung) hat sich im vergangenen Jahr um fast 1,2 Mrd
DM verschlechtert, nachdem sie sich im Vorjahr um rd. 0,7 Mrd DM und im Jahre 1960 sogar
um rd. 2,2 Mrd DM verbessert hatte, Unter Einbeziechung der Miinzgutschriften zugunsten des Bun-
des, die zwar vom Bund zu den ordentlichen Einnahmen gerechnet werden, jedoch ebenso wie
Buchkredite aus Geldschépfung stammen, haben die &ffentlichen Haushalte im vergangenen
Jahr Mittel in Héhe von rd. 1280 Mio DM von der Bundesbank abgezogen. Die von ihnen bei
der Bundesbank eingelegten (bzw. in Mobilisierungstiteln angelegten) Mittel sind um insgesamt
rd. 600 Mio DM zuriickgegangen. Dabei wurden die Anlagen der Sozialversicherungstriger in
Mobilisierungstiteln stark vermindert, wihrend die Guthaben der zentralen Haushalte kaum ge-
sunken sind. Gleichzeitig hat die Verschuldung der 3ffentlichen Haushalte bei der Bundesbank
durch Riickgriff auf Buchkredite von 163 Mio DM Ende Dezember 1961 auf 739 Mio DM Ende
Dezember 1962, also um 576 Mio DM, zugenommen. Der Stand dieser Kredite ist freilich am Jah-
resende im Zusammenhang mit den AbschluBzahlungen hiufig besonders hoch, jedoch war auch im
Verlauf des Jahres 1962 die Inanspruchnahme von Buchkrediten erheblich gréfer als im Vorjahr.
Der Bund hat jedenfalls an 73 Tagen des Jahres 1962 (also im Durchschnitt fast an jedem dritten
Banktag) auf solche Kredite zuriickgegriffen, wihrend er im Jahre 1961 nur an 9 Tagen Buchkre-
dite bendtigte. Die sonstigen Verpflichtungen des Bundes gegeniiber der Bundesbank sind in die-
sem Zusammenhang nicht beriicksichtigt worden, da sie mit der Finanzierung der eigentlichen
Kassentransaktionen nicht in Verbindung stehen. Es sei jedoch erwihnt, daB sie nach dem sehr star-
ken Anstieg in 1961 im letzten Jahr zuriickgegangen sind. Dies gilt vor allem fiir die Sonderkre-
dite zur Erfiilllung der Verpflichtungen des Bundes gegeniiber internationalen Einrichtungen; nach-
dem diese Kredite im Jahre 1961, namentlich im Zusammenhang mit der Kreditgewahrung des
Internationalen Wihrungsfonds an England, per Saldo um mehr als 1,3 Mrd DM gestiegen waren,
wurden sie im letzten Jahr um 480 Mio DM abgebaut. Auch die im Jahre 1961 anlaflich der Auf-
wertung entstandene Verpflichtung des Bundes gegeniiber der Bundesbank (1265 Mio DM)
wurde 1962 um rd. 75 Mio DM vermindert, wihrend die Forderung, die die Bank aus dem im
Jahre 1961 vorgenommenen Riicdkkauf von Auslandsschulden des Bundes erworben hatte, unver-
indert blieb.

Die &ffentlichen Haushalte insgesamt haben auch im Jahre 1962, ebenso wie in fast allen frithe-
ren Jahren (abgeschen von 1959), mehr Mittel bei den Kreditinstituten — in Form von Gutha-
ben und ,freien” Darlehen — angelegt, als sie auf dem Kreditweg bei den Banken in Anspruch
nahmen. Die Erhéhung der Nettoguthaben war aberim Jahre 1962 mit rd. 600 Mio DM wesentlich
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Tab. 2: Verinderung der Nettokassenposition der Sffentlichen Haushalte

Zunahme (+4), Abnahme (—)

in Mio DM
o 1961 _1962t8)
1959 1960 Gesamt 1 1. Hj. Gesamt ‘ 1. Hj. 2.Hj.
| |
I. Bundesbank : i
1) Einlagen —~ 2797 | + 1230 | 4+ 994 42797 | — 1803 | — 38 i 1924 . — 1962
Bund — 3246 — 205 — $ 4+ 1596 — 1604 + 10 ! + 113 | — 103
Lastenausgleichsfonds + 63 + 17 | — 3.+ 101 — 104 — 67 | 4+ 199 | — 266
ERP-Sondervermdgen — 161 | — 80| — 33 ; 4+ 130 | — 163 | + 76 | + 195 ' — 119
Linder + 535 + 1495 + 1060 . + 986 -+ 74 — 71 + 1420 @ — 1491
Sonstige Haushalte!) o4 12— 22— 16— 6|+ 14| - 3]+ 1
2) Mobilisierungstitel 1 ‘
(Sozialversicherungen) - 4+ 845 | — 264 ‘ + 28 — 292 | — 561  — 465 | — 96
Summe 1 und 2 — 2797 } +2084 | + 730 | + 2825 | —2095 | — s99 | + 1450 | — 2058
Nachrichtlich |
Erlds aus der VeriduBerung von | |
VW-Aktien C o= 0 = ) 313 (+ 976) (= 663)| (= 310) /(= 268),(— 42)
3) Verschuldung + 158 | — 72} — 10 — 173 | + 163 | L 5376 | — 163 ‘ + 739
Bund 4 245 - 72 — 13 — 173 + 160 + 579 | — 160 ‘ -+ 739
Lastenausgleichsfonds — 18 — — — — - i -
Linder - 69 — + 3 — + 3 - 3 — 3 ‘
Nachrichtlich |
Sonderkredite fiir Einzahlungen ‘
an internationale Einrichtungen (+ 5491 (+ 176)|(+ 1322) | (4 544) | (4 778)|(— 480)!{~— 161)'(— 319)
Verschuldung wegen Anderung 1
der Wahrungsparitat = 7« — Y+ 1265) | (+ 1265) | ( — (= 19| {~ 75« -
Verschuldung wegen Forderungs- !
erwerb aus Nachkriegswirt- i
schaftshilfe C =0 =253 (F2598) (= 8)|( =)0 =) =)
4) Saldo (1 + 2./, 3) — 2955 | + 2156 | + 740 | + 2998 | — 2258 | — 1175 | + 1622 — 2797
IL Kreditinstitute i
1) Einlagents)?) 1575 | 1253 | 42172 | 41153 | £ 10190 | 1889 | - 812 i + 1077
a) Zentrale Haushalte — 92| — 125 | + 205 | + 192 { + 13| — 188 | — 821 — 106
b) Sonstige Haushaltel) + 1667 | + 1378 | + 1967 | + 961 | + 1006 | 4+ 2077 | + 894 ; + 1183
2) Freie Darlehen?) + 233 | + 236 | + 441 | + 323 [ + 118 | + 558 | + 263 - 4+ 295
3) Verschuldung 42906 | - 659 | + 920 | + 282 | + 638 | - 1835 | + 454 | + 1381
a) Zentrale Haushalte + 1745 — 315 — 409 — 72 — 337 + 381 — 133 | + 514
b) Gemeinden -+ 1161 + 974 + 1329 4+ 354 + 975 + 1454 + 587 } -+ 867
4) Saldo (1 + 2./, 3) — 1098 | -+ 830 | 41693 | + 1194 | + 499 [ + 612 | + 621 ‘ - 9
i
II. Ausland ‘ i
Verschuldung + 0 4+ s70| — e -+ 60 | — 120| + 170 | + 35 ‘ + 145
IV. Inlindische Nichtbanken 1 ‘
1) Anlage von Kassenmitteln?) + 81 . -+ 13| — 134 ) + 14 — 148 | — 20| — 20 ‘ -
2) Verschuldung - 568 | b 1278 | - 21 | 4+ 161 | — 140 | 4 794 | 4+ 223, + 571
3) Saldo (1./.2) — 487 ' — 1265 | — 155 ‘ — 147 } — 8| - 814 } — 243 | — 571
ts) Z"um Teilgesc}xﬁtzt. — 1).Gcmeinden und Sozialversicherungen (einschl. Arbeitslosenversicherung). -~ 2) Geschitzt sind namentlich die
Betrige fiir die Linder um.:l die Gemeinden. Sie wurden als Differenz aus der Gesamtverinderung der Kassenreserven (vgl. voranstehende
Tab_e]le) und dgr Pos. 1 'dlescr. Tabelle ermittelt; fiir die Sozialversicherungen wurde die Statistik des Bundesministers fiir Arbeit und
Sozialordnung iiber Betricbrmittel und Vermdgensanlagen der Rentenversicherungen und der Arbeitslosenversicherung als Grundlage ver-
wendet. — %) ERP-Sondervermégen und Sozialversicherungen. :

geringer als im Jahre 1961, als sie rd. 1,7 Mrd DM betragen hatte. Die von den o&ffentlichen
Haushalten bei den Banken in Form von Guthaben und . freien” Darlehen unterhaltenen Geldbe-
stinde") sind dabei im Jahre 1962 fast ebenso stark gestiegen wie im Vorjahr. Die zentralen
Haushalte, die im ganzen nur geringe Finlagen bei den Banken unterhalten, griffen im Betrage
von rd. 200 Mio DM hierauf zuriick, wihrend die Gemeinden und Sozialversicherungen zusam-

1) Nicht beriicksichtigt sind die hoben von den Kreditinstituten bei 6ffentlichen Stellen aufgenommenen zweckgebundenen Darlehen, die von
den Banken im Auftrag der offentlichen Geldgeber fiir bestimmte Investitionszwecke weitergeleitet werden. Hierbei handelt es sich um einen
Teil der oben (vgl. S. 66) erwihnten Investitionsausgaben der Sffentlichen Haushalte und nicht um freie Geldbestinde.
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mengenommen ihre Guthaben und ,freien” Darlehen noch etwas stiirker erhdhten als 1961. Ent-
scheidend fiir den geringeren Anstieg der Nettoanlagen war die im Vergleich zum Vorjahr weit
hohere Kreditgewdhrung der Banken an die 8ffentlichen Haushalte. Sie betrug insgesamt rd. 1,8
Mrd DM, womit sie doppelt so grof war wie 1961. Der iiberwiegende Teil hiervon (1,5 Mrd DM)
entfiel auf Direktkredite; sie wurden, wie schon erwihnt, in erster Linie von den kommunalen
Haushalten in Anspruch genommen. Der Bestand der Banken an Geldmarkttiteln (ohne Mobili-
sierungstitel) hat um 263 Mio DM zugenommen; hierbei handelt es sich weitgehend um die vom
Bund im letzten Quartal von 1962 begebenen U-Schitze, wihrend sich die im ersten Halbjahr ge-
tilgten Titel iiberwiegend auBerhalb der Banken befunden hatten. Die Bankbestinde an Geld-
markttiteln sind also im vergangenen Jahr gestiegen, obwohl der Umlauf — bei unterschiedlicher
Entwidklung wihrend des Jahres — Ende Dezember 1962 kaum hdher war als ein Jahr zuvor. Bei
den von den offentlichen Haushalten begebenen Kassenobligationen, die fast ausschliefilich bei
Banken placiert sind, haben die Bestinde um 107 Mio DM, d. h. noch etwas stirker abgenommen
als der Umlauf, der um 87 Mio DM sank. Relativ gering war die Beteiligung der Banken an der
Unterbringung der neuen &ffentlichen Anleihen; jedenfalls sind — bei einer Erhthung des Um-
laufs um nahezu 900 Mio DM — die Bestinde der Banken an solchen Titeln nur um rd. 180
Mio DM gewachsen. Insgesamt finanzierten die Kreditinstitute mit dem oben genannten Betrag
von rd. 1,8 Mrd DM reichlich die Hilfte der gesamten Verschuldungszunahme im vergangenen
Jahr. Die Kreditgewihrung der Banken blieb aber, wic erwihnt, hinter der Zunahme der von den
Sffentlichen Haushalten bei den Kreditinstituten eingelegten Gelder zuriick, so daB, global gess-
hen, den Banken im Vetkehr mit den éffentlichen Haushalten mehr Mittel zugeflossen sind als
von ihnen abgezogen wurden. Bei den einzelnen Haushalten waren freilich die Bezichungen zu
den Kreditinstituten sehr unterschiedlich. Wihrend der Bund, der Lastenausgleichsfonds und auch
viele Gemeinden per Saldo auf die Banken zuriickgriffen, haben die Banken im Kredit- und Ein-
lagengeschift mit anderen Gemeinden, vor allem aber mit den Sozialversicherungen, zusitzliche
Mittel erhalten. Dafl dabei auch die Situation bei den einzelnen Bankengruppen und mehr noch
bei den einzelnen Banken stark voneinander abwich, versteht sich von selbst.

Die von den Sffentlichen Haushalten — in erster Linie vom Bund — im letzten Jahr begebe-
nen Anleihen sind zum Teil bei auslindischen Stellen placiert worden. Insgesamt betrugen die
Nettokiufe des Auslands 1962 schitzungsweise 170 Mio DM, d. i. ein gutes Fiinftel der Zunahme
des Gesamtumlaufs an festverzinslichen Titeln. Das war zwar erheblich weniger als im Jahre
1960, in dem auslindische Stellen per Saldo rd. 570 Mio DM an 6ffentlichen Anleihen und Geld-
marktpapieren (ohne die von der Bundesbahn und Bundespost emittierten Titel) erworben hatten,
aber im Vergleich zu 1961, als die Verkiufe leicht tiberwogen hatten, stellt dies doch einen Ten-
denzwandel dar.

Bemerkenswert an der letztjihrigen Entwicklung der 6ffentlichen Verschuldung war ferner, daf
inlindische Stellen auflerhalb des Bankensystems — in erster Linie Kapitalsammelstellen und
Privatpersonen — wieder stirker an der Kreditgewiihrung an die &ffentlichen Haushalte beteiligt
waren, nachdem sie im Vorjahr hierzu praktisch nicht beigetragen hatten. Insoweit hat sich die
Placierung der dffentlichen Verschuldung verbessert, wenn auch die Kreditgewdhrung dieser Stel-
len — durch Gewihrung von Schuldscheindarlehen und Erwerb von Schuldverschreibungen — mit
rd. 800 Mio DM oder etwa einem Viertel des gesamten Verschuldungszugangs verhiltnismifig
gering blieb. Der hohe Anteil des Jahres 1960, in dem etwa die Halfte der von den Gffentlichen
Stellen zusitzlich aufgenommenen Kredite von Stellen auBerhalb des Bankensystems zur Verfi-
gung gestellt worden war, ist also bei weitem nicht wieder erreicht worden; auch im Vergleich zu
wichtigen auslindischen Staaten ist die Glaubigerstruktur der 6ffentlichen Verschuldung in der
Bundesrepublik wenig ausgewogen. Von der gesamten Ende 1962 ausstehenden Verschuldung der
Sffentlichen Haushalte in Héhe von 23,3 Mrd DM entfielen nahezu 17 Mrd DM oder 72 vH auf
Kreditgewihrungen des Bankensystems (einschl. Bundesbank), dagegen (nach Abzug der im Aus-
land untergebrachten Schuldtitel) nur rd. 5,6 Mrd DM oder 24 vH auf inlindische Nichtbanken.
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Anhaltender Arbeits-
kriftemangel

Ein langfristiges Problem

V. Die konjunkturelle Entwicklung

Im ZuBeren Erscheinungsbild des Wirtschaftsablaufs im Jahre 1962 und in den ersten Monaten
des laufenden Jahres iiberwogen weiterhin die Symptome einer Hochkonjunktur. Die verfiigbaren
Produktionsfaktoren waren in hohem Mafe ausgelastet. Die Nachfrage nach Arbeitskriften
konnte nicht annihernd befriedigt werden, wenngleich sich die Anspannung auf dem Arbeits-
markt Ende 1962 und Anfang 1963 eher etwas verminderte. Die inlindische Produktion dehnte
sich erneut aus, wenn auch weniger als in den Vorjahren; sie war jedoch weiterhin nicht grof
genug, um die inldndische Nachfrage ganz zu decken. Der Importsog war daher weiter beachtlich,
was sich darin ausdriickt, daf die Einfuhr betrachtlich stirker stieg als die Ausfuhr und zu einer
Verminderung des Ausfuhriiberschusses fiihrte. Auf den inldndischen Mirkten ist vielfach den-
noch kein Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage erreicht worden; die Lage hat sich aber
weiter differenziert. In den Bereichen, deren Nachfrage in erster Linie von marktmiBigen Fakto-
ren bestimmt wird, so namentlich in der Industrie, wurde eine beachtliche Anniherung an ein
neues Marktgleichgewicht erzielt; die Preise sind hier trotz erheblicher Kostenerhdhungen nur
relativ wenig gestiegen. In anderen Sektoren, wie vor allem auf dem Baumarkt, hatte dagegen im
Jahre 1962 die Nachfrage weiterhin eindeutig das Ubergewicht, was zur Folge hatte, daf sich
auch auf dem Arbeitsmarkt keine nennenswerte Entspannung durchzusetzen vermochte.

1, Arbeitsmarkt und Beschiftigung

Die Grundverfassung des Arbeitsmarktes war im Jahre 1962 und in den ersten Monaten von
1963 ebenso wie schon in den beiden Vorjahren durch einen hohen unbefriedigten Arbeitskrifte-
bedarf gekennzeichnet. In den statistischen Daten kommt dies vor allem darin zum Ausdrudk,
da8 im Durchschnitt des Jahres 1962 die Zahl der bei den Arbeitsimtern registrierten offenen
Stellen mit rd. 550000 noch um 13000 hdher, die Zahl der Arbeitslosen dagegen mit rd.
140000 um rd. 26 000 niedriger als im Jahre 1961 war; die Zahl der offenen Stellen war damit
1962 fast viermal so groB wie die der Arbeitslosen. Vom Herbst 1962 ab lassen die verfigbaren
Angaben allerdings eine leichte Verminderung der Spannungen auf dem Arbeitsmarkt erkennen.
Die Zahl der offenen Stellen liegt seither etwas unter dem entsprechenden Vorjahrsstand. Seit
Dezember 1962 iibertrifft auch die Zahl der Arbeitslosen den Stand vom gleichen Vorjahrsmonat,
doch handelt es sich hierbei wohl mehr um eine Folge von witterungsbedingten Arbeitsein-
schrinkungen als um konjunkturelle Einfliisse. Ende Mirz 1963, dem letzten Zeitpunkt, fiir den
bei Abschluf dieses Berichts Zahlen vorlagen, war die Arbeitslosenziffer mit 204 000 nur noch
um 14000 héher als ein Jahr zuvor, und mit fortschreitender Uberwindung der durch den Winter
bedingten Produktionseinschrinkungen diirfte der niedrige Stand des Vorjahres wieder erreicht
werden. Dafiir, daB die Spannungen am Arbeitsmarkt etwas nachgelassen haben, spricht jedoch,
daf die Unternehmen selbst die Behinderung der Produktionstitigkeit durch Arbeitskrifte-
mangel in letzter Zeit nicht mehr als so schwerwiegend wie vordem bezeichneten.

Wenn es bisher — trotz einer Abschwichung der Konjunktur in wichtigen Bereichen — noch
zu keiner durchgreifenden Entspannung der Lage auf dem Arbeitsmarkt kam, so hiingt das mit
dem anhaltenden Arbeitskriftebedarf in den expansiven Branchen und auBerdem mit langfristig
wirksamen Verinderungen in der Entwicklung der wichtigsten Komponenten des Angebots an
Arbeitskriften zusammen. Seit 1961 nimmt der Zustrom zum Arbeitsmarkt laufend ab.
Im Jahre 1962 hat die Zahl der Erwerbstitigen nur noch um 310000 zugenommen gegen 405 000
im Jahre 1961 und 465 000 im Jahre 1960. Nahezu alle Quellen des Zugangs an Erwerbstitigen
erwiesen sich dabei im Vergleich zum Vorjahr als etwas weniger ergiebig: Aus der Arbeitslosen-
reserve war 1962 nur noch eine geringe Zahl von Arbeitskriften zu gewinnen, der Wanderungs-
gewinn an Frwerbspersonen, der vor allem aus dem Zuzug aus der SBZ und West-Berlin resul-
tierte, war mit rd. 65 000 nur noch knapp halb so grof§ wie im Vorjahr, und auch die Zunahme
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Eutwidklung der Erwerbsbevilkerung

in Tsd
Posten 1957 1958 . 1959 1960 1961 | 1962P)| 1963%) | 1965 ¥8) | 1970 VS)
Jahresdurchschnittlicher Bestand
Erwerbsbevélkerung gesamt 25025 | 25270 | 25 345 | 25 570 | 25 895 | 26 185 ‘ 26 240 | 26 060 | 26 470
davon: ! !
Arbeitslose 665 685 | 480 240 160 140 | 140 260 260
Erwerbstatige 24 360 | 24 585 24 B6S 25330 | 25735 26 045 ‘ 26 100 | 25 800 | 26 200
davon: !
Selbstandigel) 6015 6015 5935 5 800 5785 5730 ; 5700
Abhingig Beschiftigte 18 345 | 18570 | 18930 | 19530 | 19950 | 20 315 | 20 400 |
Verinderung
im Durchschnitt
gegen Vorjahr der Jahre
} 1964/65 1966/70
Erwerbsbev8lkerung gesamt 430 245 75 225 326 290 55 : - 90 i 80
Aufgliederung nach Quellen: ;
Natirliche Bevélkerungsbewegung und
Verinderung der Erwerbsquote } 415 225 35 — 20 — 15 65 — 30
Wanderungsgewinn?) 135 145 65 | 15
Auslandische Arbeiter 15 20 40 110 195 160 70
Aufgliederung nach Stellung im Erwerbsleben: '
Arbeitslose —100 201 —205 ) —290 — 80! — 20 4 O 60| + 0
Erwerbstitige 530 225 280 165 405 310 55 1 —150 80
davon: ‘
Selbstindigel) — 10| & 0, — 80| —135 — 15 — §5 — 30
Abhidngig Beschiftigte 540 225 ‘ 360 600 ‘ 420 365 85
Nacdhrichtlich : | i ‘
Schulentlassene Jugendliche®) 710 | 705 } 615 579 664 630 ‘
1) EinschlieBlich mithelfender Familienangehdriger. — ?) Ohne auslindische Arbeitnehmer. Im wesentlichen Zuwanderungen aus der SBZ
und Berlin. — *) Zugang im Laufe des Jahres. — p) Vorlaufig. — s) Schitzung des interministeriellen Arbeitskreises .Cesamiwirtschafiliche
Vorausschitzungen”. — vs) Vorausschitzung gem#B dem Bericht der EWG-Kommission iiber Die Aussichten der wirtschaftlichen Entwick-
lung in der EWG von 1960 bis 1970,

der Zahl der auslindischen Arbeitskrifte blieb hinter der im Vorjahr zuriick, wenngleich auf sie
nach wie vor mehr als die Hilfte des gesamten Zuwachses entfiel. Etwas giinstiger als im Jahre 1961
war lediglich die aus der natiirlichen Bevélkerungsentwicklung und der Verinderung der Erwerbs-
quote (d. h. des Anteils der Erwerbspersonen an der Gesamtzahl der Personen im erwerbsfihigen
Alter) resultierende Erhéhung der Zahl der Erwerbspersonen, jedoch diirfte es sich hierbei nurum
eine kurzfristige Besserung gehandelt haben. Die vorliegenden Vorausberechnungen lassen jeden-
falls erwarten, dafl schon im Jahre 1963, mehr aber noch in den darauffolgenden Jahren bis 1965,
die Zuginge an Erwerbspersonen aus dem Inland etwas geringer sein werden als die Abgiinge.
Das Arbeitskrifteangebot wird also iiberhaupt nur wachsen, wenn die Schrumpfung des inlindi-
schen Arbeitskriftepotentials durch die Zuwanderung aus Gebieten aufierhalb der Bundesrepublik,
d. h. unter den gegenwirtigen Bedingungen vor allem aus dem Ausland, iiberkompensiert werden
kann. So erfolgreich die Heranholung auslindischer Arbeitskrifte in den letzten Jahren war — ihre
Zahl stieg von 160000 Mitte 1959 auf 660000 Ende 1962 und erreichte damit einen Anteil von
gut 3 vH an der Gesamtzahl der Arbeitnehmer —, so besteht doch kein Zweifel, daff auch diese
Quelle infolge des wachsenden Arbeitskriftebedarfs in den Heimatlindern, namentlich in Italien,
weniger ergiebig geworden ist.

Im abgelaufenen Jahr ist der Mangel an Arbeitskriften iiberdies dadurch erh&ht worden, daB  Arbeitszeitverkiirzung
die Arbeitszeit weiter eingeschrinkt wurde. Die von den Arbeitnehmern geleistete Arbeitszeit ;;llgl:;g‘:kﬁ‘a‘;‘;he“
diirfte im Durchschnitt um 2 vH zuriickgegangen sein; unter FinschluB der Selbstindigen,
deren Arbeitszeit — insbesondere soweit es sich um die Landwirtschaft handelt — nicht oder
nur wenig vermindert worden sein diirfte, ist die geleistete Arbeitszeit je Erwerbstitigen um
rd. 1,5 vH gesunken. Der dadurch bedingte Ausfall an Arbeitsstunden entsprach der jahrlichen
Arbeitsleistung von fast 400 000 Arbeitskriften; er konnte somit durch den gleichzeitigen
Anstieg der Zahl der Erwerbstitigen ~ um 310000 — nicht ganz ausgeglichen werden,
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Intensiver Ausgleich
zwischen den Branchen

so daB das gesamte Arbeitsvolumen etwas
geringer als im Vorjahr war. Die Arbeits-
zeitverkiirzung lief also auf eine effektive
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einer nochmaligen Arbeitszeiteinschrinkung
bereits vorgezeichnet: In der Eisen schaffen-
den und in der Metall verarbeitenden Indu-
strie, im Baugewerbe, im Graphischen Ge-
werbe und in einigen anderen Industrien ist
bereits eine stufenweise Zuriickfiihrung der
Normalarbeitszeit auf 40 Stunden bis zum
Jahre 1965 vertraglich vereinbart worden. In
Anbetracht der fiir die gleiche Zeit zu erwar-

tenden Verminderung des heimischen Arbeitskriftepotentials hat die Bundesregierung des
fteren, zuletzt in ihrem Wirtschaftsbericht fiir 1963, auf eine Verlangsamung und vorliufige
Unterbrechung dieses Prozesses hinzuwirken versucht.

Eine Chance fiir die Verminderung des Arbeitskriftemangels liegt in der verstirkten Abwan-
derung von Arbeitskriften aus Bereichen mit gewissen, wenn auch vielleicht nur potentiellen
Uberschiissen an Arbeitskriften in solche mit groBerem Arbeitskriftemangel. Wihrend im Jahre
1961 die Zu- und Abwanderung der Arbeitskrifte zwischen den einzelnen Branchen
noch ziemlich gering gewesen war, da vielfach die Tendenz bestand, Arbeitskrifte fiir einen
spiteren Bedarf zu ,horten”, hat die Mobilitit der Arbeitskrifte im Jahre 1962 merklich
zugenommen. So ist der Beschiftigtenstand in den weniger expansiven Industriezweigen, wie im
Bergbau, in der Eisen schaffenden Industrie und in der Textilindustrie, im Verlauf desJahres 1962
gesunken, wihrend die relativ expansiven Branchen, wie die Automobilindustrie und die Bau-
wirtschaft, ihre Beschiftigtenzahlen beachtlich zu erhdhen vermochten. Auch auflerhalb der
Industrie setzte sich der seit langem in Gang befindliche Umschichtungsprozef fort. Namentlich
die Abwanderung aus der Landwirtschaft hat angehalten; mit rd. 3,5 Millionen Erwerbstiitigen
(Selbstindige und mithelfende Familienangehsrige mit eingerechnet) stellt sie auch auf lingere
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Sicht cinen Bereich mit einem potentiellen Arbeitskrifteiiberschuff dar,

dessen Nutzung

nicht zuletzt davon abhingt, inwieweit die Agrarpolitik eine Abwanderung von der Landwirt-

schaft zu férdern trachtet.

PRODUKTION IN DER GESAMTWIRTSCHAFT
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2. Die gesamtwirtschaftliche Produktion

Der konjunkturelle Trend der inldndischen
Produktion war im Jahre 1962 und — nach
Uberwindung der Winterpause — auch im
laufenden Jahr weiter aufwirts gerichtet;
gleichwohl hat sich sein Verlauf im Vergleich
zu den Jahren 1959 bis 1961 abgeflacht. Das
Bruttosozialprodukt erhdhte sich 1962, in
konstanten Preisen gerechnet, um 4,1 vH ge-
gen 5,5 vH im Vorjahr und 8,8 vH im Jahre
1960. Die Abschwichung des Produktionsan-
stiegs umfaBite nahezu alle Bereiche der Wirt-
schaft. Die Industrieproduktion nahm 1962
nur um 4,7 vH zu gegen 6,1 vH im Jahre
1961. Die Steigerung der Produktion bzw.
der Wertschdpfung in den iibrigen nichtland-
wirtschaftlichen Bereichen verminderte sich in
etwas geringerem MafBe. Die landwirtschaft-
liche Erzeugung wies im Kalenderjahr 1962
gemif der Sozialproduktsberechnung iiber-
haupt keinen Zuwachs auf. Dies ist jedoch
ausschlieBlich die Folge der schlechten Ernte
im Landwirtschaftsjahr 1961/62, die statistisch
zur Hilfte dem Kalenderjahr 1962 zugerech-
net wird. Die Ernte des Jahres 1962 war da-
gegen etwas besser. Sie diirfte zumindest um
3 vH iiber der des Vorjahres gelegen haben,
womit sie freilich noch betrichtlich hinter der
Rekordernte von 1960 zuriickblieb. Unter
Einbeziehung der Veredelung im Rahmen der
tierischen Produktion diirfte im Landwirt-
schaftsjahr 1962/63 die gesamte Nahrungs-
mittelproduktion annihemd ebenso hoch sein
wie 1960/61.

Die Abschwiichung des Produktionsanstiegs
war, produktionstechnisch geschen, in erster
Linie eine Folge der Einschrinkung der Ge-
samtzahl der geleisteten Arbeitsstunden. Der
Produktionsausstof je Arbeitsstunde (Brutto-
sozialprodukt je Erwerbstitigenstunde) hat
dagegen 1962 in der Gesamtwirtschaft nur we-
nig schwicher als 1961 — um 4,5 vH gegen
5,0 vH — zugenommen. In der Industrie, in
der die Produktionssteigerung bei einer iiber-
durchschnittlichen Verminderung der Summe
der geleisteten Arbeitsstunden erzielt wurde,
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ist das Produktionsergebnis je geleistete Arbeitsstunde im Jahre 1962 sogar etwas stirker ge-
stiegen als 1961. Namentlich der Verzicht auf die ,Hortung” von Arbeitskriften, der sich 1962
durchsetzte, diirfte hierzu wesentlich beigetragen haben. Dies geht u. a. daraus hervor, daB in
Industriezweigen, wie dem Bergbau und der Textilindustrie, die unter dem Druck verschirfter
Wettbewerbsbedingungen und gewisser Absatzschwierigkeiten einen Riickgang ihres Beschiftig-
tenstandes bewuft hinnahmen oder teilweise sogar durch Entlassung férderten, sehr beachtliche
Produktivititssteigerungen zu verzeichnen waren.

3. Auflenhandel

Die Ausweitung des inlindischen Angebots wurde im Jahre 1962 sehr stark durch die Einfuhr
unterstiitzt, Die Wareneinfuhr in die Bundesrepublik und Berlin (West) erhdhte sich im Jahre 1962
um 11,6 vH auf 49,5 Mrd DM. (Diese und die im folgenden genannten Einfuhrzahlen bezichen
sich auf cif-Werte, d. h. sie schlieBen die bis zum Grenziibergang anfallenden Fracht- und
Versicherungskosten mit ein, wihrend die im Berichtsteil iiber die Zahlungsbilanz genannten
Zahlen im allgemeinen ,fob”-Werte darstellen, in denen diese Nebenkosten nicht enthalten sind.)
Das Einfuhrvolumen ist infolge eines weiteren Riickgangs der Durchschnittswerte der Einfuhr um
nahezu 14 vH und damit dreimal so stark wie die gesamte inlindische Produktion gewachsen.
Der Anteil der Einfuhren am Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik einschlieflich Berlin (West)
stellte sich im Jahre 1962 in jeweiligen Preisen auf 14,1 vH und in Preisen des Vorjahres auf
15,0 vH gegen 13,7 vH im Jahre 1961.

Aus einer Reihe von Griinden lassen allerdings die Einfuhrzahlen fiir 1962 das Ausmaf des
Einfuhrsogs etwas zu stark erscheinen. Ganz abgesehen davon, daff die Gesamteinfuhr allein aus
statistischen Griinden (Erfassung der in Zollvormerklagern befindlichen Waren als Einfuhren)
um 465 Mio DM oder rd. 1 vH iiberh&ht ist, spielten einige ,,autonome”, d. h. nicht vom Markt-
geschehen abhingige, Finfliisse eine Rolle. In erster Linie ist die starke Steigerung der Einfuhr
von Verteidigungsgiitern zu nennen. Sie betrug 60 vH, wihrend die kommerzielle Einfuhr nur
um 9,8 vH zugenommen hat. Einen autonomen Faktor stellen auch die im Jahre 1962 erfolgten
zollpolitischen Verinderungen dar. Von Bedeutung war vor allem die zweimalige Zollsenkung
fir die Einfuhr aus EWG-Landern, durch die die Zollsitze fiir gewerbliche Erzeugnisse am
1. Januar und am 1. Juli 1962 um jeweils 10 vH — zusammen also um 20 vH — der urspriing-
lichen Zollsitze und fiir Agrarerzeugnisse zu verschiedenen Terminen im Verlauf des Jahres um
insgesamt 15 bzw. 10 vH (letzteres bei nichtliberalisierten Produkten) herabgesetzt wurden. Die
Zdlle fur Einfuhren aus EWG-Lindern liegen damit seit Juli 1962 bei gewerblichen Frzeugnissen
um 50 vH und bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, soweit die Zélle inzwischen nicht durch Ab-
schopfungsregelungen fiir bestimmte Produkte ersetzt wurden, iiberwiegend um 35 vH unter den
Sdtzen vom 1. Januar 1957. Allerdings wurden im Jahre 1962 auch gegenteilige Mafnahmen
wirksam, so namentlich zu Beginn des Jahres die erste Anpassung des nationalen Zolltarifs
an den gemeinsamen Aufentarif fiir Agrareinfuhren aus Drittlindern sowie die Inkraftsetzung
der EWG-Marktordnung fiir Getreide, Schweinefleisch, Eier und Gefliigelfleisch am 31. Juli 1962.
Mit letzterer war eine Heraufschleusung der Einfuhrpreise durch Erhebung eines Abschdpfungs-
betrages verbunden, die in der Regel zu hoheren Inlandspreisen als vordem fithrte. In den
letzten Monaten vor Einfilhrung der EWG-Marktordnung deckte sich der Finfuhrhandel
allerdings noch in erheblichem Umfang mit billigerer Ware ein, so daB bis dahin die Agrarein-
fuhren stark stiegen, wihrend sie nach dem Inkrafttreten der neuen Regelung als Reaktion hierauf
besonders niedrig waren.

Wenn sich die Steigerung der Agrareinfuhr, die im Jahresdurchschnitt 17 vH betrug, im wesent-
lichen auf das erste Halbjahr 1962 beschrinkte, so hing dies allerdings in erster Linie damit
zusammen, dafl vom Sommer an die neue, verhiltnismiBig reichliche Inlandsernte auf den Markt
kam, wihrend in der ersten Jahreshilfte das Inlandsangebot infolge der vorangegangenen
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schlechten Ernte besonders knapp gewesen war. Auch auf die Einfuhr gewerblicher Produkte
wirkten die marktmiBigen Bestimmungsfaktoren stirker ein als die oben erwihnten handels-
politischen Verinderungen. Dies zeigt sich einmal darin, da die Einfuhr an Rohstoffen und
Halbwaren zusammen im Jahre 1962 nur verhiiltnismifig schwach zugenommen hat; mit
6 vH war der volumenmiBige Zuwachs kaum gréBer als der der industriellen Produktion, die fiir
den Bedarf an Rohstoffen in der Regel entscheidend ist. Dagegen ist der Import von gewerblich
erzeugten Fertigwaren im Jahre 1962 erheblich stirker gestiegen, nimlich dem Volumen nach um
22 vH und dem Werte nach um 20 vH. Diese Zunahme war zweifellos durch die zum Teil recht
lebhafte Nachfrage im Inland begiinstigt. die auch im gewerblichen Sektor vielfach durch die
inlindische Produktion nicht ganz befriedigt werden konnte. Das Vordringen der Finfuhren ging
aber teilweise auch auf Kosten der inldndischen Erzeuger, die zwar rein produktionstechnisch
verschiedentlich zu einer Ausweitung ihres Angebots in der Lage gewesen wiiren, in den Preisen
aber nicht geniigend konkurrenzfihig waren. Dafiir spricht nicht zuletzt, dafl sich die inlindischen
Erzeugerpreise von Ende 1961 bis Ende 1962 fiir Investitionsgiiter um 3,6 vH und fiir Ver-
brauchsgiiter um 2,2 vH erhsht haben, wihrend die Finfuhrpreise fiir Investitionsgiiter nur um
0,8 vH und fiir Verbrauchsgiiter nur um 0,1 vH gestiegen sind.

Im Gegensatz zur Einfuhr hat sich die Zunahme der Ausfuhr im Jahre 1962 merklich ab-
geschwiicht; gegen Ende des Jahres kam sie den saisonbereinigten Werten zufolge sogar zum Still-
stand. Mit 53,0 Mrd DM iibertraf die Ausfuhr im Jahre 1962 den entsprechenden Vorjahrswert
um 3,9 vH, wihrend sich die Zunahme 1961 auf 6,3 vH und 1960 auf 16,4 vH belaufen hatte.
Der Export der Bundesrepublik partizipierte damit zwar an der etwa gleich grofien Ausweitung
des Welthandels — in US-Dollar gerechnet blieb ihr Anteil am Weltexport mit 10,7 vH gegeniiber
dem Vorjahr unverindert —, bis dahin hatte die Bundesrepublik in der Regel jedoch weit
stirkere Exportsteigerungen zu verzeichnen als die iibrige Welt. Rein zahlenmiBig spricht dies
dafiir, daB sich die Konkurrenzlage der deutschen Exporteure zwar nicht mehr weiter verbessert,
aber auch nicht verschlechtert hat. Dynamisch betrachtet, kann der gleichbleibende Welthandels-
anteil allerdings nicht so giinstig beurteilt werden, denn die Bundesrepublik befindet sich zu-
sammen mit den iibrigen EWG-Lindern in einem bewuft herbeigefithrten und durch kriftige Zoll-
senkungen unterstiitzten Integrationsproze8, der an sich eine iiber den Durchschnitt der iibrigen
Linder hinausgehende Steigerung der Ausfuhr zur Folge haben sollte, zumal aus den gleichen
Griinden auch die Einfuhr iiberdurchschnittlich zunimmt. In der Tat hat der Anteil aller EWG-
Linder am ,, Weltexport” seit Beginn des Gemeinsamen Marktes stindig — auch im Jahre 1962 —
zugenommen. Fiir die Bundesrepublik galt dies, wie erwihnt, fiir das Jahr 1962 nicht mehr. Zwar
erhohte sich in diesem Jahr ihre Ausfuhr in die EWG-Linder um rd. 10 vH; der Export in
»Drittlinder” stagnierte dagegen.

Ein weiterer Tatbestand, der die Ausfuhrposition der Bundesrepublik in einem eher zu giinstigen
Licht erscheinen 1iBt, besteht darin, daf der Auslandsabsatz im abgelaufenen Jahr in den hohen
Bestinden an unerledigten Auslandsauftrigen eine Stiitze gefunden hat. Die laufenden Auftrags-
einginge aus dem Ausland bei der Industrie waren zwar 1962 nur um 1 vH niedriger als die
Lieferungen an das Ausland; da aber Monat fiir Monat ein gewisser Prozentsatz an alten Auf-
trigen storniert wurde, bedeutete das einen merklichen Abbau des Auftragsbestandes im Verlauf
dieser Periode. Bereits in der zweiten Hilfte des Jahres 1962 sind die saisonbereinigten Werte
der Ausfuhr nicht mehr gestiegen, und im ersten Quartal von 1963 ist die Ausfuhr praktisch
nicht mehr gréfer als in der entsprechenden Vorjahrszeit gewesen. Die jiingste Entwicklung
diirfte freilich mehr eine Folge des schlechten Winterwetters als der Hohe der Auftragsbestinde
gewesen sein. Diese scheinen vielmehr seit Januar 1963 eher wieder zugenommen zu haben,
da die Auftragseinginge aus dem Ausland seit Beginn des Jahres 1963 konjunkturell etwas
gestiegen sind. Es bleibt abzuwarten, ob die jiingste Tendenzverinderung von lingerer Dauer
sein wird. Zweifellos ist mit dem Abklingen der Inlandsnachfrage in den wichtigsten Export-
industrien die Lieferfihigkeit der Exporteure zumindest hinsichtlich der Lieferfristen wieder
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grofer geworden. Eine Verbesserung der Wettbewerbslage von der Kostenseite her diirfte da-
gegen bisher nicht erfolgt sein. Dies schlieft freilich nicht aus, daB sich die Unternchmen auch
unter Inkaufnahme geringerer Gewinnspannen wieder verstirkt um Exporte bemithen — be-
sonders in den Bereichen, in denen sich der Inlandsmarkt in letzter Zeit als weniger aufnahme-
fahig erwies.

4. Auftragslage

Der Auftragseingang bei der Industrie lag im grofen Durchschnitt im Jahre 1962 nicht nur im
Auslandsgeschift, sondern auch im Inlandsgeschift unter den jeweiligen Umsitzen, so daB die
zunichst zum Teil noch recht hohen Auftragsbestinde auch von dieser Seite her vermindert
wurden. Uber das AusmaB des Abbaus der gesamten Auftragsbestinde liegen nur verhiltnismiBig
rohe Angaben vor. So ist aus dem Konjunkturtest des Ifo-Instituts fiir Wirtschaftsforschung be-
kannt, daB Ende 1962 die unerledigten Auftrige in der Industrie nach Ansicht der Unternehmer
einer Produktion von 3,2 Monaten entsprachen gegeniiber eciner Reichweite von 3,5 Monaten
Ende 1961 und 3,9 Monaten Ende 1960. Namentlich in den Investitionsgiiterindustrien sind die
Auftragsbestinde — von einer Reichweite von 5,1 Monaten Ende 1961 bzw. 5,4 Monaten Ende
1960 auf 4,0 Monate Ende 1962 — stark vermindert worden. Wahrend aber im Jahre 1961 der
Abbau des Auftragsiiberhangs weitgehend als eine Normalisierung betrachtet werden konnte, die
ohne Konsequenzen fiir die Produktion blieb, hatte er im Jahre 1962 in einzelnen Bereichen be-
reits Produktionseinschrinkungen zur Folge. Vor allem im Maschinenbau diirfte der seit Mitte
1962 zu beobachtende leichte Produktionsriickgang eine Folge des rasch voranschreitenden Ab-
baus der Auftragsbestinde gewesen sein. In den Verbrauchsgiiterindustrien, die im Jahre 1962
einen durchweg lebhafteren Auftragseingang zu verzeichnen hatten, ist es dagegen bisher im
allgemeinen zu keiner Verminderung der Auftragsbestinde gekommen.

Von gréBter Bedeutung fiir den Riickgang an unerledigten Auftrigen war, daf} bei nach wie vor
steigenden Lieferungen die inlindischen Bestellungen von Investitionsgiitern zuriickgegangen sind.
Der Auftragseingang aus dem Inland bei den Investitionsgiiterindustrien war zwar im Jahres-
durchschnitt 1962 nicht niedriger als ein Jahr vorher; versucht man jedoch die darin enthaltenen
Bestellungen von lingerlebigen Gebrauchsgiitern, namentlich von Automobilen, auszuschalten, so
ergibt sich eine Abnahme gegeniiber dem Vorjahr. Diese Tendenz hat sich, den bisher vor-
liegenden Daten zufolge, auch in den ersten Monaten von 1963 fortgesetzt. Die Zuriickhaltung
der Unternchmen bei der Erteilung neuer Investitionsauftrige wurde von einer Reihe von
Faktoren beeinflufit. So spielte zweifellos eine Rolle, daff die Unternehmen mit den frither
vergebenen, bisher aber nicht ausgefiihrten Auftrigen weit in die Zukunft hinein disponiert
hatten und nun vielfach erst die Auslieferung der alten Bestellungen abwarten wollen, bevor
sie wieder neue Auftrige erteilen, zumal die Lieferfristen inzwischen kiirzer geworden
sind und Neubestellungen relativ rasch ausgefithrt werden k&énnen. Die Einschrinkung der
Auftragsvergabe fiihrte bisher nicht zu einer Abnahme der Investitionsgiiterlieferungen, viel-
mehr sind die Investitionsaufwendungen der Unternehmen trotz der riickliufigen Bestellungen im
Jahre 1962 um rd. 8 vH gestiegen. In den ersten Monaten des laufenden Jahres hat der Inlands-
absatz an Investitionsgiitern allerdings konjunkturell stagniert; es bleibt abzuwarten, ob
es sich hierbei nur um voriibergehende, hauptsichlich mit dem strengen Winterwetter
zusammenhingende Einfliisse handelt oder ob sie von Dauer sein werden. Manches spricht
dafiir, daB eine Reihe von Unternchmen beabsichtigt, nicht nur ihre Bestellungen, sondern
auch ihre Investitionsausgaben einzuschriinken. Dies geht z.B. aus den Befragungen tber die
Investitionspldne der Industrie fiir das Jahr 1963 hervor, aber auch die Verdnderung der firr die
Investitionsneigung lingerfristig entscheidenden Faktoren deutet in diese Richtung. So ist von
Bedeutung, daB die Kapazititsauslastung vielfach etwas zuriickgegangen und damit der akute
Zwang zur Ausweitung der Produktionsanlagen weggefallen ist. Der wichtigste Grund besteht
aber wohl darin, da die Investitionsneigung schon im vergangenen Jahr von der Seite der
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Keine stirkeren
lagerzyklischen Impulse

Stetige Ausweitung der
Nachfrage nach
Verbrauchsgiitern

Weiter steigender
Bauiiberhang

Gewinnentwicklung und der weiteren Gewinn- und Absatzerwartung her nachteilig beeinfluBt
wurde. Wie weiter unten noch dargelegt wird, hat sich im Jahre 1962 die Gewinnspanne der
Unternehmen weiter eingeengt, und die fiir die Finanzierung der Investitionen verfiigbaren nicht-
entnommenen Gewinne sind dem absoluten Betrag nach erheblich gesunken. An dieser Situation
hat sich auch in den ersten Monaten von 1963 nichts Grundlegendes gedndert, wenn sich auch
der Druck von der Kostenseite her nicht mehr in dem MaBe vergroBert haben diirfte wie ein Jahr
zuvor, da die Lohnsteigerungen inzwischen etwas schwiicher geworden sind.

Von den Lagerdispositionen der Unternehmen gingen im Jahre 1962 keine starken positiven
oder negativen Einfliisse auf die Auftragslage der Industrie aus. Giinstig war dies vor allem fiir
die Grundstoffindustrien, die im Jahre 1961 zum Teil unter dem retardierenden EinfluB eines
Lagerabbaus bei den Verarbeitern gestanden hatten. Die Auftragseingiinge bei den Grundstoff-
industrien, die 1962 gegeniiber dem Vorjahr um 5 vH zunahmen, spiegelten im wesentlichen den
durch die laufende Produktion des verarbeitenden Gewerbes gestiegenen Rohstoffbedarf wider.
Selbst in der Stahlindustrie, die im Jahre 1961 sehr stark im Zeichen eines lagerzyklisch beding-
ten Riickschlags gestanden hatte und die in zunehmendem MafBe auch der Einfuhrkonkurrenz
ausgesetzt ist, haben die Auftragseingiinge aus dem Inland im Jahre 1962 wieder leicht zu-
genommen. Die Auftragsbestinde bei den Frzeugern und die Lagerbestiinde bei den Verarbeitern
sind inzwischen auf einen recht niedrigen Stand gesunken, was im Hinblick auf den weitgehend
stagnierenden Stahlverbrauch freilich nicht besagt, da8 sich in nichster Zeit ein neuer lagerzy-
klischer Aufschwung durchsetzen wird.

Die Nachfrage nach industriell erzeugten Verbrauchsgiitern setzte im Jahre 1962 ihren Anstieg
fort. Die Auftragseinginge bei den Erzeugern ,traditioneller” Verbrauchsgiiter waren 1962 um
7 vH héher als 1961. Im Verlauf des Jahres schwichte sich der Anstieg der Auftrige zwar
etwas ab und blieb hinter dem gleichzeitigen Umsatz zuriick, gleichwohl wurde die Versorgung
mit Auftrigen von den Unternehmen dieses Bereichs iiberwiegend als recht zufriedenstellend
beurteilt. Erst in den letzten Monaten ging der Auftragseingang auch in den Verbrauchsgiiter-
industrien zuriick, doch diirfte sich hier der Aufwirtstrend nach Uberwindung der durch den lan-
gen Winter bedingten Umsatzausfille wieder durchsetzen, es sei denn, der Handel wiirde in gré-
Berem Umfang auf seine besonders in der letzten Zeit verstirkt aufgebauten Lagerbestinde zu-
riickgreifen. An dem wichtigsten Faktor, der der Verbrauchskonjunktur im abgelaufenen Jahr die
Stiitze gab, hat sich jedenfalls auch in den letzten Monaten nichts Grundlegendes geindert, nim-
lich an der Steigerung des Masseneinkommens. Leichte Verinderungen diirften sich allerdings
auch hier anbahnen. Dies gilt namentlich fiir die Lohnentwicklung, die in etwas ruhigere Bahnen
zu geraten scheint. Uberdies ist nicht auszuschlieBen, daf die Sparquote der privaten Haushalte,
die im Jahre 1962 annihernd konstant geblieben war, wieder zunimmt, wofiir vor allem die giin-
stige Entwicklung der statistisch erfaften Sparkapitalbildung in den letzten Monaten spricht. Aber
auch von der Verbrauchsseite her mehren sich die Anhaltspunkte fiir eine Abschwichung der
Kaufneigung, insbesondere soweit es sich um lingerlebige Konsumgiiter handelt. Die Nachfrage
hat in diesem Sektor vielfach erheblich an Dringlichkeit verloren und erlaubt damit den privaten
Haushalten, einen gréBeren Teil ihres Einkommens fiir andere Bediirfnisse zu verwenden oder
aber — was offenbar in jiingster Zeit eine zunehmende Rolle spielte — zu sparen.

5. Bauwirtschaft

Im Gegensatz zur Entwidklung in der verarbeitenden Industrie ist der Auftragsiiberhang
in der Bauwirtschaft im Jahre 1962 erneut gewachsen. Entscheidend hierfiir war, daf die
Nachfrage nach Bauleistungen, die schon in den Vorjahren erheblich iiber die Kapazitét der Bau-
wirtschaft hinausgegangen war, weiter stieg. Die Fortschritte, die gleichzeitig in der Bauproduk-
tion erzielt wurden, schlugen demgegeniiber kaum zu Buch. Fiir sich betrachtet, war die Produk-
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tionssteigerung im Jahre 1962, die im Bauhauptgewerbe rd. 8 vH betrug und einschlieflich des
Ausbaugewerbes auf rd. 6 vH veranschlagt werden kann, durchaus beachtlich, zumal wenn beriick-
sichtigt wird, daB sowohl der Beginn als auch das Ende der Bausaison im Jahre 1962 von der
Witterung sehr benachteiligt waren. Wie wenig aber die Steigerung der Bauleistung ausreichte,
um der laufenden Nachfrage gerecht zu werden, 1d8t sich auf Grund der verfiigharen Angaben
besonders deutlich fiir den Wohnungsbau demonstrieren. Im Jahre 1962 wurden 553 000 Woh-
nungen fertiggestellt. Das waren der Zah] nach um 10 000 oder knapp 2 vH mehr als 1961. Im
gleichen Jahr wurde von den Baubeh&rden der Neubau von 627 000 Wohnungseinheiten geneh-
migt, also um 74 000 mehr als fertiggestellt wurden. Der Bauiiberhang im Wohnbausektor-—d. h.
die Zahl der begonnenen, aber noch nicht fertiggestellten sowie der genehmigten, aber noch
nicht begonnenen Wohnungen — erhdhte sich dadurch (unter Beriicksichtigung der erloschenen
Baugenehmigungen) von rd. 720000 Ende 1961 auf rd. 785000 Ende 1962; er entsprach damit
einer Wohnbauleistung von 17 Monaten. Gleichzeitig ist der Bauiiberhang auBerhalb des
Wohnungsbaus gestiegen; er belief sich Ende 1962 auf 205 Mio cbm umbauter Raum gegen
186 Mio cbm Ende 1961, Im Tiefbau, fiir den es keine vergleichbaren Angaben gibt, dirfte der
Bauiiberhang keine so groe Rolle spielen, wenngleich die Meldungen iiber die Auftragsbestinde
und die vielen Baustellen im StraBenbau erkennen lassen, daB auch hier die Bewiltigung der
Nachfrage nicht ohne weiteres mdglich ist. Zu Beginn des Jahres 1963 hat sich die Lage allgemein
noch dadurch verschirft, daf das Frostwetter die Bauproduktion bis in den Mirz hinein mehr oder
weniger stillegte, so daB es auch bei giinstiger Entwicklung im weiteren Verlauf des Jahres
schwer, wenn nicht gar unmdglich sein diirfte, die Produktionsergebnisse des Vorjahres nennens-
wert zu {bertreffen.

Im Verlauf des Jahres 1962 wurde eine Reihe gesetzgeberischer und administrativer Mafnahmen
eingeleitet, um die Ubernachfrage auf dem Baumarkt, deren Konsequenz eine anhaltend starke
Steigerung der Baukosten und der mit dem Bau zusammenhiingenden Preise und Einkommen ist,
einzudimmen. Die erste Mafinahme der Bundesregierung wurde im April 1962 getroffen, als im
Bundeshaushaltsgesetz fiir 1962 die Ausgabenansitze fiir eigene Bauten und fiir die Férderung
von BaumaBnahmen anderer Stellenin H5he von 20 vH gesperrt wurden, soweit sie nicht auf einer
gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtung beruhten, wie dies freilich fiir das Gros dieser Aus-
gaben — insbesondere fiir die Aufwendungen fiir den sozialen Wohnungsbau — gilt. Infolge
dieser Einschrinkungen wurde nur ein Ausgabenvolumen von rd. 1100 Mio DM der Sperre unter-
worfen. Aber auch diese Sperre wurde insofern nicht effektiv, als die Bundesbehdrden fiir ihre
Bauausgaben in erheblichem Umfang auf unausgenutzte Haushaltsansitze aus den Vorjahren
zuriickgreifen konnten und damit in der Lage waren, ihre Istausgaben weit iiber die urspriing-
lichen Etatansitze hinaus zu erhdhen. Im Haushaltsplan des Bundes fiir 1963 ist nach dem bis-

Der Wohnungsbauiiberhang
in 1000 Wohnungen

1958 ‘ 1959 1960 ; 1961 i‘ 1962 P)
Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebiuden E - o
Ohne Saarland EinschlieBSlich Saarland
1) Uberhang an im Bau befindlichen bzw. genehmigten, aber noch
nicht begonnenen Wohnungen am Anfang des Jahres?!) 521,7 §72,6 611,0 656,6 721,7
2) Im Laufe des Jahres neu erteilte Baugenehmigungen 556,4 587,9 612,9 629,0 626,6
3) Im Laufe des Jahres fertiggestellte Wohnungen?) 488,4 554,9 550,8 543,4 553,2
4) UberschuB der genchmigten iiber die fertiggestellten Wohnungen
(Ziff. 2 1. 3) 68,0 33,0 62,1 85,6 73,4
5) Im laufe des Jabres erloschene Baugenehmigungen®) 17,1 14,3 16,5 20,5 11,1
6) Uberhang am Ende des Jahres (Ziff. 1 + 4 ./. 5) 572,6 591,3 656,6 721,7 784,0
1) EinschlieBlich schon bezogener Wohnungen in noch nicht fertiggestellten Gebiuden (Ende 1961: rund 12 500 Wohnungen). — 2) Ohne die
Wohnungen unter !). — #) Einschlieflich Ermittlungsfehler. — p) Vorlaufig.
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stopp ...
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maBnahmen gegen den
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herigen Entwurf die Ausgabensperre, wenn auch in aufgelockerter Form, wieder enthalten.
Gleichzeitig wurden die Ansitze fiir Bauausgaben erheblich gekiirzt, so daf in der Tat eine Chance
besteht, da8 die Bauausgaben des Bundes, zumindest auBerhalb des Verteidigungsbaus, in diesem
Jahr unter denen des Vorjahres liegen werden.

Eine weitere MaBnahme der Bundesregierung und des Bundestages war der ErlaB des Gesetzes
zur Einschrinkung der Bautitigkeit, das am 8. Juni 1962 mit Geltungsdauer bis zum 30. Juni 1963
in Kraft trat. Danach ist es untersagt, bestimmte Hochbauten, insbesondere Biiro- und Ladenbau-
ten sowie Kultur- und Sportbauten (Schulen ausgenommen), in diesem Zeitraum in Angriff zu
nehmen. Uber die Wirksamkeit dieses Gesetzes 1aBt sich bisher positiv feststellen, daB der veran-
schlagte Bauaufwand fiir neu genehmigte Biirogebdude privater und &ffentlicher Stellen in der
zweiten Hilfte von 1962 um 37 vH und im Januar und Februar 1963 um 63 vH niedriger war
als in der entsprechenden Vorjahrsperiode. Wenn fiir diesen Riickgang zum Teil auch andere
Griinde, wie namentlich die abnehmende Investitionsneigung der gewerblichen Wirtschaft, ma8-
geblich gewesen sein diirften, so spricht doch allein schon sein zeitliches Zusammentreffen mit dem
befristeten Baustopp dafiir, daB hier auch ein ursichlicher Zusammenhang besteht. In der Gesamt-
summe der Baugenehmigungen schlug diese Entwicklung bisher freilich nur wenig zu Buch, denn
der Wohnungsbau ist (von besonders aufwendigen Projekten abgesehen) vom Gesetz zur Ein-
schrinkung der Bautitigkeit nicht betroffen, und auch bei den &ffentlichen Hochbauten war, ob-
gleich sie teilweise dem Baustopp unterliegen, gleichfalls kein Riickgang der Bauplanungen zu be-
obachten. Der Wert der neu genehmigten Bauprojekte Sffentlicher Bauherren war vielmehr im
zweiten Halbjahr 1962 noch um 29 vH hoher als in der zweiten Hilfte des Jahres 1961; erst im
Durchschnitt der Monate Januar und Februar des laufenden Jahres waren die Genehmigungen
etwas niedriger als ein Jahr zuvor. Dagegen lagen die fiir Wirtschaftsbauten erteilten Baugench-
migungen dem veranschlagten Bauaufwand nach im zweiten Halbjahr 1962 um 4 vH und im
Januar und Februar 1963 um 27 vH unter dem entsprechenden Vorjahrsstand. Waren bisher
schon die Auswirkungen des teilweisen Baustopps gering, so ist zu erwarten, dafl sie vom 1. Juli
1963 ab cher noch weniger ins Gewicht fallen werden, da der fiir diesen Zeitpunkt beabsichtigte
Erla8 eines zweiten Gesetzes zur Einschrinkung der Bautiitigkeit gegeniiber dem ersten weit mehr
Ausnahmen von den Verbotsbestimmungen vorsieht.

Wie schon angedeutet, mufite den oben erwihnten Mafinahmen eine durchgreifende Wirkung
auf das gesamte Bauvolumen so lange versagt bleiben, als sie nicht durch eine Eindimmung der
Nachfrage nach Wohnbauten, die quantitativ immer noch die wichtigste Nachfragekomponente
darstellt, ergiinzt werden. In dieser Hinsicht sind bisher zwei MaBnahmen ergriffen worden, die
die Baunachfrage im Jahre 1963 retardierend beeinflussen diirften. Einmal ist der Bundesminister
fiir den Wohnungsbau durch das Haushaltsgesetz 1962 ermiichtigt worden, die Zusage der all-
gemeinen Bundesmittel fiir den Wohnungsbau fiir das Jahr 1963 gegeniiber den Lindern — ent-
gegen der bisher bestehenden Verpflichtung — nicht schon im Dezember 1962 zu erteilen, sondern
erst spiter, um damit den MittelabfluB etwas zu verzdgern. Die Absicht der Bundesregierung
ist, die Verteilung der allgemeinen Bundesmittel an die Linder erst im Herbst dieses Jahres
vorzunehmen. Bemerkenswerterweise sind in den Monaten Dezember 1962 bis Februar 1963 um
17 vH weniger Finanzierungsbewilligungen von den zustindigen Behdrden ausgesprochen wor-
den als im entsprechenden Vorjahrszeitraum. Ob sich diese Entwicklung fortsetzen wird, hingt
davon ab, ob die Lander infolge der verzégerten Zuweisung von Bundesmitteln bei der Erteilung
neuer Finanzierungsbewilligungen lingere Zeit hindurch zuriickhaltend sein werden oder ob sie
den verzdgerten MittelzufluB durch die verstirkte Heranziechung eigener Mittel iiberbriicken wer-
den, was zwar dem Sinn der vom Bund getroffenen baudimpfenden Mafinahmen zuwiderlaufen
wiirde, nach den Erfahrungen der letzten Jahre, in denen die Linder laufend die abnehmenden
Bundesmittel fiir den Wohnungsbau mit zusitzlichen eigenen Mitteln iiberkompensierten, aber
nicht auszuschliefien ist. Die zweite wichtige MaBnahme zur Verminderung der Wohnungsbau-
nachfrage betrifft die zunichst auf anderthalb Jahre befristete Einschrinkung des Geltungsbe-
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reichs des § 7b des Einkommensteuergesetzes, nach der die bisher zugestandenen Abschreibungs-
siitze fir Wohnbauten in Zukunft nur noch fiir Eigenheime und &hnliche Formen des Wohnungs-
eigentums gewihrt werden. Wenn diese Einschrinkung in Kraft tritt — womit in Bilde zu rech-
nen ist —, wird ein recht beachtlicher Anreiz fiir den Wohnungsbau im Sektor des kommerziellen
Miethausbaus abgeschafft. Der Mietwohnungsbau der Gemeinniitzigen Wohnungsbaugesellschaf-
ten wird davon nicht betroffen, da diese Gesellschaften steuerfrei sind und deshalb vom § 7b
EStG auch bisher nicht berithrt waren. Die Abschaffung des § 7b trifft einen besonders dynami-
schen Teil der Wohnungsbautitigkeit, denn der freie Wohnungsbau hat im Laufe der letzten Jahre
immer stirker an Bedeutung gewonnen.

6. Einkommensentwicklung

In der Einkommensentwicklung prigte sich bisher die Abschwichung der gesamtwirtschaftlichen
Aktivitit, soweit dabei die Gesamtsumme der Einkommen in Betracht gezogen wird, nur in
relativ geringem MaBe aus. Das Volkseinkommen erhdhte sich 1962 um 8,1 vH gegeniiber
9,7 vH im Jahre 1961 und 12,5 vH im Jahre 1960. Der Wandel in der konjunkturellen Situation
fand aber einen deutlichen Niederschlag in der Verinderung der Einkommensverteilung. So ist
das gesamte Finkommen aus unselbstindiger Arbeit 1962 um 10,6 vH und damit erneut stirker
als das Volkseinkommen gestiegen; sein Anteil am Volkseinkommen erhdhte sich auf 63,8 vH
gegen 62,3 vH im Jahre 1961. 60,9 vH im Jahre 1960 und 61,4 vH 1958 — dem Jahr mit dem
hachsten Anteilsatz des Arbeitseinkommens im vorangegangenen Konjunkturzyklus. Umgekehrt
verlief die Entwicklung fiir das Einkommen aus Unternehmertitigkeit und Vermdgen (der natiir-
lichen Personen, der K&rperschaften und des Staates), dessen Anteil am gesamten Volksein-
kommen von 39,1 vH im Jahre 1960 und 37,7 vH im Jahre 1961 auf 36,2 vH im Jahre 1962
gesunken ist. Setzt man das Volkseinkommen mit der Summe der (um Abschreibungen und in-
direkte Steuern verminderten) Netto-Erldse der Unternehmen gleich — was freilich nur eine
rohe Anniherung darstellt -—, so bringen diese sinkenden Anteilsitze zum Ausdruck, wie sich
die Gewinnmargen der Unternehmen verringert haben. Gleichwohl wies die Summe der Einkom-
men aus Unternehmertitigkeit und Vermdgen auch noch 1962 eine steigende Tendenz auf. Nach
den bisher vom Statistischen Bundesamt vorgelegten Berechnungen gilt das allerdings nur fiir
den Teil, der den Privaten zufliefit und der nicht nur das Einkommen aller Selbstindigen (einschl.
freier Berufe und Landwirte), sondern auch die Vermdgenseinkiinfte (Zinsen, Dividenden und
Netto-Mieten) der Unselbstindigen umfafit und insofern nur einen groben Indikator fiir die
Gewinnentwicklung im engeren Sinne darstellt. Die unverteilten Gewinne der K&rperschaften
(vor Abzug der direkten Steuern) und das Einkommen des Staates aus Unternehmertitigkeit
und Vermdgen waren dagegen zusammengerechnet im Jahre 1962 nur ebenso hoch wie 1961.

Das verfiigbare Einkommen der Privaten ist in der Regel allerdings weniger gestiegen als das
im ProduktionsprozeB verdiente Einkommen, da ein relativ stark steigender Anteil des urspriing-
lichen Einkommens fiir direkte Steuern und Sozialabgaben aufgewendet werden mufite. So er-
hohte sich der Anteil der Lohnsteuern und Sozialversicherungsbeitrige der Arbeitnehmer an der
gesamten Lohn- und Gehaltssumme im Jahre 1962 auf 17,3 vH gegen 16,7 vH im Vorjahr und
16,0 vH im Jahre 1960. Noch stirker ausgeprigt war der Anstieg der relativen Steuerbelastung
beim Einkommen aus Unternchmertitigkeit und Vermdgen, von dem im Jahre 1962 nach vor-
laufiger Berechnung 30,5 vH fiir direkte Steuern abgefiihrt werden muften gegen 28,6 vH im
Vorjahr und 25,9 vH im Jahre 1960. Der iiberproportionale Anstieg der direkten Abgaben hing
in erster Linie mit dem progressiven Tarif der Einkommensteuer fiir natiirliche Personen zu-
sammen, dessen Wirkung sich bei den Unternehmen noch dadurch potenzierte, daf infolge des
zeitlichen Abstandes zwischen der Entstehung und der Zahlung der Steuerschuld 1962 erhebliche
Nachzahlungen fiir die Vorjahre zu leisten waren. Die &ffentlichen Haushalte hatten haupt-
sichlich infolge dieser Entwicklung eine weit stirkere Steigerung ihrer gesamten Einnahmen aus
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Zur Entwicklung des Sozialprodukts®)

| |

Verinderung gegen Vorjahr

Posten 1950 ‘ 1955 | 1956 | 1957 | 1958 | 1959 | 1960 | 1961P): 1962P)
| ‘ ‘ 1960 | 1961P)  1962P)
Mrd DM vH
I. Entstehung des Sozialprodukts
a) In jeweiligen Preisen ‘ ' ! !
Beitrige zum Brutto-Inlandsprodukt i i
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 10,1 | 14,5 15,0 15,6 16,5 16,9 17,6 17,7 18,3 |+ 3,6 + 07 l + 3.6
Warenproduzierendes Gewerbe!) 48,0 ‘ 95,3 104,9 113,3 120,2 131,5 152,6 169,7 184,7 |+ 13,7 + 11,2 | + 8,9
Handel und Verkehr?) 20,1 | 35,7 39,4 43,6 46,6 50,9 56,9 61,1 65,8 I+ 10,2 + 7,41+ 7,8
Dienstleistungsbereiche®) 19,0 i 33,6 37,8 41,7 45,5 49,2 55,8 62,9 69,0 | + 11,7 + 12,8 + 9.6
e - s . . ) |
: !
Brutto-Inlandsprodukt 972 | 179,10 | 197,10 | 2142 | 228,8 | 2484 2828 | 31Ls 3379 | + 119 + 104 ] + 8,5
Saldo der Erwerbs- und Vermdgenseinkommen | I ‘ |
zwischen In- und Ausland + 00  —~08 ([—07 |— 06 |— 03  — 05  — 04 |— 1,0 (— 1,1 . | .
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 97,2 | 178,3 196,4 213,6 228,5 247,9 282,4 310,4 336,8 | + 12,0 ‘ + 9.9 ‘ + 8,5
|
I i |
i i | .
b) In Preisen von 1954 i ! | .
|
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 113,1 174,4 186,4 166,5 | 202,9 216,5 1 239,4 252,5 262,9 | + 8,8 1 + 5,5, 4 4,1
desgl. je Erwerbstitigen in DM (5655) (7639) | (7954) | (8198) (8391) | (5849) | (9451) | (9812) (10094) | + 6.5 | + 3.3 + 2.9
1I. Verteilung des Volkseinkommens und Sozialprodukts
in jeweiligen Preisen
a) Vor der Einkommensumverteilung
Einkommen aus unselbstindiger Arbeité) 44,1 21,9 91,8 100,5 109,0 116,7 133,6 150,1 165,9 | + 12,3 412,31 + 10,6
| i
Einkommen der natfirlichen Personen aus ‘ i
Unternchmertitigkeit und Verm3gen®) 25,3 43,7 47,5 50,8 53,4 58,7 66,9 71,1 74,7 |+ 12,4 | + 6,3+ 5,1
Unverreilte Einkommen der Unternechmen mit i
eigener Rechtspersdnlichkeit 4,3 9,1 9,8 11,0 11,4 12,8 14,8 15,0 14,8 | + 13,8+ 1,4 — 1,3
Einkommen des Staates aus Unter- |
nehmertitigkeit und Vermégen 0,9 2,8 2,9 3,6 3,7 ‘ 3.6 4,1 4,6 4,8 |+ 13,11 4 13,0 + 4.1
FSR U [ S S e N
Nettosozialprodukt zu Faktorkosten i
(Volkseinkommen) 74,5 137,5 152,1 165,8 177,5 | 191,8 219,4 240,8 260,2 + 12,5 |+ 9.7 + 8,1
+ Indirekte Steuern 13,1 26,3 | 28,7 30,9 125 | 361 103 | ae5 || doq | T 100 + 103 [+ o6
— Subventionen 0,5 0,2 0,9 14 ] 140 12 1,4 L7 ] 7 | 4179 + 2600 | ’
Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 87,1 163,5 179,9 © 195,3 208,6 226,7 258,3 283,5 306,6 | + 12,0‘ + 97! + 8,1
+ Abschreibungen 10,1 14,8 16,6 | 18,3 19,9 | 21,2 24,1 26,9 30,3 | + 11,8 + 11,8 1 + 12,3
I e ! R
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 97,2 | 178,3 196,4 213,6 228,5 1 247,9 282,4 310,4 336,8 | + 12,0} + 99+ 38,5
b) Nach der Finkommensumverteilung
! !
Netto-Einkommen aus unselbstindiger Arbeit 34,7 63,4 70,7 77,0 | 82,2 88,3 99,7 111,3 122,4 | + 10,8 ' + 11,6 | + 10.0
Offentliche Einkommensiibertragungen : ‘
an private Haushalte®) 11,7 20,2 22,7 27,8 31,2 32,2 34,2 37,4 40,6 | + 3,9 ‘ + 93 I+ 8.4
Masseneinkommen 46,4 83,6 93,4 104,8 i 113,4 120,5 134,0 148,7 163,0 + 9, 0 + 11,0 j + 9,6
Netto-Einkommen der Unternehmen 22,7 40,3 43,5 46,0 ! 49,1 53,2 60,6 61,4 62,2 | + 12,1 ‘ + 1.4+ 1,3
Netto-Einkommen des Staates 18,0 | 39,6 42 9 44,5 | 46,1 53,0 63,8 | 73,3 81,4 | + ]9 ol ‘ + 14, 9 ]‘ + 11,0
- RN S A } ] . bl
Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 87,1 i 163,5 179,9 195,3 | 208,6 | 226,7  258,3 ' 283,5 306,6 | + 12, o + 97! 4 81
III. Verwendung des Sozialprodukts
in jeweiligen Preisen
Privater Verbrauch 62, 103,4 115,1 125,6 1 134,9 144,2 160,5 | 176,3 192,2 | + 9.2+ 9.8+ 9,0
Staatlicher Verbrauch 14,0 23,8 25,4 27,3 ‘ 20,6 33,6 38,4 43,7 49,9 | + 12,4 4+ 13,7] + 14,2
Brutto-Anlageinvestitionen 18,3 41,0 45,0 46,7 50,3 57,1 67,7 77,6 85,5 + 16,3 . + 14,6 | + 10,2
davon | : ;
Bauten 8,9 19,1 21,3 22,5 24,5 29,0 1 34,0 38,9 43,8 | 4- 14,8 -+ 14,5 + 12,6
Ausriistungen 9,4 21,9 23,7 24,2 25,8 28,1 | 33,7 38,7 41,7 |+ 17,8 + 147 + 7.8
Vorratsverinderungen 57 0 60 43 | ‘ 3,8 4.6 1 8,0 6.0 53 | +71,71 — 250 1 - 117
AuBenbeitrag ~ L2 |+ 42 |+ 66 )+ 8, 7 + 88 |+ 85 |+ 7,8 |+ 68 |+ 3,9 | — 2,7 | — 123 — 42,6
nbeittas L . e - e A — R
Bruttosczialprodukt zu Mnrktprelsen 97,2 ‘ 178,3 196,4 | 213,6 ‘ 228,5 247,9 | 282,4 310,4 336,8 | + 12,0 ’ + 9,9 ! + 8,5

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. — *) Ab 1960 einschl. Saarland. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. — 1) Berg-

bau, Energiewirtschaft, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe. — %) Einschl. Nachrichteniibermittlung. — 3) Banken und Privatversicherungen, Wohnungsvermie-
tung, Stuat, sonst. Dienstleistungen, — ¢) Bruttol3hne und -gehilter einschl. Arbeitgeberbeitrige zur Sozialversicherung. — %) Einschl. privater Organisationen
ohne Erwerbscharakter. — ) Einschl. Beamtenpensionen. — p) Vorliufig.
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Steuern und Sozialversicherungsbeitrigen zu verzeichnen — im Vergleich zu 1961 um 10,2 vH
— als dem Anstieg des Volkseinkommens entsprochen hitte. Da sich die Riickiibertragungen
solcher Einnahmen an die Privaten in Form von Renten, Unterstiitzungen und anderen Einkom-
mensiibertragungen nur etwa im Mafe des Volkseinkommens erhShten, ist — wie der neben-
stehenden Tabelle entnommen werden kann —— das nach der Einkommensumverteilung ver-
bleibende Netto-Einkommen des Staates im Jahre 1962 relativ stark gestiegen (um 11,0 vH).
Auch das Masseneinkommen erh&hte sich stirker (um 9,6 vH) als das Gesamteinkommen, das
Netto-Einkommen der Unternehmen iibertraf dagegen den Vorjahrswert nur um 1 vH.

Die Netto-Einkommen der Unternehmen dienten zum weitaus grofiten Teil der Bestreitung des
Privatbedarfs der Unternehmer (einschlieBlich Landwirte, freier Berufe und anderer Selbstindiger),
fir den die Aufwendungen entsprechend der allgemeinen Tendenz des privaten Verbrauchs im
Jahre 1962 weiter gestiegen sind. Die den Unternehmen verbliebenen nichtentnommenen Gewinne
gingen dagegen betrichtlich zuriick. Sie beliefen sich nach vorliufiger Berechnung im Jahre 1962
auf 13,0 Mrd DM gegen 15,6 Mrd DM im Vorjahr. Die nichtentnommenen Gewinne sind
damit dem absoluten Betrag nach unter den tiefsten Stand im vorangegangenen Konjunktur-
zyklus (13,8 Mrd DM im Jahre 1957) gesunken. Da die Aufwendungen der Unternchmen fiir
Investitionen auch 1962 erheblich gewachsen sind, hat sich der Anteil der nichtentnommenen
Gewinne an deren Finanzierung stark vermindert; gemessen an den gesamten Netto-Investi-
tionen der Unternehmen, belief er sich 1962 auf 26 vH gegen 33 vH im Jahre 1961 und 43 vH
im Jahre 1960.

7. Preise und Ldhne

Ahnlich wie in der Entwicklung der Einkommen fanden auch im Preisverlauf die in verschiede-
nen Bereichen zu beobachtenden konjunkturellen Entspannungstendenzen im Jahre 1962 und in
den ersten Monaten des Jahres 1963 nur einen geringen Niederschlag. Abgesehen von dem vor-
wiegend von der Weltmarktpreisentwicklung abhingigen Preisindex fiir ausgewihlte Grundstoffe
sind alle wichtigen Preisindizes im Jahre 1962 gestiegen. Am wenigsten erhdhten sich die
Erzeugerpreise industrieller Produkte. Der Index fiir die Inlands- und Exportpreise der Industrie
war im Jahresdurchschnitt 1962 um 1,1 vH hdher als ein Jahr zuvor (gegeniiber einem Anstieg
von 1,2 vH im Jahre 1961); im Mirz 1963 lag er um 0,6 vH iiber dem entsprechenden Vor-
jahrsstand. Die iibrigen Preisindizes sind im Durchschnitt des Jahres 1962 in der Regel nicht nur
stirker als die Erzeugerpreise industrieller Produkte gestiegen, sondern iibertrafen auch ihre
eigene Steigerungsrate vom Jahre 1961. Dies gilt vor allem fiir den Preisindex fiir die Lebens-
haltung, in dem sich konjunkturelle Verinderungen normalerweise mit einer relativ groBen zeit-
lichen Verzégerung niederschlagen und der iiberdies sehr stark von nichtkonjunkturellen Fak-
toren abhingig ist. Unter Zugrundelegung von Jahresdurchschnittswerten hat er sich im Jahre
1962 um 3,5 vH erhht gegen 2,5 vH im Jahre 1961 und 1,5 vH im Jahre 1960. Die Beschleuni-
gung des Preisanstiegs auf der Verbraucherebene war in erster Linie auf die Verknappung be-
stimmter Agrarprodukte zuriickzufiihren; ohne die Emihrungskosten gerechnet, sind die
Verbraucherpreise im Jahre 1962 um 2,9 vHund damit etwas weniger als im Jahre 1961 gestiegen.

Die hauptsichlichsten Ursachen fiir die zeitweilig sehr starke Verteuerung der agrarischen
Produkte bildeten die relativ schlechte Ernte im Landwirtschaftsjahr 1961/62 und das lang-
anhaltende Frostwetter im Winter 1962/63, das vielfach den Transport und die Auslagerung
pflanzlicher Nahrungsmittel aus der an sich guten letztjihrigen Ernte erschwerte. Der zuerst
genannte Tatbestand spiegelte sich in den Preisindizes insofern wider, als der gesamte Anstieg
der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte im Landwirtschaftsjahr 1961/62 um 4.7 vH
ausschlieBlich auf die Preise der pflanzlichen Produkte entfiel (die sich um 19,5 vH erhéht haben),
wihrend die Preise der tierischen Produkte praktisch unverindert geblieben sind. In der Zeit von
Mitte 1962 bis zum Frithjahr 1963 sind die Preise der tierischen Produkte allerdings etwas in
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Bewegung gekommen, wobei insbesondere die Eierpreise stark anzogen, so daB der Preisindex fiir
tierische Produkte im Mairz 1963 trotz niedrigerer Schlachtviehpreise um 3,7 vH hoher war als
ein Jahr zuvor. Die Preise fiir pflanzliche Produkte sind zuniichst wegen der witterungsbedingten
Verknappung von Gemiise gleichfalls gestiegen; im Marz waren sie jedoch bereits um 1,1 vH
niedriger als ein Jahr zuvor. Die Einfithrung der EWG-Agrarmarktordnung hat bisher nur in
geringem Umfang, so namentlich bei Futtergetreide, zu Verteuerungen gefiihrt. Die Preise der
in die Marktregulierung einbezogenen Veredelungsprodukte sind nach der Uberwindung ge-
wisser Anlaufschwierigkeiten iiberwiegend gesunken. Nur die Eierpreise sind, wie erwihnt,
gestiegen, doch hing dies in erster Linie mit einer international verbreiteten Angebotsverknap-
pung zusammen. Hinzu kam allerdings, daf mit der Einfithrung der EWG-Marktregelung die
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bisher vom Bund gezahlten Fiersubventionen wegfielen und die inlindischen Frzeuger dafiir
durch Anhebung der Importpreise fiir Eier schadlos gehalten werden sollten.

Der Entwicklung der Erzeugerpreise industrieller Produkte waren in erster Linie durch die
rege internationale Konkurrenz enge Grenzen gesetzt. Eindeutig 138t sich dieser Einfluf bei den
Exportpreisen der Industrie nachweisen, die im Mirz praktisch ebenso hoch waren wie ein Jahr
zuvor und auch den Stand von 1958 nur um 0,5 vH tibertrafen. Der Index der inldndischen Erzeu-
gerpreise, der in seiner warenmifigen Zusammensetzung freilich nicht ganz dem der Exportpreise
entspricht, ist dagegen vom Mirz 1962 bis zum Mirz 1963 um 0,8 vH gestiegen und lag um 3,6
vH iiber dem Stand von 1958. Im Verlauf des Jahres 1962 standen Preissenkungen in den Grund-
stoffindustrien, die im wesentlichen mit riickliufigen Weltmarktpreisen zusammenhingen, Preiser-
hohungen in anderen Branchen gegeniiber, die um so stirker ausgepriigt waren, je niher der
Reifegrad der Produkte der endgiiltigen Verwendung als Verbrauchs- oder Investitionsgut war.
Auf der Endstufe des Fertigungsprozesses waren die Investitionsgiiter im Mirz 1963 um 1,6 vH
und die Verbrauchsgiiter um 1,5 vH teurer als ein Jahr zuvor, wihrend die inlindischen Erzeuger-
preise der Vorprodukte nur um 0,4 vH gestiegen sind. Die Differenzierung zeigt, dafl es bei den
Endprodukten offensichtlich weit schwieriger ist, die Kostensteigerungen, die sich hier nicht nur
aus den Lohnerhdhungen, sondern auch aus den — in der Regel freilich nicht sehr starken —
Preissteigerungen fiir Vorprodukte ergeben, durch Rationalisierung oder durch Einengung der
Gewinnspannen aufzufangen. Da gerade bei Endprodukten die Einfuhr besonders kriftig gestie-
gen ist, diirften diese Preissteigerungen im allgemeinen nicht auf mangelnde auslindische Kon-
kutrenz zuriickzufithren sein. Das Fehlen des internationalen Wettbewerbs spielte im gewerbli-
chen Bereich nur auf dem Baumarkt eine wichtige Rolle. So stieg der Preisindex fiir Wohnge-
biude im Durchschnitt des Jahres 1962 um 8,7 vH — das war die stirkste jihrliche Zunahme
seit 1951. Auch im Tiefbau, dessen Angebotselastizitit allgemein erheblich gréfer eingeschitzt
wird als die des Hochbaus, hat sich das Preisniveau, gemessen am Preisindex fiir den Straienbau,
im Jahre 1962 sehr stark — um 7,1 vH — erhsht.

Wie schon angedeutet, war die Verteuerung der Lebenshaltung der privaten Haushalte im
Verlauf des Jahres 1962 und besonders in den ersten Monaten von 1963 stark durch die Preis-
steigerung fiir Erndhrungsgiiter bestimmt; im Mirz 1963 waren die Verbraucherpreise fiir Frnih-
rung um 6 vH héher als ein Jahr zuvor, womit sie den Jahresdurchschnitt von 1958 um 15 vH
iibertrafen. Allerdings 1Bt sich dieser Anstieg nur zum Teil mit der Preisentwicklung auf der
Erzeugerstufe erkliren, vielmehr hiingt er auch mit der Ausweitung der Verarbeitungs- und Ver-
teilerspannen zusammen. Der Grund fiir die Steigerung der Distributionskosten, die sich nicht
nur bei Lebensmitteln, sondern auch bei den iibrigen Waren feststellen 14f¢t, liegt in erster Linie
darin, daB die wachsenden Personalaufwendungen in diesem Bereich weit weniger als in der
Industrie durch Produktivititsfortschritte aufgewogen werden kdnnen. Noch stirker stiegen
unter dem Einfluf der wachsenden Arbeitskosten die Preise der Dienstleistungsgewerbe im
engeren Sinne, wie z. B. die des Beherbergungs- und Gaststiittengewerbes. Hinzu kamen in den
ersten Monaten des Jahres 1963 administrativ bedingte Preisanhebungen, so namentlich fiir dic
Leistungen der Bundesbahn und der Bundespost sowie Mieterhdhungen fiir einen Teil der Alt-
bauwohnungen. Im Mirz 1963 waren der Preisindex fiir Wohnungsnutzung um rd. 6 vH und
derjenige fiir Verkehrsleistungen um 7 vH héher als ein Jahr zuvor.

Die Lohnentwicklung stand sowohl im Jahre 1962 als auch in den ersten Monaten des laufen-
den Jahres weiter im Zeichen einer relativ kriftigen, wenn auch allmihlich etwas abflauenden
Expansion. Das Durchschnittseinkommen der Arbeitnehmer stieg im Jahre 1962 um 8,7 vH gegen
10,2 vH im Jahre 1961. Die Verlangsamung diirfte vor allem in Bereichen auBerhalb der Industrie
Platz gegriffen haben, denn in der Industrie selbst 148t sich jedenfalls im Jahresdurchschnitt keine
nennenswerte Verminderung des Anstiegs feststellen. Allerdings hat es den Anschein, daff auch
hier im Verlauf des Jahres 1962 das Ausmafl der Lohnerhdhungen kleiner geworden ist. Die
Zuwachsrate der Stundenverdienste der Industriearbeiter betrug im vierten Quartal 1962 10,0 vH
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Lohnkosten je  Stiegs vollzog sich in der Gesamtwirtschaft
Produktionseinheit  eine Verringerung des Produktivititszuwachses. Zieht man zum Vergleich fiir die Steigerung der
Durchschnittsverdienste (die 1962 8,7 vH betrug) den realen Zuwachs des Bruttosozialprodukts
je Erwerbstitigen heran, der sich im Jahre 1962 auf 2,9 vH belief, so ergibt sich eine durch die
Produktivitdtszunahme nicht aufgewogene Lohnkostensteigerung von 5,7 vH im Vergleich zu
6,2 vH im Jahre 1961. In der Industrie sind die Lohnkosten je Produktionseinheit im Jahre
1962 um 6,1 vH (gegen allerdings 7,5 vH im Vorjahr) gestiegen; sie iibertrafen damit erneut
die fiir die Gesamtwirtschaft ermittelte Zuwachsrate. Die fiir die Industrie vorliegenden Viertel-
jahreszahlen lassen jedoch erkennen, dafl der Anstieg gegen Ende des Jahres 1962 merklich lang-

samer geworden ist.
Héchste Kostensteige- Mit den Steigerungssitzen der Lohnkosten je Produktionseinheit fiir 1961 und 1962 steht die
rang m mtemif:&fﬁﬁ Bundesrepublik im Vergleich zu anderen wichtigen Industrielindern, wie dem obenstehenden
Schaubild zu entnehmen ist, an erster Stelle. Seit 1958 haben sich in der Industrie der Bundes-
republik die Lohnkosten je Produktionseinheit um 16 vH erhdht gegeniiber 12 vH in Grofi-
britannien und 7 vH in Frankreich; in Italien, in Belgien und in den Vereinigten Staaten waren
die Lohnkosten je Produktionseinheit im Jahre 1962 sogar niedriger als 1958. Iin internatio-
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nalen Vergleich ist auferdem zu beriicksichtigen, daf sich in der Zwischenzeit durch die DM-
Aufwertung eine zusitzliche Belastung der Konkurrenzposition ergeben hat. Es liegt auf der
Hand, dafB durch diese Entwicklung das deutsche Kostenniveau eine Hohe erreichte, die zumin-
dest im Export eine Fortwilzung weiterer Kostensteigerungen in den Preisen kaum noch zuliBt.
Im Inland sind diese Mdglichkeiten, soweit es sich nicht um Waren handelt, bei denen die
Einfuhrkonkurrenz grof ist, bisher nicht so eng begrenzt, was zur Folge hat, daf in diesen
Bereichen — wie namentlich in der Bauwirtschaft und im ganzen ,tertiiren Sektor” — die
Erhdhung der Lohnkosten immer stirker zum entscheidenden Faktor fiir die Preisentwicklung
geworden ist.

VI. Die Zahlungsbilanz

1. Die wichtigsten Entwicklungstendenzen

Gemessen an der Verinderung des Gold- und Devisenbestandes der Bundesbank wies die
Zahlungsbilanz der Bundesrepublik im Jahre 1962 ein Defizit von rd. 550 Mio DM auf gegen
1,9 Mrd DM im Vorjahr, wihrend sie 1960 mit einem Uberschuf von 8,0 Mrd DM abgeschlossen
hatte. Die Verinderung gegeniiber dem Vorjahr war auch 1962 — allerdings weit weniger als in den
vorangegangenen Jahren — durch Sondertransaktionen im Rahmen des Kapitalverkehrs und
durch Schwankungen im Saldo der kurzfristigen Kapitalbewegungen beeinfluBt. Zusammengenom-
men wiesen diese 1962 einen Aktivsaldo auf, nachdem sie 1961 zu einer betrichtlichen Passi-
vierung gefithrt hatten. Sicht man hiervon ab, so hat sich die Zahlungsbilanz im vergangenen
Jahr in starkem MafBe verschlechtert. Die sogenannte ,,Grund-Zahlungsbilanz” (basic balance),
in der die Salden der laufenden Posten und der nicht auf Sonderfaktoren zuriickgehenden lang-
fristigen Kapitalbewegungen zusammengefaBt sind, schlof 1962 mit einem Defizit von rd.
1,3 Mrd DM ab nach Uberschiissen von 2,8 Mrd DM im Vorjahr und 4,4 Mrd DM.im Jahre 1960.
Entscheidend hierfiir war die Entwicklung der Bilanz der laufenden Posten. Sie war 1962 erst-
mals seit mehr als einem Jahrzehnt passiv. Das Defizit betrug 1,4 Mrd DM; dagegen waren in
den beiden vorangegangenen Jahren Uberschiisse von 3,0 Mrd DM bzw. 4,5 Mrd DM zu ver-
zeichnen. Der Aktivsaldo im Warenverkehr sank dabei um 2,9 Mrd DM und reichte bei weitem
nicht mehr aus, um die erhdhten Defizite des Dienstleistungsverkehrs und der unentgeltlichen
Leistungen zu decken. Der langfristige Kapitalverkehr (ohne Sondertransaktionen) wies — anders
als im Jahre 1961 — einen geringen Uberschuff auf, so daB sich die ,Grund-Zahlungsbilanz“
nicht ganz so stark verschlechterte wie der Saldo der laufenden Posten.

Der kurzfristige Kapitalverkehr (ohne Sondertransaktionen) hat sich im Gegensatz zu den
langfristigen Transaktionen im letzten Jahre leicht passiviert. Von ausschlaggebender Bedeutung
fiar die Entwicklung der gesamten Kapitalbilanz waren jedoch die schon erwihnten Sonder-
faktoren; zu diesen sind vor allem die vorzeitigen Riickzahlungen von Auslandsschulden, die 1961
Abfliisse in Hohe von 3,1 Mrd DM zur Folge hatten, sowie die Transaktionen mit dem Inter-
nationalen Wihrungsfonds zu rechnen. Letztere fithrten 1962 per Saldo zu Kapitalriickfliissen,
nachdem im Jahr zuvor die Kapitalhergaben iiberwogen hatten. Die Verinderungen bei den
Sonderfaktoren sind der Grund dafiir, daB der Passivsaldo des gesamten statistisch erfafiten
Leistungs- und Kapitalverkehrs trotz der starken Verschlechterung der ,basic balance” nicht so
hoch war wie 1961. Er betrug rd. 870 Mio DM gegen 2,2 Mrd DM im Vorjahr. DaB er in beiden
Jahren hoher war als das Defizit der Devisenbilanz, hingt damit zusammen, daB der Restposten
der Zahlungsbilanz, in dem die Zufliisse oder Abfliisse beriicksichtigt werden, die sich nicht den
einzelnen Posten der Leistungs- und Kapitalbilanz zurechnen lassen, mit 316 Mio DM (1962)
bzw. 234 Mio DM (1961) aktiv war.

In den ersten Monaten von 1963 war die Zahlungshilanz weitgehend ausgeglichen. Der leichte
— auf Kapitalbewegungen zuriickgehende — Uberschuff der Grundbilanz (1. Vierteljahr 1963:
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verkehr

Widitige Posten der Zahlungsbilanz™* )

in Mio DM
P 1962 1963
ositionen 1958 1959 1960 ! 1961 1962
| 1. Hj. 2. Hj. 1. Vj.P)
A. Grundbilanz
1. Bilanz der laufenden Posten
1) Warenhandel (fob-Werte) + 7505 | 7752 | 8550 |+ 9798 | £ 6918 | £ 3159 | +3775 ]
2) Dienstleistungen + 329 | — 766 | — 1157 | — 3317 | — 4554 | — 1584 | — 2950 |
3) Unentgeltliche Leistungen — 1854 | — 2602 | — 2878 | — 3483 | — 3763 | — 1954 | — 18§09 | — 913
Saldo der laufenden Posten + 5980 | + 4084 | + 4545 | - 2998 | — 1403 | — 399 | — 1004 | — 345
I1. Langfristiger Kapitalverkehr
(ohne Sondertransaktionen) — 1568 | — 2623 | — 157 | — 228 | = 111 | — 68 | + 179 | 4 624
Deutsche Investitionen im Ausland
(Kapitalexport: —) (— 1690)|(— 2976) | (— 2260)|(— 2046)| (— 2363)|(— 1357)|(— 1006)}|(— 369)
Auslindische Investitionen im
Inland
_ (Kapitalimport: +) (4 122) | (+ 353) | (+ 2103)| (4 1818} | {4+ 2474) | (+ 1289)|{+ 1185){(+ 993}
Saldo der Grundbilanz (1 + II) + 4412 | + 1461 | + 4388 ¢ + 2770 [ — 1292 | — 467 | — 825 | + 279

B. Kurzfristiger Kapitalverkehr
(ohne Sondertransaktionen) — 553 | — 2193 + 2124 .+ 395 - 56 | — 2492 | - 2436 | — 593
darunter: Nettoverinderung der Devi- :

senposition der Geschifts-

banken (— 734)|(— 1035){(+ 2254) (—~ 264)(— 147)|(— 2235)|(+ 2088} |(— 1541)

C. Sondertransaktionen im Kapitalverkehr — 271 — 1432 | — 269 | —5327 | + 480 | + 161 + 319 — 8
darunter: Transaktionen mit dem Inter-

nationalen Wihrungsfonds (— 271)|(— 529)|(— 169)|(— 1322)|(+ 4s0)|[(+ 161)|(4 319)|(— 8)

Vorzeitige Riickzahlung vonr
Schulden aus der Nachkriegs-

wirtschaftshilfe ( — )= 903)|( — Y (=312%8)( -« —)|( — -)
Saldo der Leistungs- und Kapitalbilanz !
(A+B+0Q) 4+ 3588 | — 2164 | + 6243 | — 2162 | — 868 | — 2798 | + 1930 | — 322
D. Unaufgeklirte Differenz zwischen
Devisenbilanz und Leistungs- und
Kapitalbilanz — 400 | — 40 | + 1764 | + 234 | + 316 | + 1510 | — 1194 | + 226
E. Saldo der Devisenbilanz (Verinderung
der Wihrungsreserven der Deutschen
Bundesbank) + 3188 | — 2204 | 8007 | — 1928 | — 552 — 1288 . 4+ 736 | — 9%

*) Vgl. hierzu auch die ausfiihrliche Zahlungsbilanziibersicht auf Seite 165, — p) Vorliufig.

279 Mio DM) wurde durch Defizite bei den kurzfristigen Kapitalbewegungen (unter Einschluf des
Restpostens der Zahlungsbilanz) kompensiert.

2. Bilanz der laufenden Posten

Bei einem Anstieg der Umsétze im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland von
124 Mrd DM im Jahre 1961 auf 135 Mrd DM im Jahre 1962, also um etwa 9 vH, ging der Uber-
schuff der Waren- und Dienstleistungsbilanz 1962 auf knapp 2,4 Mrd DM zuriick gegen 6,5 Mrd DM
im Jahre 1961 und rd. 7,5 Mrd DM im Durchschnitt der Jahre 1957 bis 1960. In den seit Ende
1962 verstrichenen Monaten haben die Aktivsalden im Waren~ und Dienstleistungsverkehr weiter
abgenommen. Im ersten Quartal von 1963 lag der Uberschuff mit 568 Mio DM um 203 Mio DM
unter dem entsprechenden Vorjahrsstand, obwohl damals die Einfuhr durch einen statistischen
Faktor (Erfassung der in Zollvormerklagern befindlichen Waren als Einfuhr im Spezialhandel)
{iberh8ht war. Ausschlaggebend fiir die Entwicklung im Jahre 1962 war der Warenverkehr. Der
Aufenhandelsiiberschuf — in der Abgrenzung, die in der Zahlungsbilanzstatistik iiblich ist —
verminderte sich 1962 auf 6,9 Mrd DM gegen 9,8 Mrd DM im vorangegangenen Jahr und 8,6
Mrd DM im Jahre 1960. Nach den Angaben der amtlichen AuBenhandelsstatistik stellte er sich
1962 auf 3,5 Mrd DM gegen 6,6 Mrd DM im Jahr zuvor. Der Unterschied beruht vor allem
darauf, daf die Einfuhrziffern der AuBenhandelsstatistik auf dem Ubergangswert an der Grenze
des importierenden Landes basieren (cif-Wert), also die Kosten fiir Fracht und Versicherung
enthalten, wihrend die in der Zahlungsbilanz ausgewiesenen Daten, den internationalen statisti-
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schen Gepflogenheiten entsprechend, auf den Wert abgestellt sind, den die Waren an der Grenze
des exportierenden Landes haben, d. h. auf fob-Werten beruhen. Bei den jihrlichen Zahlungs-
bilanzaufstellungen werden die — durch detaillierte Schitzungen ermittelten — Kosten fiir
Fracht und Versicherung aus den Einfuhrziffern der AuBenhandelsstatistik ausgegliedert und den
Ausgaben fiir Dienstleistungen zugerechnet. Die Umgruppierung fithrt zu einer entsprechenden
Verschlechterung der Dienstleistungsbilanz, Das Gesamtergebnis des Waren- und Dienstleistungs-
verkehrs wird hierdurch jedoch nicht beriihrt.

Der Riickgang des Aufenhandelsiiberschusses im Jahre 1962 beruhte vor allem darauf, daB die
Importe wesentlich schneller zunahmen als die Exporte. Die Einfuhr, die 1961 nach den
Angaben der amtlichen AuBenhandelsstatistik nur um 3,8 vH iiber ihren Vorjahresstand hinaus-
gegangen war, stieg im vergangenen Jahr um 11,6 vH. Da die Einfuhrpreise 1962 weiter nach-
gaben, wuchs das Einfuhrvolumen, das im Jahr zuvor um 7,5 vH zugenommen hatte, sogar
um fast 14 vH. Fiir die Beschleunigung des Einfuhranstiegs haben zwar zum Teil Sonderfaktoren,
wie die verschiedentlich erwihnte Erfassung bisher nicht beriicksichtigter Waren infolge einer
Anderung im Zollverfahren, das Inkrafttreten der ersten EWG-Agrarmarktordnungen und die
Zunahme der Riistungsimporte eine Rolle gespielt, jedoch haben sich die Importe 1962 auch
dann wesentlich mehr erhdht als im Jahre 1961, wenn man von diesen Sondereinfliissen absicht.
Auf die Griinde, die dies bewirkten, ist im vorangegangenen Abschnitt (vgl. Seite 76 f.) bereits
eingegangen worden, so daf hicrauf verwiesen werden kann. Gleiches gilt fiir die Entwicklung
der Ausfuhr, deren Steigerungsrate mit 3,9 vH wesentlich niedriger war als im Vorjahr, in dem sie
6,3 vH betragen hatte.

Die Bilanz des Dienstleistungsverkehrs schlof 1962 bei Einnahmen von 13,0 Mrd DM und Aus-
gaben (einschlieBlich der Fracht- und Versicherungskosten der Wareneinfuhr) von 17,5 Mrd DM
mit einem Defizit von reichlich 4,5 Mrd DM ab gegen 3,3 Mrd DM im Jahre 1961 und 1,2 Mrd DM
im Jahre 1960. Dabei ist zu beriicksichtigen, daB in der Dienstleistungsbilanz auch die Einnahmen
fiir Leistungen an auslindische militdrische Dienststellen enthalten sind. Sie nahmen 1962 um
eine halbe Milliarde DM auf 4,3 Mrd DM zu. Zur Kompensation der den NATO-Maichten hieraus
entstehenden Belastungen hat die Bundesrepublik schon seit Jahren hohe Auftrige fiir die
Lieferung von Riistungsgiitern aus diesen Lindern vergeben. Trotz der zum Teil sehr langen Lie-
ferfristen hat sich die effektive Einfuhr an Riistungsgiitern von Jahr zu Jahr verstirkt; im letzten
Jahr nahm sie um 60 vH zu. Zwischen der Zunahme der Einnahmen von fremden Truppen und
der Verminderung des AuBenhandelsiiberschusses besteht also — zumindest lingerfristig ge-
sehen -— ein enger Verbund.

Bei den iibrigen, vorwiegend , kommerziellen” Transaktionen im Dienstleistungsverkehr wuchs
das Defizit um 1,7 Mrd DM auf 8,9 Mrd DM. Allein die Reiseverkehrsbilanz schlofi bei Ein-
nahmen von 2,2 Mrd DM und Ausgaben von 4,6 Mrd DM mit einem gegeniiber dem voran-
gegangenen Jahr um 1 Mrd DM auf 2,4 Mrd DM gestiegenen Defizit ab. Die Ausgaben fiir Ar-
beitsentgelte, Renten und Pensionen erh&hten sich um 340 Mio DM auf 1,7 Mrd DM.
was vor allem darauf zuriickzufithren ist, daB die Zahl der in der Bundesrepublik titigen aus-
lindischen Arbeitskriifte 1962 weiter zunahm und die Rimessen der Gastarbeiter infolgedessen
wesentlich iiber dem Vorjahrsstand lagen. Bei der Transportbilanz, der, gemessen an den Um-
sdtzen, im Rahmen des gesamten kommerziellen Dienstleistungsverkehrs besondere Bedeutung
zukommt, wuchs das Defizit um rd. 160 Mio DM auf 700 Mio DM; infolge der kriftigen Zu-
nahme der Importe sind auch die fiir Einfuhrfrachten gezahlten Betrige gestiegen. Schlieflich hat
sich der Passivsaldo der Kapitalertragsbilanz auf Grund vermehrter Ertrige aus auslindischen In-
vestitionen in der Bundesrepublik um rd. 100 Mio DM auf 1,4 Mrd DM erhsht. Bei den iibri-
gen Dienstleistungen (dabei handelt es sich vor allem um Provisionen, Lizenzen, Patente und
Montageleistungen), die 1962 etwa 20 vH der Gesamtumsitze im Dienstleistungsverkehr aus-
machten, sind die Ausgaben im Jahre 1962 um fast 2,9 Mrd DM iiber die Einnahmen hinausge-
gangen gegen 2,7 Mrd DM im Vorjahr.
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Erhshtes Defizit bei Auch in der Bilanz der unentgeltlichen Leistungen hat das Defizit 1962 weiter zugenommen.

den “nen]t_geﬁ:kl’i}:; Mit 3,8 Mrd DM war es um rd. 300 Mio DM héher als im Jahre 1961. Der Anstieg hingt
vor allem damit zusammen, daB die Bundesrepublik dem Entwicklungsfonds der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft mit 308 Mio DM einen fast doppelt so hohen Betrag zur Verfiigung
stellte wie im Jahr zuvor. Insgesamt hat dieser Fonds damit in den vergangenen Jahren von
deutscher Seite 801 Mio DM erhalten ). Dagegen waren die deutschen Aufwendungen fiir Wieder-
gutmachungsleistungen mit 2460 Mio DM etwas geringer als im vorangegangenen Jahr, da sich
die Zahlungen aus den mit einer Reihe europiischer Linder sowie mit dem Fliichtlingskommissar
der Vereinten Nationen abgeschlossenen ,,Globalabkommen” umrd. 70 Mio DM auf 230 MioDM
verringerten. Die Wiedergutmachungsleistungen an Einzelpersonen, auf die mit annidhernd
2 Mrd DM etwa 80 vH der gesamten Wiedergutmachungszahlungen entfielen, blieben praktisch
unverindert, nachdem sie in den Vorjahren kontinuierlich gestiegen waren. Die Leistungen auf
Grund des Wiedergutmachungsabkommens mit Israel entsprachen mit 250 Mio DM dem ver-
traglich vereinbarten Umfang. Sie erreichten damit bis Ende 1962 einen Gesamtbetrag von
2650 Mio DM, d.s. reichlich drei Viertel der nach diesem Abkommen insgesamt vorgesehenen
Zahlungen (3 450 Mio DM).

3. Der Kapitalverkehr mit dem Ausland

Die Rolle der Sonder- Die Kapitalbilanz schloB 1962 mit einem Uberschuf (d. h. mit einem Nettokapitalimport) von
transaktionen 535 Mio DM ab, nachdem sie im vorangegangenen Jahr mit 5,2 Mrd DM passiv gewesen war.
Der Wandel geht, wie eingangs erwihnt, vor allem auf Verinderungen bei den sogenannten
Sondertransaktionen zuriick. Wihrend 1961 zur Kompensation der bis dahin noch sehr hohen
Devisenzufliisse vorzeitige Riickzahlungen von Schulden aus der Nachkriegswirtschaftshilfe der
Vereinigten Staaten, Grofibritanniens und Frankreichs sowie Kreditgewihrungen an die Weltbank
in Héhe von insgesamt 4,0 Mrd DM vorgenommen wurden und auflerdem der Internationale
Wihrungsfonds infolge von DM-Zichungen verschiedener Mitgliedslinder einen Betrag von
1,3 Mrd DM (netto) abrief, fithrten die Sondertransaktionen 1962 per Saldo zu einem Kapital-
zustrom von 480 Mio DM. Er war ausschlieBlich durch Transaktionen mit dem Internationalen
Wihrungsfonds bedingt. Durch Kreditriickzahlungen einzelner Mitgliedslinder an den Wih-
rungsfonds, die, soweit sic in DM erfolgten, an die Bundesrepublik weitergeleitet wurden,
flossen der Bundesbank 942 Mio DM zu, wovon allein 720 Mio DM auf Riickzahlungen Gro8-
britanniens entfielen. Demgegeniiber waren auf Grund von DM-Ziechungen Mittel in Héhe von
462 Mio DM bereitzustellen.

Die laufende Kapital- Auch die Bilanz des laufenden, d. h. des um die Sondertransaktionen bereinigten, Kapitalver-
bilanz  y ohrs war 1962 — ebenso wie in den beiden vorangegangenen Jahren — aktiv. Dabei stand
einem Defizit der kurzfristigen Kapitalbewegungen im Betrage von 56 Mio DM ein Uberschuf
der langfristigen Kapitalleistungen (111 Mio DM) gegeniiber. Tnsgesamt ergab sich ein Aktiv-
saldo von 55 Mio DM gegen rd. 170 Mio DM im Vorjahr und nicht weniger als 2 Mrd DM
im Jahre 1960, als der KapitalzufluB auf Grund von spekulativ beeinfluiten Wertpapiertrans-
aktionen, hohen Mittelaufnahmen der Wirtschaft im Ausland und umfangreichen Repatriierun-
gen von Auslandsanlagen der Geschifisbanken besonders hoch war. Wenn sich somit auch die
Entwicklung der laufenden Kapitalbilanz im Vergleich zu den extremen Uberschiissen des Jahres
1960 normalisiert hat, so steht sie doch noch immer in starkem Gegensatz zu den hohen Netto-

Kapitalexporten in den Jahren 1958 und 1959.
UberschuB im privaten Im privaten langfristigen Kapitalverkehr mit dem Ausland ist der Uberschuf im Jahre 1962
langfristigen E:flitealzr und in den ersten Monaten des laufenden Jahres gestiegen, da sich die Anlagen des Auslandes
in der Bundesrepublik stirker erhdhten als die Investitionen der Bundesrepublik im Ausland.
1962 betrug der Aktivsaldo 1,1 Mrd DM gegen 890 Mio DM in 1961 und 980 Mio DM im

1) Davon wurden bis Ende Marz 1963 allerdings erst 166 Mio DM in Anspruch genommen. Der noch nicht abgerufene Betrag von 635 Mio DM
erscheint im Rahmen der Kapitalbilanz als kurzfristige Kreditgewdhrung des Auslandes an die Bundesrepublik.
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Jahre 1960. Der Kapitalverkehr
hat dabei in beiden Richtun-
gen kriftig zugenommen, was
mit anderen Worten heifit, daf
sich die Kapitalverflechtung
der deutschen Wirtschaft mit
der des Auslandes weiter in-
tensiviert hat. Bei Neuanlagen
von 5,3 Mrd DM und Liquida-
tionen von 2,7 Mrd DM stie-
gen die langfristigen privaten
Investitionen des Auslandes
1962 per Saldo um 2,6 Mrd
DM gegen 1,9 Mrd DM im
Vorjahr und 2,4 Mrd DM im
Jahre 1960. Demgegeniiber
waren die auslindischen In-
vestitionen im Durchschnitt
der Jahre 1955 bis 1959, in
denenzeitweise allerdings noch
gewisse devisenpolitische Be-
schrainkungen bestanden hat-
ten, nur um 600 Mio DM
(netto) gewachsen. Von den
auslidndischenInvestitionen des
Jahres 1962 entfielen 1,6 Mrd
DM (netto) bzw. knapp zwei
Drittel des Gesamtbetrages
auf den Erwerb von deutschen
Wertpapieren, und zwar 890
Mio DM auf die Ubernahme
von Dividendenpapieren und
730 Mio DM auf den Kauf
von festverzinslichen Wert-
papieren. Gegeniiber dem Vor-
jahr, in dem das Ausland per
Saldo Wertpapiere im Betrag
von ebenfalls 1,6 Mrd DM
iibernommen hatte, sind die
Aktienkiufe um 450 Mio DM
zuriickgegangen, die Kdufe von
festverzinslichen Werten ent-
sprechend gestiegen. Diese
Tendenz hat sich in den ersten
Monaten von 1963 fortge-
setzt: Die ausldndischen Kiiufe
von festverzinslichen Wertpa-
pieren beliefen sich in der
Zeit von Januar bis Mirz
1963 auf 500 Mio DM gegen
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Kapitalexporte der
Sffentlichen Hand

150 Mio DM im ersten Quartal 1962, wihrend die Aktienkdufe auf 200 Mio DM zuriick-
gingen, verglichen mit 380 Mio DM im entsprechenden Vorjahrsabschnitt. Die anhaltende
Schwiiche an den Aktienmirkten einerseits und das im internationalen Vergleich attraktive Zins-
niveau der festverzinslichen deutschen Wertpapiere andererseits diirften hierfiir ausschlaggebend
gewesen sein. Die Aufnahme von langfristigen ausldndischen Krediten und Darlehen durch deut-
sche Unternehmen, die 1961 auf weniger als die Hilfte des im Jahr zuvor aufgenommenen Be-
trages gesunken war, ist 1962 wieder kriftig gestiegen. Sie betrug rd. 560 Mio DM (netto)
gegen 140 Mio DM in Jahre 1961. Ebenfalls erhéht hat sich die Mittelbeschaffung durch die
VeriduBerung von nicht in Wertpapieren verbrieften Geschifts- und Kapitalanteilen an das Aus-
land. Auf Grund derartiger Transaktionen, bei denen es sich zu einem grofien Teil um den
Verkauf von GmbH-Anteilen und von Anteilen an Personalgesellschaften an auslindische In-
vestoren handelte, flossen 1962 mehr als 500 Mio DM (netto) zu gegen 400 Mio DM im Vor-
jahr und rd. 270 Mio DM im Jahre 1960.

Auf der anderen Seite sind die privaten Kapitalexporte 1962 ebenfalls stark gewachsen. Neu-
anlagen von 2,9 Mrd DM standen Liquidationen von 1,4 Mrd DM gegeniiber, so daf8 die lang-
fristigen privaten Auslandsanlagen per Saldo um 1,5 Mrd DM zunahmen gegen 1,0 Mrd DM im
vorangegangenen Jahr und 1,4 Mrd DM im Jahre 1960. Die Belebung der privaten Kapitalaus-
fuhr ging in erster Linie auf hohere Wertpapierkidufe zuriick. Fiir den Erwerb auslidndischer
Aktien und festverzinslicher Wertpapiere wurden 1962 per Saldo 860 Mio DM ausgegeben, ver-
glichen mit 200 Mio DM im Vorjahr, 715 Mio DM im Jahre 1960 und 1,5 Mrd DM im Jahre
1959, in dem diese Form des Kapitalexports ihren bisher gréften Umfang erreicht hatte. Ein Teil
der 1962 registrierten Wertpapierkiufe geht allerdings lediglich auf eine Umwandlung von be-
reits frither gewihrten Krediten und Darlehen in Wertpapieranlagen zuriick. Insoweit ist es nicht
zu einem Mittelabfluf in das Ausland, sondern nur zu einer Verschiebung zwischen den einzelnen
Posten der Kapitalausfuhr gekommen. Aber auch abgesehen hiervon waren die Kéufe von aus-
lindischen Wertpapieren hdher als im Jahr zuvor, was nicht zuletzt auf die erfolgreiche Placie-
rung einer Anleihe der japanischen Stadt Osaka iiber 100 Mioc DM am deutschen Kapitalmarkt
und auf die Ubernahme von Aktien der Ford Motor Company durch ein deutsches Bankenkon-
sortium zuriickging. Der Kapitalexport durch Gewihrung von Krediten und Darlehen, durch den
Erwerb von Grundbesitz im Ausland und durch die Ubernahme von Geschifts- und Kapitalan-
teilen stellte sich 1962 auf rd. 600 Mio DM; daB er um knapp 250 Mio DM niedriger war als im
vorangegangenen Jahr, ist ausschlieBlich auf die zuvor erwihnten Umbudchungen zuriickzufiihren.

Der Nettokapitalzustrom im privaten Bereich wurde zum gréfiten Teil durch langfristige
Kapitalexporte der 6ffentlichen Hand kompensiert. Diese stellten sich 1962 auf rd. 980 Mio
DM (netto) gegen reichlich 1,1 Mrd DM im Jahre 1961. Die Abnahme erklirt sich daraus, da8
die Kredite des Bundes an Entwicklungslinder 1962 mit 700 Mio DM um rd. 200 Mio DM
niedriger waren als im Vorjahr. Die bilateralen Kreditgewihrungen des Bundes (sie werden fast
vollstindig von der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau abgewickelt) stellen allerdings nur einen Teil
der von der Bundesrepublik insgesamt erbrachten Entwicklungshilfe dar. Zu ihr zihlen auch Bei-
trige an die mit der Finanzierung von Entwicklungsprojekten befaiten internationalen Organi-
sationen sowie die Zahlungen fiir die technische Hilfe und bestimmte private langfristige Kapi-
talleistungen. Insgesamt beliefen sich die den Entwicklungslindern 1962 von der Bundesrepublik
direkt oder iiber internationale Organisationen zur Verfiigung gestellten Mittel auf 2,5 Mrd DM.
Die Verminderung gegeniiber dem Vorjahr, in dem diese Aufwendungen 3,3 Mrd DM
betragen hatten, geht — abgesehen von den Schwankungen in den bilateralen Krediten — auf
den Wegfall auBergewdhnlicher Kapitalleistungen der Bundesbank an die Weltbank zuriick. Auf
langere Sicht ist jedoch mit steigenden Auszahlungen bei der Entwicklungshilfe zu rechnen, be-
liefen sich doch allein die von der deutschen Regierung eingegangenen Verpflichtungen, die in
den kommenden Jahren einzuldsen sind, Ende 1962 auf rd. 7 Mrd DM, bei denen es sich zum
gréfiten Teil um bilaterale Kapitalhilfen handelt.
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Unter den sonstigen ffentlichen Kapitalleistungen des Jahres 1962 sind die Gewéhrung eines
150 Mio DM-Kredits an Portugal, die Bereitstellung von 41 Mio DM fiir die Internationale Ent-
wicklungsorganisation (IDA) und die Zeichnung eines 40 Mio DM betragenden Anteils an der
sogenannten Sanierungsanleihe der Vereinten Nationen zu nennen.

Die Bilanz der statistisch erfafiten kurzfristigen Kapitalbewegungen (ohne Sondertransaktio-
nen) schlof 1962 mit einem leichten Defizit (56 Mio DM) ab, nachdem sie im vorangegangenen
Jahr einen UberschuB von knapp 400 Mio DM und im Jahre 1960 von sogar 2,1 Mrd DM auf-
gewiesen hatte. Im Verlauf des Jahres 1962 waren allerdings schr starke Schwankungen zu be-
obachten, und zwar in erster Linie in der Devisenposition der Geschiiftsbanken. Nachdem sich
diese — teilweise in Reaktion auf die Entwicklung im Dezember 1961 — in den Monaten Januar
und Februar 1962 um rd. 4,2 Mrd DM verbessert hatte, ergab sich in den folgenden Monaten
eine fast ebenso starke Verschlechterung (um 4,1 Mrd DM). Abgeschen von der am Jahresende
wie iiblich vorgenommenen Repatriierung von Auslandsanlagen war die Umkehr stark durch die
im Friithjahr 1962 cinsetzende Anspannung der Bankenliquiditit sowie durch die im , Allgemei-
nen Uberblick (Seite 15 ff.) geschilderten Mafnahmen der Bundesbank — Erhdhung der Abgabe-
siitze fiir Geldmarktpapiere und Anderung der Geldexportpolitik — beeinflufit. Fiir das Jahr 1962
als Ganzes verblieb in diesem Bereich nur ein kurzfristiger Nettokapitalexport von knapp
150 Mio DM gegen rd. 260 Mio DM im Vorjahr.

Die grofien Unterschiede, die sich in der Entwicklung der Monate Januar/Februar einerseits
und Mirz bis Dezember 1962 andererseits im Saldo der ,Devisenbilanz” der Geschiftsbanken
ergaben, waren in erster Linie durch die Verinderungen auf der Aktivseite bedingt. Nach einer
Erhdhung um 3,4 Mrd DM in den ersten beiden Monaten gingen die kurzfristigen Auslands-
forderungen der Banken im weiteren Verlauf des Jahres um 3,2 Mrd DM zuriick. Am 31. Dezem-
ber 1962 stellten sie sich auf 4,1 Mrd DM. Davon entfielen 1,8 Mrd DM auf Guthaben bei aus-
lindischen Banken (vor allem auf tiglich fillige Gelder), 350 Mio DM auf Anlagen in auslin-
dischen Geldmarktpapieren und 1,6 Mrd DM auf Kreditgewdhrungen an das Ausland; aufler-
dem hatte die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau an diesem Stichtag noch amerikanische Schatz-
wechsel im Gegenwert von 370 Mio DM in ihrem Portefeuille, in denen sie einen Teil
der im Frithjahr 1961 begebenen Entwicklungshilfe-Anleihe bis zur endgiiltigen Verwendung
angelegt hatte.

Die kurzfristigen Auslandspassiva wiesen nicht so grofie Schwankungen auf wie die Aktiva,
aber auch hier schlug die Entwicklung im Frithjahr 1962 in ihr Gegenteil um. Wahrend zu Be-
ginn des Jahres die Auslandsverbindlichkeiten um knapp 900 Mio DM abgenommen hatten,
nahmen sie in den folgenden Monaten wieder zu, und zwar nicht zuletzt infolge vermehrter
Kreditaufnahme im Ausland. Ende 1962 betrugen die Einlagen von Auslindern 3,9 Mrd DM und
die im Ausland aufgenommenen Kredite 2,3 Mrd DM; die gesamten kurzfristigen Auslands-
passiva der Kreditinstitute stellten sich somit auf 6,2 Mrd DM. Saldiert mit den Aktiva (4,1 Mrd
DM) hatten die Banken Ende 1962 Nettoverpflichtungen von 2,1 Mrd DM gegen 2,3 Mrd DM
am 31. Dezember 1961. In den ersten Monaten von 1963 hat sich der Saldo zwischen Auslands-
guthaben und -verbindlichkeiten wieder etwas verbessert. Die dadurch hervorgerufenen kurz-
fristigen Nettokapitalexporte waren jedoch erheblich niedriger als im Frithjahr 1962.

Unter den sonstigen Posten des kurzfristigen Kapitalverkehrs ist einmal die Zunahme der
von deutschen Firmen im Ausland direkt, d. h. ohne Einschaltung deutscher Banken, aufgenom-
menen Kredite zu nennen. Sie betrug nach unseren — allerdings unvollstindigen — Unterlagen
rd. 320 Mio DM (gegen 940 Mio DM im Jahr zuvor), wodurch sich der Gesamtbestand
an solchen Verbindlichkeiten auf gut 2,2 Mrd DM erhghte. Da die Firmen gleichzeitig ihre
Auslandsforderungen (Guthaben bei auslindischen Banken und Kredite) um 150 Mio DM ver-
ringerten, ergab sich in diesem Sektor des kurzfristigen Kapitalverkehrs ein Nettokapitalimport
von 470 Mio DM. Ahnlich wie bei den langfristigen Kapitalbewegungen wurde der private Ka-
pitalzufluf zum Teil durch Leistungen der 6ffentlichen Hand kompensiert. Diese betrugen etwas
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mehr als 300 Mio DM; um diesen Betrag sind im vergangenen Jahr die Auslandszahlungen des
Bundes fiir Riistungsgiiter iiber die effektive Einfuhr an solchen Giitern hinausgegangen.

Die statistisch im einzelnen nicht erfafiten Transaktionen des Leistungs- und Kapitalverkehrs
verursachten 1962 per Saldo einen Devisenzufluf von rd. 320 Mio DM; er war etwas hoher
als im Vorjahr, in dem er 230 Mio DM betragen hatte. Hinter dem Aktivsaldo des Jahres 1960
(1,8 Mrd DM), der stark durch spekulativ bedingte Zufliisse, vor allem durch Verschiebungen
in den Zahlungsmodalititen beim AuBenhandel (“terms of payment”) beecinflufit war, blieb er
jedoch erheblich zuriick. Bewegungen dieser Art haben also offenbar im abgelaufenen Jahr keine
wesentliche Rolle gespielt.
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Das neue Kreditwesengesetz
und die Mitwirkung der Deutschen Bundesbank bei der Bankenaufsicht

1. Das neue Kreditwesengesetz

Am 1. Januar 1962 ist das Gesetz iiber das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 — KWG —
(BGBI. 1 S. 881) in Kraft getreten. Es iibertrigt dem Bundesaufsichtsamt fiir das Kreditwesen in
Berlin die Aufgabe, die Aufsicht iiber die Kreditinstitute auszuiiben und Mifstinden im Kredit-
wesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit der den Kreditinstituten anvertrauten Vermdgens-
werte gefihrden, die ordnungsmiBige Durchfithrung der Bankgeschifte beeintriichtigen oder
erhebliche Nachteile fiir die Gesamtwirtschaft herbeifiihren kdnnen. Der Bundesbank weist das
Gesetz eine Mitwirkung nicht nur bei der laufenden Aufsicht iiber die einzelnen Kreditinstitute,
sondern auch beim ErlaB von Rechtsverordnungen zu. Es wird insoweit auf den im August-Heft
1961 der Monatsberichte der Deutschen Bundesbank verdffentlichten Aufsatz ,Das neue
Kreditwesengesetz” verwiesen. Seit dem 1. Januar 1962 wirkt die Bank nach den Vorschriften
des neuen Kreditwesengesetzes an der Bankenaufsicht mit.

Die Mitwirkung bei der Bankenaufsicht stellt durchaus keine neue Aufgabe der Notenbank
dar. Im wesentlichen war diese Aufgabe auch dem Reichsbankdirektorium auf Grund des alten
Gesetzes iiber das Kreditwesen in der Fassung der Verordnung vom 18. September 1944 iiber-
tragen und wurde nach dem zweiten Weltkrieg teils von den Landeszentralbanken teils von der
Bank deutscher Linder bzw. von der Deutschen Bundesbank wahrgenommen.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. Juli 1962 zur verfassungsrecht-
lichen Priifung des Gesetzes iiber das Kreditwesen ausdriicklich festgestellt, daB die Aufgaben,
die dieses Gesetz der Bundesbank zuweist, im Rahmen ihrer Aufgaben als Wihrungs- und
Notenbank liegen und damit unter die lex specialis des Artikels 88 GG fallen. Die Aufgabe
der Bundesbank, den Geldumlauf und die Kreditversorgung der Wirtschaft mit dem Ziel der
Wihrungssicherung zu regeln und fiir die bankmiBige Abwicklung des Zahlungsverkehrs zu
sorgen, setze einen funktionierenden Bankenapparat voraus, zumal die wihrungspolitischen
Befugnisse, die der Bundesbank zur Erfiillung dieser Aufgabe nach dem Bundesbankgesetz zur
Verfiigung stiinden, in erster Linie die Kreditinstitute betriifen.

Ein gesundes und funktionierendes Banksystem entspricht gleichermafien den Interessen der
Notenbank und dem Pflichtenkreis der Bankaufsichtsbehorde; ihre Téatigkeitsbereiche beriihren
und erginzen sich,

Das Kreditwesengesetz verpflichtet daher in seinem § 7 das Bundesaufsichtsamt und die
Bundesbank, eng zusammenzuarbeiten und sich gegenseitig Beobachtungen und Feststellungen
mitzuteilen, die fiir die Erfiilllung der beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sein kénnen.
Ferner gibt es dem Prisidenten des Bundesaufsichtsamtes das Recht, an den Sitzungen des
Zentralbankrats teilzunehmen, wenn Gegenstinde seines Aufgabenbereichs behandelt werden;
er hat kein Stimmrecht, kann aber Antrige stellen. Diese Zusammenwirkung und gegenseitige
Unterrichtung hat sich im Interesse einer wirksamen Beaufsichtigung der Kreditinstitute als
niitzlich erwiesen.

2. Die Instrumente der Aufsichtspraxis

Die Zusammenarbeit von Bankaufsichtsbehdrde und Bundesbank bei der Aufsichtspraxis zeigt
sich im einzelnen besonders in den Bestimmungen iiber die Anzeigen von Gro8- und Millionen-
krediten, iiber die Einreichung der Monatsausweise und Jahresabschliisse der Kreditinstitute
sowie iiber das damit im Zusammenhang stehende Auskunftsrecht. Diese Erkenntnisquellen
werden erginzt durch das bei 11 Hauptverwaltungen und 247 Zweiganstalten der Bundes-
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bank anfallende wertvolle Material. Der im Interesse der Wihrungspolitik notwendige und
wichtige Einblick der Bundesbank in die Lage des Kreditgewerbes wird durch die Anzeigen nach
dem Kreditwesengesetz wesentlich erweitert und vertieft, so daf} sie darauf verzichten kann, sich
Material mit dhnlichem allgemeinem Aussagewert auf Grund ihrer eigenen Befugnisse nach § 18
des Bundesbankgesetzes durch besondere Erhebungen zu beschaffen. Selbstverstindlich bleibt das
Bankgeheimnis in allen Fillen streng gewahrt.

a) Kreditanzeigen, Monatsausweise, Jahresabschliisse

Die Anzeigen der Kreditinstitute iiber die Gewihrung von Grofkrediten sind nach § 13
Abs. 1 KWG unverziiglich der Deutschen Bundesbank, und zwar den Landeszentralbanken,
einzureichen. Zu den GroBkrediten rechnen in der Regel solche Kredite, die 15 vH des haftenden
Eigenkapitals des Kreditinstituts iibersteigen. Die Landeszentralbanken brauchen nur solche
Anzeigen mit jhrer Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt weiterzuleiten, die zur Erfiillung
des Aufsichtszweckes von Bedeutung sind, da das Amt auf die Weitergabe bestimmter Anzeigen
verzichtet hat. Die GroBkreditanzeigen gewdhren den Aufsichtsinstanzen Einblick in die Streuung
und die Bonitit der Kredite der Banken sowie in ihr Kreditgebaren.

Die aus den Anzeigen iiber Grofkredite gewonnenen Erkenntnisse werden ergiinzt durch die
Anzeigen iiber die Millionenkredite. Nach § 14 Abs. 1 KWG haben die Kreditinstitute iiber die
Landeszentralbanken der Evidenzzentrale fiir Millionenkredite beim Direktorium der Bundes-
bank alle diejenigen Kreditnehmer anzuzeigen, deren Verschuldung eine Million DM oder mehr
betragen hat. Die Hauptaufgabe der Evidenzzentrale besteht darin, die Verschuldung von
Kreditnehmern, die bei mehreren Instituten Kredite von einer Million DM oder mehr aufge-
nommen haben, festzustellen und die kreditgebenden Institute iiber die Hhe der gesamten
Verschuldung ihrer Kreditnehmer und die Zahl der Kreditgeber zu unterrichten. Seit dem
Inkrafttreten des neuen Kreditwesengesetzes hat sich die Zahl der Millionenkreditanzeigen und
das Volumen der erfafiten Millionenkredite dadurch betrichtlich erhdht, daB zur Vervollstiindi-
gung der Erfassung der Kreditverflechtung neben den Kreditinstituten auch die Sozialversiche-
rungstriger, die Bundesanstalt fiir Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung sowie die
privaten und Sffentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen nach § 2 Abs. 2 KWG die von
ihnen gewihrten Millionenkredite anzeigen miissen.

Die Einblicksmdglichkeit in die Verhiltnisse der Kreditinstitute ist dadurch erginzt, daff die
Kreditinstitute gemiB § 24 KWG verpflichtet sind, dem Bundesaufsichtsamt fiir das Kreditwesen
und der Bundesbank unverziiglich alle wichtigen Tatbestinde anzuzeigen. Hierzu gehSren z. B.
die Bestellung und das Ausscheiden von Geschiftsleitern, die Ubernahme dauernder Beteiligun-
gen an einem anderen Kreditinstitut, die Kapitalverinderungen, die Errichtung und SchlieBung
von Zweigstellen u. 4. m.

Die wichtigste Quelle fiir Informationen zur Gesamtbeurteilung der Banken in kurzen Zeit-
abstinden bilden die Meldungen der Kreditinstitute zur monatlichen Bilanzstatistik an die Bun-
desbank, in denen auch die sich aus der Anwendung der ,, Grundsitze” des Bundesaufsichtsamtes
iiber eine angemessene Eigenkapitalausstattung und eine ausreichende Zahlungsbereitschaft er-
gebenden Kennziffern zu nennen sind. Diese auf Grund von § 18 des Bundesbankgesetzes
angeforderten und nach speziellen Richtlinien der Bundesbank aufzustellenden Statistiken
bilden ein wichtiges Instrument der Bankenaufsicht zur Priifung der individuellen Verhalt-
nisse der Kreditinstitute. Die monatlichen Bilanzstatistiken gelten daher gemif § 25 KWG
auch als Monatsausweise fiir Bankaufsichtszwecke und sind von den Landeszentralbanken
mit jhrer Stellungnahme an das Bundesaufsichtsamt weiterzuleiten. Da indessen das Amt
ebenso wie bei den GroBkreditanzeigen auf die Weiterleitung bestimmter Monatsausweise
verzichtet hat, hat die Bundesbank in der Aufsichtspraxis auch hierbei eine Auslese- und
Vorpriifungsfunktion.
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Nach § 25 KWG wiiren an sich alle in der Bundesrepublik bestehenden Kreditinstitute — nach
dem Stande vom 31. Dezember 1962 sind dies 12 960 Institute — verpflichtet, Monatsausweise
einzureichen. Der Bundesbank reichen indessen z.Z. nur die gréferen 3766 Kreditinstitute
monatliche bilanzstatistische Meldungen ein. Das Bundesaufsichtsamt hat entsprechend dieser
Regelung im Interesse einer rationellen Aufsicht in § 2 seiner nach Anhdrung der Bundesbank
erlassenen , Verordnung iiber die Befreiung von der Pflicht zur Anzeige von Krediten nach § 14
Abs. 1 und zur Einreichung von Monatsausweisen nach § 25 Abs. 1 KWG (Erste Befreiungs-
verordnung)“ vom 19. Januar 1963 (BGBL 1 S. 61) die lindlichen Kreditgenossenschaften mit
einer Bilanzsumme unter 2 Millionen DM nach dem Stand vom 31. Dezember 1961, die Kapital-
anlagegesellschaften, die Wertpapiersammelbanken und die Kreditinstitute, die lediglich Biirg-
schaften, Garantien und sonstige Gewihrleistungen fiir andere iibernehmen, von der Verpflich-
tung zur Einreichung von Monatsausweisen befreit. Diese Erleichterung kommt 9184 Kredit-
instituten, darunter 9109 kleineren lindlichen Kreditgenossenschaften zugute, bedeutet aber
nicht, daB diese Banken unbeaufsichtigt bleiben. Ihre Uberwachung wird in erster Linie auf die
JahresabschluBunterlagen und auf die Anzeigen nach § 13 KWG gestiitzt.

Nach § 26 KWG haben die Kreditinstitute dem Bundesaufsichtsamt und der Bundesbank die
festgestellte Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung (JahresabschluB), einer Anlage
dazu mit weiteren Erliuterungen sowie den Geschiftsbericht und den Bericht des Wirtschafts-
pritfers unverziiglich einzureichen. Die Landeszentralbanken werten diese Jahresabschlufunter-
lagen sorgféltig aus, nehmen dazu gegeniiber dem Bundesaufsichtsamt unter den Gesichtspunk-
ten der Liquiditit (fliissige Mittel, Herkunft der fremden Gelder, Einlagenstreuung), der Bonitit
(Eigenkapital, Kreditrisiken und -streuung) und der Rentabilitit Stellung und schlagen ge-
gebenenfalls der Aufsichtsbehdrde die erforderlichen Mafinahmen vor.

Damit die Bundesbank ihre Funktionen insbesondere im Anzeigensystem des Kreditwesen-
gesetzes voll erfiillen kann, ist sie in § 44 Abs. 3 KWG neben dem Bundesaufsichtsamt
ermichtigt worden, von den Kreditinstituten und den Mitgliedern ihrer Organe Auskiinfte iiber
Geschiftsangelegenheiten zu fordern. Auf Verlangen des Bundesaufsichtsamtes erhilt die Bun-
desbank auch von den Wirtschaftspriifern Auskunft (§ 29 Abs. 2 KWG).

Das Verfahren bei Anzeigen nach den §8§ 13, 14, 16 und 24 sowie bei der Bilanzvorlage nach
§ 26 KWG ist in der nach eingehenden Erdrterungen mit der Bundesbank und mit ihrer Zustim-
mung erlassenen Bekanntmachung des Bundesaufsichtsamtes Nr. 2/62 vom 5. Dezember 1962
(Bundesanzeiger Nr. 243 vom 28. Dezember 1962) im einzelnen geregelt. Dabei wurde das
weitveriistelte Netz von Zweiganstalten der Bundesbank in die Auswertung der Anzeigen
eingeschaltet. Dadurch wird zugleich auch die fiir die Ulberwachung der Kreditinstitute zweck-
miBige Ortsnihe hergestellt.

b) Grundsiitze fiir das Eigenkapital und die Liquiditit

Das Kreditwesengesetz bringt in allgemeinen Programmsitzen zum Ausdruck, daB die Kredit-
institute im Interesse der Erfiilllung ihrer Verpflichtungen gegeniiber ihren Gliubigern, ins-
besondere zur Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermdgenswerte ein angemessenes haftendes
Eigenkapital haben (§ 10) und ihre Mittel so anlegen miissen, daB jederzeit eine ausreichende
Zahlungsbereitschaft gewihrleistet ist (§ 11). Das Bundesaufsichtsamt hat im Einvernehmen mit
der Bundesbank von der Mdglichkeit Gebrauch gemacht, diese Anforderungen durch die Auf-
stellung von ,Grundsitzen® zu konkretisieren, nach denen es fiir den Regelfall beurteilt, ob
die Ausstattung eines Kreditinstituts mit haftendem Eigenkapital angemessen ist und ob die
Liquiditdt ausreicht. Die Verlautbarung des Bundesaufsichtsamtes hat folgenden Wortlaut:
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Bekanntmachung Nr. 1/62

Grundsiitze iiber das Eigenkapital und die Liquiditiit
der Kreditinstitute

Vom 8. Mirz 1962

Das Bundesaufsichtsame fiir das Kreditwesen gibt gemi$ § 10 Abs. 1 Satz 3 und § 11 Satz 3 des Gesetzes iiber das
Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (BGBL 1S, 881) — KWG — hiermit die im Einvernehmen mit der Deutschen Bun-
desbank und nach Anh8rung der Spitzenverbinde der Kreditinstitute aufgestellten Grundsitze bekannt, nach denen
es fiir den Regelfall beurteilen wird, ob das Eigenkapital eines Kreditinstituts angemessen ist und ob die Liquiditit
eines Kreditinstituts ausreicht (§ 10 Abs. 1, § 11 KWG).

Uberschreitet ein Kreditinstitut die in den Grundsitzen festgelegten Obergrenzen nicht nur geringfiigig oder
wiederholt, so ist in der Regel die Vermutung begriindet, da8 das Kreditinstitut nicht itber das erforderliche Eigen-
kapital verfiigt (Grundsitze I und Ia) oder daB seine Liquiditdt zu wiinschen iibrig 136t (Grundsitze II und III). Bei
der Beurteilung der Angemessenheit des Eigenkapitals und der Liquiditiit eines Kreditinstituts kénnen Sonderver-
hiltnisse berficksichtigt werden, die geringere — oder je nach Sachlage auch hdhere — Anforderungen rechtfertigen.

Die Grundsitze finden keine Anwendung auf Hypothekenbanken, die nicht von dem Recht des erweiterten Ge-
schiftsbetriebes nach § 46 Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes Gebrauch machen, Schiffspfandbriefbanken, sffentlich-
rechtliche Grundkreditanstalten, Teilzahlungskreditinstitute, Wertpapiersammelbanken, Kapitalanlagegesellschaften
sowie Kreditinstiute im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 7 und 8 KWG.

Die Grundsiitze werden ab 1. April 1962 angewandt.

Grundsatzl

Die Kredite an Wirtschaftsunternehmen, Private und Kreditinstitute und die Beteiligungen eines Kreditinstituts
abziiglich der Sammelwertberichtigung sollen das 18-fache des haftenden Eigenkapitals nicht fibersteigen.

Als Kredite sind anzusehen die kurz-, mittel- und langfristigen Kredite. Unberiicksichtigt bleiben hierbei die
langfristigen Kredite, die als Deckung fiir Schuldverschreibungen dienen oder gegen Grundpfandrechte im Realkredit-
geschift im Sinne von § 20 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 4 KWG oder gegen entsprechende Schiffspfandrecite gewihrt
werden.

Grundsatz la

Die umlaufenden eigenen Akzepte, Solawechsel und Debitorenziehungen eines Kreditinstituts sollen das 1,5-fache
des haftenden Eigenkapitals nicht iibersteigen.

Grundsatz Il

Die Anlagen eines Kreditinstituts in langfristigen Ausleihungen, in Konsortialbeteiligungen, in Beteiligungen, in
nicht bdrsengingigen Wertpapieren sowie in Grundstiicken und Gebiuden sollen die langfristigen Finanzierungs-
mittel nicht iibersteigen.

Als langfristige Finanzierungsmittel sind anzusehen:
das Eigenkapital,
die eigenen Schuldverschreibungen im Umlauf,
die vorverkauften Schuldverschreibungen,
die aufgenommenen langfristigen Darlehen,
60%0 der Spareinlagen,
10%o der Sicht- und Termineinlagen von Nichtbanken.

Bei Girozentralen und Zentralkassen auflerdem:

200 der Termineinlagen angeschlossener Kreditinstitute mit einer Kiindigungsfrist oder vereinbarten
Laufzeit von 6 Monaten bis unter 4 Jahren,

500 der Termineinlagen angeschlossener Kreditinstitute mit einer Kiindigungsfrist oder vereinbarten
Laufzeit von mindestens 4 Jahren.
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Grundsatz 111

Die Debitoren, die Debitorenziehungen, die bdrsengidngigen Dividendenwerte und die ,Sonstigen Aktiva” eines
Kreditinstituts sollen die Summe der nachstehenden Finanzierungsmittel nicht {ibersteigen:

60%0 der Sicht- und Termineinlagen von Nichtbanken,

35%g der Sicht~ und Termineinlagen von Kreditinstituten,

20%o der Spareinlagen, .

35%0 der aufgenommenen Gelder mit einer Laufzeit oder Kiindigungsfrist von 1 Monat bis unter 4
Jahren ohne die seitens der Kundschaft bei Kreditinstituten im Ausland benutzten Kredite,

80%o der seitens der Kundschaft bei Kreditinstituten im Ausland benutzten Kredite,

80%0 der umlaufenden eigenen Akzepte, Solawechsel und den Kreditnehmern abgerechneten eigenen
Ziehungen

zuzfiglich des Finanzierungsiiberschusses bzw. abziiglich des Finanzierungsfehlbetrages im Grundsatz I1.

Bei Kreditinstituten mit Warengeschift bleiben die in der Position ,,Sonstige Aktiva“ enthaltenen Warenbestinde
unberiicksichtigt.

Den fritheren Kreditrichtsitzen der Bank deutscher Lander bzw. der Deutschen Bundesbank
kam in erster Linie die Bedeutung von Geschéftsbedingungen der Notenbank zu. Nachdem nun-
mehr aus den Kreditrichtsitzen der Bundesbank ,,Grundsitze” des Bundesaufsichtsamts fiir das
Kreditwesen fiir die Angemessenheit des Eigenkapitals und der Liquiditit entwickelt worden
sind, kommt ihrer Ordnungsfunktion entscheidende Bedeutung zu. Die Bundesbank bedient sich
in der Praxis ihres Kreditgeschiiftes der ,,Grundsitze” in #hnlicher Weise wie vorher der Kredit-
richtsitze (vgl. hierzu Seite 103 f.).

3. Die Regelung der Bankkonditionen

Durch § 23 KWG ist der Bundesminister fiir Wirtschaft ermichtigt worden, im Benechmen mit
der Bundesbank und nach Anhdrung der Spitzenverbinde der Kreditinstitute durch Rechts-
verordnung Anordnungen iiber die Bedingungen zu erlassen, zu denen Kredite gewihrt und
Einlagen entgegengenommen werden diirfen. Der Bundesminister fiir Wirtschaft kann nach der
gleichen Bestimmung seine Befugnis auf das Bundesaufsichtsamt mit der MaBgabe iibertragen,
daB die Rechtsverordnungen des Amtes im Finvernehmen mit der Bundesbank ergehen. Diese
Delegation wurde durch § 1 der Verordnung des Bundesministers fiir Wirtschaft zur Uber-
tragung der Befugnis zum ErlaB von Rechtsverordnungen auf das Bundesaufsichtsamt fiir das
Kreditwesen vom 19. Januar 1962 (BGBL. 1 S. 17) verfiigt, so daB kiinftig Regelungen der
Bankkonditionen durch das Bundesaufsichtsamt im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank
vorzunehmen sind.

Die kiinftige Gestaltung der Bankkonditionen und die damit zusammenhingenden Probleme
sind in den letzten Monaten mit dem Bundesaufsichtsamt fiir das Kreditwesen wiederholt er-
ortert worden. Hauptgegenstand des Meinungsaustausches war dabei u. a. die Frage, ob das Bun-
desaufsichtsamt auf Grund von § 23 KWG im Einvernehmen mit der Bundesbank eine Rechts-
verordnung iiber die Bedingungen erlassen solle, zu denen von den Geschiftsbanken Kredite
gewithrt und Einlagen entgegengenommen wetden diirfen, oder ob von dieser Bestimmung kein
Gebrauch gemacht werden solle. Aus kredit- und ordnungspolitischen Motiven ist die Bank der
Auffassung, daB die in § 23 KWG fiir eine hoheitliche Zinsfestsetzung im Kreditgewerbe
gebotenen Mdglichkeiten unter den gegebenen Umstinden weiterhin wahrgenommen werden
sollten, und zwar etwa nach der bisherigen Handhabung mit H&chstsitzen fiir Kredite und
Einlagen. Die Bank befindet sich hierbei in Ubereinstimmung mit dem Kreditgewerbe, das aus
wettbewerbspolitischen Griinden auf die amtliche Festsetzung der Bankkonditionen weiterhin
Wert legt. Die Bank widerrit z. Z. einer Freigabe der Bankzinsen vor allem deshalb, weil sie die
Wettbewerbssituation im Banksystem zu Lasten einzelner Gruppen von Kreditinstituten ver-
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dndern, die Konzentrationsbewegungen férdern und in der Folge wirtschafts- und gesellschafts-
politisch nachteilige Strukturverinderungen im Kreditgewerbe herbeifithren kdnnte. Allerdings
hilt es die Bank fiir unerldBlich, daB die Einhaltung der festzulegenden Sitze in geeigneter, im
einzelnen noch zu regelnder Form iiberwacht wird.

Die noch von den Bankaufsichtsbehdrden der Lander mit Zustimmung der Bundesbank festge-
setzten Hochstzinssitze fiir Kredite und Einlagen der Kreditinstitute im Verkehr mit der Nicht-
bankierkundschaft sind im Jahre 1962 nicht verindert worden. Die geltenden Soll- und Habensitze
werden mit Ausnahme der Konditionen fiir Teilzahlungs- und Kleinkredite regelmifig in den
Monatsberichten der Deutschen Bundesbank verdffentlicht. Der verstirkte Wettbewerb der
Kreditinstitute untereinander hat die Neigung der Banken erh&ht, Kredite zu Sonderbedingun-
gen zu gewidhren. Fir mehr als 50%¢ des Kreditvolumens der Kreditbanken wurden Sonder-
konditionen bewilligt.

Ein Spitzenverband des Kreditgewerbes hat im Herbst 1962 beantragt, die Hochstsdtze fiir
Spareinlagen mit vereinbarter Kiindigungsfrist zu erhdhen; er wurde von anderen Spitzenver-
banden dabei unterstiitzt. Die Bundesbank dufierte Bedenken. Gegenwiirtig sind auf Sparkonten
in groBem Umfang Mittel angelegt, die eine noch héhere Zinsvergiinstigung nicht verdienen. Es
kommt hinzu, da die ErhShung der Zinsen fiir Spareinlagen wegen der unbefriedigenden Ab-
grenzung zwischen ihnen und den Termineinlagen durch das Kreditwesengesetz eine weitere Ab-
wanderung von Termineinlagen zu den Spareinlagen erwarten lifit. Dem daraus resultierenden
Druck auf die Rentabilitit wiirden die Banken voraussichtlich durch Verschlechterung der Kon-
ditionen fiir Kredite auszuweichen versuchen. Auflerdem wiirde die Anhebung des Zinssatzes
fiir Spareinlagen mit einjihriger Kiindigungsfrist die kapitalmarktpolitisch erwiinschte Spanne zur
Rendite der festverzinslichen Wertpapiere vermindern. Die Befiirworter einer Anhebung der Zin-
sen fiir Spareinlagen mit vereinbarter Kiindigungsfrist hatten demgegeniiber geltend gemacht, die
Spareinlagen mit vereinbarter Kiindigungsfrist seien dem Kapitalmarkt zuzuordnen und ihre Ver-
zinsung solle sich mehr nach dem Zinssatz fiir festverzinsliche Wertpapiere als nach dem Dis-
kontsatz richten. Dem ist entgegenzuhalten, daBl Spareinlagen rechtlich und praktisch verhiltnis-
mifBig schnell in Geld verwandelt werden kénnen; zudem dienen sie allen Gruppen des Kredit-
gewerbes in mehr oder weniger grofem Umfang zur Finanzierung ihres kurz- und langfristigen
Aktivgeschifts in gleicher Weise wie ihre sonstigen Einlagen. Ein Vergleich mit dem Rentenzins-
satz ist auch deshalb nicht angebracht, weil die Sparer im Gegensatz zu den Kaufern von Wert-
papieren kein Kursrisiko tragen. Die Renditen der Rentenwerte sind groferen Schwankungen
unterworfen als die der Spareinlagen bei der jetzigen Regelung der Habenzinsen. Der Kontenspa-
rer kann nicht gleichzeitig eine hohe Verzinsung und die leichte, risikolose Mobilisierbarkeit sei-
ner Finlagen verlangen. Die Bank hat sich daher gegen die Bestrebungen ausgesprochen, die Zins-
sitze fiir Spareinlagen mit vereinbarter Kiindigungsfrist zu erhghen.
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Die zur Zeit giiltigen kredit- und devisenpolitischen Regelungen
der Deutschen Bundesbank

L. Kreditpolitische Regelungen

1. Bundesbankfihige Kreditpapiere

Diskontgeschiift

Aus den zum Ankauf eingereichten Wechseln sollen drei als zahlungsfshig bekannte Verpflichtete
haften. Die Wechsel miissen innerhalb von drei Monaten nach dem Tage des Ankaufs fillig sein.
Siesollen gute Handelswechsel sein (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzesiiber die Deutsche Bundesbank).

Fiir die Beurteilung einer Unterschrift hat der Zentralbankrat folgende Richtlinien auf-
gestellt: Wer aus einem zum Ankauf oder zur Beleihung bei der Deutschen Bundesbank ein-
gereichten Wechsel verpflichtet ist und trotz Aufforderung zur Selbstauskunft iiber seine finanziel-
len Verhiltnisse keine oder keine geniigende Auskunft gibt und iiber wen auch sonst keine Unter-
lagen vorliegen oder zu beschaffen sind, die eine hinreichende Beurteilung seiner finanziellen Ver-~
hiltnisse ermdglichen, ist nicht als zahlungsfihig bekannter Verpflichteterim Sinne des § 19 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank anzusehen. Ein Wechsel darf nicht angekauft
oder belichen werden, wenn feststeht, dafl der Akzeptant nicht ,,als zahlungsfihig bekannter
Verpflichteter” betrachtet werden kann (Beschlufl vom 20. Februar 1957).

Die Laufzeit der Wechsel darf nicht iiber die Zeit hinausgehen, die zur Abwicklung des zu-
grunde liegenden Warengeschifts notwendig ist (Beschlufl vom 10. Mai 1949). Jedoch darf bei
Getreide- und Futtermittelwechseln die Laufzeit drei Monate betragen, um die Einlagerung von
Getreide und Futtermitteln in den Handels- und Verarbeitungsstufen zu erleichtern und damit
die Finanzierungsanforderungen an zentrale &ffentliche Stellen zu ermiifigen (BeschluB vom
31. Juli 1952).

Im iibrigen sind fiir die Gewihrung von Diskontkrediten die ,,Allgemeinen Geschiftsbedin-
gungen der Deutschen Bundesbank® (V. Ankauf von Inlandswechseln, XI. B. Ankauf von Aus-
landswechseln und Auslandsschecks) maBgebend.

Wechsel, die zur Finanzierung von Teilzahlungsgeschiiften begeben werden, sind grundsitzlich
vom Ankauf ausgeschlossen (Beschluff vom 21. Mirz 1956).

Jedoch konnen Teilzahlungswechsel, die der Finanzierung des Ankaufs langlebiger, produk-
tionsfdrdernder landwirtschaftlicher Maschinen dienen, angekauft werden. In diesem Ausnahme-
fall konnen siimtliche innerhalb von 90 Tagen filligen Teilabschnitte diskontiert werden, wenn
es sich um ein Teilzahlungsgeschift handelt, bei dem der Kiufer mindestens 40 vH des Kauf-
preises bar bezahlt hat und die gesamte Kreditlaufzeit 24 Monate nicht iiberschreitet. Fehlen
diese Voraussetzungen, so sind nur der letzte, innerhalb von 90 Tagen fillige Teilabschnitt und
bei Teilzahlungsgeschiften, die auf Monatsraten abgestellt sind, die letzten drei Teilabschnitte
des jeweiligen Gesamtgeschiifts diskontierbar.

Auferdem kénnen Teilzahlungswechsel, deren Restlaufzeit 14 Tage nicht {iberschreitet, zum
Ankauf eingereicht werden.

Wechsel, die der Zwischenfinanzierung von Bauvorhaben dienen (Bauwedhsel), werden nicht
angekauft (Beschluf vom 12. Oktober 1955). Andererseits sind Zichungen, denen Baustoffliefe-
rungen des Produzenten an den Handel, des Handels an den Bauunternehmer oder Bauhand-
werker und des Bauunternehmers an den Hauseigentiimer (fiir Instandsetzungsarbeiten) zugrunde
liegen (Baustoffwechsel), aber nicht deren Prolongationen, ankaufsfihig.
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Bankakzepte

Privatdiskonten

Debitorenziechungen

Solawechsel der
Finfuhr- und Vorrats-
stellen

Wechsel zur
Finanzierung von
Exportauftrigen

Bankakzepte werden nur angekauft, wenn sie der kurzfristigen Finanzierung bestimm-
ter Finzelgeschifte dienen. Sie sollen i{iber mindestens 5 000,— DM lauten (BeschluB vom
31. Januar 1951). Die Landeszentralbanken kdnnen in ihnen geeignet erscheinenden Fillen auf
die Abgabe einer Grundgeschiiftserklirung verzichten, die Aufschlul iiber das mit dem Bank-
akzept finanzierte Geschift gibt (Beschluf vom 14. April 1954). Bankakzepte, die der Finanzie-
rung von Investitionen oder der Verfliissigung eingefrorener Debitoren dienen, werden nicht
angekauft (BeschluB vom 10. Mai 1949).

Da Bankakzepte bei ihrer Hereinnahme durch die Landeszentralbank in der Regel nur zwei
Unterschriften tragen, ist die gesetzliche Bestimmung zu beachten, daf von dem Erfordernis der
dritten Unterschrift nur abgesehen werden kann, wenn die Sicherheit des Wechsels in anderer
Weise gewihrleistet ist (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank).

Bankakzepte besonderer Art sind die Privatdiskonten, d. s. DM-Akzepte der zum Privatdis-
kontmarkt zugelassenen Akzeptbanken, die der Finanzierung von Einfuhr-, Ausfuhr- und Tran-
sithandelsgeschéften oder von grenziiberschreitenden Lohnveredlungsgeschiften dienen und die
auf ihrer Vorderseite am oberen Rand einen Hinweis auf das finanzierte Geschift enthalten und
héchstens noch 90 Tage laufen; sie miissen iiber mindestens 50 000,— DM lauten und sollen
500 000,— DM nicht iibersteigen, wobei die Wechselsumme durch 5000 teilbar sein soll. Sie
sind in die Geldmarktregulierung durch die Deutsche Bundesbank einbezogen (Beschliisse vom
18. Dezember 1958 und 30. August 1962; vgl. S. 106 ,Geldmarktregulierung und Geldmarkt-
politik“).

Fiir den Ankauf von Ziehungen der Kreditinstitute auf ihre Debitoren gelten sinngemif die
Richtlinien fiir den Ankauf von Bankakzepten mit der MaBgabe, daB die Summe der auf einen
Debitor entfallenden Bankziehungen 20 000,— DM nicht iibersteigen soll und daff ein Mindest-
betrag nicht vorgesehen ist (BeschluB vom 31. Januar 1951).

Auf Grund besonderer Beschliisse des Zentralbankrats werden Solawechsel der Einfuhr- und
Vorratsstellen (Vorratsstellenwechsel) bis zu bestimmten, jeweils terminierten Hdchstbetrigen
angekauft und in die Geldmarktregulierung einbezogen (BeschluBl vom 21. Mirz 1963; vgl.5.106
~Geldmarktregulierung und Geldmarktpolitik™).

Ankaufsfihig sind ferner die mit den Indossamenten der Hausbank und der Ausfuhrkredit-
Aktiengesellschaft versehenen Solawechsel deutscher Exporteure und deren notwendige Pro-
longationen, die vornehmlich zur Finanzierung mittel- und langfristiger liefergeschifte nach
Entwicklungslindern im Rahmen einer der Ausfuhrkredit-AG eingerdumten Rediskontlinie aus-
gestellt sind (Beschliisse vom 5./6. Mirz 1952 und 5. Mai 1960). Die Rediskontlinie (der sog.
Plafond B der Ausfuhrkredit-AG), die sich seit dem Friithjahr 1957 auf 500 Mio DM belief (Be-
schluff vom 20. Februar 1957), wurde im Mérz 1960 um 200 Mio DM auf 300 Mio DM herab-
gesetzt mit der MaBgabe, dal vom 1. Juni 1960 an die aus félligen Kreditriickzahlungen frei
werdenden Teillinien jeweils zur Hilfte gestrichen wurden (Beschluf vom 5. Mai 1960). Die
Kiirzung des Plafonds B auf 300 Mio DM ist bis Ende 1962 durchgefithrt worden.

Die Rediskontlinie darf nur fiir Kredite mit einer Laufzeit von mindestens einem und h&ch-
stens vier Jahren in Anspruch genommen werden (Beschluft vom 6. Februar 1957). Der Exporteur
muf sich in der Regel mit 40 vH des Auftragswertes selbst beteiligen, sel es mit eigenen Mitteln
oder durch Riickgriff auf seine Hausbank (BeschluB vom 6. Oktober 1954). Es konnen nur
Einzelgeschifte finanziert werden. Die Finanzierungshilfe soll im allgemeinen den Zeitraum vom
Produktionsbeginn bis zum Fingang des Exporterldses iiberbriicken. Bei der Ausfuhr von Massen-
und Seriengiitern, die im Rahmen des normalen Produktionsprogramms eines Herstellers erzeugt
oder ab Lager verkauft werden, darf die Dauer der Produktion und der Lagerung nicht in die
Laufzeit der Finanzierungshilfe einbezogen werden. Fiir diese Art von Ausfuhrgeschiften wird
die Hilfestellung der Bundesbank also nur zur Uberbriickung des Zeitraumes zwischen der Ver-
sendung der Ware und dem Eingang des Exporterloses gewidhrt (Beschliisse vom 18. Mai 1956,
25. Juli 1956 und 6. Februar 1957). Die Rediskontlinie darf nicht zur Bereitstellung von Investi~
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tions- oder Betriebsmitteln fiir allgemeine Exportzwecke der Ausfuhrfirmen in Anspruch genom-
men werden.

Nach § 19 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 22 des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank
ist die Bundesbank befugt, auf auslindische Wihrung lautende Wechsel und Schecks von jeder-
mann anzukaufen. Von dieser Befugnis macht die Bank zur Zeit nur insoweit Gebrauch, als sie
bereit ist, auBer von Kreditinstituten auch von dffentlichen Verwaltungen auf auslindische Wih-
rung lautende Wechsel und Schecks anzukaufen (Beschliisse vom 16. Oktober 1957 und 4. Sep-
tember 1958).

Wechsel und Schecks, die auf auslindische Wihrung lauten, werden zum Diskontsatz der
Deutschen Bundesbank angekauft (Beschliisse vom 18. Mai 1956 und 22. Januar 1958). Die
Ankaufskurse fiir Auslandswechsel werden in Anpassung an die jeweiligen Terminkurse fest-
gelegt und im Bundesanzeiger laufend verdffentlicht (Beschluff vom 21./22. August 1957).

Lombardgeschiift

Lombardkredite (verzinsliche Darlehen gegen Pfiander auf lingstens drei Monate) kénnen an
Kreditinstitute gegen Verpfindung der im § 19 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes iiber die Deutsche
Bundesbank verzeichneten Wertpapiere und Schuldbuchforderungen gewihrt werden. Uber die
beleihbaren Werte sowie die dafiir mafigeblichen Beleihungsgrenzen gibt das im Bundesanzeiger
und in den Mitteilungen der Bank verdffentlichte , Verzeichnis der bei der Deutschen Bundesbank
beleihbaren Wertpapiere” (Lombardverzeichnis) im einzelnen Aufschluf.

Die Aufnahme eines Wertpapieres in das Lombardverzeichnis verpflichtet die Bundesbank
nicht zur Gewdhrung von Lombardkrediten und beschrinkt nicht ihr Recht, die vom Kredit-
nehmer zu stellende Deckung zu bestimmen.

Ob cin Lombardkredit gewihrt wird, richtet sich nach der allgemeinen kreditpolitischen Lage
und nach den individuellen Verhaltnissen des Kreditnachsuchenden. Ein Lombardkredit soll
grundsitzlich nur gewihrt werden, wenn es sich um die kurzfristige Uberbriickung eines voriiber-
gehenden Liquidititsbediirfnisses handelt und keine Bedenken gegen den Zweck der Kredit-
aufnahme bestehen (Beschluf} vom 17./18. Dezember 1952).

Wechsel, die nach den geltenden Bestimmungen nicht angekauft werden kdnnen, sind grund-
satzlich auch nicht beleihbar (Beschluf vom 10. Mai 1949). Eine Ausnahme bilden die iiber
den Plafond A der Ausfuhrkredit-Aktiengesellschaft finanzierten Solawechsel deutscher Ex-
porteure, die zwar lombardiert, jedoch nicht angekauft werden kdnnen (Beschliisse vom 5./6.
Dezember 1951 und 8. Miirz 1962).

Im iibrigen sind fiir die Gewiihrung von Lombardkrediten die ,,Allgemeinen Geschiftsbedin-
gungen der Deutschen Bundesbank’* (VI. Lombardverkehr) mafigebend.

Ungeachtet der Beschrinkungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes iiber die Deutsche
Bundesbank darf die Bundesbank Kreditinstituten, Versicherungsunternchmen und Bauspar-
kassen Darlehen gegen Verpfindung von Ausgleichsforderungen im Sinne von § 1 des Gesetzes
iiber die Tilgung von Ausgleichsforderungen') gewihren, soweit und solange es zur Aufrecht-
erhaltung der Zahlungsbereitschaft des Verpfinders erforderlich ist (§ 24 Abs. 1 des Gesetzes
iiber die Deutsche Bundesbank).

1y Das Gesetz iiber die Tilgung von Ausgleichsforderungen vom 14. Juni 1956 (BGBI I S. 507) in der Fassung des § 11 des Gesetzes zur
Aufbesserung von Leistungen aus Renten- und Pensionsversicherungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezember 1956
(BGB1 I S. 1074) und des & 26 des Gesetzes iiber die Ergénzung von Vorschriften des Umstellungsrechts (Zweites Umstellungserginzungs-
gesetz) vom 23, Miarz 1957 (BGBI I S. 285) ist nach dem BeschluB des Bundesverfassungsgerichtes vom 16. Juni 1959 mit Artikel 120 des
Grundgesetzes unvereinbar und daher nichtig.
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2. Rediskont-Kontingente fiir Kreditinstitute

Der Riickgriff der Kreditinstitute auf die Deutsche Bundesbank im Wege der Rediskontierung
von Wechseln und Auslandsschecks wird, abgesehen von den sonstigen notenbankpolitischen
Einwirkungen, durch Rediskont-Kontingente begrenzt. Der Zentralbankrat hat nach Instituts-
gruppen differenzierte Normkontingente festgesetzt, die auf der Grundlage der haftenden
Mittel des Kreditinstituts errechnet werden (Beschliisse vom 17. April 1952 und 7. Mirz 1963).

Die Rediskont-Kontingente werden von den Vorstinden der Landeszentralbanken fiir die
Kreditinstitute ihres Bereichs festgesetzt. Das Rediskont-Kontingent einer FilialgroSbank oder
cines sonstigen iiberregional titigen Kreditinstituts wird von dem Vorstand der Landeszentral-
bank festgesetzt, in deren Bereich die Hauptverwaltung des Instituts ihren Sitz hat (Beschluf vom
17./18. September 1952).

Die Rediskont-Kontingente folgender Kreditinstitute, die zentrale Aufgaben im gesamten
Bundesgebiet haben (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank), werden
vom Direktorium der Deutschen Bundesbank festgesetzt (Beschlufl vom 27./28. Mirz 1958):

Aunsfuhrkredit-Aktiengesellschaft, Frankfurt (Main),

Deutsche Bau- und Bodenbank AG, Frankfurt (Main),

Deutsche Genossenschaftskasse, Frankfurt (Main),

Deutsche Girozentrale — Deutsche Kommunalbank, Diisseldorf,

Deutsche Verkehrs-Kredit-Bank AG, Frankfurt (Main),

Industrickreditbank AG, Diisseldorf,

Kreditanstalt fiir Wiederaufbau, Frankfurt (Main),

Landwirtschaftliche Rentenbank, Frankfurt (Main),

Lastenausgleichsbank (Bank fiir Vertricbene und Geschidigte), Bad Godesberg,
Privatdiskont-Aktiengesellschaft, Frankfurt (Main).

Das Rediskont-Kontingent eines Kreditinstituts wird in Anlehnung an das Normkontingent
individuell bemessen. Dabei wird auch beriicksichtigt, ob das Kreditinstitut die Grundsitze des
Bundesaufsichtsamtes fiir das Kreditwesen iiber das Eigenkapital und die Liquiditit der Kredit-
institute (vgl. S. 100 f.) beachtet. Die Methode der Kontingentsfestsetzung enthilt hinreichend
elastische Elemente.

Fiir die Feststellung, inwieweit ein Kreditinstitut sein Rediskont-Kontingent ausgenutzt hat,
ist die Summe der rediskontierten, noch nicht filligen Wechsel (mit Ausnahme der im nichsten
Absatz genannten) und der Auslandsschecks mafigebend.

Auferhalb des festgesetzten Rediskont-Kontingents kénnen die Solawechsel deutscher Ex-
porteure angekauft werden, die im Rahmen der von der Bundesbank der Ausfuhrkredit-Aktien-
gesellschaft fiir die Finanzierung mittel- und langfristiger Exportgeschifte eingeriumten Redis-
kontlinie (Plafond B) ausgestellt sind (Beschluf vom 17. April 1952), ferner Privatdiskonten,
die den Geldmarkt passiert haben und bei ihrem Ankauf noch hdchstens 45 Tage laufen (Beschlufl
vom 18. Dezember 1958).

Das festgesetzte Rediskont-Kontingent darf nicht, auch nicht voriibergehend, {iberschritten
werden. Kreditinstitute, deren Rediskont-Kontingent erschopft ist, kdnnen auf den Lombard-
kredit ausweichen.

3. Geldmarktregulierung und Geldmarktpolitik

Um die Deutsche Bundesbank in die Lage zu versetzen, eine kredit- und liquidititspolitisch
wirksame Offenmarktpolitik auf erweiterter Grundlage zu betreiben, ist der Bund als Schuldner
der der Bank nach den Vorschriften zur Neuordnung des Geldwesens zustehenden Ausgleichs-
forderung gesetzlich verpflichtet (§ 42 des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank), der Bank
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auf Verlangen Schatzwechsel oder unverzinsliche Schatzanweisungen in einer Stiickelung und
Ausstattung nach ihrer Wahl (Mobilisierungspapiere) bis zum Hgchstbetrag von 4 Mrd DM
auszuhdndigen. Auf Antrag der Bank kann die Bundesregierung den Hachstbetrag bis zum Nenn-
betrag der Ausgleichsforderung erhdhen. Im Juni 1958 ist der Hochstbetrag antragsgemif auf
den vollen Betrag der fiir die Bank im Bundesschuldbuch eingetragenen Ausgleichsforderung
(rd. 8,1 Mrd DM) festgesetzt worden. Die Mobilisierungspapiere sind bei der Bundesbank zahl-
bar. Die Bank ist gegeniiber dem Bund verpflichtet, alle Verbindlichkeiten aus den Mobilisie-
rungspapieren zu erfiillen.

Die Bundesbank vermittelt im Rahmen ihrer Geldmarktregulierung auch das Placement von
Schatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen, die vom Bund, seinen Sondervermégen
und den Lindern begeben werden, sowie von Solawechseln der Einfuhr- und Vorratsstellen
(Vorratsstellenwechsel). Sie setzt fiir diese Geldmarktpapiere die Verkaufs- und — soweit ein
Ankauf der Titel in Frage kommt — die Ankaufssitze fest (Beschliisse vom 11. Januar 1956 und
10. April 1958).

Ferner hat sich die Bundesbank bereit erklirt, im Interesse der Funktionsfihigkeit des Privat-
diskontmarktes eine Marktregulierung fiir Privatdiskonten zu betreiben. Beim An- und Verkauf
von Privatdiskonten am Markt kontrahiert die Bank nur mit der Privatdiskont-Aktiengesellschaft.

4. Mindestreservebestimmungen

Im Berichtszeitraum ist die Anweisung der Deutschen Bundesbank iiber Mindestreserven
(AMR) wie folgt gedindert worden:

Mit dem Inkrafttreten (1. Januar 1962) des Gesetzes iiber das Kreditwesen vom 10. Juli 1961
wurde die in diesem Gesetz gegebene Definition fiir Kreditinstitute in die AMR (§ 1 Abs. 1)
tibernommen. Damit fallen unter den Begriff der Kreditinstitute im Sinne der AMR — im Ge-
gensatz zur fritheren Regelung — nunmehr auch Unternehmen, deren Geschiift ,,die Eingehung
der Verpflichtung, Darlehensforderungen vor Filligkeit zu erwerben™ (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 KWG),
ist. Der Bestimmung des § 63 Abs. 3 KWG, wonach § 16 Abs. 1 Bundesbankgesetz dahingehend
erginzt wird, daf als eine Verbindlichkeit aus Sichteinlagen bei einem Kreditinstitut im Sinne
von § 53 KWG (Zweigstellen auslindischer Banken) auch ein passiver Verrechnungssaldo gegen-
iiber dem auslidndischen Mutterinstitut oder/und auslindischen Schwesterfilialen gilt, ist die
AMR durch entsprechende Erginzung der §§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 2 angepaBt worden. Die Ande-
rungen, die in diesem Zusammenhang schlieBlich die §§ 1 Abs. 2a und 3 Abs. 4 AMR erfuhren,
gehen auf die neue Numerierung der in diesen Bestimmungen angezogenen KWG-Vorschriften
zuriick (BeschluB vom 21. Dezember 1961; Mitteilung Nr. 50258/61).

Mit Beschlu$ vom 25. Januar 1962 hat der Zentralbankrat die — seit 1. Juli 1960 geltende —
Regelung der Mindestreservepflicht fiir Verbindlichkeiten aus seitens der Kundschaft bei Dritten
im Ausland benutzten Krediten aufgehoben. Diese Verbindlichkeiten unterlagen in der Zwi-
schenzeit insoweit der Reservepflicht, als sie iiber den Stand vom 31. Mai 1960 hinausgingen;
seit Februar 1962 sind sie wieder in vollem Umfang mindestreservefrei (Anderung des§ 2 Abs. 3 f).

GemiB Beschluf des Zentralbankrats vom 22. Februar 1962 ist — mit Wirkung vom 1. Mérz
1962 — den inldndischen Niederlassungen auslindischer Banken aus Griinden der Gleichbehand-
lung mit inlindischen Kreditinstituten zugestanden worden, fiir die Mindestreserveberechnung
von einem passiven Verrechnungssaldo solche passivischen Verrechnungsposten im Verhiltnis
zum eigenen Unternehmen absetzen zu diirfen, die auf Vorgiingen beruhen, die sonst (bei einem
rechtlich selbstiindigen Kreditinstitut) nicht der Mindestreservepflicht unterliegen (Anfiigung von
Absatz 5 in § 2).

Im Zusammenhang mit einer Reihe von formalen Anderungen, die im wesentlichen nur der
Klarstellung von Bestimmungen dienten, hat der Zentralbankrat die AMR als solche mit Wir-
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kung vom 1. Oktober 1962 neu gefaBt (Mitteilung Nr. 5013/62 v. 3. September 1962). U. a.
wurde der bisher verwendete Begriff ,Devisenauslinder” in Angleichung an die Terminologie des
AuBenwirtschaftsgesetzes durch den Begriff ,,Gebietsfremder” ersetzt. Von materieller Bedeutung
war allein die Einfiigung der Bestimmung des Buchstabens e) in § 2 Abs. 3, wonach die Verbind-
lichkeiten von Privatbankierfirmen gegeniiber persdnlich haftenden Gesellschaftern unter der
Voraussetzung freigestellt sind, daf es sich um Guthaben auf Konten handelt, auf denen aus-
schlieBlich Gewinnanteile gutgeschrieben werden.

Mit BeschluB vom 21. Mirz 1963 hat der Zentralbankrat die von Kreditinstituten mit bank-
fremdem Geschiift aufgenommenen und zur Finanzierung des bankfremden Geschifts bestimmten
Gelder von der Reservepflicht freigestellt (Anfiigung der Bestimmung des Buchstabens k) in § 2
Abs. 3).

Die zur Zeit giiltige Fassung der Anweisung der Deutschen Bundesbank itber Mindestreserven
(AMR) ist nachstehend im Wortlaut wiedergegeben.

Anweisung der Deutschen Bundesbank iiber Mindestreserven (AMR)

vom 3. September 1962

in der Fassung vom 22. Mérz 1963

Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank hat auf Grund der §§ 6 und 16 des Gesetzes iiber die Deutsche
Bundesbank folgende Anweisung iiber Mindestreserven (AMR) beschlossen.

I. Allgemeine Bestimmungen

§1

(1) Kreditinstitute im Sinne dieser Anweisung sind alle Unternehmen (auch Zweigstellen auslindischer Banken), die
Bankgeschifte im Sinne von § 1 Abs. 1 des Gesetzes itber das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. 1
S. 881) — KWG — in dem dort bezeichneten Umfange betreiben.

(2) Nicht reservepflichtig sind

a) diein § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 9 KWG genannten Unternehmen mit Ausnahme derjenigen in § 2 Abs. 1 Nr. 8
KWG genannten, die iiberwiegend Bankgeschifte betreiben;

b) die Kapitalanlagegesellschaften (Gesetz vom 16. April 1957);
¢) die Kassenvereine;

d) in Liquidation befindliche Kreditinstitute, sonstige Kreditinstitute, deren Tatigkeit sich auf die Abwicklung
beschriinkt, und ruhende Kreditinstitute.

§ 2
(1) Reservepflichtige Verbindlichkeiten sind simtliche Verbindlichkeiten gegeniiber
a) Nichtbanken,
b) nicht reservepflichtigen Kreditinstituten,

¢) Banken im Ausland,

aus Finlagen und aufgenommenen Geldern, letztere mit einer vereinbarten Laufzeit oder Kiindigungsfrist von
weniger als vier Jahren. Als eine Verbindlichkeit aus Finlagen im Sinne von Satz 1 gilt bei einem Kreditinstitut
im Sinne von § 53 KWG auch ein passiver Verrechnungssaldo.
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(2) Fiir die Feststellung der reservepflichtigen Verbindlichkeiten kdnnen tiglich fillige Einlagen eines Kontoinhabers
mit kurzfristigen — bis unter sechs Monaten befristeten — Forderungen gegen diesen auf

a)

b)

Konten, die bei der Zins- und Provisionsberechnung mit den betreffenden Einlagekonten als Einheit be-
handelt werden, :

Kreditsonderkonten gemiB § 2 Abs. 4 Sollzinsabkommen (sogenannte englische Buchungsmethode)

kompensiert werden. Dies gilt nicht fiir Einlagen in auslindischer Wihrung.

(3) Von der Reservepflicht sind freigestellt Verbindlichkeiten

a)
b)

c)

d)

e)

)

g)

b

i)

b

k)

gegeniiber der Bundesbank;

aus aufgenommenen, zweckgebundenen Geldern, soweit diese bereits an die Empfinger oder an ein zwischen-
geschaltetes Kreditinstitut weitergeleitet sind. Zweckgebundene Gelder im Sinne dieser Bestimmung sind
solche Gelder, die nach von vornherein festgelegten Weisungen des Geldgebers, vor allem beziiglich der
Kreditbedingungen, an vom Geldgeber namentlich bezeichnete Kreditnehmer oder ~— soweit es sich um eine
Sffentliche oder Sffentlich geférderte Kreditaktion handelt — an solche Kreditnehmer auszuleihen sind,
welche die Voraussetzungen fiir die Teilnahme an dieser Kreditaktion erfiillen; die vereinbarte Laufzeit oder
Kiindigungsfrist sowohl der zweckgebundenen Gelder als auch der daraus zu gewihrenden bzw. gewihrten
Kredite mu8, soweit es sich nicht um eine &ffentliche oder 5ffentlich geférderte Kreditaktion handelt, min-
destens ein Jahr betragen;

von Hypothekenbanken, &ffentlich-rechtlichen Grundkreditanstalten oder Schiffspfandbriefbanken aus auf-
genommenen, aber noch nicht an die vorgesechenen Kreditnehmer weitergeleiteten Globaldarlehen, zu deren
Sicherung dem Darlehnsgeber ein nicht durch Hypotheken, sondern durch Ersatzdeckung unter Verwendung
der empfangenen Darlehnsvaluta gedeckter Namenspfandbrief iibereignet ist;

aus Akkreditiv- und sonstigen Deckungsguthaben insoweit, als das Kreditinstitut seinerseits bei einer Bank
im Inland oder Ausland dafiir ein Deckungsguthaben unterhilt;

eines Kreditinstituts in der Rechtsform der offenen Handelsgesellschaft, der Kommanditgesellschaft oder
der Kommanditgesellschaft auf Aktien gegeniiber persdnlich haftenden Gesellschaftern, sofern es sich um
Guthaben auf Konten handelt, auf denen ausschlieBlich Gewinnanteile gutgeschrieben werden;

aus seitens der Kundschaft bei Dritten benutzten Krediten;

aus dem Fingang lediglich auftragsweise eingezogener Betrige, sofern diese laufend an die Berechtigten ab-
gefithrt werden. ,Laufende Abfithrung” ist als gegeben anzusehen, wenn die Betriige nicht linger als 14 Tage
bei dem einzichenden Institut bleiben;

aus Ausgleichsguthaben nach § 4 des Gesetzes iiber einen Wihrungsausgleich fiir Sparguthaben Vertricbener,
solange sie noch nicht freigegeben sind (§ 11 Abs. 3 des Gesetzes);

aus Spareinlagen in Hohe des Bestandes an Deckungsforderungen nach dem Altsparergesetz fiir Entschidi-
gungsgutschriften auf Einlagekonten;

aus Spareinlagen in Hohe des Bestandes an Deckungsforderungen nach dem Dreizehnten Gesetz zur Ande-
rung des Lastenausgleichsgesetzes;

aus Geldern, die ein Kreditinstitut, das auBler Bankgeschiften auch Waren- oder Dienstleistungsgeschifte
betreibt und fiir sein Bank- und bankfremdes Geschift je eine gesonderte Buchfithrung hat, ausschlieBlich
zur Finanzierung eigener Waren- und Dienstleistungsgeschifte aufgenommen hat, sofern sich dies aus der

Buchfithrung ergibt.

(4) Von der Reservepflicht sind auierdem freigestellt Verbindlichkeiten gegeniiber Gebietsfremden (§ 4 des Auflen-
wirtschaftsgesetzes), soweit sie nicht schon nach den vorstehenden Bestimmungen freigestellt sind, in Hdhe der
bei Banken im Ausland unterhaltenen, micht bereits nach Absatz 3 Buchst. d in Ansatz gebrachten Guthaben und
der auslindischen Geldmarktanlagen (Bankakzepte, bankgirierte Warenwechsel, Schatzwechsel und unverzinsliche
Schatzanweisungen).

(5) Niederlassungen auslindischer Banken (§ 53 KWG) kénnen Passivposten im Verhiltnis zum eigenen Unter-
nehmen, die bei einem rechtlich selbstindigen Kreditinstitut Verbindlichkeiten gemif Abs. 3 Buchst. d, f oder g
darstellen wiirden, fiir die Mindestreservehaltung von einem passiven Verrechnungssaldo absetzen.
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§ 3
(1) Innerhalb der reservepflichtigen Verbindlichkeiten werden unterschieden:
a) Sichtverbindlichkeiten,
b) befristete Verbindlichkeiten,
¢) Spareinlagen.
(2) Als Sichtverbindlichkeiten gelten tiglich fallige und solche Verbindlichkeiten, fiir die eine Kiindigungsfrist von

weniger als einem Monat oder eine Laufzeit von weniger als 30 Tagen vereinbart ist, sowie bei einem Kredit-
institut im Sinne von § 53 KWG auch ein passiver Verrechnungssaldo.

(3) Als befristete Verbindlichkeiten gelten
a) Verbindlichkeiten, fiir die eine feste Laufzeit von mindestens 30 Tagen vereinbart ist;

b) Verbindlichkeiten, fiir die eine Kiindigungsfrist von mindestens einem Monat vereinbart ist.

(4) Spareinlagen sind Einlagen im Sinne von §§ 21 und 22 KWG.

§ 4
Als Bankplatz im Sinne der Mindestreservebestimmungen gilt jeder Ort, in dem die Deutsche Bundesbank eine
Zweiganstalt unterhdlt. Die zustindige Landeszentralbank kann in begriindeten Ausnahmefillen verkehrsmifBig
unglinstig gelegene Ortsteile eines Bankplatzes (z. B. weit abgelegene eingemeindete Vororte) zu Nebenplitzen
erkldren.

II. Reservepflicht

§s5

(1) Die reservepflichtigen Kreditinstitute (§ 1) sind verpflichtet, Mindestreserven bei der Bundesbank als Guthaben
auf Girokonto zu unterhalten.

(2) Landliche Kreditgenossenschaften, die einer Zentralkasse angeschlossen sind und kein Girokonto bei der Bun-
desbank unterhalten, haben die Mindestreserven als tiglich fillige Guthaben auf einem besonderen Konto bei
ihrer Zentralkasse zu unterhalten; die Zentralkasse hat in Héhe der Betrige auf diesen Konten Guthaben bei
der Bundesbank zu unterhalten,

§ 6

Die Pflicht zur Unterhaltung von Mindestreserven ist erfiillt, wenn die Ist-Reserve (§ 9) eines Kreditinstituts das
Reserve-Soll (§ 7) erreicht.

II1. Berechnung des Reserve-Solls und der Ist-Reserve

§ 7
(1) Das Reserve-Soll ergibt sich durch Anwendung der von der Bundesbank angeordneten Vom-Hundert-Sitze
(Reservesitze) auf den gemiB § 8 festgestellten Monatsdurchschnitt der reservepflichtigen Verbindlichkeiten
(8 2). Bei Kreditinstituten mit mehreren Niederlassungen werden die Monatsdurchschnitte der reservepflichtigen
Verbindlichkeiten der einzelnen Niederlassungen zusammengerechnet.

(2) Als Reserve-Soll einer kindlichen Zentralkasse gilt das nach Absatz 1 ermittelte Reserve-Soll zuziiglich der
Summe der Ist-Reserven der bei ihr reservehaltenden Genossenschaften.

(3) Werden die Reservesitze nach der GréBe der Institute (Reserveklassen) verschieden bemessen, so ist fiir die
Einordnung eines Kreditinstituts in eine der Reserveklassen die Summe der in der Reservemeldung (§ 11) des
vorangegangenen Monats ausgewiesenen Monatsdurchschnitte seiner reservepflichtigen Verbindlichkeiten maB-
gebend.
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§ s

(1) Der Monatsdurchschnitt der reservepflichtigen Verbindlichkeiten wird aus den Endstinden der Geschiftstage
und geschiiftsfreien Tage in der Zeit vom 16. des Vormonats bis zum 15. des laufenden Monats errechnet.

(2) Der Monatsdurchschnitt kann statt dessen einheitlich fiir alle Arten von reservepflichtigen Verbindlichkeiten
(§ 3) aus dem Stand dieser Verbindlichkeiten am Ende folgender vier Stichtage errechnet werden:

23. Tag des Vormonats
letzter Tag des Vormonats

7. Tag des laufenden Monats
15. Tag des laufenden Monats.

Im Einzelfalle kann dies ausgeschlossen werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, daf das Kreditinstitut
den Stand der reservepflichtigen Verbindlichkeiten an den vier Stichtagen beeinfluft hat, um ihn unter den
Betrag herabzudriicken, der sich bei der Berechnung nach § 8 Abs. 1 ergeben wiirde.

(3) Lindliche Kreditgenossenschaften konnen an Stelle des Monatsdurchschnitts den Stand der reservepflichtigen
Verbindlichkeiten am Ende des letzten Tages des Vormonats ansetzen. In begritndeten Ausnahmefillen kann die
zustindige Landeszentralbank anderen Kreditinstituten das gleiche gestatten.

(4) Féllt einer der in den Absitzen 1 bis 3 genannten Tage auf einen geschifisfreien Tag, so gilt als Stand der
reservepflichtigen Verbindlichkeiten an diesem Tag der Endstand an dem vorhergehenden Geschiftstag.

(5) Fiir lindliche Kreditgenossenschaften, welche die Mindestreserven gemil § 5 Abs. 2 unterhalten, kann die zu-
stindige Landeszentralbank zulassen, daB ein festgestellter Monatsdurchschnitt fiir einen weiteren Zeitraum von

bis zu fiinf Monaten gilt.

§ 9
(1) Als Ist-Reserve gilt der Monatsdurchschnitt des gemif § 5 unterhaltenen Guthabens. Er wird aus dem Stand am
Ende simtlicher Tage des Monats errechnet — als Stand des Guthabens an einem geschifisfreien Tag gilt der
an dem vorhergehenden Geschiftstag festgestellte Endstand — und am SchluB des Monats von der Bundesbank
(Zentralkasse) dem Kreditinstitut mitgeteilt.

(2) Unterhilt ein Kreditinstitut bei mehreren Stellen der Bundesbank ein Girokonto, so gilt als Ist-Reserve die
Summe der Monatsdurchschnitte der einzelnen Guthaben.

IV. Sonderzins

§ io

(1) Unterschreitet in einem Monat die Ist-Reserve eines Kreditinstituts sein Reserve-Soll, so hat das Kreditinstitut,
soweit nicht die Bundesbank einem Antrag auf Erla der Zinszahlung stattgibt, auf den Fehlbetrag fir 30 Tage
einen Sonderzins in der jeweils von der Bundesbank angeordneten Hohe zu entrichten.

(2) Fehlbetrige lindlicher Kreditgenossenschaften, welche die Mindestreserven gemiB § 5 Abs. 2 unterhalten, darf
die Zentralkasse nicht mit dem eigenen ReserveiiberschuB oder dem einer anderen Genossenschaft verrechnen.
Fiir Fehlbetrige der Genossenschaften hat die Zentralkasse den Sonderzins an die Bundesbank abzufithren.

V.Reservemeldung

§ 11

(1) Jedes reservepflichtige Kreditinstitut hat spitestens am fiinften Geschiftstag jedes Monats fiir den abgelaufenen
Monat, soweit nicht in den Absitzen 2 und 3 etwas anderes bestimmt ist, bei der kontofithrenden Stelle der
Bundesbank eine Reservemeldung (Vordr. 1500) einzureichen. Die Meldung hat — bei Verbindlichkeiten, fiir
die der Monatsdurchschnitt nach § 8 Abs. 1 errechnet wird, auf einer Anlage — fiir jeden Tag (§ 8) die
reservepflichtigen Verbindlichkeiten, getrennt nach den verschiedenen Arten (§ 3), und die gemiB § 2 Abs. 2
bis 5 unberiicksichtigt gebliebenen Verbindlichkeiten, getrennt nach Verbindlichkeiten gemaB Abs. 2 und 3 bis 5
des § 2, auszuweisen.
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(2) a) Bei Kreditinstituten mit mehreren Niederlassungen hat grundsitzlich jede Niederlassung eine Reservemeldung

(Vordr, 1500 — vgl. Abs. 1) zu erstatten. Jedoch kann fiir mchrere Niederlassungen gleicher Platzart im Be-
reich einer Landeszentralbank eine zusammengefaSte Reservemeldung (Vordr. 1500) mit Angabe der Zahl
der einbezogenen Niederlassungen erstattet werden, sofern die Unterlagen des Instituts jederzeit eine Auf-
gliederung der Verbindlichkeiten nach den einzelnen Niederlassungen ermdglichen. Auf Verlangen der Landes-
zentralbank ist fiir die von ihr bestimmte Zeit eine solche Aufgliederung vorzunehmen.

b) Werden von einem Kreditinstitut mehrere Reservemeldungen (Vordr. 1500) erstattet, so hat die Haupt-

niederlassung auBerdem eine Sammelmeldung (Vordr. 1500 a) zu erstatten, in der die in den Reservemeldungen
(Vordr. 1500) nachgewiesenen Monatsdurchschnitte der reservepflichtigen Verbindlichkeiten und der Bundes-
bank-Giroguthaben jeder Niederlassung bzw. der auf einer Reservemeldung (Vordr. 1500) zusammengetaften
Niederlassungen anzugeben sind. Dabei brauchen die Monatsdurchschnitte der reservepflichtigen Verbindlich-
keiten von Niederlassungen ohne eigenes Bundesbank-Girokonto mit Angabe der Zahl dieser Niederlassungen
auch dann nur summarisch ausgewiesen zu werden, wenn von der Moglichkeit einer zusammenfassenden
Meldung (vgl. a) kein Gebrauch gemacht wird.

¢) Die Sammelmeldung (Vordr. 1500 a) ist zusammen mit den Reservemeldungen (Vordr. 1500) ebenfalls spite-

stens am fiinften Geschiftstage jeden Monats fiir den abgelaufenen Monat bei der fiir die Hauptniederlassung
des Kreditinstituts kontofithrenden Stelle der Bundesbank einzureichen; die zustindige Landeszentralbank
kann die Einreichung bei einer anderen Stelle der Bundesbank gestatten.

(3) Lindliche Kreditgenossenschaften, welche die Mindestreserven gemi8 § 5 Abs. 2 unterhalten, haben die fiir die
Berechnung des Reserve-Solls in dem Vordruck 1500 geforderten Angaben ihrer Zentralkasse zu machen. Die
Zentralkasse hat in einer Anlage zu ihrer Reservemeldung fiir jede bei ihr reservehaltende Genossenschaft die
Monatsdurchschnitte (§ 8) der reservepflichtigen Verbindlichkeiten, das Reserve-Soll und die Ist-Reserve
anzugeben.

(4) Die Bundesbank kann sich die Feststellung der reservepflichtigen Verbindlichkeiten in der Reservemeldung oder
in einer Anlage hierzu erliutern lassen. Sie behilt sich vor, sich der OrdnungsmiBigkeit der Feststellung zu
vergewissern.

VI.Inkrafttreten

§ 12

Die Anweisung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1962 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Anweisung der Deutschen
Bundesbank iiber Mindestreserven (AMR) vom 16. April 1959 in der Fassung vom 9. Juli 1959, 17. Mirz, 2. Juni,
18. August 1960, 20. April, 13. Juli, 12. Oktober, 21. Dezember 1961, 25. Januar und 22. Februar 1962 auBer Kraft.

Deutsche Bundesbank
Blessing Dr. Wolf



5, Zinssitze und Mindestreservesitze der Deutschen Bundesbank®)

a) Diskont- und Lombardsitze sowie Sonderzins bei Unterschreitung des Mindestreservesolls

Sonderzins fiir Kreditinstitute

. Diskontsatz!)?) Lombardsatz bei Unterschreitung
Giiltig ab des Mindestreservesolls
% p. a. % p. a. 93 p. a. iiber Lombardsatz
1948 1. Juli 5 6 1
1. Dez. 3
1949 27. Mai 41, 51/,
14, Juli 4 5
1950 27, Okt. 6 7
1. Nov 1
1951 1. Jan. 3
1952 29. Mai 5 6
21. Aug. 11y 53/s
1953 8. Jan. 4 5
11, Juni 31, 4ty
1954 20. Mai 3 4
1955 4. Aug. 31/, L
1956 8, Marz 41, 51/
19. Mai 51/, 61y
6. Sept. 5 6
1957 11. Jan. 41, 5 g
19. Sept. 4 5
1958 17. Jan 31, 47/,
27. Juni 3 4
1959 10. Jan. 2%, 37
4. Sept. 3 4
23. Okt. 4 5
1960 3. Juni 5 6
11. Nov. 4 5
1961  20. Jan. 31, 41/,
5. Mai 3 4

%) Bis 31. 7. 1957 Sitze der Bank deutscher Linder bzw. der Landeszentralbanken.
1y Zugleich Zinssatz fiir Kassenkredite, — *)Bis Mai 1956 galten fiir Auslandswechsel und Exporttratten auch niedrigere Sitze; far be-
stimmte Kredite an die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau, die Ende 1958 ausliefen, wurden feste Sonderséitze berechnet (Einzelheiten siche
Anmerkungen zur gleichen Tabelle im Geschiftsbericht fiir das Jahr 1961, S. 95).
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b} Reservesitze und Reserveklassen

1. Reservesiitze )

vH der reservepflichtigen Verbindlichkeiten

Sichtverbindlichkeiten o Befristete Spar- ]Z{eseréfsatzcvfurb_de;
5 5 Verbindlichkeiten cinlagen uwachs an ¥ erbind-
Bankplitze | Nebenplitze g lidhkeiten
Gultig ab: |-——— s [ . .
} Reserveklasse o Reserveklasse Banke | Neben. | IS NS | Shae
1 9 3 k 4 l 5 ‘ s | 1 P ‘ 34 ‘\ 5 ‘ 6 1 I 3 ' 3 ‘ 4 l 5 6 plitze | plitze Keiten HichkeitenJ einlagen
Reservepflichtige Verbindlichkeiten gegeniiber Inlindem
alle Verbindlichkeiten dieser Art
1948 1. Juli 10 10 5
1. Dez. 15 10 5
1949 1. Juni 12 9 5
1. Sept. 10 8 4
1950 1. Okt. 15 12 4
1952 1. Mai  [15 |14 ‘13 |12 11 | 10 |12 11 |10 o 8 s | 8 75| 7 65| 6 5,5 4
1.Sept. |12 |12 |11 |11 10 9 |10 10 9 {9 s | 7 7 s 6 ' 5 5 4
1
1953 1. Febr. 111 |11 10 |10 i 9 9 | 9 9 8 8 8 8|7 7 6 6 5 5 4 keine besonderen Sitze
1955 1. Sept. |12 12 111 |11 10| 10 |10 10 |9 9 9 9 | 8 8 7 7 | 6 6 5
1957 1. Mai 13 13 12 12 11 11 |11 11 o0 ‘10 9 9 9 9 8 8 ‘ 7 7 6
1959 1. Aug. 13 12 11 10 - - 10 9 8 7 - - 9 7 I - - 5
1. Nov. 14,3 | 13,2 | 12,1 | 11,0 —_ —_ 11,0 9,9 8,8 ; 7,7 - - 9,9 8,8 7.7 6,6 - — 6,6 ‘ 5,5
1960 1. Jan. 15,6 | 14,4 13,2 | 12,0 bl - 12,0 10,8 9,6 8,4 et bd 10,8 9,6 8,4 7,2 Lo - 7,2 6,0
1. Mirz 18,2 | 16,8 | 15,4 | 14,0 - - 14,0 12,6 | 11,2 9,8 - - 12,6 | 11,2 9,8 8,4 ‘ —_ l - 8,4 | 7,0
1. Juni 20,15| 18,60} 17,05| 15,50, — - ]5,50‘ 13,95| 12,40 10,85; —_ - 13,95 12,40‘ 10,85 9,30‘ - - 9,00 7,50 Zuwachs gegeniiber dem
) X Durchschnittsstand der
Verbindlichkeiten bis zum Durchschnittsstand der Monate Mirz bis Mai 1960 Monate Mirz bis Mai 1960
. | .
1Juli | 2015 18,60 17,08 15,50 ~ | — |15.50 13,05 12,40 10,85 — | — |13.95 1240 10,85 930 — | — | 900 | 750 30 20 10
alle Verbindlichkeiten dieser Art
1. Dez. 20,15} 18,60“ 17,05 15,50: — - 15,50 13,95 12,40: 10,85 — - 13,95 12,40j 10,85 9,30 — - 9,00 7,50
| |
1961 1. Febr. ]9,50“ 18,00 16,50 15,00‘! bt - 15,00 13,50 12,00! 10,50 — bt 13,501 12,00, 10,50/ 9,00 — - 8,70 7,25
1. Mirz | 18,20, 16,80. 15,40| 14,00 — - 14,00 12,60| 11,20, 9,80 — bt 12,60‘ 11,20{ 9,80 8,40‘ bt - 8,10 6,75
1. Apri] 17,55[ 16,20 14,85 13,50, — bd 13,50 12,15/ 10,80, 9,45 =— - 12,15‘ 10,80! 9,45 8,10 — - 7,80 6,50
1. Juni 16,25/ 15,00 13,75 12,501 - - 12,50 11,25 10,00; 8,75| — b 11,25| 10,00| 8,75 7,50‘ - - 7,20 6,00 keine besonderen Sitze
1. Juli 15,60| 14,40, 13,20, 12,00‘ - et 12,00 10,80, 9,601 8,40, — — 10,80| 9,60: 8,40/ 7,20 ~ - 6,90 5,75
1. Aug. 14,95‘ 13,80 12,65/ 11,50. — - 11,50 10,35 9,20, 8,05 — bnd 10,35 9,20; 8,05, 6,90 — - 6,60 5,50
1. Sept. 14,30, 13,20{ 12,10 11,00, — — 11,00‘ 9,90 8,80i 7,70, — - 9,90 8.80;‘ 7,70, 6,60 — - 6,30 5,25
1. Okt, 13,65| 12,60 11,55/ 10,50, — - 10,50 9,45 5,40‘ 7,35, — - 9,45‘ 8,40, 7,35 6,30 — _ 6,00 5,00
1.Dez. |13 [12 |11 |10 - | = |10 s 8 7 - le s |7 6 [ 6 5
Reservepflichtige Verbindlichkeiten gegeniiber Auslindern?)
alle Verbindlichkeiten dieser Art
(Bis zum April 1957 gleiche Sitze wie fiir Verbindlichkeiten gegeniiber Inlindern)
| .
1957 1. Mai 20 ‘20 20 |20 20 ‘ 20 20 ]20 20 20 20 ‘ 20 10 10 ‘ 10 10 1 10 10 10
1. Sept. 30 30 30 30 30 30 30 ‘ 30 30 \ 30 30 30 |20 20 ‘ 20 20 ‘ 20 20 10
1959 1. April 13 13 |12 |12 11 | 11 |11 11 10 (10 ° o | 9 9 - 8 8 7 7 6 keine besonderen Sitze
1. Aug. 13 12 11 10 - — 10 9 8 ‘ 7 - — 9 8 7 6 | - - 6 1
1. Nov. 14,3 | 13,2 ’12,1 11,0 - - 11,0 9.9 8,8 ‘ 7,7 - —_ 9,9 8,8 I 7.7 6,6 \ bad - 6,6 | 5,5
Verbindlichkeiten bis zum Stand vom 30. November 1959 Zuwachs gegenitber dem
‘ ) Stand vom 30. Nov. 1959%)
1960 1. Jan. |156 |144 13,2 120! — | — |12,0 108 96| 84| — — (108 96| 84| 7.2 ‘ - | - 7.2 | 60 30 ¢ 20 | 10
1. Mirz |18,2 |16,8 15,4 |140 | — | — |14,0 12,6 |11,2| 98 — — [|126|11,2| 98| 84| — | — 84 | 70 30 2 | 10
1. Juni 20,15 18,60‘ 17,05} 15,50 — - 15,50 13,95 12,40‘i 10,85‘ —_ ‘ —_ 13,95 12,40i 10,85 9,30 ~— - 9,0 1 7,5 30 20 i 10
alle Verbindlichkeiten dieser Art
1961 1. Mai 30 ‘ 30 30 30 - - 30 ‘\ 30 30 ‘ 30 bt - 20 20 20 20 — - 10 10 1 i .
1962 1. Febr. 13 ‘ 12 11 ‘ 10 - - 10 | 9 8 ‘ 7 — - 9 8 7 6 | —~ — 6 5 | keine besonderen Sitze

1y Vor Mai 1954 galten fiir die Berliner Kreditinstitute zum Teil andere Bestimmungen. Die saarlindischen Kreditinstitute sind seit August 1959 mindestreservepflichtig. —
2} Gebietsfremde im Sinne von § 4 AuBenwirtschaftsgesetz, — 3) Von Juli 1960 bis einschlieBlich Januar 1962 galten diese Sitze auch fiir den Zuwachs an seitens der Kundschaft
bei Dritten im Ausland benutzten Krediten gegeniiber dem Stand vom 31. Mai 1960. Bis zur Hohe dieses Standes waren die genannten Verbindlichkeiten auch in der angegebenen
Zeit mindestreservefrei.

2. Reserveklassen 1)

Mai 1952 bis Juli 1959 Seit August 1959
Kreditinstitute mit reservepflichtigen ! Kreditinstitute mit reservepflichtigen
Reserveklasse Sicht- und befristeten Verbindlichkeiten Reserveklasse Verbindlichkeiten (einschl. Spareinlagen)

1 von 100 Mio DM und mehr ‘
2 } 50 bis unter 100 Mio DM 1 von 300 Mio DM und mehr
3 . 10 . . 50, 2 » 30 bis unter 300 Mio DM
4 » 5 » 10 5w 3 ‘ » R 30, s
5 » 1w 5 » 4 unter 3 Mio DM
6 unter 1 Mio DM

1) MaBgebend fiir die Einstufung der Kreditinstitute in dic cinzelnen Reserveklassen sind ihre reservepflichtigen Verbindlichkeiten im jeweiligen Vormonat.




II. Devisenpolitische Regelungen

Seit dem Inkrafttreten des Aufenwirtschaftsgesetzes und der AuBenwirtschaftsverordnung
(1. September 1961) sind im Bereich des Kapital- und Zahlungsverkehrs mit dem Ausland aufler
den MafBnahmen, iiber die schon im Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr
1961 berichtet worden ist (Genehmigungen zurVerzinsung von Akkreditivdedkungsguthaben und
zur Verzinsung von Terminguthaben unter Begrenzung auf bestimmte Hochstsiitze), keine devi-
senpolitischen Regelungen getroffen worden. Die nachfolgend abgedruckte ,, Vergleichende Uber-
sicht iber die fortschreitende Liberalisierung des Warenverkehrs und der wichtigsten Positionen
des Dienstleistungsverkehrs und des Kapitalverkehrs mit dem Ausland” enthilt gegeniiber dem
Vorjahr keine Anderungen.

Im Bereich des Interzonenverkehrs sind die Durchfithrungsbestimmungen der Deutschen Bun-
desbank lediglich einigen Anderungen von geringfiigiger Bedeutung unterzogen worden. Der
Gesamtswingbetrag im interzonalen Waren- und Dienstleistungsverkehr belief sich wiederum
auf 200 Mio DM; wegen des Standes der Verrechnungskonten am 31. Dezember 1962 und der
Jahresumsitze im Verrechnungsverkehr mit der Deutschen Notenbank, Berlin, wird auf S. 124
(Jahresabschluf — Aktiva — Sonstige Forderungen) Bezug genommen.
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Vergleidiende Ubersicht iiber die fortschreitende Liberalisierung des Warenverkehrs und der

i Stand Ende 1949 ‘ Stand Ende 1956 Stand Juli 1958 Stand Mai 1963
A.Warcnverkehr ‘
Liberalisierung der Wareneinfuhr i
1. aus OEEC-Lindern (in vH der Einfuhr des Jahres 1949) 47 vHY) I 92,4 vHY) 94,0 vHY) 1)
1. ausDollar-Lindern (in vH der Einfuhr des Jahres 1953) _— 92,9 vHY) 95,0 vHY) ‘
B. Dienstleistungsverkehr :
I. Transfer von Nebenkosten und Dienstleistungen in  Transportkosten frei, | frei frei frei
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Handels- sonst Ei.nzel-
verkehr (z. B. Fracht, Versicherung) genchmigung
II. Transfer von Nebenkosten und Dienstleistungen in
mittelbarem Zusammenhang mit dem Handels-
verkehr
1) Provisionen Einzelgenehmigung frei frei frei
2) Kosten fiir Handelsauskiinfte, Werbungskosten frei ¢ frei . frei frei
3) Lizenzgebiihren (laufende und einmalige) Einzelgenehmigung gl:ie.l g;: Bmasooog:: E‘e,il:;::]l]i.g)) frei frei
[I1. Versicherungsverkehr (Transportversicherung s. BI)
1) Sachversicherungen " nicht zugelassen frei (mit gewissen Ausnahmen) | frei (mit gewissen Ausnahmen) | frei (mit gewissen Ausnahmen)
2) Lebensversicherungen )
a) von Deviseninlandern mit ausl. Lebens- nicht zugelassen nicht zugelassen Einzelgenehmigung ! frei
versicherern | . . |
b) von Devisenauslindern mit inl. Lebens- nicht zugelassen auf DM-Basis frei ; auf DM-Basis frei : frei
versicherern L !
¢} von Deviseninlindern mit inl. Lebens- nicht zugelassen nicht zugelassen nicht zugelassen frei
versicherern in fremder Wihrung . ! )
3) Aktive und passive Riick- und Weiterriickver- Einzelgenehmigung frei frei frei
sicherung — in jeder Wihrung — AbschluB
und Erfitllung
t
|
IV. Transfer von Arbeitsentgelten (Lohne, Gehilter, :Einzelgenehmigung frei fret frej
Renten, Pensionen, Honorare) ‘
V. Reiseverkehr X .
1) Erwerb u. Mitnahme von inl. u. ausl. Zahlungs- Einzelgenehmigung frei frei frei
mitteln zum Verbrauch im Ausland durch Inlinder Private Reisen nur
in Ausnahmefillen
2) Mitnahme von inl. u. ausl. Zahlungsmitteln
durch Auslénder bei der Wiederausreise .
a) inlandische Zahlungsmittel frei bis DM 40,— frei fref frei
b) auslindische Zahlungsmittel frei bis zur Hohe frei fret frei
der eingefiihrten ausl,
Zahlungsmittel |
3) Einbringung auslindischer u. inldndischer |
Zahlungsmittel aus dem Ausland ; }
a) Inlinder aa) inlindische Zahlungsmittel | frei bis DM 40,— frei fre@ ! frei
bb) ausléndische Zahlungsmittel "frei frei frei frei
b) Auslinder aa) inlindische Zahlungsmittel frei bis DM 40,— frei frﬁ frei
bb) auslindische Zahlungsmittel frei } frei frei frei
: i
I
VI. Zahlungen verschiedener A:t in das Ausland !
1) Erbschaften . auf DM-Sperrkonto frei in beschrinkt konvertier- | frei frei
: barer Wihrung; sonst Einzel-
genehmigung
2) Mitgiften { auf DM-Sperrkonto frei in beschr. konvertierbarer |frei frei
| mit Einzelgenehmigung ! Wahrung bis DM 50 000,—;
" sonst Einzelgenehmigung
3) Schenkungen und Unterstiitzungen an natiirliche s auf DM-Sperrkonto frei bis DM 300,— monatlich | frei frei
Personen _mit Einzelgenebmigung
4) Gesetzliche u. vertragliche Unterhaltszahlungen . auf DM-Sperrkonto frei bis DM 3000,— monatlich | frei frei
' mit Einzelgenehmigung
5) Darlehen an Verwandte im Ausland nicht zugelassen Einzelgenehmigung frei frei
6) Gewinne aus staatlich genehmigten Spiclen auf DM-Sperrkonto frei in beschrinkt konvertier- | frei frei
(Lotterien, Toto usv.) mit Einzelgenehmigung barer Wahrung; sonst Einzel-
. genchmigung
7) Preise, z. B. Kunst-, Literatur- oder Sportpreise ; auf DM-Sperrkonto | frei bis DM 50 000,— frei | trei
sowie Belohnungen auf Grund von Auslobungen ! mit Einzelgenehmigung!
und Preisausschreiben
8) Geldstrafen u. GeldbuBen; Schadensersatz auf auf DM-Sperrkonto frei frei frei
Grund unerlaubter Handlung, Havarie cowie mit Einzelgenchmigung
auf Grund sonstiger auBlervertragl. Haftungs-
griinde; ungerechtfertigte Bereicherung
9) Steuern und dffentliche Abgaben auf DM-Sperrkonto Einzelgenehmigung frei frei
mit Einzelgenehmigung
10) Private Wiedergutmachungsleistungen auf DM-Sperrkonto frei in beschrinkt konvertier- | frei frei
barer Wihrung; sonst Einzel-
genehmigung
!} Ohne Staatseinfuhren. — ?) Der Liberalisierungssatz wird nicht mehr errechnet.




widhtigsten Positionen des Dienstleistungsverkehrs und des Kapitalverkehrs mit dem Ausland
|

‘ Stand Ende 1949 ‘

Stand Ende 1956

Stand Juli 1958

|
’ Stand Mai 1963

C. Kapitalverkehr

. Ertriignisse aus inlindischen Kapitalanlagen
auslindischer Eigentiimer sowie Gegenwert
ausgeloster Schuldversdhreibungen

11. Repatriierung von Kapitalbetriigen bzw, Kapital-
anlagen ausl. Eigentiimer (cinschl. Vermogens-
transfer an Auswanderer)

1) Verkaufserldse, Tilgungen, Riickzahlungs-
betrige

2) Kontoguthaben bei Geldinstituten

3) Erwerb deutscher Wertpapiere und Auslands-
bonds im Ausland durch Inlinder

1. Zins- u. Tilgungszahlungen gemiB8 Londoner
Schuldenabkommen

IV. Neue Investierungen

1) auslindische Investierungen im Inland
a) inléndische Wertpapiere

b) inlandische Geldmarktpapiere

¢) DM-Darlehen mit Mindestlaufzeit
von 5 Jahren

Darlehen in auslindischer Wihrung
mit Mindestlaufzeit von 5 Jahren

Darlehen mit einer Laufzeit unter 5 Jahren
d) Beteiligungen

¢) Grundbesitz
inldndische Investierungen im Ausland

a) Unternehmen, Zweigniederlassungen und
Beteiligungen

b) Erwerb von ausl. Wertpapieren
¢) Erwerb von Grundbesitz

)

V. Ein- und Ausfuhr von Wertpapieren auslindischer
Eigentiimer

VI. Einfubr von Goldmiinzen und Handel im Inland

D. Offentliche Leistungen besonderer Art

1) Israel-Abkommen
2) Bundesentschidigungsgesetz (BEG)
3) Bundesriickerstattungsgesetz (BR#G)

4) Kriegsfolgengesetz

E. Unterhaltung von Konten

1. Fiir Auslénder bei inl. Geldinstituten

11. Fiir Inldnder bei ausldndischen Geldinstituten
1) Geldinstitute

2) Wirtschaftsunternehmen
3) Privatpersonen

1II. Fremdwihrungskonten fiir Inldnder
bei inlindischen Geldinstituten

auf DM-Sperrkonto

auf DM-Sperrkonto
nicht zugelassen

nicht zugelassen

Abkommen bestand
noch nicht

nicht zugelassen

auBer in bestimmten
Fillen aus originiiren
DM-Sperrguthaben

nicht zugelassen
nicht zugelassen

nicht zugelassen

nicht zugelassen
nicht zugelassen

nicht zugelassen

nicht zugelassen

nicht zugelassen
nicht zugelassen

nicht zugelassen !

nicht zugelassen

Abkommen bestand
noch nicht

Gesetz bestand
noch nicht
Gesetz bestand
noch nicht

Gesetz bestand
noch nicht

nur DM-Sperrkonten
(verzinslich)

Errichtung und Verfii-
gung beschrinkt
nicht zugelassen

! nicht zugelassen

nicht zugelassen

frei

frei in beschrinkt konvertier-
barer Wiihrung; sonst Einzel-

genehmigung

frei in beschriinkt konvertier-
barer Wihrung; sonst Einzel-

genehmigung

nicht zugelassen (fiir deutsche

Auslandsbonds frei)

volle Bedienung gemiB
Abkommen

bdrsengiingige

. frei aus Libka-Guthaben;

sonst Einzelgenehmigung

" nicht zugelassen

frei aus Libka-Guthaben,
Hachstzinssatz 41/2%0;

. sonst Einzelgenehmigung

Einzelgenehmigung

Einzelgenehmigung

frei aus Libka-Guthaben
bis DM 500 000,~—;
sonst Einzelgenehmigung

frei aus Libka-Guthaben

frei bis zu DM 3 Mio durch
deutsche Unternehmen

frei (nur bdrsengingige)
Einzelgenehmigung

frei

frei

Lieferungen u. Leistungen
gemiB Abkommen

frei

Gesetz bestand noch nicht

Gesetz bestand noch nicht

beschrinkt konvertierbare und

frei konvertierbare Konten
(unverzinslich)

Errichtung frei,
Verfiigung beschrinkt

; Errichtung und Verfiigung

beschrinkt
Errichtung und Verfiigung
beschrinkt

Errichtung frei,
Verfiigung beschrénkt

frei

frei

frei

frei

volle Bedienung gemil
Abkommen

frei gegen frei konvertierbare

dhrung

nicht zugelassen

frei gegen frei konvertierbare

Wihrung; sonst Einzel-
genehmigung

Einzelgenehmigung

Einzelgenehmigung

frei

frei

frei

frei (nur brsengiingige)
frei

frei

frei

Lieferungen u. Leistungen
gemiB Abkommen
frei

frei

frei

beschrinkt konvertierbare und

frei konvertierbare Konten
(unverzinslich)

Errichtung frei,
Verfiigung beschrinkt
Errichtung frei,
Verfligung beschrinkt
Errichtung frei,
Verfiigung beschriinkt

Errichtung frei,
: Verfigung beschrinkt

i volle Bedienung gemiB
‘ Abkommen

|
|
|
i
|

\frei (ausgenommen Pensions-
| geschifte)

\

|

z, Z. nicht zugelassen
frei

|
|
l frei
|

ifxei
frei

frei

frei

frei
frei

frei

frei

Lieferungen u. Leistungen
gemif Abkommen

frei
frei

frei

alle Konten frei konvertierbar
(Verzinsung nur auf Sparkonten
natiirlicher Personen und Ak-
kreditivdeckungsguthaben sowie
zu  bestimmten Hochstsdtzen
Terminguthaben)

Errichtung und Verfiigung
frei
Errichtung und Verfiigung
frei
Errichtung und Verfiigung
frei

Errichtung und Verfiigung
frei




Rechtsgrundlagen
Rechnungswesen
und Jahresabschluf

Ausgabe von Bundes-
bankgenufischeinen

Gliederung des
Jahresabschlusses

Bewertung

Teil B

Erlauterungen zum Jahresabschlufl 1962
der Deutschen Bundesbank

Rechtsgrundlagen, Gliederung und Bewertung

Die Vorschriften iiber das Rechnungswesen und den Jahresabschlu der Deutschen Bundesbank
(§ 26 des Bundesbank-Gesetzes vom 26. Juli 1957 — BGB1 1 S. 745 —) sind gegeniiber dem
Vorjahr unverindert geblieben.

Nachdem durch die Verordnung zur Anderung und Erginzung der Kapitalertragsteuer-Durch-
fuhrungsverordnung vom 21. Dezember 1962 (BGBI I S. 773) klargestellt worden ist, daB die
BundesbankgenuBrechte nicht zu den steuerpflichtigen Kapitalertrdgen zihlen, hat der Abwickler
der Deutschen Reichsbank durch Bekanntmachung vom 9. Mérz 1963 (Bundesanzeiger Nr. 48)
aufgefordert, die in Kraft gebliebenen, mit Lieferbarkeitsbescheinigung versehenen Anteilscheine
der Deutschen Reichsbank zum Empfang der BundesbankgenuBscheine vorzulegen. Gleichzeitig
hat er von den ihm von der Deutschen Bundesbank zur Verfiigung gehaltenen nom. 100 Mio
DM Bundesbankgenufirechten die auf den Gesamtbetrag der Sammelurkunde iiber Reichsbank-
anteilscheine entfallenden BundesbankgenuBscheine bei der Wertpapiersammelbank eingeliefert.
Den Inhabern von Gutschriften auf Sammeldepotkonto sind von den Kassenvereinen (Wert-
papiersammelbanken) zusitzliche Gutschriften iiber Bundesbankgenufischeine erteilt worden.

Die Deutsche Bundesbank hat im Bundesanzeiger Nr. 48 vom 9. Mirz und Nr. 49 vom
12. Mirz 1963 die Zahlung von Gewinnanteilen auf die Bundesbankgenufscheine mit je 6%
fiir die Jahre 1958, 1959, 1960 und 1961 bekanntgegeben.

Die erste Auslosung von Bundesbankgenufrechten wird demnichst vorgenommen werden.

Die Gliederung der Jahresbilanz und die Bezeichnung der Bilanzpositionen sind — wie in den
Vorjahren — dem Schema des Ausweises der Deutschen Bundesbank weitgehend angepafit. Die
Unterposition ,sonstige &ffentliche Stellen” zu der Position Aktiva 9 ,Kassenkredite” ist weg-
gefallen, nachdem die der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau vor Inkrafitreten des Bundesbank-
gesetzes eingeriumten Kreditlinien im Laufe des Berichtsjahres erloschen sind.

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung ist gegeniiber dem Vorjahr unverindert
geblieben.

Bei der Bewertung sind wie in den Vorjahren die Vorschriften des Aktiengesetzes sinngemi
beriicksichtigt worden (§ 26 Bundesbank-Gesetz).

Umstellungsrechnung

Die zusammengefafite Umstellungsrechnung der zur Deutschen Bundesbank verschmolzenen
Institute ist diesem Bericht als Anlage 1 beigefiigt.

Durch die Berichtigungen der Teilumstellungsrechnungen fiir die Bank deutscher Lander und
die Landeszentralbanken auf den Buchungsstand vom 31. Dezember 1962 hat sich der Anspruch

118



der Deutschen Bundesbank auf Zuteilung von Ausgleichsforderungen um 737 970,93 DM auf
8 102 606 329,74 DM erhdht; die Forderung an den Bund aus der im Zusammenhang mit der
Wihrungsumstellung in Berlin ausgestellten unverzinslichen Schuldverschreibung stieg im Be-
richtsjahr um 156,17 DM auf 547 167 706,72 DM.

Jahresabschluf

Der als Anlage 2 beigefiigte Jahresabschluff 1962 wird wie in den Vorjahren in der Reihenfolge
der Positionen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erldutert. Zugleich wird iiber
die Titigkeit der Deutschen Bundesbank im Jahre 1962 berichtet.

.
Bilanz
Bilanzvergleich
in Mio DM
Aktiva 31. Dezember Passiva 31. Dezember
1960 1961 | 1962 1960 1961 | 1962
Gold 12 285,9 14 426,6 14 490,1 Grundkapital 290,0 290,0 250,0
Guthaben bei auslindischen Riicklagen 562,3 588,0 ‘ 638,0
Banken und Geldmarkt- 59052 113868 | 1092 Ritdestellungen 1077,0 949,7 | 10756
S ““]agei‘m] A:“““i | und : ; 929:1 Banknotenumlauf 20470,3 § 22991,7 24 146,6
orten, Auslandswechsel un ; :
-schecks 157,2 291,7 329,1 Einlagen von
Kreditinstituten 13036,4 | 116150  12232,3
Deutsche Scheidemiinzen 80,6 57,2 44,8 Bund 38,5 79,1 40,6
un , , .,
Postscheckguthab 193,0 281,1 545,8
ostscheckguthaben 12833 1146,1 1967’4 Sondervermdgen des Bundes 776,2 991,8 634,7
Inlandswechsel : ’ ’ Lindern 25649 | 36251 | 35537
Sd]lfldt]zwse;lsel und uaverzins- anderen Sffentlichen i
iche Schatzanweisungen Einlegern 59,9 37,0 55,2
Bund und Sonderverm&gen M
des Bundes 136,3 - - anderen inlindischen
‘ Einlegern 219,7 252,4 278,8
Lombardforderungen 419,0 219,7 157,7
. \ 791 167.5 739,1 Verbindlichkeiten aus dem
Kassenkredite f :6 , “Auslandsgeschift 446,7 367,7 374,4
Somnge.Forderungen ; 22’3 ::'7 L 1,3 Schwebende Verrechnungen 169,8 - 302,8
XVert}:a:e;e ; s 323,6 1483, 368.9 Sonstige Passiva 108,2 | 1115 133,8
usgleichsforderungen an die | : : 93,7 180,8 226,4
Sfentliche Hand und Schuld- \ Reingewinn
verschreibung wegen Berlin | 3 561,1 ‘ 3431,8 4957,8
Kredite an Bund fiir Beteili- !
gung an internationalen
Einrichtungen 1387,2 26357 2155,7
Forderungen an Bund wegen
Forderungserwerb aus !
Nachkriegswirtschaftshilfe - 2512,8 2512,8
Anderang der Wihrungsparitit - 1265,0 1190,2
Kredite an internationale
Einrichtungen und
Konsolidierungskredite 3 657,3 24424 212894
Schwebende Verrechnungen - 6,2 -~
Sonstige Aktiva 342,5 226,9 213,7
Zusammen 39913,6 42079,8 43 982,9 Zusammen 39913,6 | 42079,8 43 982,9

Die Bilanzsumme zum 31. Dezember 1962 ist gegeniiber Ende 1961 um 1 903,1 Mio DM auf
43 982,9 Mio DM gestiegen.

Aktiva

Der Goldbestand wird zum 31. Dezember 1962 mit 14 490,1 Mio DM um 63,5 Mio DM
hoher ausgewiesen als zum 31. Dezember 1961.

Die Guthaben bei auslindischen Banken und die Geldmarktanlagen im Ausland betrugen am
31. Dezember 1962 10 929,1 Mio DM (gegeniiber 11 386,8 Mio DM am 31. Dezember 1961).
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Devisenhandel

Auslands-
zahlungsverkehr

Handels- und andere
wirtschaftspolitische
Vereinbarungen

Sorten, Auslandswechsel
und -schecks

An- und Verkauf

von Sorten

Auslandswechselankauf

Die Umsitze im Devisen-Kassahandel der Deutschen Bundesbank beliefen sich im Berichtsjahr
auf 6 551,9 Mio DM gegeniiber 15 055,3 Mio DM im Jahre 1961; die Anzahl der Abschliisse
verringerte sich gegeniiber dem Vorjahr von 6 566 auf 6 154. Im einzelnen betrugen

1961 1962
Stiick Mio DM Stiick Mic DM
Kiufe 2542 7 250,4 1936 2218,1
Verkiufe 4024 7 804,9 4218 4333,8
6 566 15 055,3 6154 6551,9.

Der Hauptteil der Umsiitze entfiel wieder auf US-Dollar.

Das Engagement der Deutschen Bundesbank aus US-Dollar-Swapgeschiften, die mit inlindi-
schen Kreditinstituten zur Erleichterung der Geldanlage im Ausland abgeschlossen wurden, be-
trug Ende 1962 32,2 Mio US-$ (Ende 1961 283,8 Mio US-$); der niedrigste Stand im Berichts-
jahr wurde am Jahresende, der héchste mit 1 036,8 Mio US-$ am 24. Januar 1962 erreicht. Beim
Termin-Riickkauf der per Kasse verkauften US-Dollar-Betrige wurde wihrend des ganzen Jahres
ein Deport in wechselnder Hohe — zwischen /4 und 1%/¢ p. a. — berechnet, der vom 30. Mirz
1962 an bei Abschliissen mit einer Laufzeit von mehr als zwei bis zu sechs Monaten um
1/4%/¢ p. a. niedriger war als bei Abschliissen mit einer Laufzeit bis zu zwei Monaten.

Die Stiickzahl der von der Deutschen Bundesbank bearbeiteten Zahlungsauftrige nach und aus
dem Ausland zeigt folgende Entwicklung:

: 1960 1961 1962
Zahlungsauftriige nach dem Ausland in Stick
Fremdwihrung 156 858 186 367 233 870
DM 113 223 130 678 220 718
270 081 317 045 454 588
Zahlungsauftrige aus dem Ausland in
Fremdwihrung 21 349 20 701 17 772
DM 215126 212321 228 947
236 475 233 022 246 719
Insgesamt bearbeitete Zahlungsauftrige
nach und aus dem Ausland 506 556 550 067 701 307.
Von den Zahlungsauftrigen
in Fremdwihrung wurden ausgefithrt
zu Lasten der bei der Bank unterhaltenen
US-$-Konten inlindischer
Kreditinstitute 5011 3 905 3 042
zu Gunsten dieser Konten 4486 3760 1772
9 497 7 665 4 814.
Die Zahl der Ubertriige
zwischen diesen Konten betrug 45197 48 685 53 808.

Unter Mitwirkung der Bank sind im Berichtsjahr mit 17 Lindern handels- und andere wirt-
schaftspolitische Vereinbarungen getroffen worden. Darunter waren 5 Investitionsfdrderungs-

Vertrige.

Der Sortenbestand war Ende 1962 mit 3,7 Mio DM um 1,0 Mio DM niedriger als am 31. De-

zember 1961. Im Berichtsjahr hat die Deutsche Bundesbank 33 908 Sortenankiufe (1961 38 178)
und 14 317 Sortenverkiiufe (1961 13 553) getitigt.

Der Bestand an Auslandswechseln aus dem Ankauf im Inland betrug am Jahresschluff 1962
323,5 Mio DM gegeniiber 284,4 Mio DM am 31. Dezember 1961.

Es wurden angekauft im Jahre Stitck Mio DM
1961 58 823 1574,5
1962 62 021 1657,1.
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Der Anteil der DM-Akzepte am Gesamtwert der angekauften Auslandswechsel betrug im
Jahresdurchschnitt 1962 rund 47 vH gegeniiber 36 vH im Jahresdurchschnitt 1961 (DM-Auf-
wertung) und 60 vH im Jahre 1960.

Im Berichtsjahr wurden 138 567 Auslandsschecks im Werte von 130,8 Mio DM gegeniiber
144 788 Abschnitten im Werte von 135,8 Mio DM im Vorjahr angekauft. Verkauft wurden ins-
gesamt 12 487 (1961 12 520) Schecks auf das Ausland im Betrage von 129,1 Mio DM (1961
41,3 Mio DM).

Zur Verwertung im Auftragsgeschift hat die Bank hereingenommen

1961 1962
Stiick
Sorten 8 420 6526
Auftragspapiere (Wechsel, Schecks u. 4.) 11 291 10 079
19 711 16 605.

Der Bestand der Bank an deutschen Scheidemiinzen belief sich Ende 1962 auf 44,8 Mio DM
(Ende 1961 57,2 Mio DM). Dem Bund sind im Jahre 1962 fiir die von den Miinzstitten iiber-
nommenen Miinzen 104,8 Mio DM gutgeschriecben und fiir aufgerufene oder nicht mehr umlauf-
fahige Miinzen 0,6 Mio DM belastet worden. Insgesamt hat die Bank in den Jahren 1948 bis 1962
Miinzen im Betrage von 1 802,6 Mio DM iibernommen und 144,6 Mio DM nicht mehr umlauf-
fahige und auBer Kurs gesetzte Miinzen zu Lasten des Bundes eingeldst.

Unter EinschluB der Ende Dezember 1962 noch ausstehenden Miinzlieferungen aus bis dahin
erteilten Prigeauftrigen von 35,1 Mio DM aller Stiickelungen errechnet sich bei Zugrundelegung
der Einwohnerzah] der Bundesrepublik einschlieBlich des Landes Berlin vom 30. September 1962
(57,1 Mio Einwohner) je Kopf der Bevdlkerung ein Miinzbetrag von 29,65 DM. Die bisher durch
§ 5 (1) des Gesetzes iiber die Ausprigung von Scheidemiinzen vom 8. Juli 1950 festgesetzte
Grenze von 30,— DM je Kopf der Bevdlkerung ist inzwischen weggefallen (§ 1 des Gesetzes zur
Anderung des Gesetzes iiber die Ausprigung von Scheidemiinzen vom 18. Januar 1963).

Die Postscheckguthaben betrugen am 31. Dezember 1962 unter Einschluf der unterwegs be-
findlichen Uberweisungen von den Zweiganstalten der Landeszentralbanken auf das Postscheck-
konto der Bank (Direktorium) in Frankfurt (Main) 545,8 Mio DM (1961 281,1 Mio DM). Das
Guthaben auf diesem Konto wird tiiglich in auf volle 100 000 DM abgerundeten Betrigen mit
dem Giroguthaben der Generalpostkasse verrechnet.

Postsdieckverkehr mit Dritten

1961 o 1962 o
R . Verwendungen . . . Verwendungen
Vop dritter Seite fiir den laufenden | Vop dritter Seite fiir den laufenden
fingegangene Uberweisungs- ue}x)ngege'mgene (Uberweisungs-
Uberweisungen verkehr ‘ erweisungen verkehr
Stick | MioDM | Stiick | MioDM | Stiick : MioDM | Stiick | Mio DM
Landeszentralbank |
Baden-Wiirttemberg 80629 | 66391 | 30906 692,1 | 88520 | 74485 | 39815 782,7
Bayern 83 873 ‘ 7 675,0 28 496 603,5 87 551 8 680,6 26 599 728,3
Berlin 15275 | 1382,3 12 020 451,3 | 14553 1489,1 13 615 501,7
Bremen 29 420 ‘ 904,6 2173 22,1 29 694 927,3 2 247 27,8
Hamburg 48 030 4116,2 8 274 56,0 50 727 4 486,3 7 621 69,9
Hessen 62 402 4 087,8 25 232 881,5 61 372 | 4 730,8 25 061 1020,6
Niedersachsen 93 626 4 295,4 19 734 446,4 93 755 | 4673,7 16 545 381,3
Nordrhein-Westfalen 193792 | 8963,1 | 41389 | 1116,6 || 191877 : 9811,1 | 40914 | 1246,2
Rheinland-Pfalz 55 314 1 6341 12799 220,1 54 306 ; 1787,0 11 874 222,2
Saarland 4523 796,2 963 41,0 4 209 i 880,8 1010 31,5
Schleswig-Holstein 12 446 259,5 6939 119,9 | 11708 | 244,5 6287 | 1148
zusammen 679 330 | 40 753,3 | 188 925 4 650,5 688 281 | 45 159,7 | 191588 5127,0
Bundesbank — Direktorium—| 8949 | 13790 | 50883 61,9 9379 ! 1237,1| 50241 65,3
Insgesamt 688 279 |42132,3 | 239 808 4712,4 “ 697 660 ‘ 46 396,8 | 241 829 5192,3
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Inlandswechsel

Auftragsgeschift

Diskontsatz

Vorratsstellenwechsel

Privatdiskonten

Der Inlandswechselbestand enthielt 31.12. 1961 31.12. 1962
im Diskontgeschift angekaufte Mio DM
Inlandswechsel 1111,1 1 944,0
im Offenmarktgeschift hereingenommene
Wechsel der Einfuhr-
und Vorratsstellen 17,2 21,3
Privatdiskonten 17,8 2,1
1146,1 1967,4.

Der durchschnittliche Wechselbestand errechnet sich nach den Ausweisstichtagen im Berichts-

jahr auf 1 129,3 Mio DM (1961 1 064,1 Mio DM).

Aunkauf von Inlandswechseln in den Landeszentralbank-Bereichen

Ankauf Bestand am
1961 1962 31,12.1961 | 31.12.1962
Tsd Stk | MioDM | TsdStidk | Mio DM Mio DM
Landeszentralbank ‘ |
Baden-Wiirttemberg 208 1 605,6 192 1777,0 75| 178,8
Bayern 79 720,7 59 666,1 81,0 108,5
Berlin 13 304,5 5 99,6 13,3 12,0
Bremen 33 376,0 35 479,0 22,1 59,7
. Hamburg 99 1570,8 88 1 566,3 99,3 190,1
Hessen 207 3014,7 210 3279,8 146,9 309,8
Niedersachsen 134 942,3 105 927,2 90,9 152,2
Nordrhein-Westfalen 491 6 794,1 444 7 183,8 497,9 781,2
Rheinland-Pfalz 71 437,4 55 419,4 34,6 61,5
Saarland 3 109,4 5 212,5 32,2 27,3
Schleswig-Holstein 40 252,1 39 250,9 13,0 52,7
Schwebende
Wechselsendungen = e — 8,4 10,2
Zusammen 1378 I 16 127,6 1237 16 861,6 1111,1 | 1 944,0

Der Durchschnittsbetrag der 1962 angekauften Wechsel lag mit 13 631 DM iiber dem Durch-
schnitt des Vorjahres (11 712 DM).
Von den angekauften Wechseln sind den Einreichern mangels Zahlung zuriickberechnet worden

1961 1962
Stiick Mio DM Stiick Mio DM
7 334 10,4 5022 9,5
in vH des Ankaufs 0,5 0,06 0,4 0,06.
An Inlandsauftragspapieren (Wechsel u. a.) wurden hereingenommen
Stiick Mio DM
1961 295 632 2 749,8
1962 268 160 2 155,0.

Der Diskontsatz fiir Inlands- und Auslandswechsel sowie Auslandsschecks betrug seit dem 5.
Mai 1961 unverindert 3%o.

Die An- und Verkidufe von Vorratsstellenwechseln am offenen Markt waren erheblich niedri-
ger als im Vorjahr. Angekauft wurden Wechsel im Nennbetrag von 749,0 Mio DM (1961
1 743,9 Mio DM), von denen 600,0 Mio DM (1961 820,4 Mio DM) wieder verkauft wurden.
Aus dem Bestand der Bank sind im Jahre 1962 Abschnitte in Hshe von 145,0 Mio DM (1961
1 010,7 Mio DM) eingelSst worden.

Die Bank hat dem Privatdiskontmarkt wie in den Vorjahren eine liquidititsmiBige Stiitze
gewihrt und diese im Herbst 1962 auf Abschnitte ausgedehnt, die der kurzfristigen Finanzierung
des Exportgeschifts und des grenziiberschreitenden Lohnveredelungsgeschifts dienen. Insgesamt
hat die Bank von der als Makler titigen Privatdiskont-Aktiengesellschaft, Frankfurt (Main), im
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Jahre 1962 Privatdiskonten im Betrage von 205,8 Mio DM (1961 365,6 Mio DM) angekauft
und Abschnitte iiber insgesamt 217,2 Mio DM (1961 366,7 Mio DM) zur Unterbringung am
Markt wieder zuriickgegeben. Wegen der kurzen Restlaufzeit nicht mehr handelbare Wechsel
von zusammen 4,4 Mio DM (1961 13,5 Mio DM) wurden eingeldst.

Die Offenmarktgeschifte der Bank umfaiten, wie schon seither, auler Vorratsstellenwechseln,
Privatdiskonten und den weiter unten behandelten Mobilisierungstiteln (nach § 42 Bundesbank-
Gesetz) auch die — jeweils fiir Rechnung der Aussteller begebenen — Schatzwechsel der Deut-
schen Bundesbahn sowie die unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes, der Deutschen Bun-
desbahn und der Deutschen Bundespost. Weiterhin ziihlten hierzu Solawechsel der Kreditanstalt
fir Wiederaufbau, die im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes
im Sommer 1959 erstmalig begeben worden sind.

Fiir Redinung des Bundes, seiner Sondervermigen und der Kreditanstalt
fiir Wiederaufbau begebene Geldmarktpapiere

in Mio DM
. Am31.12.1961 1962 Am31.12.1962
Art der Titel . h
im Umlauf begeben eingeldst im Umlauf

Unverzinsliche Schatzanweisungen der

Bundesrepublik Deutschland ,, B 407,6 479,1 407,6 479,1
Schatzwechsel der Deutschen Bundesbahn 182,4 479,2 474,7 186,9
Unverzinsliche Schatzanweisungen der

Deutschen Bundesbahn 590,0 397,7 416,7 571,0
Unverzinsliche Schatzanweisungen der

Deutschen Bundespost 264,3 217,0 249,3 232,0
Solawechsel der Kreditanstalt fiir

Wiederaufbau 125,0 103,0 150,0 78,0

Von den in der Ubersicht aufgefiihrten Werten befanden sich am 31. Dezember 1962 keine
Papiere im Portefeuille der Bundesbank.

Die durchschnittliche Inanspruchnahme der Lombarddarlehen errechnet sich nach dem Stand an
den Ausweisstichtagen im Berichtsjahr auf 49,4 Mio DM (1961 57,1 Mio DM). Am 31. Dezem-
ber 1962 standen Kredite im Betrage von 157,7 Mio DM aus gegeniiber 219,7 Mio DM Ende
1961.

Entwicklung der Lombarddarlehen in den Landeszentralbank-Bereichen

Gewihrte Lombarddarlehen Bestand am
Landeszentralbank 1961 1962 31.12.1961 [ 31.12.1962
stik | MioDM | Stik | MioDM Mio DM

| 1
Baden-Wiirttemberg 1259 249,9 1178 326,2 3,8 19,7
Bayern 1064 215,7 1004 175,9 40,2 23,4
Berlin 50 106,0 17 8,2 1,9 0,0
Bremen 50 25,7 43 3,3 4,0 1,5
Hamburg 523 370,9 533 186.8 37,8 7,6
Hessen 1135 496,1 1137 1059,7 19,0 13,0
Niedersachsen 2122 | 414,0 1976 352,0 23,9 31,7
Nordrhein-Westfalen 726 | 13848 805 900,1 72,5 41,8
Rheinland-Pfalz 787 | 235,0 749 254,2 15,5 16,6
Saarland 46 | 16,9 29 14,5 0,1 1,6
Schleswig-Holstein 324 ! 93,1 291 70,4 1,0 0,8
Zusammen 8 086 | 3 608,1 | 7762 ' 3351,3 219,7 157,7

Der Lombardsatz betrug seit 5. Mai 1961 unverindert 4%b.
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Kassenkredite

a) Bund und Sonder-
vermdgen des Bundes

b) Linder
Zinssatz

Sonstige Forderungen

Wertpapiere

Wertpapieremissionen

In § 20 Abs. 1 Ziffer 1 des Bundesbank-Gesetzes sind Kreditplafonds mit folgenden Hochst-

grenzen vorgesehen fiir

Mio DM
den Bund 3 000
die Bundesbahn 400
die Bundespost 200
den Ausgleichsfonds 200
das ERP-Sondervermdgen 50

die Linder 20DM je Finwohner; Berlin, Bremenund Hamburg 40DM je Einwohner.

Am 31. Dezember 1962 waren davon in Anspruch genommen
Mio DM

vom Bund als Buchkredit 739,1
von der Bundesbahn durch im Umlauf

befindliche Schatzwechsel, deren

Ankauf die Bank zugesagt hat 186,9.

Aufer dem Saarland ist den Lindern im Berichtsjahr kein Kassenkredit gewihrt worden.

Die Kassenkredite sind zum jeweiligen Diskontsatz zu verzinsen.

Die in der Position Aktiva 10 ausgewiesenen ,Sonstigen Forderungen” von 91,3 Mio DM
(1961 98,6 Mio DM) enthalten weiterhin als groBten Posten die Forderungen aus dem Inter-
zonenzahlungsverkehr, die iiber die bei der Deutschen Notenbank, Berlin, und der Bank gefiihr-
ten Konten verrechnet werden.

Im Verrechnungsverkehr mit der Deutschen Notenbank beliefen sich die Umsitze aus Zah-
lungen auf

1961 1962

Mio DM
West/Ost-Lieferungen und -Leistungen 911,3 885,6
Ost/West-Lieferungen und -Leistungen 922,4 890,0
1 833,7 1775,6.

Der Bestand an Wertpapieren wird mit 1 368,9 Mio DM (1961 1 483,7 Mio DM) aus-
gewiesen; er enthilt wie bisher Anleihen und andere Schuldverschreibungen der Weltbank sowie
Anleihen des Bundes, Pfandbriefe, Kommunalobligationen und Reichsbankanteile.

Die Bank hat auch im Berichtsjahr die Kurspflege der Anleihen des Bundes, seiner Sonder-
vermdgen, einiger Linder, der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau und der Lastenausgleichsbank fiir
Rechnung der Anleiheschuldner laufend durchgefiihrt.

Das unter Fithrung der Bank stehende Bundesanleihe-Konsortium hat im Jahre 1962 zwei
Anleihen der Bundesrepublik Deutschland, vier Anleihen der Deutschen Bundesbahn und zwei
Anleihen der Deutschen Bundespost zur Sffentlichen Zeichnung aufgelegt. Die Summe dieser
neu emittierten Anleihen betrug 2 020 Mio DM.

Uber das Bundesanleihe-Konsortium im Jahre 1962 aufgelegte Anleihen

Bérsen-
Emittent Betrag Zinssatz | Ausgabekurs | Ausgabetag “ ;:ﬁf}lxle}:r}?:ﬁel)
Mio DM 0/0 vH 1962 1962

Deutsche Bundesbahn 210 6 100 [ 29. 1 7. 3.
Deutsche Bundespost?) 200 58/, 99 | 26. 2. 17. 4.
Deutsche Bundesbahn 260 5%/, 991, 4. 4. 16. 5.
Bundesrepublik Deutschland 400 6 100 : 5.7 7. 8.
Deutsche Bundespost?) 200 6 100 \ 30. 7 5. 9.
Deutsche Bundesbahn 11. Ausg. 250 6 100 27. 8. 26. 9.
Bundesrepublik Deutschland II. Ausg. 250 6 100 22. 10. 7. 11,
Deutsche Bundesbahn I11. Ausg. 250 | 6 100 3.12. 12.12.
1) Zuziiglich 10 Mio DM, die der Emittent unmittelbar untergebracht hat.
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Auferdem hat die Bank im Jahre 1962 100 Mio DM 6% Schatzanweisungen der Bundes-
republik Deutschland mit einer Laufzeit von sieben bis zehn Jahren sowie insgesamt 350 Mio DM
Schatzanweisungen (Kassenobligationen) der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Bun-
desbahn und der Deutschen Bundespost mit einer Laufzeit von drei und vier Jahren zu einem
Zinssatz von 4%¢ bzw. 41/2%/s am Markt untergebracht. Die Kassenobligationen wurden in den
geregelten Freiverkehr eingefiihrt.

Der Umtausch bzw. die Barablsung der auf Reichsmark und auf auslindische Wihrung lau-
tenden 3% Schuldverschreibungen, Schuldscheine und Teilgutscheine der Konversionskasse fiir
deutsche Auslandsschulden wurden fortgesetzt. In ihrer EFigenschaft als Zahlungsagent bzw.
Zahlstelle fiir die bei dem Umtausch von Auslandsbonds ausgegebenen Schuldverschreibungen
der Bundesrepublik Deutschland hat die Bank im Berichtsjahr 376 100 Zinsscheine und fillige
Stiicke (1961 392 972 Stiick) eingel8st; bei auslindischen Agenten wurde 1962 der Gegenwert
von 1 477 502 Zinsscheinen und filligen Stiicken (1961 1 547 839 Stiick) eingezogen.

31.12. 1961 31.12. 1962
Ausgleichsforderungen bestanden aus der Mio DM
eigenen Umstellungsrechnung Bank deutscher Linder 5 503,8 5 504,1
Landeszentralbanken 2598,0 2598,5
8 101,8 8102,6
im Tausch gegen Geldmarkttitel zuriickgegeben 5291,8 3768,7
2 810,0 4 333,9
Umstellung Berliner Uraltguthaben 24,6 27,4
Umwandlung von Altgeldguthaben bei Kreditinstituten
im sowjetischen Sektor von Berlin 1,3 1,3
. 2 835,9 4 362,6.
Angekaufte Ausgleichsforderungen 48,7 48,1
2 884,6 4 410,7.

Die Erhohung der Ausgleichsforderungen aus der eigenen Umstellungsrechnung wird in der
dem Bericht als Anlage 1 beigefiigten zusammengefafiten Umstellungsrechnung der zur Deutschen
Bundesbank verschmolzenen Institute nach dem Buchungsstand vom 31. Dezember 1962 erldu-
tert. Die der Bank am 31. Dezember 1961 zustehenden Ausgleichsforderungen aus der eigenen
Umstellungsrechnung und aus der Umstellung von Berliner Uraltguthaben sind in das Bundes-
schuldbuch, die Ausgleichsforderungen aus der Umwandlung von Altgeldguthaben bei Kredit-
instituten im sowjetischen Sektor von Berlin in das Schuldbuch fiir das Land Berlin eingetragen.

Die von der Landeszentralbank in Berlin angekauften Ausgleichsforderungen haben sich durch
Tilgung von 48,7 Mio DM Ende 1961 auf 48,1 Mio DM vermindert.

Der Handel in Schatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes (Mobili-
sierungspapiere), die der Bank nach § 42 Bundesbank-Gesetz im Umtausch gegen die ihr aus der
eigenen Umstellungsrechnung zustehende Ausgleichsforderung gegen den Bund ausgehindigt
und von ihr im Rahmen der Offenmarktpolitik an den Markt abgegeben werden, hatte im
Berichtsjahr die bisher hdchsten Umsiitze zu verzeichnen; sie erhdhten sich — gemessen an den
Verkiufen — von 8,6 Mrd DM im Jahre 1961 auf 11,6 Mrd DM im Jahre 1962. Der Umlauf
an Mobilisierungspapieren belief sich unter erheblichen Schwankungen wihrend des Jahres am
31. Dezember 1962 auf 3 768,7 Mio DM und war damit um rund 1 523 Mio DM niedriger
als am Jahresschluf 1961. Die im Jahre 1960 mit einer (spiter aufgehobenen) VeriauBerungs-
sperre ausgegebenen unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes Lit. L in Héhe von rund
1 Mrd DM sind im Sommer und Herbst 1962 eingelést worden.

Die Abgabesitze fiir die Mobilisierungspapiere — wie auch fiir die iibrigen Geldmarkt-
papiere — sind im Laufe des Berichtsjahres mehrfach (insgesamt um 3/4%/o fiir alle Kategorien)
erhéht worden.
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Schuldverschreibung
wegen Berlin

Kredite an Bund fir
Beteiligung an inter-
nationalen Einrichtungen

Forderungen

an Bund wegen

a) Forderungserwerb aus
Nachkriegswirtschafis-
hilfe

b) Anderung der
Wihrungsparitit

Kredite an internatio-
nale Einrichtungen und
Konsolidierungskredite

Abwicklung der EZU

Verkaufte und eingelste Mobilisierungspapiere

in Mio DM
1960 1961 1962
31.12. am 31. 12. am 31. 12.
im ¢ verkauft | eingeldst im verkauft | eingeldst im
Umlau Umlauf Umlauf
Schatzwechsel des Bundes ‘ l ‘
(mit héchstens : i
90tigiger Laufzeit) 967,9 5873,9 © 5633,8 ; 12080 8 025,5 7914,0 ¢ 1319,5
Unverzinsliche Schatz-
anweisungen des Bundes
einschlieflich U-Schitze
Lit., L” (mit einer Laufzeit ‘
von 6 bis 24 Monaten) 4235,1 2767,8 2919,1 | 4083.8 3 608,6 5 243,2 2 449,2
Zusammen 5203,0 8 641,7 8 552,9 5291,8 11 634,1 ‘ 13157,2 | 3768,7

Die Forderung der Bank gegen den Bund aus der Wihrungsumstellung in Berlin hat sich 1962
um 156,17 DM erhsht; sie betrug am 31. Dezember 1962 547,2 Mio DM.

Nach § 20 Abs. 1 Ziffer 2 Bundesbank-Gesetz darf die Bank dem Bund zur Erfiillung seiner
Verpflichtungen

Kredite bis zur Hdhe
als Mitglied von Mio DM
des Internationalen Wahrungsfonds 3 307.5
des Européischen Fonds 210,0
der Weltbank 35,0
gewihren.

Die Kredite an den Bund wegen der Beteiligung am Internationalen Wahrungsfonds und dem
Europiischen Fonds ermiBigten sich durch Riickzahlungen dieser Institutionen um 479,4 Mio DM
auf 2 101,3 Mio DM bzw. um 0,7 Mio DM auf 25,4 Mio DM. Der Kredit an den Bund zur
Erfillung der Einzahlungsverpflichtung bei der Weltbank ist im Berichtsjahr unverindert ge-
blieben. Auf Grund einer Vereinbarung mit der Bundesregierung stehen die finanziellen Be-
teiligungen der Bundesrepublik Deutschland an dem Internationalen Wahrungsfonds, dem
Europiischen Fonds und der Weltbank wirtschaftlich in vollem Umfang bzw. anteilig der
Bank zu.

Die von der Bank erworbenen Forderungen an den Bund aus der Nachkriegswirtschaftshilfe
haben sich im Berichtsjahr nicht verindert; Tilgungen waren fiir 1962 nicht zu leisten.

Die aus AnlaB der DM-Aufwertung (6. Mirz 1961) begrindete Forderung gegen den Bund
ist vereinbarungsgemif in Hohe des Gewinnanteils (Restbetrag) von 74,8 Mio DM getilgt
worden, der nach § 27 des Bundesbank-Gesetzes fiir das Geschiiftsjahr 1961 dem Bund zustand.

Die Kredite an internationale Einrichtungen und Konsolidierungskredite werden mit
2289,4 Mio DM um 153,0 Mio DM niedriger ausgewiesen als im Vorjahr. Die Forderungen
setzten sich im einzelnen zusammen aus

31.12. 1961 31.12. 1962
Mio DM
Krediten an die Weltbank 1342,5 1342,5
Konsolidierungskrediten
aus der Abwicklung der EZU 1038,3 897,1
an auslindische Zentralbanken 61,6 49,8
2 442,4 2 289,4.

Die Kredite aus der Abwicklung der EZU beliefen sich Ende 1962 noch auf 897,1 Mio DM
gegeniiber 1 038,3 Mio DM Ende 1961 und 4 185,8 Mio DM nach der Abrechnung der EZU
im Januar 1959; damit sind nahezu vier Fiinftel dieser Kredite getilgt worden.
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Von den durch die Bank im Zusammenhang mit der Umstellung des Zahlungsverkehrs von
bilateraler auf multilaterale Grundlage ausléandischen Zentralbanken eingerdumten Konsolidie-
rungs- und Uberbriickungskrediten, deren Gesamtbetrag sich urspriinglich auf 627,6 Mio DM
belief, war Ende Dezember 1962 noch ein Kredit im Betrage von 49,8 Mio DM in Anspruch
genommen (Ende 1961 61,6 Mio DM).

Den Zugiingen an Grundstiicken und Gebiuden in Héhe von 20,4 Mio DM stehen Abginge
von 0,1 Mio DM gegeniiber. Nach Abschreibung von 10,3 Mio DM werden die Grundstiicke
und Gebiude in der Bilanz mit 75 Mio DM ausgewiesen.

Die Zugiinge an Betriebs- und Geschiftsausstattung von 3,1 Mio DM sind wie in den Vorjah-
ren voll abgeschrieben worden.

Von den in der Position Aktiva 18 ,Sonstige Aktiva“ ausgewiesenen 66,8 Mio DM (Ende
1961 59,9 Mio DM) entfallen 58,1 Mio DM (Ende 1961 53,4 Mio DM) auf im Jahre 1963 fillig
werdende, der Erfolgsrechnung des Berichtsjahres zuzurechnende Zinsen aus Geldanlagen im Aus-
land und Wertpapieren.

Bei den aktiven Rechnungsabgrenzungsposten handelt es sich wie in den Vorjahren haupt-
sichlich um die anteilig auf die Folgejahre entfallenden Zinsen fiir im Tausch gegen Ausgleichs-
forderungen abgegebene Geldmarkttitel.

Passiva

Das Grundkapital der Bank betrigt unverindert 290 Mio DM (§ 2 Bundesbank-Gesetz); es
steht dem Bund zu.

Aus dem Reingewinn 1961 sind auf Grund des Beschlusses des Zentralbankrats vom 5. April
1962 der gesetzlichen Riicklage 36,2 Mio DM und den sonstigen Riicdklagen 13,8 Mio DM
zugefithrt worden; die Riicklagen sind dadurch von 588,0 Mio DM Ende 1961 auf 638,0 MioDM
erhéht worden.

Stand und Entwicklung der Riickstellungen

in Mio DM
- Stand am Zufithrung Stand am
Ratdkstellungen 31.12.1961 Entnahme 1962 31.12.1962
fiir Pensionsverpflichtungen 549,0 24,6 50,6 575,0
» Notendruck 25,0 — —_ 25,0
» Umstellungskosten 0,7 0,1 — 0,6
Sonstige 375,0 — 100,0 475,0
Zusammen 949,7 24,7 | 150,6 1 075,6

Die Riickstellung fiir Pensionsverpflichtungen gegeniiber den Mitgliedern der Organe und den
Beamten der Bank sowie fiir Deckung der Anspriiche ehemaliger Reichsbankangehdriger bleibt
noch hinter dem versicherungsmathematisch errechneten Bedarf zuriick. AuBerhalb der Erfolgs-
rechnung sind der Riickstellung 0,4 Mio DM zugefithrt worden. ‘

Die Riickstellung fiir Notendruck ist gegeniiber dem Vorjahr unverindert.

Die Verzinsung und Tilgung von Sonderausgleichsforderungen nach § 3 Abs. 1 der 45. DVO/
UG und nach § 12 des Gesetzes zur Aufbesserung von Leistungen aus Renten- und Pensionsver-
sicherungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezember 1956 (BGBI I S. 1074)
erforderten im Berichtsjahr Aufwendungen von 0,1 Mio DM.

Die Sonderausgleichsforderungen nach der 45. DVO/UG sind mit den von der Bank geleiste-
ten Betréigen bis auf einen geringen, noch der Berichtigung unterliegenden Betrag getilgt worden.
Die kiinftigen Leistungen der Bank nach dieser Verordnung und dem zweiten Rentenaufbesse-
rungsgesetz diirften sich im Rahmen der verbleibenden Riickstellung von 0,6 Mio DM halten.
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Banknotenumlauf

Einlagen

Die sonstigen Riickstellungen sind im Berichtsjahr zur Abdeckung von im Auslands- und In-
landsgeschift liegenden Wagnissen um 100 Mio DM auf 475 Mio DM aufgefiillt worden.
Der Banknotenumlauf ist von 22 991,7 Mio DM Ende 1961 auf 24 146,6 Mio DM am 31.
Dezember 1962 gestiegen.
Entwidklung des Bargeldumlaufs

in Mio DM
Banknoten- Bundes- Bargeldumlauf
Jahresende umlauf miinzen insgesamt
1957 16 132,9 | 1140,3 i 17 273,2
1958 17 661,5 : 1196,8 18 858,3
1959 19 045,7 1278,5 20 324,2
1960 20 470,3 1 369,3 21 839,6
1961 22991,7 1 496,6 24 488,3
1962 24 146,6 1613,2 25 759,8

Die Stiickelung der im Umlauf befindlichen Banknoten und Bundesmiinzen ergibt sich aus An-
lage 4 des Berichts.

Nach der im Vorjahr in Umlauf gesetzten Bundesbanknote zu 20 DM wurden als weitere Ab-
schnitte der Bundesbanknoten-Serie im Februar 1962 die Note zu 100 DM und im Juni 1962
die Note zu 50 DM ausgegeben. Die Banknoten der Bank deutscher Linder zu 50 DM, 1. Aus-
gabe, wurden zum 15. Mai 1962 mit einer Umtauschfrist bis zum 15. August 1962 aufgerufen. _

Im Berichtsjahr hat die Bank im Zusammenhang mit der Ausgabe der Bundesbanknoten neue
Noten verschiedener Stiickelungen im Betrage von 25 771,4 Mio DM dem Verkehr zugefiihrt
oder hierfiir bereitgestellt.

An aufgerufenen und nicht mehr umlauffihigen Banknoten einschlieBlich Kleingeldzeichen
wurden vernichtet:

Mio 1957 1958 1959 1960 1961 1962
Stiick 160,3 92,8 153,0 323,3 280,4 204.5
DM 4 047,8 3 426,9 4916,3 12 140,5 2 680,0 9 286.4.

Die Stiickzahl der im Zahlungsverkehr angehaltenen falschen Noten ist 1962 zuriickgegangen,
die Zahl der im Zahlungsverkehr angehaltenen falschen Miinzen leicht gestiegen.

Festgestellte Falsifikate

Noten Miinzen
Jahr .
Stiick l Tsd DM Stiidk | Tsd DM
1957 830 ‘ 28,0 10 030 22,2
1958 819 ‘ 36,5 8 540 24,3
1959 763 i 29,5 6 673 21,0
1960 499 i 19,4 5 695 18,2
1961 590 26,4 4147 13,9
1962 354 19,3 4536 13,6
Die Guthaben inlindischer Einleger 31.12. 1961 31. 12. 1962
verteilen sich auf Mio DM
a) Kreditinstitute (einschlieBlich Postscheck-
und Postsparkassenimter) 11 615,0 12 232,3
b) Sffentliche Einleger
ba) Bund 79,1 40,6
bb) Sondervermégen des Bundes 991,8 634,7
bc) Linder 3 625,1 3553,7
bd) andere &ffentliche Einleger 37,0 47330 55,2  4284,2
c) andere inlédndische Einleger 252,4 278,8
16 600,4 16 795,3.
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Die Einlagen der Kreditinstitute stellen im wesentlichen die bei der Bank zu unterhaltenden
Mindestreserven dar, Das im Durchschnitt der vier Bankwochenstichtage berechnete Mindest-
reserve-Soll der Kreditinstitute (ohne Mindestreserve der Bundespost fiir Postscheck- und Post-
sparkassenimter) betrug im Dezember 1962 9 801,6 Mio DM (Dezember 1961 8 969,7 Mio
DM), das Reserve-Ist 10 140,1 Mio DM (Dezember 1961 9 336,3 Mio DM).

Von den Umsitzen auf den Girokonten wurden bargeldlos abgewickelt

vH der
im Jahre Stiickzahl Betriige
1961 99,19 95,50
1962 99,27 95,53

Die Jahresumsitze auf den Girokonten der Deutschen Bundesbank

1961 1962
. " Durch- . Durch-
italﬁlf)' Betrag schnitts- st'll&lf; Betrag schnitts-
grofe gréfie
Tsd Mio DM Tsd DM Tsd | MioDM Tsd DM
a) Gutschriften
davon
Bareinzahlungen 1115 76 578 68,7 1085 83 694 77,1
Verrechnungen mit
Kontoinhabern 5918 519 870 87,8 6433 555971 86,4
Platziibertragungen 11105 483 348 43,5 11 298 518 595 45,9
Ferniibertragungen 302133 494 169 16,3 34 944 546 903 15,7
Scheckeinzug (ein-
gereichte Schecks) 93 586 157 880 1,7 103 310 179 887 1.7
Zusammen 141 957 1731 845 — 157 070 1885 050 —
b) Belastungen
davon
Barauszahlungen 1179 79 254 67,2 1164 85028 73,0
Verrechnungen mit
Kontoinhabern 4 551 519 524 114,2 4 440 555312 125,1
Platziibertragungen 11 105 483 348 ‘ 43,5 11 298 518 595 45,9
Ferniibertragungen 29 335 492 032 16,8 34757 545 883 15,7
Scheckeinzug (ein-
geldste Schecks) 93 353 157 747 ‘ 1.7 103 212 180 024 1,7
Zusammen 139 523 1731 905 | _ 154 871 1884 842 —
¢) In vH des Gesamt-
umsatzes (Gut- und
Lastschriften) vH vH
Barzahlungen 4,50 4,47
Verrechnungen mit
Kontoinhabern 30,01 29,48
Platziibertragungen 27,91 27,51
Ferniibertragungen 28,47 28,99
Scheckeinzug
(eingereichte und
eingel&ste Schecks) 9,11 9,55
100,00 100,00
1) Geschiftsfille.
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Verbindlichkeiten aus
dem Auslandsgeschift

Exportakkreditiv-
geschiift

Importakkreditiv-
geschift

Schwebende
Verrechnungen

Sonstige Passiva

Rechnungs-
abgrenzungsposten

Eventual-
verbindlichkeiten
und -forderungen

Die Verbindlichkeiten aus dem Auslandsgeschiift setzten sich zusammen aus

31.12.1961 31.12.1962
Einlagen auslindischer Einleger Mio DM
Banken 210,6 286,1
Sonstige 63,0 273,6 67,3 353,4
Einlagen inldndischer
Kreditinstitute auf US-$-Konten 9,5 10,1
Deckungsanschaffungen
fir Akkreditive und Garantien von
Auslindern 62,6 0,4
Inlindern 17,0 79,6 6,6 7,0
sonstigen Verbindlichkeiten 5,0 - 3,9
;7:7 374,47.

Die Zahl der Remboursauftrige und -ermichtigungen verringerte sich durch eine Verfahrens-
umstellung im Akkreditivverkehr mit Griechenland und der Tiirkei im Mai 1962 von 21 493 im
Jahre 1961 auf 6 710 im Berichtsjahr.

Die Bank eréffnete im Berichtsjahr 116 (Vorjahr 116) Akkreditive. Als Remboursstelle fiir
von inlindischen Banken unmittelbar erdfinete Akkreditive wurde sie in 25 (Vorjahr 67) Fillen
in Anspruch genommen.

Das Akkreditivgeschift fiir ICA (International Cooperation Administration)-Einfuhren war
im Jahre 1962 nur noch von geringer Bedeutung.

Die Bilanzposition ,, Schwebende Verrechnungen” enthilt wie bisher in der Hauptsache die am
Jahresschluf innerhalb der Bank unterwegs befindlichen Ferniibertragungen und -belastungen
sowie die schwebenden Scheckverrechnungen. Am 31. Dezember 1962 ergab sich per Saldo eine
Verbindlichkeit von 302,8 Mio DM gegeniiber einer Forderung von 6,2 Mio DM Ende 1961.

In der Position ,Sonstige Passiva” werden zum 31. Dezember 1962 70,0 Mio DM gegentiber
54,3 Mio DM Ende 1961 ausgewiesen. Als gréfiter Posten ist hierin der zur Verzinsung und Ein-
18sung der BundesbankgenuBrechte bereitgestellte Betrag von 44 Mio DM (Ende 1961 28 Mio
DM) enthalten.

Wie seither umfassen die passiven Rechnungsabgrenzungsposten {1962 63,8 Mio DM, 1961
57,3 Mio DM) vor allem im Berichtsjahr vereinnahmte, auf das niichste Jahr entfallende Zinsen
auf aus- und inlindische Schatzwechsel, Bankakzepte und Handelswechsel.

Die Eventualverbindlichkeiten und -forderungen werden zum 31. Dezember 1962 mit 3,0 Mio
DM (2,0 Mio DM Ende 1961) ausgewiesen.
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Gewinn-~ und Verlustrechnung

Aufwands- und Ertragsvergleich

in Mio DM
Aufwand 1960 ‘ 1961 \ 1962 Ertrag 1960 1961 1962
\
Zinsen fir im Tausch ‘ Zinsen fiir
gegen Ausgleichsforde- Geldanlagen
rungen begebene im Ausland 522,5 451,9 360,0
Geldmarkttitel 182,1 246,0 156,4 Ausgleichs-
Sonstige Zinsen 1,6 6,7 16 forderungen 246,6 2448 2456
183,7 252,7 158,0 Inlandswechsel, i
) Lombarddar- ‘
Bewertungsbedarf fiir die lehen u. Kassen-
Auslandsposition 120,4 59,7 — kredite sowie
Verwaltungskosten fiir sonstige
persdnliche 128,7 143,5 | 149,8 Forderungen 82,9 81,1 96,1
siichliche 23,3 23,7 25,7 im Inland
Notendruck 11,6 33,0 29,5 angekaufte Aus-
Abschreibungen 12,3 10,3 13,4 landswechsel 6,0 7,7 7,5
Zuweisungen an Riick- Wertpapiere,
stellungen 289,7 125,3 150,2 Schatzwechsel
Versorgungsleistungen und Schatz-
wegen Reichsbank 19,6 21,7 24,1 s an:'els;r.lgen 16,7 38,6 61,0
Sonstige Aufwendungen 3,5 4,3 3,9 onstige sinsen L _ 06 _ 06
Reingewinn 93,7 180,8 226,5 875,8 824,7 770,8
Gebiihren 2,4 2,5 2,8
Sonstige Ertriige 83 | 278 | 7,5
Zusammen 886,5 | 855,0 781,1 Zusammen 886,5 855,0 781,1
Ertrag
in Mio DM
1960 1961 1962
Die Zinsertridge von 875,8 824,7 770,8
werden nach Abzug
der Zinsaufwendungen von 183,7 252,7 158,0
und des Bewertungsbedarfs fiir die
Auslandsposition in Héhe von 120,4 304,1 59,7 312,4 —  158,0
in der Gewinn- und Verlustrechnung mit 571,7 512,3 612,8
ausgewiesen.

Die Zinsen fiir Geldanlagen im Ausland haben sich gegeniiber dem Vorjahr um 91,9 Mio DM
auf 360,0 Mio DM im Jahre 1962 ermifigt; ein Bewertungsbedarf ergab sich nicht (Vorjahr
59,7 Mio DM).

An Zinsen auf Ausgleichsforderungen wurden 245,6 Mio DM (1961 244,8 Mio DM) verein-
nahmt; die Zinsaufwendungen fiir im Tausch gegen Ausgleichsforderungen begebene Geldmarkt-
tite] haben sich gegeniiber dem Vorjahr um 89,6 Mio DM auf 156,4 Mio DM ermifigt. Die
Zinsertriige aus der Diskontierung von Inlandswechseln und der Gewihrung von Lombard- und
Kassenkrediten sowie aus sonstigen Forderungen betrugen im Jahre 1962 96,1 Mio DM gegen-
iiber 81,1 Mio DM im Vorjahr. Die Zinsertrige fiir Wertpapiere, Schatzwechsel und Schatzan-
weisungen lagen mit 61,0 Mio DM um 22,4 Mio DM iiber den Ertrigen des Vorjahres (38,6 Mio
DM). Aus der Diskontierung von Auslandswechseln sind Zinsen von 7,5 Mio DM (1961 7.7
Mio DM) erzielt worden.
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Gebiihren

Sonstige Ertrige

Verwaltungskosten
a) persdnliche

b) siichliche

Notendruck

Abschreibungen
und Zuweisungen
an Riickstellungen

Versorgungsleistungen

wegen Reichsbank

An Gebiihren fielen im Berichtsjahr 2,8 Mio DM (1961 2,5 Mio DM) an.
Als ,Sonstige Ertriige” wurden 7,5 Mio DM (1961 27,8 Mio DM) ausgewiesen.

Aufwand

Die personlichen Verwaltungskosten haben sich gegeniiber dem Vorjahr infolge der tarifrecht-
lichen Aufbesserung der Beziige der Angestellten und Lohnempfinger im Jahre 1962 und der
einmaligen Uberbriickungszahlung an Beamte erhsht; sie betrugen im Jahre 1962 149,8 Mio
DM (1961 143,5 Mio DM). Der Personalstand der Bank ist 1962 um 160 Mitarbeiter gestiegen.

Beschiftigte der Bundesbank

Ende 1961 Ende 1962 B
Direk- Landes- ‘—w davon Dipek— Landes- ‘fdalglf -
torium zbemlzal- Gesamt | minn- | weib- | torium ientl:al- Gesamt . ménn- | weib-
anken . lich lich anken lich lich
‘ i
Beamte 584 3872 ‘ 4 456 4 426 30 584 3911 4 495 4 456 39
Angestellte 1198 4184 | 5382 | 2569 | 2813 | 1216 | 4290 5506 | 2563 2943
Arbeiter 182 817 . 999 209 790 175 821 996 212 | 784
| : L
Zusammen 1 964 : 8 8§73 ; 10 837 7 204 i 3633 1975 9 022 10 997 7 231 3766

Die Gesamtbeziige der amtierenden und der ehemaligen Mitglieder des Direktoriums der
Deutschen Bundesbank bzw. des Zentralbankrats sowie des Direktoriums der Bank deutscher
Linder und der Vorstinde der Landeszentralbanken einschlieBlich ihrer Hinterbliebenen betru-
gen fiir das Berichtsjahr 3 981 337,80 DM. Nachzahlungen fiir frithere Jahre wurden in Hohe
von 34 909,92 DM geleistet.

Die sichlichen Verwaltungskosten haben sich von 23,7 Mio DM im Jahre 1961 auf 25,7 Mio
DM erhsht.

Die Ausgaben fiir den Notendruck blieben etwas hinter denen des Vorjahres zuriick; sie be-
trugen im Jahre 1962 29,5 Mio DM (1961 33,0 Mio DM).

Die Abschreibungen auf Grundstiicke und Gebiude sowie auf Betriebs- und Geschiftsaus-
stattung sind ebenso wie die Zuweisungen zu den Riickstellungen bei den entsprechenden Bilanz-
positionen behandelt worden.

Die Leistungen fiir die unter das Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Ange-
hérigen der ehemaligen Deutschen Reichsbank und sonstigen Personen, zu deren Versorgung die
Bank nach § 41 Bundesbank-Gesetz verpflichtet ist, beliefen sich im Berichtsjahr auf 27,9 Mio
DM (1961 25,5 Mio DM); hiervon wurden wie seither 3,8 Mio DM den Pensionsriickstellungen
entnommen, so daf als Versorgungsleistungen wegen Reichsbank 24,1 Mio DM ausgewiesen
werden gegeniiber 21,7 Mio DM im Jahre 1961.
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Reingewinn

DM

Der Reingewinn belduft sich nach der Gewinn- und Verlustrechnung auf 226 467 057,34
(1961 180 813 671,66 DM).

Das Direktorium schligt dem Zentralbankrat vor, DM

der gesetzlichen Riicklage 45 300 000,—
zuzufithren,

fir die Gewinnanteile auf Bundesbankgenufirechte 6 000 000,—
bereitzustellen,

die sonstigen Riicklagen mit 17 500 000,—

und den Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen
mit 40 000 000,—

zu dotieren. 108 800 000,—

Von dem Restgewinn des Bundes (§ 27 Nr. 4
Bundesbank-Gesetz) von 117 667 057,34
sind

fiir die Zufithrung an den Fonds zur Einziehung
von BundesbankgenuBrechten 10 000 000,—
bereitzustellen und

nach der mit dem Bund getroffenen Vereinbarung 107 667 057,34
zur Tilgung der Forderung an den Bund wegen
Anderung der Wihrungsparitit zu verwenden. 117 667 057,34

LFrankfurt (Main), im April 1963

Deutsche Bundesbank
Das Direktorium

Karl Blessing  Dr. Troeger
Dr. Benning  Dr, Emminger  Hartlieb  Kénneker  Tiingeler
Dr. Wolf  Dr. Zachau

Gewinnverteilungs-
vorschlag



Teil C

Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen

Dem Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen standen im Jahre 1962 Mittel in Héhe
von 78,6 Mio DM zur Ubernahme weiterer Ausgleichsforderungen zur Verfiigung. AuBer der
Zufiihrung aus dem Reingewinn der Deutschen Bundesbank im Geschiiftsjahr 1961 in Hohe von
40 Mio DM sind dem Fonds aus Zinsen und aus Tilgungsleistungen 20,2 Mio DM zugeflossen.
18,4 Mio DM fliissige Mittel waren aus dem Jahre 1961 tibernommen worden.

Iim Berichtsjahr wurden fast nur solche Ausgleichsforderungen angekauft, deren endgiiltige
Ubernahme geboten war, um durch Zufithrung liquider Mittel die Erfiillung von Verbindlichkei-
ten zu ermdglichen. Insgesamt wurden 48,4 Mio DM fiir Ankiufe verwendet. Der gréfite Teil
dieser Mittel flof Kreditinstituten im Zusammenhang mit der Abldsung von Auslandsschulden
zu. Gréfere Posten an Ausgleichsforderungen sind ferner abwickelnden und nichtabwickelnden
Pensionskassen abgenommen worden, um ihnen die Aufrechterhaltung ihrer durch die Zunahme
der Lebenserwartung ihrer Versicherten gestiegenen Leistungen zu ermdglichen.

Am Jahresende standen zum Ankauf von Ausgleichsforderungen noch 30,3 Mio DM zur Ver-
fiigung gegen nur 18,4 Mio DM am FEnde des Vorjahres. Aus dem Uberhang, der im wesentlichen
in Schatzwechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes angelegt war, waren nach
dem Stand vom Jahresende noch Ankaufszusagen in Héhe von etwa 18 Mio DM zu erfiillen.

Ein neues Gesetz iiber die Tilgung von Ausgleichsforderungen, das die Verwendung der Mittel
des Fonds auf eine neue rechtliche Grundlage stellen sollte, wurde auch im Jahre 1962 nicht
erlassen,

Die Ankaufstitigkeit der Bank wird sich deshalb vorlidufig weiter darauf beschrinken, Kredit-
instituten oder Versicherungsunternehmen Liquidititshilfen zu gewdhren, um ihnen die Erfiillung
falliger Verbindlichkeiten zu ermdglichen.

DM
An fliissigen Mitteln standen dem Fonds am 31. Dezember 1961 zur Verfiigung 18 387 555,25.
Im Jahre 1962 sind dem Ankaufsfonds folgende Betriige zugeflossen:

Zufithrung aus dem Reingewinn 1961 der Bank 40 000 000,—
Zinsen
auf Ausgleichsforderungen 11 662 496,58
aus voriibergehender Anlage fliissiger Mittel des Fonds 954 597,21
Tilgung von Ausgleichsforderungen 7 635 522,78
Riickabtretung einer Ausgleichsforderung 199,80

78 640 371,62,

Verwendet wurden zum Ankauf von Ausgleichsforderungen 48 367 938,83.
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Am 31. Dezember 1962 bestanden die noch nicht zum Ankauf von
Ausgleichsforderungen verbrauchten Mittel des Fonds aus

unverzinslichen Schatzanweisungen und Schatz-
wechseln der Bundesrepublik Deutschland im
Nennwert von 25 000 000,— DM

Guthaben bei der Deutschen Bundesbank

am 31. Dezember 1962 filligen und am 2. Januar 1963
eingegangenen Zins- und Tilgungsleistungen

DM

24 922 927,08
4772 391,34

794 409,47
30 489 727,89
abziiglich
weiterzugebenden Zins- und Tilgungsleistungen

fiir am 2. Januar 1963 durchgefithrte Ankiufe 217 295,10

Der Bestand an Ausgleichsforderungen am 31. Dezember 1961 von
erhohte sich durch Ankauf von Ausgleichsforderungen
mit einem Anfangskapital von 52 120 647,71 DM um

auf

und ermiBigte sich durch
Tilgung 7 635 522,78
Riickabtretung 199,80

Bestand am 31. Dezember 1962

Entwidelung des Bestandes an Ausgleichsforderungen

DM

30 272 432,79.

377 382 482,90
48 367 938,83

425 750 421,73

7 635 722,58,
418 114 699,15.

- - DM-Agfangskapltal R o DM-Restkapital
Zinssatz Bestand am Zugang A})gang durch Bestand am Bestand am
31. 12. 1961 durchAnkauf Ruckabtretung 31.12. 1962 31.12.1962
©o 70 1 _undUmtausch | undUmtausch | 77077 TP -
%o L . bM DM
(o] 73 800 378,38 { 32 837,84 270,— 73 832 946,22 53159 721,28
3 163 418 651,70 , 2795 174,49 750 000, — 165 463 826,19 152 681 429,53
31/, 97 075 656,34 ! 13766 571,37 — 110 842 227,71 102 184 069,96
41/, 83 545 115,55 i 36 276 064,01 —_— 119 821 179,56 110 089 478,38
Zusammen 417 839 801,97 i 52 870 647,71 750 270,— , 469 960 179,68 ‘ 418 114 699,15

Der zur Veréffentlichung im Bundesanzeiger bestimmte Bericht iiber den Stand des Fonds zum
Ankauf von Ausgleichsforderungen am 31. Dezember 1962 wird als Anlage 3 beigefiigt.

Die vom Zentralbankrat fiir die Priifung des Jahresabschlusses der Bank fiir 1962 bestellten
Abschlufpriifer haben auch den Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen gepriift. In dem
abschlieBenden Priffungsbericht haben sie bestitigt:

»Die Dotierung des Ankaufsfonds entspricht der Vorschrift des § 27 Ziff. 3 des Gesetzes
iiber die Deutsche Bundesbank. Seine Verwaltung und Verwendung geben keinen Anlaf zu
Beanstandungen. Der als Anlage beigefiigte, zur Verdffentlichung bestimmte Bericht der
Deutschen Bundesbank iiber den Stand des Ankaufsfonds am 31. Dezember 1962 ist aus den
Biichern und sonstigen Unterlagen richtig entwickelt.”

Frankfurt (Main), im April 1063
Deutsche Bundesbank
Das Direktorium
Karl Blessing  Dr. Troeger
Hartlieb

Dr. Zachau

Dr. Emminger Kénneker

Dr. Wolf

Dr, Benning Tiingeler



Bericht des Zentralbankrats

Der Jahresabschlufl der Deutschen Bundesbank fiir 1962, die Umstellungsrechnung der
zur Deutschen Bundesbank verschmolzenen Institute nach dem Buchungsstand vom 31. De-
zember 1962 und der Bericht iiber den Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen nach
dem Stand am 31. Dezember 1962 sind von der Deutschen Revisions- und Treuhand-
Aktiengesellschaft Treuarbeit Wirtschaftspriifungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft,
Frankfurt (Main), und der Dr. Wollert — Dr. Elmendorff K.G., Wirtschaftspriifungs-
gesellschaft, Diisseldorf, gepriift worden, die der Zentralbankrat nach § 26 Bundesbank-
Gesetz zu Abschlufpriifern bestellt hatte.

Die Abschlufpriifer haben in ihren Priifungsvermerken uneingeschrinkt bestitigt, daf
der Jahresabschluf 1962, die Buchfiihrung und die Umstellungsrechnung nach dem Buchungs-
stand vom 31. Dezember 1962 den gesetzlichen Vorschriften entsprechen und der Fonds zum
Ankauf von Ausgleichsforderungen ordnungsmifig dotiert und verwaltet wurde.

Der Zentralbankrat hat den Jahresabschlufl fiir 1962 am 4. April 1963 festgestellt.
Gleichzeitig hat er die Umstellungsrechnungen fiir die Bank deutscher Linder und die
Landeszentralbanken sowie die zusammengefafite Umstellungsrechnung der zur Deutschen
Bundesbank verschmolzenen Institute nach dem Buchungsstand vom 31. Dezember 1962
bestiitigt und den Bericht iiber den Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen nach dem
Stand am 31. Dezember 1962 genehmigt.

Dem Geschiiftsbericht und dem Vorschlag des Direktoriums zur Gewinnverteilung hat der
Zentralbankrat zugestimmt. Nach Dotierung der Riicklagen, des Fonds zum Anlauf von
Ausgleichsforderungen und nach Bereitstellung der Betriige fiir die Gewinnanteile 1962 auf
die Bundesbankgenufirechte verbleibt ein Restgewinn des Bundes von 117 667 057,34 DM,
von dem 10 Mio DM fiir die Zufiihrung an den Fonds zur Einziehung von Bundesbank-
genufirechten bereitzustellen und 107 667 057,34 DM zur Tilgung der Forderung an den
Bund wegen Anderung der Wihrungsparitit zu verwenden sind.

Seit der Verdffentlichung des Geschiiftsberichts fiir das Jahr 1961 haben sich in den
Organen der Deutschen Bundesbank folgende Verinderungen ergeben.

Ausgeschieden ist mit Ablauf der Amtszeit
am 30. Juni 1962
der Prisident der Landeszentralbank in Niedersachsen
Herr York Hoose.

In den Ruhestand ist getreten
mit Ablauf des 31. Dezember 1962
der Vizepriisident der Landeszentralbank in Niedersachsen
Herr Richard Krause.
Wiederbestellt wurden

mit Wirkung vom 1. Juli 1962
Herr Friedrich Wilhelm von Schelling
zum Présidenten der Landeszentralbank in der Freien und Hansestadt Hamburg,
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mit Wirkung vom 1. August 1962
Herr Anton Wilz
zum Vizepréisidenten der Landeszentralbank in Rheinland-Pfalz.

Neu bestellt wurden
mit Wirkung vom 1. Juli 1962
Herr Dr. Heinrich Irmler
zum Prisidenten der Landeszentralbank in Niedersachsen
unter gleichzeitigem Ausscheiden aus seinem Amt als
Vizeprisident der Landeszentralbank in Nordrhein-Westfalen,

Herr Wilhelm Rahmsdorf
zum Vizeprisidenten der Landeszentralbank in Nordrhein-Westfalen,

mit Wirkung vom 1. Januar 1963
Herr Hans Karnstddt
zum Vizepriisidenten der Landeszentralbank in Niedersachsen
unter gleichzeitigem Ausscheiden aus seinem Amt als
Mitglied des Vorstandes der Landeszentralbank in Nordrhein-Westfalen,

Herr Curt Heinritzi

zum Mitglied des Vorstandes der Landeszentralbank in Nordrhein-Westfalen.

Den Beamten, Angestellten und Arbeitern der Deutschen Bundesbank spricht der Zentral-
bankrat — zugleich im Namen des Direktoriums und der Vorstinde der Landeszentral-
banken — fiir ihre im Jahre 1962 geleistete treue und verstindnisvolle Mitarbeit seinen
Danlc aus.

Frankfurt (Main), im April 1963

KARL BLESSING
Priisident der Deutschen Bundesbank
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Anlage 1 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

ZusammengefaBte Umstellungsrechnung der zur

Aktiva nach dem Buchungsstand
Buchungsstand vom Veridnderungen Buchungsstand vom
1.1.1962 1962 31.12.1962
DM DM DM
1. Kassenbestand!) 1133 326,07 — 1133 326,07
2. Wechsel 211 524,63 — 211 524,63
3. Lombardforderungen 103 240,— — 103 240,—
4. Kassenkredite . 100.— — 100,—
5. Sonstige kurzfristige Kredite
an &ffentliche Stellen . 1345 149,61 — 1 345 149,61
6. Grundstiicke und Gebiude . 26 462 658,— - 26 462 658,—
7. Betriebs- und Geschiftsausstattung 2166 811,21 — 2166 811,21
8. Sonstige Aktiva 11 903 425,78 — 11 903 425,78
9. Rechnungsabgrenzungsposten . 938 761,74 — 938 761,74
10. Ausgleichsforderungen an die
offentliche Hand . 8 101 868 358,81 + 737 970,93 8 102 606 329,74
11. Erl3s aus der Verwertung von
DM-Ost-Bestinden 41 334 713,71 —_ 41334 713,71
12. Unverzinsliche Schuldverschreibung
wegen Berlin 547 167 550,55 + 156,17 547 167 706,72
8 734 635 620,11 + 738 127,10 8 735373 747,21
13. Eventualforderungen 126 558,92 — 126 558,92

1) Betr. umgestellte Kleingeldzeichen
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Deutschen Bundesbank verschmolzenen Institute

vom 31. Dezember 1962 Passiva
Buchungsstand vom Verinderungen  Buchungsstand vom
1.1.1962 1962 31.12.1962
DM DM DM
1. Grundkapital . . . . . . . . . . 270 000 000,— — 270 000 000,—
2. Riickstellungen fiir
Pensionsverpflichtungen . . . . . . 126 968 586,60 - 126 968 586,60
sonstige . . . . . . . . . . . 233 810,35 - 233 810,35

3. In Umlauf gegebene Zahlungsmittel

a) erste Rate der Kopfbetriige . . . . . 1853121572,32 -— 1853121572,32

b) zweite Rate der Kopfbetrige
und Nachziigler usw. . . . . . . . 264 984 108,18 —  26535,13 264 957 573,05
4. Einlagen e e e e e e 5 628 998 938,05 + 764 506,06 5 629 763 444,11
5. Sonstige Passiva . . . . . . . . . 1 648 526,03 — 1648 526,03
6. Rechnungsabgrenzungsposten . . . . . 177 814,32 — 177 814,32

7. Zahlungen bzw. Gutschriften
gem. Ziffer 52a, b, d und e BZB/VO und

2. Durchf.-Best. Nr. o UVO . . . . . . 588 502 264,26 + 156,17 588 502 420,43
/

8 734 635 620,11 4+ 738 127,10 8735373747,21

8. Eventualverbindlichkeiten . . . . . . 126 558,92 — 126 558,92

Frankfurt (Main), den 21. Januar 1963
Deutsche Bundesbank
Das Direktorium

Karl Blessing ~ Dr. Troeger
Dr. Benning  Dr. Emminger Hartlieb  Koénneker Tiingeler
Dr. Wolf  Dr. Zachau

Nach dem abschlieflenden Ergebnis unserer pflichtmifigen Priifung auf Grund der Biicher und Schrif=
ten der Deutschen Bundesbank sowie der erteilten Aufklirungen und Nachweise entsprechen die
Buchfiihrung und die nach dem Stand der Berichtigungen vom 31. Dezember 1962 abgeiinderten, vors
liufig abgeschlossenen Umstellungsrechnungen fiir die Bank deutscher Linder und die Landeszentral-
banken sowie die entsprechend abgedinderte zusammengefafite Umstellungsrechnung der zur Deut=
schen Bundesbank verschmolzenen Institute den gesetzlichen Vorschriften.

Frankfurt (Main), den 15. Miirz 1963
Deutsche Revisions= und Treuhand=Aktiengesellschaft Dr. Wollert - Dr. Elmendorff K. G.

Treuarbeit Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Wirtschaftspriifungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Dr. Merckens Prof. Dr. Birck Dr. Wollert Dr. Bargmann
Wirtschaftspriifer ~ Wirtschaftspriifer Wirtschaftspriifer Wirtschaftspriifer
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Anlage 2 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Aktiva Bilanz der Deutschen Bundesbank
DM DM DM
1. Gold . . . . . . . L 14 490 078 751,05
2. Guthaben bei auslindischen Banken
und Geldmarktanlagen im Ausland . . . . . . . 10 929 120 §06,93
3. Sorten, Auslandswechsel und -schecks . . . . . . 329 090 338,49
4. Deutsche Scheidemiinzen . . . . . . . . . . 44 775 910,39
5. Postscheckguthaben . . . . . . . . . . . . 545 789 996,90
6. Inlandswechsel . . . . . . . . . . . . . 1 967 382 602,49
7. Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen
Bund und Sondervermdgen des Bundes. . . . . . —
8. Lombardforderungen . . . . . . . . . . . 157 712 800,—
9. Kassenkredite an
a) Bund und Sondervermdgen des Bundes . . . . . 739 100 000,—
b) Lander . . . . . . . . . . . . . . — 739 100 000,—
10. Sonstige Forderungen . . . . . . . . . . . 91 319 243,65

11. Wertpapiere . . . . . 1 368 969 550,89

12. Ausgleichsforderungen an die offentliche Hand
und Schuldverschreibung wegen Berlin
a) Ausgleichsforderungen . . . . . . . . . . 817943161623
abziiglich
im Tausch gegen Geldmarkttitel

zuriickgegebene Ausgleichsforderungen . . . . . 3768 745000,— 4410686 616,23
b) Schuldverschreibung . . . . . . . . . . 547 167 706,72 4957 854 322,95

13. Kredite an Bund fiir Beteiligung
an internationalen Einrichtungen . . . . . . . 2155 692 000,—

14. Forderungen an Bund wegen
a) Forderungserwerb aus Nachkriegswirtschaftshilfe . . 2512791 516,24
b) Anderung der Wihrungsparitat . . . . . . . 1190186 328,34 3 702977 844,58

15. Kredite an internationale Einrichtungen
und Konsolidierungskredite . . . . . . . . . 2289 387 014,28
darunter a) an Weltbank . DM 1 342 480 000,—
b) aus der Abwicklung
derEZU . . . DM 897078 514,28

16. Grundstiicke und Gebdude . . . . . . . . . . 75 000 000,——
17. Betriebs- und Geschiftsausstattung . . . . . . . 1,—
18. Sonstige Aktiva . . . . . . . . . . . . . 66 838 319,06
19. Rechnungsabgrenzungsposten . . . . . . . . . 71 812 830,11
Riickgriffsredite aus Eventualverbindlichkeiten . . . . . 2950552,62

43 982 902 332,77
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zum 31. Dezember 1962

Passiva
DM DM DM
1. Grundkapital . 290 000 000,—
2. Riicklagen
a) gesetzliche Riicklage . 449 700 000,—
b) sonstige Riicklagen . 188 300 000,— 638 000 000,

3. Riickstellungen
a) fiir Pensionsverpflichtungen
b) fiir Notendruck . .
o) fir Umstellungskosten .
d) sonstige Riickstellungen

4. Banknotenumlauf

5. Einlagen von
a) Kreditinstituten (einschl. Postschedk-
und Postsparkassenimter)

b) &ffentlichen Einlegern
ba) Bund
bb) Sondervermogen des Bundes
be) Linder . .
bd) andere oﬁ’enthche Emleger

¢) anderen inlindischen Einlegern

6. Verbindlichkeiten aus dem Auelandsgeschaft
a) Einlagen auslindischer Einleger
b) sonstige .
darunter Deckungsanschaffungen fur Akkredltlve
und Garantien von
Auslindern DM 347 416,62
Inlindern DM 6 635 089,72

7. Schwebende Verrechnungen
8. Sonstige Passiva .

9. Rechnungsabgrenzungsposten
10. Reingewinn
Eventualverbindlidikeiten .

__/

575 000 000,~—
25 000 000,—-
607 448,82

475 000 000,—

12232304 125,46

40 606 399,07

634 720 992,66

3 553 694 369,06
55228651,04 4 284 250 411,83

""" 278 731 893,59

353423 058,—-
20960 139,38

2950552,62

1075 607 448,82
24 146 592 365,—

16 795 286 430,88

374 383 197,38

302 767 929,06
69 984 253,33
63 813 650,96

226 467 057,34

43 982902 332,77




noch Anlage 2 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Gewinn- und Verlustrechnung der Deutschen Bundesbank

fiir das Jahr 1962

5.
6.

1.
2.
3.

Aufwand
1.

Verwaltungskosten
a) persénliche
b) sichliche

Notendruck .

. Abschreibungen

a) auf Grundstiicke und Gebiude . .
b) auf Betriebs- und Geschiiftsausstattung .

Zuweisungen an Riickstellungen
a) Pensionsverpflichtungen .
b) sonstige .

Versorgungsleistungen wegen Reichsbank

Sonstige Aufwendungen .

7. Reingewinn .

Ertrag

Zinsen

Gebiihren

Sonstige Ertrige

DM

149 834 326,69
25 660 063,81

10293 881,05
3128 082,61

50 248 886,62
100 000 000,—

DM

175 494 390,50
29525 302,19

13 421 963,66

150 248 886,62
24 073 891,79
3 897 663,55
226 467 057,34

623 129 155,65

612 845 992,79
2 811 940,15
7 471 222,71

623 129 155,65

Frankfurt (Main), den 21. Januar 1963

Deutsche Bundesbank

Das Direktorium

Karl Blessing Dr. Troeger
Hartlieb  Konneker
Dr.Wolf Dr.Zachau

Nach dem abschlieflenden Ergebnis unserer pflichtmiéfigen Priifung auf Grund der Schriften, Biicher
und sonstigen Unterlagen der Deutschen Bundesbank sowie der vom Direktorium erteilten Aufkli=

Dr. Benning  Dr. Emminger

rungen und Nachweise entsprechen die Buchfithrung und der Jahresabschluf3 den gesetzlichen Vor=
schriften.

Frankfurt (Main), den 15. Miirz 1963
Deutsche Revisions= und Treuhand=Aktiengesellschaft
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Treuarbeit
Wirtschaftspriifungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Dr. Merckens Prof. Dr. Birck
Wirtschaftspriifer ~ Wirtschaftspriifer

Dr. Wollert - Dr. Elmendorff K. G.

Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Dr. Wollert
Wirtschaftspriifer

Dr. Bargmann

Wirtschaftspriifer

Tiingeler



Anlage 3 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen

Stand am 31. Dezember 1962

Stand am 31. Dezember 1961

Zufithrung aus demReingewinn1961
der Deutschen Bundesbank

Ankauf von Ausgleichsforderungen
Tilgungen
Riickabtretung

Zinsen

auf Ausgleichsforderungen .

aus voriibergehender Anlage
der Barmittel des Fonds .

Stand am 31. Dezember 1962

Frankfurt (Main), den 21. Januar 1963

Ausgleichs- Gesamtes
forderungen Barmittel Fondsyermdeen
(Restkapital) g
DM DM DM
377 382 482,90 18 387 555,25 395 770 038,15
40 000 000,— 40 000 000,—
48 367 938,83 — 48 367 938,83
— 7 635522,78 7 635 522,78
— 199,80 199,80
11 662 496,58 11 662 496,58
954 597,21 954 597,21
418 114 699,15 30272 432,79 448 387 131,94
Deutsche Bundesbank

Das Direktorium
Karl Blessing  Dr. Troeger

Dr. Benning Dr. Emminger  Hartlieb Kénneker Tiingeler

Dr.Wolf  Dr. Zachau
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Anlage 4 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Ausweise der Deut

in
- ) Aktiva
| Schatzwechsel und unver- i
zinsliche Schatzanweisungen ! Kassenkredite
Guthaben
Aus- bei auslin- S(XJZ? Lom 777 S [
e dischen _ | Deutsche Post- _ a) Bund 3 | |
sgf}:fw Gold Banken und “I,:S:i:el Scheide- scheck- I‘?’]aﬂgsl und Fardd- i a) Bund ‘
o Geldmarkt- und miinzen guthaben ecise ins- Sonder- b oree- und i 2
anlagen im chedk ver- . rungen |  ins- Sonder- By | somstige
Aucland -schecks | gesamt mégen Lander gesamt ver- Linder | Sffent-
i des mdgen i liche
| Bundes des ‘ Stellen
| Bundes ;
1 2 3 4 s | 6 7 g | 9 | 10 1 12 1 1 4
1962 ' !

7. 1. 14 426,6 9 844,8 287,0 84,5 218,9 1 063,8 — — — 12,7 | 416,4 | 408,8 3,2 : 44
15. 1. 14 426,6 8 912,0 : 270,0 110,8 154,5 820,2 —— — — 16,6 8,1 ‘ — 4,4 3,7
23, 1. 14 427,8 8 442,3 | 263,8 135,5 | 166,4 625,7 - — — 32,0 04 ! — 0,4
31. 1. 14 427,8 8 484,3 | 268,5 105,5 ' 177,8 676,2 — - — 16,5 301 — -, 30

7. 2. 14 428,0 8 806,8 | 254,1 117,0 160,0 790,3 — — — 14,7 1,9 - — 1,9
15. 2. 14 428,0 8 569,7 | 253,6 132,8 157,8 595,2 — — — 16,8 2,4 - — | 24
23. 2. 14 428,7 87151 | 246,6 128,4 65,0 479,6 — — — 21,4 2,6 | — — i 2,6
28, 2. 14 428,7 8 647,1 | 252,1 109,6 182,8 387,5 — — — 77,1 2,4 - — } 2,4

7. 3. 14 428,7 9031,7 | 245,0 111,9 166,3 1033,7 — -— — 17,3 2,6 - - : 2,6
15. 3. 14 428,7 9322,9 | 242,1 103,4 193,4 801,3 — — ~ 26,6 0,0 - -- 0,0
23. 3. 14 437,2 9493,7 | 245,1 114,3 97,9 | 15220 35,0 35,0 — 144,7 3,8 | — — 3,8
31. 3. 14 437,2 9 564,0 | 2606,2 92,6 137,0 | 1628,4 —— — — 29,3 00 ' — - 0,0

7. 4. 14 437,2 9584,1 | 278,6 98,8 131,4 1 609,6 — — — 25,3 0,0 - —- 0,0
15. 4. 14 437,2 9322,7 | 261,7 103,0 123,4 1333,1 — — — 28,0 0,0 — — 0,0
23. 4. 14 437,9 9 256,0 | 267,9 96,4 143,2 1 002,8 — 61,1 0,0 — -~ 0,0
30. 4. 14 437,9 9 340,4 | 268,5 76,1 298,8 ¢ 1148,6 5,0 5,0 — 60,7 3,0 — — 30

i

7. 5. 14 437,9 9 681,7 | 256,2 79,5 255,2 1185,4 — — — 21,9 121,4 117,6 © — : 3,8
15. 5. 14 437,9 9677,7 | 242,3 91,8 183,4 825,1 2,0 3,0 — 26,0 0,0 — | — 1 00
23. 5. 14 438,6 9 526,8 | 251,4 106,7 148,4 754,8 3,0 3,0 — 29,1 0,0 — ] — 1 0,0
31. 5. 14 438,6 | 9533,8 | 264,7 80,4 205,1 652,9 4,0 4,0 — 22,3 500,0  496,6 | — ' 3,4

7. 6. 14 438,6 9535,9 | 272,3 85,3 160,5 1119,0 4,0 4,0 — 21,8 589,6 589,5 } — ol
15. 6. 14 438,6 9 637,1 | 271,5 93,0 210,9 948,8 — — — 25,7 0,1 — i — : 0,1
23, 6. 14 439,3 10 130,9 | 287,0 99,3 150,3 1357,4 0,2 0,2 -—  266,2 3,4 — -~ 1 34
30. 6. 14 439,3 10 135,4 | 295,4 78,1 165,1 1503,3 3,6 3,6 — | 63,9 0,0 —= — '1 0,0

7. 7. 14 439,3 10 168,2 | 296,1 84,3 146,8 1525,3 6,0 6,0 — 28,5 0,0 E— ( 0,0
15. 7. 14 439,3 9995,2 | 287,1 87,6 132,0 | 1 340,3 — — — 26,0 1,2 — 1,2 | 0,0
23. 7. 14 440,4 10047,5 | 309,4 97,8 106,3 1 315,3 20,0 20,0 — 42,7 0,0 — — 0,0
31. 7. 14 440,7 10 042,1 | 309,3 68,3 181,2 | 1362,5 — -— — 23,0 97,2 97,2 — 0,0

7. 8. 14 440,7 10 135,5 | 295,1 76,4 . 152,1 1343,1 -— — — | 18,4 539,5 539,5 — 0,0
15. 8. 14 440,7 10 215,2 | 278,7 89,2 . 137,0 1 030,3 — — —_— i 18,0 | 111,6 106,2 5,4 0,0
23. 8. 14 441,4 10 311,2 | 287,2 101,1 157,5 1079,4 — - — 27,6 0,0 — — 0,0
31. 8. 14 441,4 10 235,4 | 288,2 76,1 164,7 967,0 — — — 1 194 357,7 357,7 — 0,0

|

7. 9. 14 445,2 10 311,1 | 270,7 80,9 129,7 1154,1 — — — 22,3 | 270,0 | 270,0 — —
15. 9. 14 445,2 10 701,6 | 277,5 84,8 175,8 1558,8 — — — 30,0 — | - — -—
23. 9. 14 445,9 10978,2 | 277,7 90,7 125,9 1702,6 — - — 55,3 — — — —
30, 9. 14 445,9 11 091,6 | 283,0 65,0 154,8 1662,7 37,0 37,0 — 45,4 — - — —

7.10. 14 445,9 11176,5 | 267,9 67,9 145,0 ; 1599,4 — — — 26,9 — — — —
15. 10. 14 445,9 @ 11 246,3 | 241,3 74,0 138,1 1177,4 — — — 23,6 9,6 — 9,6 —
23, 10. 14 446,6 | 11317,3 | 225.4 83,8 183,7 826,7 — — — 52,3 8,0 i — 8,0 -
31.10. 14 447,2 11 408,0 | 224,6 59,4 204,1 632,1 — — — 22,8 3,3 0 — 3,3 —

7.11. 14 447,2 11251,7 | 221,2 | 66,1 195,7 973,2 — — — 32,8 106,3 100,1 6,2 —
15. 11, 14 447,2 11 238,9 | 223,5 70,1 184,4 843,5 — — — 25,3 9,2 — 9,2 — |
23.11. 14 448,5 11 143,0 | 252,9 69,5 154,5 | 816,0 — — — 89,7 9,8 } — 9,8 —
30. 11. 14 448,5 11 085,7 | 265,0 46,9 | 184,0 904,6 —_ — — 36,0 | 117,6 ‘ 117,6 —_ =

| |

7.12. 14 488,1 11 221,8 | 259,6 ;, 41,9 132,4 1357,2 — — — 23,1 15,1 P Po15,1 0 —
15.12. 14 488,1 11 324,8 | 277,9 41,5 184,7 1 502,6 — — — 50,3 - | - 1 — —
23.12. 14 488,8 10 609,6 | 317,4 37,5 119,8 1 699,3 25,0 | 25,0 — 398,6 [ (-
31.12. 14 490,1 10 929,1 | 329,1 44,8 545,8 1967,4 —_ — — 157,7 ’ 739 1 739 ,1 ; —

1) EinschlieBlich Ausgleichsforderungen aus der Umstellung Berliner Uraltguthaben (UEG) und aus der Umwandlung von Altgeldguthaben bei Kreditinstituten im sowje-
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schen Bundesbank

Mio DM
Aktiva
Ausgleichsforderungen und unver- Forderungen an Bund Kredite an internationale ‘
zinsliche Sd’xuldversdxrelbung . wegen Einrichtungen
: . . Kredite | und Konsolid’.ierungskredite
I abzughch an I?_und U I
| ' 2) Y | im Tausch fir a) d ¢ ;
L Wert- | Ausgleidis- | ange- | gegen ) Beteili- | Forde- b) Aranter .| Sonstige s Ar.scgfqls’
| papiere | | forde- kaufte Geld- Schuld- F:tng ‘“f rungs- | o | Aktiva | umnie stichtag
| [ rungen Aus- | markttitel | % nterna- |, ryerh aus | SNACTUNE . i b) aus der
j insgesamt aus der gleichs- | suriick. ver- txfmeglen Nach- . der ins- | 7 Ab-
! eigenen forde- | gegebene ghrex- Einrich- kriegs- ‘Wahr.ur'!gs- gesamt | w1ck1ung
Umstel- | rungen Ausgleldls- ung fungen i ireschafts-| PATIHAE We[tbank
: lung forde- | hilfe EZU
. | 9 - fungen ! I R A [ ; _
15 | 16 i 17 18 i ! 20 21 j 22 23 24 25 26 | 27 | 28
| | | | ‘ 3 1962
©1484,9 3409,6 = 8127,7 48,7  5314,0 | 547,2 | 2635,7 [ 2512,8 1 1265,0 | 2442,4 | 1 342,5 | 1038,3 | 292,4 | 40397,5 7. 1.
1485,2 2 965,7 8 127,7 48,7 5757,9 | 547,2 | 2635,7 {2512,8 | 1265,0 | 2442,4 | 1342,5 | 1038,3 | 292,1 | 38 317,7 15. 1.
1484,8 3053,9 8 127,7 ' 48,7 5669,7 | 547,2 | 2679,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,7 | 1 342,5 | 1037,6 | 178,8 | 37 710,6 23. 1.
1 484,9 3174,3 8127,7 48,7 - 5549,3 | 547,2 ! 2679,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2 441,7 | 1 342,5 | 1037,6 | 633,7 | 38 351,7 31. 1.
1484,9 3324,9 8 127,7 48,7 | 5398,7 | 547,2 | 2679,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,7 | 1342,5 | 1037,6 | 192,7 | 38 474,5 7. 2.
1485,0 2 983,9 8127,7 | 48,7 | 5739,7 | 547,2 | 2679,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,7 | 1 342,5 | 1037,6 | 217,4 | 37 741,8 15. 2.
1485,0 2977,6 8127,7 | 48,7 | 5746,0 | 547,21 2679,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,0 | 1342,5 | 1036,9 | 650,3 | 38098,8 | 23. 2.
14851 3399,0 8 127,7 . 48,7 | 5324,6 | 547,2 | 2459,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,0 | 1 342,5 | 1036,9 | 745,1 || 38 395,0 | 28. 2.
14851 3720,0 8127,7 48,7 5003,6 | 547,2 | 2459,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,0 | 1 342,5 | 1036,9 | 216,3 | 39137,1 7. 3.
14851 ! 3884,3 8 127,7 48,7 | 4839,3 | 547,2|2474,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2441,0 | 1342,5 | 1036,9 | 205,6 | 39386,9 | 15. 3.
. 1485,2 . 4362,7 8 127,7 48,7 | 4360,9 | 547,21 2334,7 | 2512,8 | 1265,0 | 2440,3 | 1342,5 | 1036,2 | 636,9 | 41 131,3 | 23. 3.
©1485,1 | 4429,9 8 127,7 48,7 | 4293,7 | 547,2 | 2334,7 2512,8 | 1265,0 | 2427,3 | 1342,5 1025,6 | 368,4 | 40977,9 | 31. 3.
1481,1 4 476,9 8 127,8 48,7 | 4246,8 | 547,2 | 2334,7 2512,8 | 1265,0 - 2427,3 | 1342,5 10256 | 228,7 . 40 891,5 7. 4.
1473,9 ' 4022,2 8127,8 | 48,7 | 4701,5 | 547,2 | 2334,7 2512,8 | 12650 ) 427,3 ‘ 1342,5 | 1025,6 | 231,2 I 39 876,2 15. 4.
1456,5 : 4 007,5 8 127,8 48,7 | 4716,2 | 547,2 | 2334,7 , 2512,8 | 1265,0 | 2426,6 | 1342,5 | 1024,9 | 738,5 l 40 006,9 23. 4.
1449,7 | 4 241,7 8 127,8 48,7 | 4482,0 ; 547,2{ 2194,7 ; 2512,8 | 12650 | 2426,6 | 1342,5 | 1024,9 | 323,27 40052,7 30. 4.
1 449,6 } 4 188,1 8 127,8 48,7 | 4 535,6 | 547,2 | 2194,7 ‘ 2512,8 1 1190,2 | 2426,6 | 1342,51024,9 170,9 | 40172,1 7. 5.
1428,1 | 4080,9 8 127,8 48,7 | 4 ¢42,8  547,2 | 2194,7 1 2512, 81 190,2 | 2426,6 ' 1 342,5 | 1024,9 | 202,3 | 39521,8 15. 5.
1428,9 ; 4 013,2 . 8127,8 48,7 | 4710,5 547,21 2214,7 [ 2512,8 1190,2 | 2425,9 1342,5 | 1024,2 | 294,1 i 39 338,06 23. 5.
1428,9 ‘ 4 005,1 “ 8127,8 ‘ 48,7 | 4718,6 | 547,2 [ 2114,7 ‘ 2512,8 ‘ 1190,2 | 2425,9 | 1342,5 | 1024,2 | 707,9 | 40087,3 | 31. 5.
| ‘ | i
1428,4 | 4050,7 8127,8 | 48,7 4673,0 ’ 547,2 | 2114,7 2512,8,1190,2 | 2425,9 | 1342,5 1024,2; 200,0 ‘: 40 149,7 7. 6.
1428,4 | 4161,2 | 8127,8 48,7 | 4562,5 | 547,2 | 2114,7 ‘ 2512,8 | 1190,2 2425,9 | 1342,5 | 1024,2 ’ 199,0 1] 39 657,9 | 15. 6.
1427,9 43593 | 8127,8 | 48,7 | 43064,4 | 547,2 | 2114,7 | 2512,8 \' 1190,2 | 2425,2 | 1342,5 | 1023,6 5950 | 41359,1 | 23. 6.
1427,9 | 4418,7 | 8127,8 j 48,4 | 4304,7 | 547,2 ' 2474,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2412,2 | 1342,5 | 1013,0 | 410,0 i 41530,6 [ 30. 6.
i ] | |
" 1427,6 j 4396,2 | 8§130,1 ‘ 48,4 1 4 329,5 | 547,2 ‘ 2474,7 | 2512,8 ‘ 1190,2 | 2412,2 | 1342,5 | 1013,0 | 260,6 " 41 368,8 7. 7.
1427,6 | 4507,3 8130,1 ' 48,4 4218,4 ! 547,2 ‘ 2474,7 | 2512,8 |1 1190,2 | 2412,2 | 1342,5 | 1013,0 | 245,5 | 41079,0 | 15. 7.
1427,6 | 4438,8 8 130,1 48,4 4 286,9 | 547,2 | 2474,7 ' 2512,8 | 1190,2 | 2411,5 | 1342,5 1012,3 | 227,8 ' 41062,8 23. 7.
1427,6 4 600,4 8130,1 | 48,4 | 4125,3 | 547,2 J 2214,7 0 2512,8 1 1190,2  2411,5 | 1342,5 ; 1012,3 | 702,7 H 41584,2 | 31. 7.
i | )
1427,5 | 4433,3 8130,1 48,4 | 4292,4 | 547,2 | 2214,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2323,3 | 1342,5 924,1 | 236,5 | 41 339,1 7. 8.
1427,5 | 3625,9 8 130,1 48,4 | 5099,8 | 547,2 | 2214,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2323,3 | 1342,5 924,1 354,3 | 39969,4 15. 8.
1425,5 ‘ 3 900,7 8 130,1 48,4 | 4825,0 ' 547,21 2214,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2 322,6 | 1342,5 923,4  654,6 | 40 626,5 23. 8.
1425,5 | 3790,0 8 130,1 48,4 | 4 935,7 547,2 2214,7 i 2512,8 : 1190,2 | 2322,6 ‘ 1 342,5 923,4 | 338,7 | 40 344,4 31. 8.
1425,3 ‘ 3970,1 8 130,1 48,4 | 4 755,6 | 547,2 2228,1 | 2512,8 1190,2 | 2322,6 1342,5 923,4 | 268,7 | 40601,8 7. 9.
. 1425,1 } 4 079,2 8 130,1 48,4 | 4 646,5 | 547,2 ‘ 2228,1 | 2512,8  1190,2} 2322,6 ; 1342,5 923,4 | 299,6 | 41 331,3 15. 9.
114251 14 497,8 8 130,1 48,4 | 4 227,9 | 547,2 | 2228,112512,8 | 1190,2 ! 2321,9 | 1342,5 922,7 | 453,9 ; 42 306,1 23. 9.
© 14252 4 709,6 § 130,1 48,4 | 4016,1 | 547,2 | 2228,1 | 2512,8 | 1190,2 | 2307,9 | 1342,5 912,1 848,9 | 43008,1 | 30. 9,
I i
1413,2 i 4671,2 8130,1 48,4 4054,5 | 547,2 | 2146,3  2512,8 | 1190,2 | 2307,9 | 1342,5 912,1 | 341,2 | 42 312,3 7. 10.
1413,2 " 3 936,4 8§130,1 ; 48,4 | 4789,3 | 547,2 | 2146,3 | 2512,8 | 1190,2 2307,9 | 1342,5 912,1 | 282,6 | 41 145,6 15.10.
. 1413,1 3 693,3 8130,1 | 48,4 | 5032,4 | 547,2 | 2146,3 ; 2512,8 : 1190,2 2307,2 | 1342,5 911,4 | 432,5 | 40 839,2 | 23.10.
11413,1 ‘ 3523,9 8 130,1 48,4 | 5201,8 i 547,2 ' 2146,3 | 2512,8 1190,2 2307,2|1342,5, 911,4| 656,3 ) 40751,3 | 31.10.
1416,5 | 3689,2 | 8130,1 ’ 48,4 | 5036,5 | 547,2 | 2146,3 | 2512,8 | 1190,2 | 2307,2 | 1342,5  911,4 | 389,3 | 40 945,7 7. 11.
1416,6 1 3479,1 8 130,6 48,4 5247,1 | 547,21 2156,3 | 2512,8 | 1190,2 | 2307,2 | 1342,5 911,4 | 480,5 | 40 584,8 15.11.
1416,5 } 3 595,5 8 130,6 48,4 5130,7 | 547,2 ) 2155,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2 306,5 | 1342,5 i 910,7 | 901,2 | 41 062,3 23.11.
1416,3 ‘ 3 634,1 8 130,6 48,4 | 5092,1 | 547,2 | 2155,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2304,1 | 1342,5 908,3 | 695,5 | 40 997,0 30. 11.
1416,2 41942 8 130,6 | 48,4 | 4532,0} 547,2 | 2155,7 2512,8 | 1190,2 | 2304,1 | 1 342,5 908,3 | 367,6 | 41 680,0 7.12.
1416,1 42722 8130,6 | 48,4 | 4454,0 | 547,2 | 2155,7 2512,8 | 1190,2 | 2304,1 | 1342, 908,3 '+ 417,5 | 42138,5 | 15.12.
1416,1 . 5004,7 8130,6 ;| 48,4 | 3721,5 | 547,2 | 2155,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2 303,4 | 1342,5 907,6 i1322,4| 43 601,3 23.12.
i 1368,9 4957,8 8131,4 i 48,0 ‘ 3768,8 | 547,2 | 2155,7 | 2512,8 | 1190,2 | 2289,4 1 342,5 897,1 | 252,7 | 43 930,6 31.12.

tischen Sektor von Berlin (2. UEG).
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noch Anlage 4 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

noch Ausweise der Deut

in
Passiva
| Einlagen
l‘ von
a) Kredit- b) &ffentlichen Einlegern ‘
Ausweis- instituten 7" - T - T
stichtag Baﬂ:{:‘:?n' (einschl. i } ! ' 5]
insgesamt Post-~ | i bb) bd) anderen
1 sche;k- ' ba) 1 Sonder- ; be) al&dere diu]dixn-
un insgesamt i vermdgen . offent- ischen
Postspar- Bund des : Lénder - liche Einlegeem i
kassen- ) Bundes i Einleger
dmter) ‘ i
T 30 31 32| 33 34 | 35 | 36 37
1962 ‘ i

7. 1.| 216340 16 107,1 11 145,5 4 699,6 57,9 932,06 © 306944 | 153 262,0
15, 1.7 20753,4 | 148421 9175,7 5422,1 116,0 873,2 | 44090 ! 23,9 | 2443
23, 1. 19302,5 | 15963,6 8 721,5 6 991,3 13352 | 10586  4577,6 ;| 19,9 ©250,8
31. 1.| 22116,1 = 138124 8 294,1 5280,3 543,1 : 1126,0 ! 35884 1 22,8 238,0

|

7. 2.| 207351 15 221,7 10 379,8 4 579,3 184,4 567,9 3810,1 16,9 262,6
15. 2.1 20538,5 | 14842,6 8 834,3 5 780,5 616,7 777,2 4344,1 42,5 227,8
23, 2.| 20184,1 15 535,6 8 628,8 6 669,8 724,3 1796,3 4 125,8 1 23,4 237,0
28, 2.| 22648,2 13 282,0 8 082,2 4 957,5 182,7 1 355,0 3398,1 21,7 242,3

i

7. 3.1 21544,7 15 157,3 10 140,4 4776,1 290,8 857,7 3610,6 17,0 2408
15. 3.| 21306,7 15 583,7 | 8 420,2 6 938,2 1162,1 782,7 | 49627 30,7 225,3
23, 3.| 20355,9 18 294,0 . 88773 9 196,2 1 895,6 1504,4 57734 | 228 220,5
31. 3.| 23272,6 15 082,9 | 8 756,7 6 094,3 574,0 | 735,1 4751,0 | 34,2 231,9

; |

7. 4.] 22240,6 16 152,0 9 951,7 5976,7 577,3 669,7 4711,9 | 17,8 + 223,6
15. 4.] 21932,9 15 500,1 9 316,5 5 961,9 456,0 | 677,5 | 4809,5 18,9 221,7
23, 4. 211822 16 369,9 8 070,6 8 073,9 1471,8 1719,0 4 867,2 15,9 . 2254
30. 4. 23300,8 14 211,1 8 670,5 5299,1 356,1 796,7 4118,2 28,1 2415

7. 5. 22125,3 15 429,2 10 032,6 5153,8 15,9 748,8 4 348,7 40,4 i 242,8
15. 5.1 21276,0 15 783,0 9 623,4 5 928,2 254,7 805,5 4 808,7 ‘ 59,3 | 231,4
23, 5. 20067,3 16 809,8 9 555,3 7 031,3 1097,8 817,3 5091,1 | 251 ! 223,2
31. 5. 23438,9 14 288,7 8 883,5 5166,1 26,8 1420,8 3 690,8 27,7 “ 239,1

7. 6.| 22208,3 15 550,7 10 490,5 4817,0 18,2 991,4 3786,9 20,5 | 2432
15. 6.| 21707,5 15 592,6 8 772,6 6 584,2 460,0 1 000,5 5101,4 22,3 235,8 |
23, 6.| 20861,5 18 130,8 8 908,0 8 983,5 1479,1 1593,7 5 884,1 26,6 . 239,3
30. 6. 237321 15 314,6 9 008,9 6 043,9 156,0 803,3 5044,7 39,9 ‘ 261,8

7. 7.] 22710,1 16 146,5 9 789,5 6123,6 159,9 817,3 5119,1 27,3 233,4
15. 7.) 22440,3 16173,8 9 402,1 6 538,5 208,9 951,9 5357,3 | 204 | 233,2 |
23. 7 21 145,0 17 310,4 9193,3 7 871,7 1294,4 859,7 5689,1 28,5 245,4 “
31. 7 23 765,6 15 350,5 9 168,2 5927,8 | 27,1 1374,3 | 45020 ‘ 24,4 ‘ 254,5 |

7. 8. 222662 16 539,2 10 762,0 5528,5 31,6 889,4 4 588,4 ‘ 19,1 \ 248,7
15, 8. 218198 15 645,7 ¢ 9564,1 5831,9 40,7 858,3 4 875,9 | 57,0 } 249,7
23, 8.| 20803,1 17 279,1 9 890,1 7 160,4 1540,4 725,0 4 866,8 28,2 | 228,6
31. 8.| 23867,8 13 951,2 9 154,8 4 582,7 15,4 846,9 3700,5 19,9 | 213,7 |

i .

7. 9. 227121 15271,8 10 403,6 4639,1 ! 11,4 759,4 3852,1 16,2 229,1
15, 9. 22372,5 16 323,5 9 697,7 6 310,3 336,5 870,8 5086,9 16,1 315,5
23, 9. 212259 18 435,8 9 479,7 8719,0 | 18919 817,2 59819 | 280 237,1
30. 9.1 24177,1 16 065,6 9 049,0 6 745,9 574,4 1 405,4 4732,9 ‘ 33,2 270,7

7.10.| 23124,9 16 559,1 10 250,1 6 069,0 456,0 911,6 4 681,5 1 19,9 240,0
15.10.] 22198,9 : 162926 9 585,5 6 454,4 749,9 734,8 4 946,4 1 23,3  252,7
23.10.| 20625,3 17 564,0 10 031,6 ‘ 7 265,5 1572,6 713,6 4 950,3 29,0 266,9 ‘
31.10.| 239000 14 034,7 8 674,7 | 50895 301,9 870,4 3 896,2 ‘ 21,0 | 270,5 |

7.11.| 22273,1 16 023,8 11 005,8 4763,7 17,3 755,2 3970,2 : 21,0 254,3
15.11.| 22045,5 15 841,5 10108,3 | 5467,3 237,8 813,9 4368,9 . 46,7 265,9
23.11.( 21278,5 17 058,5 9272,9 7 544,1 1 400,5 1903,1 4205,8 34,7 241,5
30.11.| 24927,9 13 403,4 9 066,3 4 060,1 19,3 1058,1 2 952,9 ‘ 29,8 277,0

7.12.| 24 266,3 14 748,2 10 435,8 4 076,8 52,1 944,4 3055,6 | 24,7 235,6
15.12.1 23 798,7 15 661,4 9 769,8 5 630,2 560,5 683,4 4359,8 l 26,5 261,4
23.12.| 23860,8 17 035,9 10 026,2 6 744,1 531,0 1837,5 4 349,7 25,9 265,6
31.12.| 24 146,6 16 795,3 12 232,3 4 284,3 40,6 634,8 3 553,7 55,2 278,7 |

| ‘ l
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schen Bundesbank

\

Mio DM
Passiva f
Verbindlichkeiten aus dem Auslandsgeschift ‘ ‘
b) sonstige |
a) darunter Deckungs- ik - - Sonsti ‘Ausweis-
. Einlagen anschaffungen fir steE}ll:mgen l((;;::;il Il(augci(n lg)aflsssti‘vgae Summe | stichtag
insgesamt ; ausldndi- Akkreditive und "
scher insgesamt | Garantien von
Einleger
}Ausléndem} Inlindern i
38 39 40 | a1 a2 43 44 45 46 a7
! J ‘ 1962
438,2 347,6 90,6 62,0 | 16,2 867,0 290,0 588,0 473,2 | 40397,5 | 7. 1.
501,7 405,5 96,2 | 63,0 ‘ 15,7 867,0 290,0 588,0 475,5 38 317,7 15. 1.
491,8 393,8 98,0 | 60,5 22,5 867,0 290,0 588,0 207,7 37 710,6 23, 1.
465,8 376,6 89,2 ’ 62,3 ‘ 16,7 867,0 290,0 588,0 212,4 38 351,7 i 31. 1.
467,0 363,4 103,6 63,9 | 14,2 867,0 290,0 588,0 305,7 38474,5 | 7. 2.
358.,8 250,0 108,8 65,6 ‘ 14,0 867,0 290,0 588,0 256,9 37 741,8 | 15. 2.
379,6 277,9 101,7 | 62,1 | 16,4 867,0 290,0 588,0 254,5 38 098,8 | 23. 2.
459,0 365,2 93,8 | 67,8 " 14,7 867,0 290,0 588,0 260,8 38 395,0 ‘28. 2.
|
364,4 273,8 90,6 | 65,0 | 13,1 867,0 290,0 588,0 325,7 39 137,1 7. 3.
476,6 382,3 943 | 69,0 ' 12,7 867,0 290,0 588,0 274,9 39 386,9 115. 3.
454,8 354,5 100,3 67,7 21,1 867,0 290,0 588,0 281,6 41 131,3 | 23. 3.
585,5 492,1 93,4 | 656 | 17,2 867,0 290,0 588,0 291,9 40977,9 | 31. 3.
459,8 361,2 98,6 ‘ 66,5 ‘ 14,9 867,0 290,0 588,0 294,1 40 891,5 7. 4.
435,8 341,2 94,6 67,6 1 11,4 867,0 290,0 588,0 262,4 39876,2 i 15. 4.
445,4 353,1 92,3 | 67.0 9,4 867,0 290,0 588,0 264,4 40 006,9 | 23. 4.
510,2 421,3 88,9 | 62,4 13,1 867,0 290,0 588,0 285,6 40 052,7 | 30. 4.
448,9 363,5 85,4 61,8 9,0 949,8 290,0 638,0 290,9 40 172,1 |‘ 7. 5.
482,6 393,5 89,1 64,0 9,8 949,8 290,0 638,0 102,4 39521,8 | 15. 5.
494,9 460,9 34,0 0,1 16,0 949,8 290,0 638,0 88,8 39338,6 | 23. 5.
396,4 374,1 22,3 0,0 9,9 949,8 290,0 638,0 85,5 40 087,3 | 31. 5.
402,3 378,6 23,7 0,0 6,3 949,8 290,0 638,0 110,6 40 149,7 | 7. 6.
382,1 362,8 19,3 = 0,0 6,0 949,8 290,0 638,0 97,9 39 657,9 | 15. 6.
402,1 373,6 285 00 15,7 949,8 290,0 638,0 86,9 41 359,1 123. 6.
374,7 356,1 18,6 | 0,0 7.4 949,7 290,0 638,0 231,5 41 530,6 1 30. 6.
380,2 348,1 32,1 0,0 7,1 949,7 290,0 638,0 254,3 41368,8 ' 7. 7
328,0 304,5 23,5 0,0 8,9 949,7 290,0 638,0 259,2 41 079,0 15. 7.
438,0 410,4 27,6 0,0 15,1 949,7 290,0 638,0 291,7 41 062,8 23. 7.
320,3 302,7 17,6 0,0 6,0 949,7 290,0 638,0 270,1 41 584,2 31. 7
281,2 260,9 20,3 0,0 5,2 949,7 290,0 638,0 374,8 41 339,1 7. 8
290,9 273,0 17,9 0,0 5,1 949,7 290,0 638,0 335,3 39 969,4 | 15. 8.
330,0 303,9 26,1 0,0 14,5 949,7 290,0 638,0 336,6 40 626,5 | 23. 8.
302,8 280,1 22,7 0,0 9,6 949,7 290,0 638,0 344,9 40 344,4 | 31. 8
! |
379,9 . 358,5 21,4 0,0 8,6 949,7 290,0 638,0 360,3 i 40601,8 { 7. 9.
409,2 | 384,0 252 | 00 7,7 949,7 290,0 638,0 348,4 ! 41331,3 1 15. 9.
406,9 380,5 26,4 0,3 14,1 949,7 290,0 638,0 359,8 |, 42306,1 |23. 9.
506,0 460,1 45,9 0,3 10,4 949,7 290,0 638,0 381,7 i 43008,1 | 30. 9.
374,3 351,1 23,2 0,3 8,5 949,7 290,0 638,0 376,3 42312,3 7.10.
357,2 337,0 20,2 0,3 5,6 949,7 290,0 638,0 419,2 41 145,6 15.10.
384,6 359,8 24,8 0,3 13,5 949,7 290,0 638,0 387,6 | 40839,2 23.10.
545,6 525,2 20,4 0,3 7,6 949,7 290,0 638,0 393,3 || 40751,3 31.10.
380,6 359,2 21,4 0,3 6,9 949,7 290,0 638,0 390,5 40 945,7 © 7.11.
431,1 406,6 24,5 0,3 5,2 949,7 290,0 638,0 389,0 40 584,8 | 15.11.
455,6 427,8 27,8 0,3 12,6 949,7 290,0 638,0 392,0 41062,3 | 23.11.
393,2 366,6 26,6 0,3 9,2 949,7 290,0 638,0 394,8 40 997,0 1 30. 11.
‘ |
334,9 362,0 22,9 0,3 6,3 949,7 290,0 638,0 402,9 . 41680,0 | 7.12.
390,9 359,4 31,5 0,4 5,6 949,7 290,0 638,0 409,8 42 138,5 J 15.12.
412,0 381,7 30,3 0,3 | 15,6 949,7 290,0 638,0 414,9 43 601,3 | 23, 12.
374,4 ‘ 353,4 21,0 0,3 6,6 949,7 290,0 638,0 736.6 43 930,6 ! 31.12.
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noch Anlage 4 zum Geschiiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Umsitze auf den Girokonten der Deutschen Bundesbank

Belastungen 1 Gutschriften
1961 1962 ’} 1961 1962
Tsd ‘ Mio Tsd Mio | Tsd Mio Tsd | Mio
Stiick?) DM Stiick?) DM I Stiick?) DM Stuckl) | DM
Landeszentralbank ‘ ‘3
Baden-Wiirttemberg 19 873 172 259 21445 191281 | 22635 172 060 24 714 191 333
Bayern 20224 | 174 654 25366 | 193208 1 20584 174 490 22979 193 475
Berlin 2135 | 42 423 2 164 45050 | 3026 42 359 3015 45158
Bremen 3 380 ‘ 22 469 3583 23895 | 4236 22 420 4700 | 23 915
Hamburg 6610 | 155547 6733 166015 | 9510 155 509 10076 | 166020
Hessen 13536 222841 15 049 228 547 1 14267 222 970 15709 | 228 394
Niedersachsen 17176 102033 18 449 115902 | 14753 | 102173 16209 | 115918
Nordrhein-Westfalen 41770 ‘ 559 696 46 164 615300 | 39654 559 510 45292 | 615863
Rheinland-Pfalz 8115 | 56 102 8 702 64334 | 7858 56 185 8 567 64 290
Saarland 1204 | 15 763 1342 16361 | 896 | 15 681 983 16 346
Schleswig-Holstein 4952 | 29103 5324 33808 | 3905 | 29 102 4218 33 700
zusammen 138 975 | 1552 890 154 321 1693 791 \ 141 324 1 1552 459 156462 | 1694412
Bundesbank — Direktorium — 548 \ 179 015 550 191 051 l 633 | 179386 608 i 190 638
Insgesamt 139523 | 1731905 154 871 1884 842 “ 141957 | 1731845 157070 | 1885050
1) Geschiftsfille. T o T
Vereinfachter Scheckeinzug
Eingereichte Schecks i Fingelsste Schecks
1961 1962 1961 1962
Tsd Mio Tsd \ Mio Tsd ‘ Mio Tsd Mio
Stirck DM Stiick DM Stiick DM Stiick DM
Landeszentralbank 1
Baden-Wiirttemberg 15394 23602 16 529 26778 |, 13 967 23 211 15 070 25 740
Bayern 13 729 20 380 14887 | 23142 | 13227 20 855 14 790 23 913
Berlin 2236 \ 3832 2208 4023 | 1335 3100 1375 3 164
Bremen 3243 3029 3626 | 3612 | 2219 2852 2394 | 3250
Hamburg 5753 | 10403 6318 11770 || 3205 9 865 3659 1 10928
Hessen 9717 | 16482 10 598 18331 | 9454 19 847 10 581 22793
Niedersachsen 10 064 ‘ 13792 10 947 15 665 ‘ 12 141 14 656 13 304 17 128
Nordrhein-Westfalen 25612 | 51272 29 725 59708 | 28543 51427 31 884 59 186
Rheinland-Pfalz 4858 ! 6 855 5 260 8022 5271 7158 5723 8170
Saarland 622 1378 659 1522 881 1513 980 1755
Schleswig-Holstein 2218 | 3293 2397 3739 ! 3 106 3234 3446 | 3931
zusammen 93446 154318 103 154 176 312 93349 | 157 718 103206 | 179958
Bundesbank — Direktorium — 140 3 562 156 \ 3575 ! 4 29 6 | 66
Insgesamt 93586 157 880 103310 | 179 887 1 93353 | 157747 103 212 180 024
Telegrafischer Giroverkehr
abgesandte telegrafische Giroiiberweisungen Bestiitigte Schecks
1961 1962 1961 1962
Tsd Mio Tsd Mio Landeszentralbank Sriick Mio Sriick Mio
Stiick | DM | Stick | DM DM DM
Landeszentralbank ‘ ‘
‘ ‘
Baden-Wiirttemberg 27 ¢ 22891 28 | 26696 Baden-Wiirttemberg 1958 1638 1885 | 1731
Bayern 26 27 758 28 | 31007 Bayern 1079 622 921 613
Berlin 6 . 12008 5 13167 Berlin 100 7 105 3
Bremen 3 2642 3 2822 Bremen 400 166 328 159
Hamburg 11 | 17 639 11 20247 Hamburg 544 52 279 59
Hessen 26 31337 28 | 33695 Hessen 1534 1409 1 435 1794
Niedersachsen 19 | 15968 20 | 17 955 Niedersachsen 420 403 348 452
Nordrhein-Westfalen 55 | 93574 56 \ 102 464 Nordrhein-Westfalen | 10050 | 14567 | 9933 | 15220
Rheinland-Pfalz 11 8231 11 ; 9210 Rheinland-Pfalz 694 218 891 313
Saarland 1 1638 1| 1737 Saarland 18 12 11 11
Schleswig-Holstein 4 3526 5 | 4621 Schleswig-Holstein 866 30 532 65
=z St — . _
Zusammen 189 1237212 | 196 ‘263 621 Zusammen 17663 | 19124 | 16 668 | 20 420
Bundesbank-- Direktorium — 7 4699 8 | gg33
Insgesamt 196 241911 | 204 272 454
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noch Anlage 4 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Umsitze im Abrechnungsverkehr

1961 - 1962
Eingelieferte Eingelieferte Eingelieferte Eingelieferte
Landeszentralbank Wechsel, i} Platz- Gesamtsumme | Wechsel, . Platz- Gesamtsumme
__ Schecks usw. iibertragungen i Schecks usw. iibertragungen |

Tsd Mio Tsd | Mio Tsd Mio || Tsd Mio Tsd Mio Tsd | Mio

Stiick DM Stiick . DM Stiick DM | Stiick DM Stiick DM Stick | DM
Baden-Wiirttemberg 18358 | 38920 | 3640 | 6300 | 21998 | 45220 | 19368 | 42259 | 4262, 7206 | 23630 | 49465
Bayern 19494 | 39204 | 7120 | 6834 | 26614 | 46038 | 20431 | 43697 | 8046 | 7984 | 28477 | 51681
Berlin 5342 | 10888 | 2923 | 11561 { §265| 22449 | 5093 | 10753 | 3021 | 12149 | 8114 | 22902
Bremen 39101 6464 | 3451 | 6922| 7361 | 13386 3990 6697 | 3751 | 7098 7741 | 13795
Hamburg?) 5609 | 16719 | 18 946 102672 | 24555 (119391 | 6115 | 19300 | 20 535 | 131236 | 26 650 |150 536
Hessen 13472 ‘116554 | 3839 | 139094 | 17311 |255 648 | 14 305 '145529 | 4200 |173 731 | 18 505 . 319 260
Niedersachsen 11 873 ; 19 352 4417 7671 | 1629 | 27023 | 12792 ; 21537 4 990 9155 | 17782 | 30692
Nordrhein-Westfalen 41059 | 80442 8867 | 26138 | 49926 [106580 | 44232 | 89220 8630 | 28279 | 52862 [117 499
Rheinland-Pfalz 6081 | 10245 | 1753 | 2233 | 7834 | 12478 6469 | 11229 | 1888 | 2719 | 8357 | 13948
Saarland 1163 3064] 1091| 3969 | 2254 | 7033 1307 3538| 1215! 4214| 2522 7752
Schleswig-Holstein 3870 | 5206 | 3993 3248 | 7863 8454 | 4097 | 5979 4276, 3553 | 8373 | 9532
Zusammen 130 231 |347 058 | 60 040 316 642 |190 271 | 663 700 | 138 199 ‘399 738 ] 64 814 | 387 324 203 013 {787 062

‘)_L'Iber di& Ab];:ﬂz)nung Hamburg, fiir die Sondervereinbarungen gelten, wurden ferner verrechnet 972 Tsd Stiick Fernitbertragungen mit 2 754 Mio DM (1961 758 Tsd Seiick
mit 2617 Mio .

Banknotenumlauf
In Abschnitten 1959 1960 1961 1 1962
oder Stiidken Mio DM vH MioDM | vH MioDM | H MioDM | vH
|
|
10011 6 651,72 J 34,93 7 885,12 38,52 9 416,27 40,96 5132,62 @ 21,26
100 I BBk | 6 101,00 25,27
501 1808,24 9,49 1269,58 6,20 770,97 3,35 45,11 0,19
50 111 6 669,46 35,02 7 288,63 35,61 8 507,20 37,00 5 482,16 22,70
50 1 BBk | | 318532 | 13,19
20 /11 2622,56 | 13,77 2 659,23 12,99 1 204,12 5,24 744,56 | 3,08
20 1BBk ‘ ‘ 1 647,82 7,17 1 965,29 8,14
10 /11 1159,07 | 6,09 1222,11 | 5,97 1 279,00 5,56 1292,95 5,35
511 130,36 l 0,68 141,83 0,69 162,90 0,71 194,80 0,81
sonstige Noten 428 | 002 3,77 | 0,02 3,41 0,01 2,78 0,01
Zusammen 19045,69 | 100,00 20 470,27 | 100,00 22 991,69 | 100,00 24 146,59 | 100,00
Miinzumlauf
Miinzenzu | 1959 1 1960 1961 ) 1962

DM Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH
5, — 439,73 34,39 462,66 33,78 492,03 32,88 498,38 30,89
2,— 152,78 11,95 169,57 | 12,38 197,32 13,18 228,55 14,17
1,— 364,40 28,50 386,76 28,24 419,88 28,06 456,04 28,27
—,50 137,03 10,72 150,34 10,98 167,76 11,21 186,50 11,56
—,10 119,52 9,35 128,67 9,40 141,38 9,45 156,79 9,72
—,05 37,43 2,93 40,22 2,94 43,69 2,92 48,51 3,01
—,02 4,58 0,36 5,99 0,44 7,54 | 0,50 9,57 0,59
—,01 23,07 1,80 25,17 1,84 26,98 | 1,80 28,90 1,79
Zusammen 1 278,54 100,00 1 369,38 100,00 1 496,58 [ 100,00 1 613,24 100,00
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Anlage 5 zum Geschiifisbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

Verzeichnis der Zweiganstalten der Deutschen Bundesbank

BW = Baden-Wiirttemberg HB = Bremen N = Niedersachsen S = Saarland
Abkiirzungen BY = Bayem HH = Hamburg NW = Nordrhein-Westfalen SH = Schleswig-Holstein
B = Berlin H = Hessen R = Rheinland-Pfalz
. Landes- . 1 ‘Landes-
Orts- Zustindige Orts- Zustindige i
Nr. Bankplatz Hauptstelle Zf;trl;il' Nr. Bankplatz Hauptstelle ] zebr;t;il-
39 Aachen Aachen ‘ NW 397 | Euskirchen Bonn ‘ NwW
563 | Aalen (Wiirtt) Ulm BW
319 | Ahlen (Westf) Hamm NW 232 | Flensburg Flensburg l SH
282 | Alfeld (Leine) Hildesheim N 512 | Frankenthal (Pfalz) Ludwigshafen | R
431 | Alsfeld (Oberhess) Fulda H 4 Frankfurt (Main) Frankfurt I H
415 | Altena (Westf) Hagen NW | 57 Freiburg (Breisgau) Freiburg | BW
655 | Amberg (Oberpf) Regensburg BY 435 | Friedberg (Hess) GieBen ' H
447 | Andernach Koblenz R 599 | Friedrichshafen Konstanz i BW
646 | Ansbach (Mittelfr) Niirnberg BY 644 | Fiirth (Bay) Niirnberg | BY
416 | Arnsberg (Westf) Lippstadt NW | 433 | Fulda Fulda H
614 | Aschaffenburg Wiirzburg BY
68 Augsburg Augsburg BY 689 | Garmisch-
Partenkirchen Miinchen BY
536 | Baden-Baden Karlsruhe BW 438 | Gelnhausen Fulda H
429 | Bad Hersfeld Fulda H 341 | Gelsenkirchen Gelsenkirchen NW
469 | Bad Kreuznach Mainz R 317 | Gelsenkirchen-Buer Gelsenkirchen NwW
699 | Bad Reichenhall Miinchen BY 385 | Gevelsberg Hagen NW
62 | Bamberg Niirnberg . BY 43 Gieflen GieBen H
63 | Bayreuth Hof | BY | 316 | Gladbedk (Westf) Gelsenkirchen | NW
352 | Beckum (Bz Miinster, 323 | Goch Krefeld : NwW
Westf) Hamm NW 565 | GOppingen Stuttgart . BW
496 | Bensheim Darmstadt H 288 | Gottingen Gattingen ¢ N
1 Berlin (West) Berlin B 296 | Goslar Braunschweig N
444 | Betzdorf (Sieg) Koblenz R 353 | Giitersloh Bielefeld - NW
597 | Biberach (Rif}) Ulm BW 441 | Gummersbach Bonn . NW
424 | Biedenkopf Gieflen H |
26 Bielefeld Bielefeld NW | 41 Hagen Hagen I NW
481 | Bingen (Rhein) ' Mainz R 2 Hamburg Hamburg * HH
462 | Bitburg (Eifel) Trier . R 22 Hamburg-Altona Hamburg { HH
313 | Bodholt Miinster NW 226 | Hamburg-Harburg Hamburg | HH
346 | Bochum Bochum NW 279 | Hameln Hannover N
442 | Bonn Bonn NW 35 Hamm (Westf) Hamm NW
29 Braunschweig Braunschweig N 439 | Hanau Frankfurt H
21 Bremen Bremen . HB 27 Hannover ; Hannover . N
215 | Bremerhaven Bremen . HB 381 | Hattingen (Ruhr) : Bochum - NW
531 | Bruchsal Karlsruhe ! BW 236 | Heide (Holst) | Husum SH
537 | Biihl (Baden) Karlsruhe | BW 523 | Heidelberg | Mannheim - BW
267 | Biinde (Westf) Minden NW 567 | Heidenheim (Brenz) | Ulm BW
| ’ 54 Heilbronn (Nedkar) | Heilbronn BW
272 : Celle ' Hannover N 293 | Helmstedt Braunschweig i N
622 | Coburg " Hof BY 269 | Herford Bielefeld i NW
221 | Cuxhaven | Liineburg N 343 | Herne Bochum . NW
| 1 w 367 | Hilden Diisseldorf [ NW
49 : Darmstadt Darmstadt H 28 | Hildesheim Hildesheim N
673 i Deggendorf Regensburg BY 452 | H8hr-Grenzhausen Koblenz . R
278 i Detmold Bielefeld NW | 633 | Hof (Saale) Hof - BY
451 | Dillenburg Giefien H 284 | Holzminden Géottingen N
34 Dortmund Dortmund NW 231 { Husum Husum . SH
395 | Diiren Aachen NW 1
36 Diisseldorf Diisseldorf NW 474 | Idar-Oberstein Mainz i R
32 | Duisburg Duisburg NW | 66 | Ingolstadt (Donau) Miinchen . BY
331 | Duisburg-Hamborn Duisburg NW | 411 | Iserlohn ! Dortmund : NW
329 | Duisburg-Ruhrort Duisburg NW | 222 i Itzehoe Husum SH
592 | Fhingen (Wiirtt) Reutlingen BW 393 . Jilich Aachen NW
235 | Edkernfsrde Kiel SH
224 | Elmshom Kiel SH 513 | Kaiserslautern Kaiserslautern R
212 | Emden Qldenburg N 53 Karlsruhe Karlsruhe BRW
573 | Emmendingen Freiburg BW 42 | Kassel Kassel H
322 | Emmerich Duisburg NW | 686 | Kaufbeuren Augsburg RY
643 | Erlangen Niirnberg BY 685 | Kempten (Allgiu) Augsburg RY
428 | Eschwege Kassel H 23 Kiel i Kiel Nij
394 | Eschweiler Aachen © NW | 619 | Kitzingen | Wiirzburg . RY
33 Essen Essen C NW | 321 | Kleve - Krefeld . NwW
554 | EBlingen (Nedkar) i Stuttgart ‘ BW 44 Koblenz | Koblenz I R
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noch Anlage 5 zum Geschiftsbericht der Deutschen Bundesbank fiir das Jahr 1962

.y Landes- 5 1 Landes-
Orts- Zustindige Orts- Zustindige
Nr. Bankplatz Hauptstelle zebr:t;lil— Nr. Bankplatz Hauptstelle Zeb];t;lil_
3 Kéln Kéln NW | 518 | Pirmasens Kaiserslautern R
378 | Kéln-Milheim Kéln NW | 418 | Plettenberg Hagen Nw
58 Konstanz Konstanz BW
421 | Korbach Kassel H 535 | Rastatt Karlsruhe BW
363 | Krefeld Krefeld NW | 59 | Ravensburg Ulm BW
634 | Kulmbach Hof BY 318 | Recklinghausen Gelsenkirchen NwW
65 | Regensbur Regensb | BY
571 | Lahr (Schwarzw) Freiburg BW g;i ‘ Regmagen_ : Koilenz%lrg | R
519 | Landau (Pfalz) Ludwigshafen R Remscheid Remscheid Nw
o7 Landshut (Bay) Regensburg BY 389 | Remscheid-Lennep Remscheid Nw
432 | Lauterbach (Hess) Fulda H §§7 Rends_burg Kiel - | H
216 | Leer (Ostfriesl) Oldenburg N Reu?lmgen Rgptllngen BW
. 312 | Rheine (Westf) Miinster NwW
277 | Lemgo Bielefeld Nw . .
53 | Limburg (Lahn) Wiesbaden H ;28 Rhemdhausen Dlﬂlsburg II:IIW
688 : Lindau (Bodensee) Augsburg BY 68 | Rheydt . Mgnchengladbach w
262 | Lineen (Ems) Osnabriick "N 697 | Rosenheim Miinchen BY
156 | Lipgstadt Lippstadt CNw | 591 R.c?ttweil. ) Re_utlingen BW
577 | Lorrach | Freiburg BW 457 | Riidesheim (Rhein) Wiesbaden H
548 | Ludwigsburg Stuttgart BW . .
51 Ludwigshafen (Rhein)| Ludwigshafen R :; 6 g:gﬁgﬁien gi:ig;ﬁign g
. - a n
1‘1}7 II:?ig:;l;cheid %:Il;];zf J ?\I}%N 578 | Sickingen Freiburg BW
227 | Lineburg Liineburg : N 516 S;{ngbert (Saar) Saarbriicken S
‘ 234 | Schleswig Flensburg SH
. 647 | Schwabach Niirnberg BY
48 Mainz Mainz R 562 | Schwibisch Gmiind Stuttgart BW
52 | Mannheim féfl.annhelm BW | 545 | Schwibisch Hall Heilbronn BW
425 | Marburg (L_ahn) iefen H 616 | Schweinfurt Wiirzburg BY
i i g J\l\garktredwnz II_(Ig}f;. ez lliY 384 | Schwelm « Wauppertal-Elberfeld | NW
ayen | 593 | Schwenningen(Neckar)| Freiburg BW
683 | Memmingen Augsburg BY 295 | Seesen Braunschweig N
412 | Menden (Sauerl) Dortmund NW | 443 | Siegburg Bonn NW
617 Mﬂtenberg W}lrzburg BY 445 | Siegen Siegen NW
268 | Minden (Westf) Minden NW | 584 |Singen (Hobentwiel) | Konstanz BW
365 | Monchengladbach goplc)hengladbach NW @ 355 | Soest Hamm NW
325 | Moers | Lulsourg NW 1 373 {Solingen Remscheid NwW
526 | Mosbach (Baden) | Heilbronn BW | 373 | Solingen-Ohligs Remscheid NW
335 ﬁﬁlhciim (Ruhr) : ijﬁe’zh ]I;YW 515 | Speyer Ludwigshafen R
6 tinchen unchen dtha H.
31 Miinster (Westf) Miinster NW z;: giilgesgc(nRheinl) Az]c]ﬁleolrer ‘ EW
672 | Straubing Regensburg BY
413 | Neheim-Hiisten Lippstadt Nw | 5 | Stuttgart Stuttgart BW
238 | Neumiinster Kiel SH .
478 | Neunkirchen (Saar) | Saarbriicken S 465 ¥r;.zben-Tmrbach %r]ier %
366 | NeufB Kéln NW | 46 rier rier
239 | Neustadt (Holst) Libeck SU 557 Tublr}gen Reutlingen BW
514 | Neustadt (Weinstr) | Ludwigshafen ‘R 594 | Tuttlingen Konstanz BW
448 | Neuwied Koblenz . R
271 ' Nienburg (Weser) Hannover PN 229 | Uelzen Liineburg I N
661 | Nardlingen Augsburg . BY | 56 |Ulm (Donau) Ulm BW
211 | Norden Oldenburg N 354 | Unna Hamm Nw
263 | Nordh Osnabriick N ‘
286 Ng;th:ilr-rrll (Han) | Gattingen N 338 | Velbert (RheinD) ! Wuppertal-Elberfeld =~ NW
64 Niirnberg Niirnberg BY 362 Vicr.sen ‘ Mépchcngladbach NW
5g2 | Villingen (Schwarzw) & Freiburg BW
333 | Oberhausen (Rheinl) | Oberhausen NW | 345 | Wanne-Eickel Bochum NW
332 | Oberhausen (Rheinl)- : -
Sterkrad Oberh ‘ 359 | Warburg (Westf) Lippstadt NW
sss | Opagimace. o ausen ; II;IW 653 | Weiden (Oberpf) Regensburg BY
. oblenz 1 521 | Weinheim (Bergstr) | Mannheim BW
491 | Offenbach (Main) Frankfurt " H 59 ; :
; 8 | Wertheim Heilbronn BW
539 | Offenburg (Baden) Karlsruhe | BW i
| 324 | Wesel Duisburg NwW
217 O}denburg (Oldb)y Qldenburg N 454 | Wetzlar Giefen H
419 Olpe Siegen NW | 45 Wiesbaden Wiesbaden H
;Z? 85;2%?3(1( Rozg’:ghe‘i gw 213 | Wilhelmshaven Qldenburg N
a 382 i
208 | Osterode (Harz) Gattingen N 489 %;trt;r; ﬁi;;?und : g w
j 61 Wiirzburg i Wiirzburg BY
357 | Paderborn Lippstadt NW | 38 Wuppertal-Barmen Wuppertal-Elberfeld : NW
677 | Passau Regensburg BY 37 Wuppertal-Elberfeld | Wuppertal-Elberfeld | NW
275 | Peine Hildesheim N ;
534 | Pforzheim Pforzheim BW | 517 | Zweibriicken | Kaiserslautern . R
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I. Aus der ZusammengefaBten Statistischen Bilanz der Kreditinstitute
einschlieBlich der Deutschen Bundesbank

1) Zur Entwicklung der Bankkredite an inlindische Nichtbanken, des Netto-Forderungssaldos gegeniiber dem Ausland
sowie widitiger Bankverbindlichkeiten gegewiiber inlindischen Niditbanken®)

in Mio DM
Stand am Jahresende Zunahme (+) bzw. Abnahme (—) im Jahr?)
Posten ; - S — -
1957 1958 i 1959 X} l 1960 1961 1962 1958 ’ 1959 I 1960 1961 ‘ 1962
| \ 1 ‘
1. Bankkredite an inléin- ! |
dische Nichtbanken, gesamt 95 334 107 985 128 670 | 145977 169 855 192 371 ‘ +12 542 418096 . +17 307 + 23 966 422771
1) Kreditinstitute ohne Deutsche ;

Bundesbank, gesamt 94 695 107 136 127 134 144 376 167 056 189 476 412332 +17 409 -+17 242 +22 694 422675
Kurzfristige Kredite, gesamt 33952 34152 37076 42 523 48 655 52220 + 91 + 2316 + 5447 -+ 6189 + 3570

an Wirtschafisunternchmen |
und Private 31 644 31755 35211 40 623 46 790 50017 + 111 4 2858 + 5418 4+ 6224 . + 3232
an Sffentliche Stellen 625 530 307 405 680 519 - 95 — 223 + 92 4+ 275 [ -~ 161

Bankbestinde an inldndi- | !

schen Schatzwechseln und i |

unverzinslichen Schatz- | i

anweisungen (ohne .Mo- i
bilisierungstitel “2)) 1683 1867 1558 1495 | 1188 1684 4+ 75 — 319 | — 63 | — 310 ; + 499

nachrichtlich : Bankbestinde : !
an ,Mobilisierungstiteln”?) ( 4027) ( 4 300) (2940) | (4128) | ( 4234) (3372) | (+ 382) | (— 1385) | (+ 1188) | (+ 108): (— 862)

Mittel- u. langfristige Kredite,

gesamt 57 306 67 850 83 255 94 998 110 671 128 827 | +10544 +13 479 +11743 +15 630 418 406
an Wirtschaftsunternechmen

und Private 46 666 54 165 65 947 75 630 88972 104 592 + 7499 +10 254 + 9741 413 299 +15 870
an Sfentliche Stellen 10 640 13 685 17 308 19 368 21 699 24 235 4+ 3045 4+ 3225 + 2002 + 2331 + 2536

Bankbestinde an inlindischen i
Wertpapieren u. Konsortial- i
beteiligungen (ohne Be-

stinde an Bankschuldver- I |
schreibungen?®)) 3437 5134 6 803 6 855 7730 8 429 + 1697 + 1614 + 52 + 875 + 699
nachrichtlich : Bankbestinde i
an Bankschuldverschrei- i
bungen®) ( 4785) ( 7883) (11 146) | (11479) | (14154) (16785) || (+ 3098) | (+ 3079)| (+ 33| (+ 2 675) | (+ 2881)
2) Deutsche Bundesbank, gesamt 639 849 1536 1601 2799 2 895 + 210 + 687 + 65 + 1272 | + 96
Kredite an &ffentliche Stellen 475 748 1456 1465 2799 2 895 + 273 + 708 + 9 + 1408 ' + 26
Bestinde an Schatzwechseln und
unverzinslichen Schatzanwei-
sungent) 158 100 80 | 136 - - 1 58 — 20 + 56 — 136 —
Kredite an Wirtschaftsunterneh- | ' i
men und Private [ 1 0 i — - - i H - 1 - o — -
1I. Netto-Forderungssaldo ' ‘
gegeniiber dem Ausland !
(Bundesbank und Geschifisbanken) 20 893 24 936 24 510 30 744 29 845 30 504 + 4218 — 261 + 6269 + 427 + 793
1II. Bargeldumlauf, gesamt 17 273 18 858 20 324 21 840 24 488 25760 || + 1585 + 1466 + 1516 + 2648 + 1272
darunter: i :
Kassenbestinde der Banken 812 918 980 1068 1350 159 | + 106 + 37 |+ 88 4+ 282 1 4 246
IV, Einlagen von inlidndischen i
Nichtbanken und andere i i
Bankverbindlichkeiten ;
gegeniber inlindischen
Nichtbanken
1) Kreditinstitute ohne Deutsche ;
Bundesbank ;
Sichteinlagen von 1‘
Wirtschaftsunternehmen und !

Privaten 18 316 21 402 24 845 26 361 30 936 33 566 + 3086 + 2994f) | + 1516 + 4472 | 4 2580

Sffentlichen Stellen 2 690 2900 3197 3 604 4272 5218 + 210 4 249%) | 4+ 467 + 608 ‘ + 946
Termineinlagen®) von
Wirtschaftsunternehmen und

Privaten 9 348 9 791 10736 11 450 11 861 12 819 + 443 + 898 T+~ 714 — 12 + 961

&ffentlichen Stellen 6150 6720 7 687 8013 9 343 9 904 + 570 + 780 + 326 + 1330 + 561

Spareinlagen 29 349 36 065 44 940 52863 60073 69 254 + 6716 + 8105 + 7923 + 7210 + 9181
nachrichtlich : |
MittelzufluB im Spar- ‘

geschift) Cox P o ooyt ey ) | (He73n) ] (+ 8148) | (+ 7960) | (+ 7232) ; (+ 9055)
Bankschuldverschreibungen !

im Umlauf?) 15 414 19 804 25 849 29 292 35 268 41 860 + 439 + 5824 + 3443 + 5976 | 4 6592
nachrichtlich : !
Mittelzufluf aus dem Absatz

von Bankschuldverschrei-

bungen an Nidtbanken®) « . « . C .1 C oyt e s (. ) ||+ 1057) | (+ 2744) | (4 3118) | (4 3306) | (+ 3728)

Bei Nichtbanken aufgenom-
mene Gelder und Darlehen 26 645 27 654 29 891 32632 37 645 41 635 4 1784 + 1322 + 2672 + 48337) + 4055
darunter: mit Kindigungs-

frist oder Laufzeit

ab 6 Monaten (26 367) (27 259) (29 420) (32114) | (37 097) (40714) || (4 1667) | (+ 1246) | (+ 2636) i (+ 4881) | (+ 3682)

Figenkapita! und Rﬁck]agen') 6 422 7 546 9 007 10 423 12 143 13733 + 1124 + 1373 4+ 1416 + 1720 + 1597
2) Deutsche Bundesbank
Sichteinlagen von
Wirtschaftsunternehmen und

Privaten 340 336 222 219 252 279 - 4 -+ 13 - 3 + 33 -+ 27

ffentlichen Stellent) 4590 4271 1838 3 440 4733 4285 — 616 | — 2686 | + 1453 | + 1293 | — 448
1

*) Die Angaben der Ubersicht beziehen sich auf das Bundesgebiet einschl. Berlin (West), seit Dezember 1959 auch einschl. Saarland. Sie beruhen auf der .ZusammengefaBten statisti-
schen Bilanz der Kreditinstitute einschl. der Deutschen Bundesbank®. Die Forderungen und Verbindlichkeiten gegeniiber dem Ausland —— mit Ausnahme der nicht zu ermittelnden
DM-Noten und -Miinzen sowie Bankschuldverschreibungen in Hinden von Auslindern — sind in einem Gesamtsaldo gefaBt und demgemiB in den iibrigen Positionen nicht
enthalten. Die Angaben sind deshalb mit den @ibrigen in diesem Anhang dargebotenen bankstatistischen Materialien nicht ohne weiteres vergleichbar. — X) Seit Dezember 1959
einschl. Saarland. Vgl. auch Anm. *). — 1) Dje Verinderungen der in der Vorspalte genannten Positionen sind hier nur insoweit beriicksichtigt, als sie fiir die Geldversorgung relevant
sind. Sie lassen sich daher nicht ohne weiteres aus den Jahresendstinden errechnen. — ?) Das sind Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes aus dem Umtausch
gegen einen entsprechenden Teilbetrag der Ausgleichsforderung der Bundesbank, deren (fbernahme durch die Banken keine zusitzliche Kreditgewdhrung an Nichtbanken darstellt. Elimi-
nierung aus den Bankbestinden teilweise auf Grund von Schitzungen. — 3) Die Bankbestinde an fremden Bankschuldverschreibungen stellen keine unmittelbare Kreditgewihrung an
Nichtbanken dar. — 4) Bestinde an ,Mobilisierungstiteln unterhilt die Bundesbank nicht. — %) Einlagen mit Kiindigungsfrist oder Laufzeit von mindestens einem Monat. —
') Die Ausgleichs- bzw. Entschidigungsgutschriften fiir Vertriebene bzw. Altsparer sind nur insoweit beriicksichtigt, als Deckungsforderungen gegen den Lastenausgleichsfonds ein-
geldst wurden. Die nach § 252 Abs. 4 LAG (Erfillung von Hauptentschidigungsanspriichen) begriindeten Spareinlagen sind nur insoweit berficksichtigt, als der Lastenausgleichsfonds den
Gegenwert zur Verfitgung gestellt hat. — 7) Saldiert mit den Bestinden der Kreditinstitute an eigenen und fremden Bankschuldverschreibungen; seit Juli 1958 cinschl. vorverkaufter
Schuldverschreibungen (Bestand Juli 1958 = 234 Mio DM). — #) Die im Rahmen der Altsparerentschiidigung ausgegebenen Schuldverschreibungen sind nur insoweit beriicksichtigt, als
Deckungsforderungen gegen den Lastenausgleichsfonds eingeldst wurden. — %) EinschlieBlich Deutsche Bundesbank. — %) EinschlicBlich der zeitweilig in Ausgleichsforderungen an-
gelegten Guthaben deutscher Sffentlicher Stellen sowie — bis Ende 1958 — der Einlagen der Dienststellen der ehemaligen Besatzungsmichte und — ab Dezember 1960 — der Einlagen
des ERP-Sondervermégens. — ¥) Berichtigt.
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2) Bargeldumlauf und inlindische Sichteinlagen™)

in Mio DM
Bargi\:;llczl;r;ilsa;feund Sld‘\;\;il:ltlsadgx?f‘is‘{x(:;elr[::}?ies;h e Sichteinlagen von inlindischen Sffentlichen Stellen Einc}eargen
Sichteinlagen®) Barglelc}- . und PriV{aten Dienst-
insgesamt ugi:: . bei der Deutschen stellen
mit | ohne Kassen- bei den insgesamt bei den Bundesbank#) E}el::lt;
Monatsende zeitweilig in bestirde Kredit- bei der mit | ohne Kredit- zungs-
Ausgleichs- der ) instituten | 70 3 zeitweilig in instituten | zeitweilig midte
forderungen Kredit- | insgesamt | _(ohne Bundes- Ausgleichs- (ohne auf "1‘ ;s: bei der
angelegte(n) institute Deutsche bank®) forderungen Deutsche Giro- fg 31 s | Deutsdhen
Betriige(n)'} n% Bll;nd]:)s- angelegte(n) i B;ndﬁ;- konto ogl;negx: Bundes-
an Betrige(n) ’ an i gelegtl) bank®)
1952 Dezember 26 011 24 286 10 804 10 512 10 247 265 3942 2217 1829 388 1725 753
1953 - 29 441 26 311 11955 11 443 11 198 245 5 404 2274 1 849 425 3130 639
1954 - 34155 29 419 12751 13719 13 414 305 7162 2426 2077 349 4736 523
1955 » 37 969 \ 34 388 14 041 15 109 14 867 242 g 554 | 4973 2330 2643 3581 263
1956 » 41 085 ‘{ 37 864 14 876 16 405 16 111 294 9660 | 6 439 2608 3831 i 3221 144
1957 " 42 397 16 461 18 656 18 316 340 7139 2690 4 449 141
1958 » 46 849 17 940 21738 | 21402 336 7 124 2800 4224 47
1959 " 48 855 19 369 24 545 24 323 222 4 941 3103 1838 -
1959%) . 49 446 19 344 25 067 24 845 222 5035 3197 1838 -
1960 » 54 456 20772 26 5E0 26 361 219 7 104 3 664 3 440 -
1961 Mirz 55 579 21581 24713 24 490 223 9 285 3098 6187 —
Juni 59 257 22 065 26 £00 26 255 245 10 692 3321 7 371 i
September 59 902 22 888 27 497 27 250 247 9517 3454 6 063 -
Dezember 63 381 23138 31238 30 986 252 9 005 : 4272 4733 -
1962 Mirz 61 295 23474 28 171 27 939 232 9 650 : 3555 6095 —
Juni 63 788 23 821 30028 29 766 262 9 939 i 3895 6 044 -
September 65 08 24 330 30 853 30 582 271 10725 i 3979 6 746 —
Dezember?) 67 512 24164 33 845 33 566 279 9503 | 5218 | 4285 -
Dezember?) 67 534 24 159 33868 33589 | 279 9 507 5222 4285 —
1963 Mirz P) 65 869 24812 30174 29 925 249 10 883 4 004 ! 6 879 el

*) Ab Juli 1959 einschlicBlich der im Saarland umlaufenden DM-Noten und -Miinzen sowie der Einlagen saarlindischer Nichtbanken bei der Bundesbank.
Vgl. auch Anm. 8). — 1) Mit Inkrafttreten des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank am 1. 8. 1957 ist die Mdglichkeit einer Anlage &ffentlicher Gelder
in Ausgleichsforderungen entfallen. — ) EinschlieBlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Miinzen. — ) Bis Ende 1958 einschlieBlich der — nur
relativ geringen — Finlagen von auslindischen Wirtschaftsunternehmen und Privaten bei der Bundesbank. — 4) Beginnend mit Dezember 1960 einschlieBlich
der Einlagen des ERP-Sondervermbgens sowie der Guthaben aus Sondertransaktionen. — %) Ab Januar 1959 den Auslandspassiva zugeordnet. —°%) Ab Januar
1960 einschlieBlich der bei den Kreditinstituten im Saarland unterhaltenen Einlagen von Nichtbanken. Die Zahlenreihen wurden im Dezember 1959 ver-
kniipft (1. Dezember-Termin: ohne Saarland, 2. Dezember-Termin: einschlie8lich Saarland). Vgl. auch Anm. *). — ?) Ab Dezember 1962 ist die Be-
richtspflicht fiir die lindlichen Kreditinstitute neu festgesetzt. Die Dezember-Ergebnisse sind fiir den alten und fiir den neuen Kreis der berichtspflichtigen
Institute angegeben, — p) Vorliufig.

3) Entwidilung der Spareinlagen

in Mio DM
_darunter ~ von den gesamten Spareinlagen entfallen auf
Spar- steuer- ‘ primien- ‘ ’ oo Kredithanken - l
Zeit einlagen begtin- | begiin- Spar- | Kredit- | __ darunter Post- |  Ubrige
ins~ stigte i stigte Kkassen [ genossen- ins- ' Sta‘ats-, spar- | A](re.dlt-
gesamt i | schafien | gesame | Orof- Regional- kasse | institute
Spareinlagen ‘ ! banken ub. Lokkal- }
anken
1952 Dezember 7581 972 - 4934 ‘ 1118 1115 605 424 380 34
1953 » 11 547 1532 - 7 461 1652 1723 944 658 659 52
1954 » 17 22§ 2319 - 10 965 2418 2794 1556 1052 965 83
1955 . 21374 2525 - 13555 | 2944 3517 1963 1327 1236 ! 122
1956 » 24 276 2917 - 15506 1 3418 3782 2055 1489 1457 113
1957 . 29 388 3785 - 18 665 | 4140 4615 2505 1822 1822 146
1958 » 36 102 4157 - 22882 € 5081 5698 | 3128 2215 2286 155
1959 . 44 268 4045 558 27 958%); 0 167 7142%)| 4129 2576%) 2783 | 218
19594 45 039 4051 | 565 28 516%)! 6 305 7 204%)| 4135 2 616%) 2793 | 221
19601 53114 3216 1408 33724 7454 | 8402 4827 3027 3274 260
1961 Mirz 55 567 2888 1646 35 244 7810 8762 5043 3143 3476 275
Juni 56733 2798 1890 35 972 7 987 8926 5132 3 208 3573 280
September 57904 |, 2174 2048 36 737 8175 9095 5 245 3263 3614 283
Dezember 60424 | 159 2554 38525 | 8551 9 313 5 345 3365 3754 281
1962 Mirz 63599 86 2267 40 556 8 963 9 744 5 601 3520 4022 314
Juni 65 001 78 3 140 41 392 9142 10 040 5789 3615 4092 335
September 66 436 67 3332 42 241 9.380 10 566 5 985 3728 4103 346
Dezember?) 69 705 57 3972 44 407 9 843 10 896 6275 3927 4204 355
Dezember®) 69 874 56 3977 44 407 } 10 012 10 896 6275 3927 4204 | 355
1063 Marz P) 73 517 50 4391 ‘ . 5 .
|

!y Von 1960 an einschlieSlich Saarland. Die Zahlenreihen wurden im Dezember 1959 verkniipft (1. Termin: ohne Saarland 2. Termin: einschlieBlich Saar-
land. — ?) Statistisch bedingte Verschiebung in Hshe von rd. 100 Mio DM durch Ubertragung des Spargeschiftes einer Staatsbank auf eine Sparkasse, —
%) Im Dezember 1962 wurde die Berichtspflicht fiir die lindlichen Kreditgenossenschaften neu festgesetzt. Berichtspflichtig sind, beginnend mit Dezember
1962, landliche Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31.12. 1961 2 Mio DM und mehr betrug. Die Dezember-Ergebnisse sind fiir den alten und
fiir den neuen Kreis der berichtspflichtigen Institute angegeben. — p) Vorliufig.
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II. Zwischenbilanzen der Kreditinstitute™)t)

in Mio DM
Aktiva
X | Afusgleidw ; Jaufend |
assen- orderun- . Langfristige Durdilaufende '
Barreserve G“g’#’“‘ Sd];x‘sz‘l obliga- [ Schuld. | gen und Debitoren Ausliihunggen Kredite
Jahres- Kre?it- ::d uﬁ- tionen, | ver- | Deckungs-
oder Bilanz- darunter | institu- verzins- | eIt bSd"m' forderun- 1 Ubrige
Monats- summe Guthaben | tenund | Vechsel| “jig, | papiere } bungen| gen gem. Aktiva
s u. Kon- | eigener | Wihrungs- . ; ; ; X .
ende . bei der Post- Schatz- ) f . Nicht- | Kredit- Nicht- Kredit- Nicht- Kredit-
insgesamt <7 | sortial- | Emis- | ausgleichs- R P LS
Deutschen | schedck- anwei- |y i | sionen | und Alt. banken |institute] banken institute | banken | institute
Blll):sle(s- guthaben sungen gungen { sparer-
gesetz?)
1949 . 1 645.8' 11371,1 2 0%0,0 1695,3 275,9 . ! . 5531,1 7 357,8 ! 745,0 1776,7 . 360,7 .

1950 35 515,5 21717 1862,6 2 410,3 2676,2 | 528,8 526,8 52,5 5991,6 9 722,1 871,6 5 886,1 2146,3 | 595,2 133,85 1802,8

1951 45 377,1 3210,4 2806,6 3537,8 3776,9 | 945,1 714.,4 53,9 6 074,0 10 565,5 965,1 9 048,3 2 %908,9 1132,7 158,8 2 285,3

1952 59 010,7 3581,0 3114,9 4787,4 6 230,9 l 1039,3 1 1331,9( 134,4 6 299,5 12 875,9 1186,6 12 744,2 3 601,7 1681,4 646,5 2870,0

1953 74 701,0 3916,4 3436,6 6197,8 7 485,6 | 1169,8 | 26297 69,7 6 807,3 15 928,4 1584,8 17 826,5 4439,8 2 328,8 1001,0 3315,4

1954 95 760,3 4682,1 4137,2 8 599,9 8948,4 % 1103,7 | 4769,3| 112,7 8 070,3 18 547,1 1786,1 1 23370,6 5183,4 4 391,4 2 265,5 3929,8

1955 113 791,0 5191,6 4 590,1 8 886,0 9 793,6 ‘ 1197,9 | 6559,21 174,7 8 150,3 20 495,6 2010,6 30 909,7 6103,2 6 392,6 3357,2 4 568,8

1956 130 289,75) 6 404,9 5 689,9 9932,6 |11535,3 ] 1789,0 | 6836,8] 267,5 8 314,7 22 505,0 2020,2 | 36 668,4 6 614,5 7 854,3%) 4 440,4%) | 5106,1

1957 154 714,8%) 8 551,1 7739,3 14 592,4 |12985,0 ! 6156,4 | 8227,5( 214,3 8 266,9 24 240,4 20857 [ 42207,67) { 7 643,57) 8 691,38) 5073,6%) | 5779,1

1958 177 289,1°) | 9806,0| 88881 | 17462,3 [13327,4| 6767,0 [13146,2| 1£0,0 | §163,0 |25912,1 {2286,2| 50739,1'%) 8507,4 9 629,01) 5105,1°) | 6258,3

195912) 204 052,913)( 10 830,9| 98753 | 185753 (148454 5 694,6 |18106,7| 262,9 | 8200,9 |30317,01) 2814,5| 61140,6 | 9718,7 | 10949,3'5) 5430,7 | 71654

195912) 207 425,41%) 11010,7| 10030,9 19 379,8 (15 166,41 5729,7 |18 345,1| 268,0 8 200,9 30 649,9'%)| 2833,9 | 62324,3 9 740,9 11 016,0'5)| 5 430,8 7 329,0

1960 233071,9'7)| 14 630,5| 13562,4 20 390,1 {16 018,% l 6002,1 {18 704,5 | 335,4 8 222,518)) 36 404,6 3182,3 71994,7 11 269,0 12 220,8 5 684,2'7)! 8012,3
1961 271199,4'8) 13 866,8| 125159 | 26 485,1 {17927,7 | 6 614,2 {22278,5| 324,1 | 8100,0 |42649,5'%) 3552,5| 84852,1 [13583,1 |14374,5'°) 5954,5 [10636,8%;

1962 Jan. 272 665,9 9711,7 8 328,1 30 215,1 |17 195,0 ! 7 225,2 123 053,3| 284,1 8 112,5 42 337,4 3699,2 | 86087,0 13 616,4 14 478,8 6 202,9 10 447,3

Febr. [277 489,3 9729,6 8 374,3 32073,5 |17 370,11 7 171,8 |23 744,6 | 267,2 8116,4 42 871,8 3578,1 87 103,3 14 022,5 14 585,1 6191,1 10 664.2

Mirz [275 721,6 10171,8 8 887,1 28 682,3 |16 843,5| 6059,0 (24 190,6| 250,7 8139,2 44 085,3 3780,7 87 854,2") 14 462,1%7)] 14 622,2 6 228,0 10 352,0

April (278 750,7 10 330,9 8 862,9 29 369.9 |17 165,8 | 6 377,6 (24 592,5| 242,9 8159,6 44 061,7 3761,2 | 88 842,7 14 560,3 14 641,5 6 236,6 10 407,5

Mai 283 101,9 10 501,5 9024,4 30 284,3 |18033,4!| 6587,2 (25056,7) 263,2 8162,4 44 296,5 3629,0| 90 325,3 14 684,6 14 791,7 6 245,2 10 240,9

Juni 283 898,3 10 328,0 8 889,6 28 461,9 |17 457,3| 6 110,0 [25031,3] 271,1 8 147,7 46 463,4 3983,6 | 91174,7 14 723,0 14 864,2 6 362,4 10 519,7

Juli 286 278,1 11074,8 9 415,3 29 277,5 |17 723,1 ‘ 5 668,4 |25 364,5| 277,1 8153,8 46 027,8 3747,0| 92577,7 14 806,9 15 133,1 6 307,5 10 138,9

Aug. (289 839,4 10 642,3 9 235,3 30 204,2 |17 870,5 ‘ 6 361,8 (25 652,8] 296,4 8153,2 46 214,5 3621,6 | 93920,5 15 057,3 15 276,4 6 334,0 10 233,9

Sept. |289 438,1 10 775,8 9 362,1 27 524,2 |17 324,6, 5452,1 [25779,9| 304,6 8171,1 47 620,3 3826,4 | 95024,1 15 336,7 15 387,9 6 361,7 10 548,7

Okt. [293280,1 10 216,9 8 644,8 28702,4 |18 061,2‘ 6720,2 |25 740,3 | 335,1 8 189,3 147 017,5 3730,4| 96691,1 15 507,0 15 532,1 6 365,9 10 467,7

Nov. (297 823,6 10 826,0 9 292,5 29 742,7 |17 729,6 ‘ 6613,4 |25 818,7| 320,4 8 194,5 47 918,0 3942,4| 98046,9 15 644,0 15 739,5 6 402,2 10 885,3

Dez.28)[301 951,6%¢)| 14 864,1| 13 267,9 28 532,3 |18 577,2, 5772,3 |25 610,3| 294,7 8 073,2 48 025,6 3989,0 | 99 345,6 15 502,5 15 825,729)' 6561,9 10977,2

Dez.28)[302 200,7%%)( 14 868,7| 13 268,0 28 583,7 (18 581,9 5772,3 {25 616,7 | 294,7 8 055,4 48 097,3 3989,1 99 448,8 15 503,0 15 836,72°) 6 561,9 10 990,5

1963 Jan. (301 767.2 10 504,1 8 897,9 29 327,5 (18 484,32 7 140,9 (26 709,8| 296,3 8 076,5 48 219,7 3825,1 (100 488,3 15 623,2 15 953,7 6 442,0 10 675,9

Febr. |306 505,8 10 336,2 8737,1 31710,2 |18 541,2 6 816,5 |27 159,0| 310,9 8079.3 49 102.9 3918,7 [ 101 358,6 15 797,2 16 028.8 6 427,0 10919,3

Passiva
Grund-
Einlagen Aufgenommene Auf_ge_nommene Durchlaufende oder Indossa-
Gelder langfristige Darlehen Kredite Stamm- ments-
= — Shuld- | (von4Jahrenu.mehr . t
kapital verbind-
Jahres- Einlagen von Nichtbanken Eigene ver- bzw. Ge- | lichkei-
oder - . Akzepte| Serei- schifts- | Ubrige ten aus
Einlagen zep bungen g ;
Monats- infag Nidh Kredit im ng guthaben| Passiva redis-
ende K:Yeodrilt- ba]nkz;l in:teit:xr-e Umlauf U::Fauf Nicht- | Kredit-| Nicht- Kredit- | einschl. kon-
insgesamt _Sichr- Termin- Spar- institut s banken |institute] banken | institute | Riick- tierten
cinlagen | einlagen | einlagen | MSfHtUTCR lagen Wechseln
§ 10 9
KWG
1949 13 759,1%)| 8573,9 2108,8 3076,4 1493,1 1492,3 1864,7 | 1230,1 711,6 394,3 830,7 . 1 23274
1950 17 981,621)| 9 657,6 | 4 213,3 4110,7 19159 | 302,0 | 1858,2 [1851,7 | 1809,9 | 2651,1 2501,6 554,8 173,9 | 1148,4 | 2766,4 3635,8
1951 22532,9 |11601,5 5 843,7 5 087,7 2917,2 . §83,1 1679,1 |1174,7 | 2537,7 | 4324,2 3419,1] 1017,2 274,3 | 1509,0 | 3408,6 5 345,7
1952 28 084,9 |12 446,1 8057,5 7 581,3 4871,8 832,0 | 18966 | 7158 | 3361,9 | 6821,8 | 4047,8| 1662,2 665,7 | 2049,4| 4000,8 5379,6
1953 35336,3 [13521,4 |[10268,4 11 546,5 6532,3 [1094,8 |2170,4 | 542,9 | 5024,8 | 8663,9 | 4906,6] 2399,4 930,4 | 2623,5| 44757 4351,2
1954 43 333,5 (15991,7 |10117,2 17 224,6 9 067,9 934,7 (24014 | 478,8 | 8698,3 {10042,0 | 57250 4988,8 16681 | 30552 513666 4 655,8
1955 49297,8 117 769,0 |10155,3 21373,5 9695,5 |1074,7 | 2741,1 | 582,3 |11755,4 [11998,1 6585,9| 7247,0 |2502,8 13806,1| 65043 6186,2
1956 55679,3 [19378,3 |12025,4 242756 | 11166,9 |1586,6 | 3090,7 | 453,4 [13498,0 {15803,9 | 6872,7| 9133,1°) | 3161,6 | 4572,7| 7270,8 46251
1957 66768,8 |21795,3 |15585,2 29 388,3 | 16031,2 | 16359 | 3447,0 | 340,9 [15629,3 |15 245,6 7891,6| 9954,0°) | 38109 |5732,9] 82267 3761,7
1958 78 054,9 |25 305,1 116 647,6 | 36 102,2 | 192455 |1433,8 | 29996 | 267,0 |19983,6 |16 168,1'°)} 8 802,0|10363,0°) | 4371,1 | 6813,6 87869 2757,8
19591%) 91 171,72%)| 28 457,42%)| 18 445,9 44268,4 | 20716,4 |1545,8%%) 3323,2 | 536,7 |[25890,7 |16 710,0 9514,7 |11 393,1'%)| 4986,9 | 8 168,1 100956 [ 2506,4
19591%) 92 826,6%%)29 075,6%%)! 18 712,4 45038,6 | 21143,4 |1554,6%%) 33655 536,8 [26116,7 {17 211,6 9 684,8 | 11 452,57%)] 4 994,3 8256,7 110 281,9 2 586,0%%)
1960 104 051,3 |31244,3 19 693,5 §3113,5 | 22683,3 |2210,3 | 4623,8 | 6350 [29627,2 |18 606,0 [11200,1|12321,7!7)5583,3 |9652,6 118773 3218,9
1961 118 344,1'%)| 36 489,41%)| 21 430,3'%)| 60 424,4 | 29 150,2 |2 313,8'%)| 5695,0 | 585,6 [35591,9 [21821,525)[13182,4|13 945,7'%)| 6 383,3 [12186,5 11 999,4'%)| 3759,5
1962 Jan. 117 373,4 [33158,6 |22434,4 61780,4 | 30084,0 |2312,5 |5621,3 | 487,1 |[36580,2 {21988,0 |13189,8|14238,7 |6443,0 [12372,2 119757 3121,2
Febr. 118 847,1 [33008,4 |23076,5 62762,2 | 32097,8 |2574,8 | 5522,0 | 388,3 |[37227,6 (221935 |13524,314322,9 | 6453,3 [12596,111741,6 2775,3
Mirz 118 361,1 [32597,7 |22164,1 63599,3 | 29222,6 | 2738,1 57354 | 389,3 (37 768,5 |22237,3 |13811,4\14367,0 | 6483,2 [12835,2|11772,5 4279,6
April [120555,0 {34008,2 |22491,6 64 055,2 | 29354,5 [2760,0 | 5471,4 | 328,3 [38202,7 [22390,5 [13690,0 14372,4 65057 [13057,5 118627 3 845,9
Mai (122 824,4 |34819,6 |23 363,6 64 641,2 | 305252 | 2777,7 | 5468,3 | 355,8 [38046,3 (22699,8 [13925,1(14467,4 | 6569,5 |13179,4|11363,0 3 446,6
Juni  |122438,5 |34776,0 226617 65 000,8 | 295655 |2828,3 | 5793,6 | 373,6 |39338,4 |226457 [13934,9(14634,5 |6592,1 |13333,7|12419,5 4365,6
Juli - [123597,1 |35332,2 [22770,4 65 494,5 | 29763,4 |2844,8 | 5691,7 | 354,7 |39926,9 [22678,3 |14096,0114788,7 |6651,9 |13 440,8 |12 443,8 4155,6
Aug. [124729,4 [35611,8 |23140,6 65977,0 | 31021,2 | 2462,6 | 5923,3 | 340,1 |40507,8 |22866,4 |14256,9|14899,5 |6710,9 13530,3|12591,0 3 697,6
Sept. 1124 677,2 [35650,0 |22590,8 66 436,4 | 289153 | 2407,2 | 5990,0 | 3559 |41028,7 |229355 {14452,7]/14996,2 | 6753,4 :13580,7 |13 345,3 44035
Okt. [126232,8 [36274,5 |22872,1 67 086,2 | 297015 |2410,0 | 5966,9 | 408,1 413659 |23194,5 [14714,5(15103,7 |6794,3 13662,5)13725,4 3223,7
Nov. (127 726,7 |37 272,1 |23073,3 67 381,3 | 31091,8 | 2476,4 | 6133,9 | 441,8 |41818,5 |23517,6 |14778,4|15223,2 |6918,5 |13713,7|13983,1 3 685,3
Dez.2)[132 880,2 [40037,1 |23 137,8 | 697053 | 50316,3 12494,2 | 57870 | 629,1 |42154,0 123981,0 14 597,0 |15 554,0 | 6833,6%°)]13 829,4 | 12 895,8 4903,6
Dez.26)[133 080,9 [40064,2 123 142,8 69 873,9 | 30316,9 2494,8 ;57979 | 629,4 ‘42 154,0 |23 984,7 |14 607,9[15555,4 | 6 843,27°):13 834,0 112 901,6 4901,1
1963 Jan. [131195,7 [36005,4 |23720,0 | 71470,3 | 30566,9 | 2556,8 5£03,8 | 662,9 435551 |24153,2 [14676,4/15473,8 |6921,9 13993,1{12507,6 3878,3
Febr. 1328025 |36088,2 [23993,9 ‘ 727204 | 32916.4 | 2 446,3 5383,7 | 620,8 \44 097.8 |24311,8 |14761,2|15522,4 | 69334 |14140.6 [12568,9 35827

*)Kursiv gedruckte Zahlen sind nur begrenzt vergleichbar, = Verinderungen gegeniiber frither verdffentlichten Zahlen sind auf nachtriglich eingegangene Korrekturmeldungen zuriid-
zufithren. — 1) Vgl.: Statistisches Handbuch der Bank deutscher Linder 1948—1954, Methodische Erlauterungen zu Teil Ill. — %) Vom Mai 1954 ab auch geringe Betrige ,Forderungen
gegen die Bundesrepublik gemiB § 32 Gesetz zur Ausfithrung des Abkommens iiber deutsche Auslandsschulden vom 24. 8. 1953%, ab Januar 1962 einschlieBlich Deckungsforderungen
gemiB § 252 Abs. 4 Lastenausgleichsgesetz, — 3) Ab 1958 einschlieBlich vorverkaufter Schuldverschreibungen. — ¢) EinschlieBlich eigener Ziehungen im Umlauf. — ) Statistisch
bedingte Abnahme in Hhe von 1d. 567 Mio DM durch Ausgliederung von durchlaufenden Krediten; Aktiva: Nichtbanken rd. 560 Mio DM, Kreditinstitute rd. 7 Mio DM;
Passiva: Nichtbanken rd. 567 Mio DM. — 8) Statistisch bedingte Abnahme in Hohe von rd. 412 Mio DM. — 7) Enthilt statistisch bedingte Zunahme (Nichtbanken rd. 220 Mio DM,
Kreditinstitute rd. 50 Mio DM). — #) Statistisch bedingte Abnahme in Héhe von rd. 682 Mio DM; Aktiva: Nichtbanken rd. 474 Mio DM, Kreditinstitute rd. 208 Mio DM;
Passiva: Nichtbanken rd. 682 Mio DM. ~— ?) Statistisch bedingte Abnahme durch Ausgliederung von durchlaufenden Krediten in Hhe von td. 600 Mio DM. — 1) Statistisch bedingte
Abnahme von rd. 81 Mio DM. — 11) Enthalt statistisch bedingte Zunahme von rd. 81 Mio DM (vgl. Anm. 1)). — %) 1, Termin: ohne Saarland, ab 2. Termin: einschlieBlich Saar-
land. — 3) Enthilt statistisch bedingte Zunahme von rd, 570 Mio DM durch Umwandlung von Verwaltunyskrediten in Bankkredite. — '4) Enthélt statistisch bedingte Zunahme
von rd. 467 Mio DM. — 1) Enthilt statistisch bedingte Zunahme von rd. 190 Mio DM durch Umwandlung von Verwaltungskrediten in Bankkredite. — 16) Zugang durch Uber-
nahme von Ausgleichsforderungen in Hohe von ca. 150 Mio DM aus der Auftragsfinanzierung Berlin., — 17) Statistisch bedingte Abnahme von rd, 161 Mio DM. — 1) Statistisch be-
dingte Verinderungen durch Anderung des Ausweises der Bezichungen zu angeschlossenen Bausparabteilungen; Aktiva: Abnahme ,Bilanzsumme” 286 Mio DM; Passiva: Zunahme
»Einlagen von Nichtbanken” 654 Mio DM (Sichteinlagen 231 Mio DM, Termineinlagen 423 Mio DM), Abnahme ,Ubrige Passiva“ 920 Mio DM. — %) Umgruppierung von rd.
400 Mio DM aus einer Sonderkreditaktion von ,Debitoren” und ,Aufgenommenen Geldern” zu den ,Durchlaufenden Krediten” im Zusammenhang mit einer Anderung der Haftungs-
verhiltnisse. — 2°) Enthilt statistisch bedingte Abnahme in Hohe von rd. 237 Mio DM [100 Mio DM durch Finbuchung (Januar 1961); 337 Mio DM Abnahme durch Anderung des Aus-
weises der Beziehungen zu angeschlossenen Bausparabteilungen (Dezember 1961)]. — 21) Ohne Einlagen auf Festkonto (Ende 1949 16,9 Mio DM) und Uraltkonto (Ende 1950 249,7 Mio
DM). — ) Statistisch bedingte Abnahme von rd. 119 Mio DM. — ) Enthilt statistisch bedingte Zunahme von rd. 220 Mio DM. — ) Nach Ausschaltung ,sonstiger Indossaments-
verbindlichkeiten”, die nicht durch Rediskontierung von Wechseln entstanden sind. — %) Enthilt statistisch bedingte Zunahme in Héhe von 1d. 100 Mio DM, — 26) Statistisch be-
dingte Abnahme in Héhe von rd. 175 Mio DM durch Umbuchung (vgl. Anm. 27)). — ?7) Enthilt statistisch bedingte Zunahme in Hshe von rd. 175 Mio DM durch Umbuchung (vgl.
Anm, 26)). — ®) Tm Dezember 1962 wurde die Berichtspflicht fiir die lindlichen Kreditgenossenschaften neu festgesetzt. Berichtspflichtig sind, beginnend mit Dezember 1962, landliche
Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31.12. 1961 2 Mio DM und mehr betrug, Die Dezember-Ergebnisse sind fiir den alten und fiir den neuen Kreis der berichtspflichtigen
Institute angegeben. ~— 2¥) Statistisch bedingte Abnahme in Héhe von rd. 115 Mio DM durch Ausbuchung.




1. Zentralbankkredite an Nichtbanken und Zentralbankeinlagen von Nichtbanken

1) Zentralbankkredite an Niditbanken )

in Mio DM
Offendiche Stellen Wirtschaftsun.tcrnehmcn
Kredite an und Private
N}d\tbanken Bund und Sondervermdgen des Bundes?) Linder .
Insgesamt insgesamt di Kre\(]hte
: i Kredite an { . an Ver-
Monatsende mit | ohne mit | ohne Schatz- Bund fiir Schatz- sonstige | nyrekt- | sicherungs-
Schatzwechsel(n) wedchsel Beteiligun wechsel Sffent- Yredite® unterneh-
und Schatzwechsel(n) ins- {und unver-| Kassen~ an intgu-g Wert- ins- |und unver- | Kassen- [Lombard- liche reg)l ¢ men und
Wertpapiere(n) un{l gesamt | zinsliche | kredite nationaell;z papiere | gesamt | zinsliche | kredite | kredite | Stellen Bauspar-
Wertpapiere(n) Schatzan- Finrich n Schatzan- k‘assenﬂ)
| weisungen tungen- weisungen
]
1949 Dez. 802,1 568,4 756,1 l 522,4 504,2 101,1 403,1 - — 250,6 132,6 ; 97,2 20,8 1,3 27,7 18,3
1950 o 1622,8° 926,4 | 1503,7 807,3 | 1213,8 241,3 637,5 — 335,0 288,7 120,1 i 161,1 7,5 1,2 53,8 65,3
1951 1166,5 299,1 | 1036,6 | 169,2 839,4 553,3 - - 286,1 196,0 28,0 168,0 — 1,2 69,3 60,6
1952 750,0 380,4 603,4 233,8 538,2 355,2 — 183,0 - 64,8 14,4 50,4 — 0,4 85,6 61,0
1953 ., 622,5 369,1 478,4 225,0 430,4 203,1 - 183,0 44,3 47,6 6,0 41,6 — 0,4 108,4 35,7
1954 734,3 601,9 605,4 473,0 522,7 100,4 — 390,7 31,6 61,2 0.4 60,8 — 21,5 109,9 19,0
1955 o, 1011,2 749,8 891,0 629,6 652,1 247,3 - 390,7 14,1 205,8 — 180,4 25,4 33,1 103,5 16,7
1956 . 813,0 639,3 715,0 541,3 564,5 119,9 - 390,8 53,8 101,8 - 101,8 — 48,7 £8,7 9,3
1957 ., 808,6 4804 802,8 474,6 719,0 153,7 - 390,8 174,5 83,8 — 83,8 — — 2,2 3,6
1958 109%4,4 748,7 | 1094,0 748,53 1024,9 100,0 17,5 661,7 245,7 69,1 — 69,1 — — - 0,4
1959 1747,8 | 14555 1747,8 | 1455,5 | 1747,8 80,0 244,8 1210,7 212,3 — — — — — — 0,0
1960 . 1804,4 | 1465,2({ 1804,4(1465,2(1804,4 136,3 78,0 1387,2 202,9 — — — — — —
1961 3017,3 | 2798,8 | 3017,3 | 2798,8 | 3014,3 — 160,1 2 635,7 218,5 3,0 — 3,0 — — — -
1962 Mirz 2552,0 | 2334,7 | 2552,0 | 2334,7 | 2552,0 — - 2 334,7 217,3 — — ! — — — — bl
Juni 2653,8 | 2474,7 | 2653,8 | 2474,7 1 2653,8 3,6 — 2474,7 175,5 — — — — — — -
Sept. 2438,0 | 2228,1 | 2438,0| 2228,1} 2438,0 37,0 - 2228,1 172,9 - - : — — —_ — -
Dez. 3012,2 | 2894,81 3012,2 | 2894,8| 3012,2 — 739,1 2155,7 117,4 — —_ — — — — il
1963 Jan. 2221,9 | 2112,8 1 2221,9 | 2112,8 | 2221,9 - - 2112,8 109,1 — — —_ — — -
Febr. 2309,7 | 2215,7 § 2309,7 | 2215,7 | 2300,9 — 94,1 2112,8 94,0 §,8 — 8,8 — — — -
Mairz 2253,0 | 2164,4 | 2253.0 | 2164,4 | 22530 - ! — 2164,4 88,6 — — — — - —

*) Ab Juli 1959 einschlieBlich Landeszentralbank im Saarland.
1) EinschlieBlich Bundesbahn, Bundespost und Bundesausgleichsamt. — 2) Wechsel- und Lombardkredite der Landeszentralbank-Zweiganstalten in der
Besatzungszone. — %) Mittels voriibergehenden Ankaufs und Lombardierung von Ausgleichsforderungen.

ehemaligen franzdsischen

2) Zentralbankeinlagen von Nichtbanken™)

in Mio DM
i Ofentliche Stellen!)
insgesamt - N e .
Bund (chne 1 Dienst-
mit ohne Sonder. Guthaben i stellen andere
Monatsende o vermégen), aus ERP-Sonder- | sonstige der ehem. inlandische
X zeitweilig Linder und Sonder- vermdgent) Sfentliche Besatzungs- Einleger?)
in Ausgleichsforderungen Lasten- Trans- Stellen®) miichtes)
angelegte(n) Betrige(n)?) ausgleichs- aktionen?)
behdrden
1 !
1949 Dez. 1 641,3 : 1236,5 634,6 - ; — 323,5 470,0 213,2
1950 3693,3 3 446,0 594,3 — { 965,0 396,7 907,6 829,7
1951 3997,3 2 990,0 1191,8 - 1312,8 223,0 997,3 ) 272,4
1952 3957,8 2194,1 1906,1 — 825,9 207,2 753,4 i 265,2
1953 4935,3 1704,2 3181,4 — 496,7 373,2 639,3 244,7
1954 6 266,5 1529,9 4 684,7 — 352,8 400,6 523,4 : 305,0
1955 ., 7 003,5 3 420,7 5 949,7 — i 272,2 274,3 265,5 1 241,8
1956 7 682,3 4459,3 6711,8 — ! 192,5 339,8 143,8 . 294,4
1957 . 5097,3 4017,1 — 167,8 431,4 140,6 i 340,4
1958 ., 4968,2 3614,0 — ) 361,2 610,3 46,8 : 335,9
1959 2260,8 1161,3 - i 200,4 677,3 — 221,8
1960 Marz 3 411,0 1752,9 - 569,0 864,4 — : 224,7
Juni 4006,8 2692,1 - i 375.3 718,6 - ! 220,8
Sept. 4621,2 31237,8 ! 272,4 899,9 - 211,1
Dez. 3659,2 2683,2 1,7 ! 119,8 636,3 - ! 218,2
| | !
| | ¢
1961 Mirz 6 409,3 5026,3 8,2 : 279,5 ! 872,8 — ‘ 222,5
Juni 7 616,7 5366,7 501,4 724,7 i 778,7 — ; 245,2
Sept. 6 309,4 5337,1 45,4 381,8 298,6 — ! 246,5
Dez. 4985,8 3733,2 48,4 352,3 : 599,5 — ! 252,4
1962 Jan. 5 518,7 4143,2 64,6 ‘ 531,0 3 541,9 - 238,0
Febr. 5 199,9 3731,2 66,8 : 231,8 : 927,8 - 242,3
Mirz 6 326,8 5 490,4 2,8 ! 271,1 : 330,6 — 231,9
April 5541,0 4527,1 5,6 249,7 517,1 — 241,5
Mai 5 405,4 4097,9 11,3 229,0 828,1 - 239,1
Juni 6 306,2 5 464,5 12,9 : 314,5 252,5 -- 261,8
Juli 6182,3 4551,7 13,1 | 392,8 970,2 — 254,5
Aug. 4796,7 3 875,2 1,9 368,9 337,0 — 213,7
Sept. 7 016,7 5 362,0 1,7 369,5 1012,8 — 270,7
Okt. 5360,3 4223,0 8,5 348,1 510,2 — 270,5
Nov. 4337,2 3238,0 0,1 316,2 505,9 — ! 277,0
Dez. 4563,2 3 604,6 0,2 166,3 513,4 — ! 278,7
1963 Jan. 5133,5 3942,3 7,7 i 406,1 532,8 — “ 244,6
Febr. 4701,2 3398,9 0,3 407,1 644,4 — i 250,5
Mirz 7 128,1 5.370,1 7.9 ; 351, 1150,1 - ] 248,9
|

*) Ab Juli 1959 einschlieBlich der bei der Landeszentralbank im Saarland unterhaltenen Einlagen.
1) EinschlieBlich der zeitweilig in Ausgleichsforderungen angelegten Betrige. — 2) Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes iiber die Deutsche Bundesbank am
1.August 1957 ist die Moglichkeit einer Anlage &ffentlicher Gelder in Ausgleichsforderungen entfallen. — %) Im Zusammenhang mit der Entwicklungshilfe-
Anleihe und der Teilprivatisierung des Volkswagen-Werkes gefithrte Konten, jedoch ohne die in auslindischen Geldmarktpapieren angelegten Betrige. —
4) Bis 31. Juli 1957 nur ,Gegenwertmittel“. — 5) Ab Mai 1958 einschlieflich der Mindestreserveguthaben der Bundespost fiir die Postscheck- und Post-
sparkassenimter. — §) Ab Januar 1959 dem ,Auslandsgeschift” zugerechnet. — 7) Die bis Dezember 1958 hierin enthaltenen sonstigen auslindischen Ein-
lagen werden nunmehr im ,Auslandsgeschaft® erfaBt.
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IV. Refinanzierung, Zentralbankeinlagen von Kreditinstituten und wichtige Liquiditiitsreserven

1) Zentralbankkredite an Kreditinstitute
und Zentralbankeinlagen von Kreditinstituten™)

in Mio DM
Kredite)
Monats- - [ Angekauftc in-
re | Gosme | Yol | pbard| Al | tgery)
rungen
1949 Dez. 38072 3226,2 338,2 242,8 1277,1
1950 o 5 201,99 4 235,4 360,6 605,9 1887,7
1951 5717,5 4757,2 90,8 669,5 2675,0
1952 , 4128,4 3 389,0 253,5 485,9 2992,6
1953 ,, 3351,1 2739,1 245,2 366,8 3 286,9
1954 3339,0 2837,7 265,1 236,2 4005,9
1955 , 4 683,0 4130,9 340,5 211,6 4502,2
1956 3127,1 2723,7 220,7 182,7 5 258,5
1957 1676,6 1 463,0 52,8 160,8 7 108,9
1958 960,3 769,6 63,9 126,8 8 243,1
1959 ., 1285,7 949,2 234,4 102,1 9 343,8
1960 ,, 1 804,1 1296,5 419,0 88,6 13 036,4
1961 Mirz 1 459,2 1237,6 150,4 71,2 10 176,8
Juni 1106,3 1007,2 47,6 51,5 9 528,2
Sept. 2092,9 2010,8 30,8 51,3 9 356,9
Dez. 1663,8 1395,4 219,7 48,7 11 614,6
1962 Mirz 19277 1 849,7 29,3 48,7 8 756,1
Juni 1855,1 1742,8 63,9 48,4 9 008,4
Sept. 1997,0 1903,2 45,4 48,4 9048,9
Dez, 2473,3 2 267,6 157,7 48,0 12 232,1
1963 Jan. 1 443,0 1373,3 217 48,0 9017,2
Febr. 1243,9 1135,3 60,6 48,0 8 703,9
Mirz 3122,7 2972,8 101,9 48,0 9 149,3
*) Ab Juli 1959 einschlieBlich saarlindische Kreditinstitute.
1) Ohne Kassenkredite an die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau; einschlieBlich
angekaufter Austandswechsel und Exporttratten, aber ohne die am offenen
Markt angekauften Geldmarkttitel, — 2) EinschlieBlich der Zentralbankein-
lagen der Postscheck- und Postsparkassendmter. — %) Ab Mai 1958 chne die
Mindestreserveguthaben der Bundespost fiir die Postscheck- und Postspar-
kassendmter.

2) Bestdnde der Kreditinstitute an inlindiscdien Schatzwechseln
wnd unverzinslichen Schatzanweisungen sowie an
kurzfristigen Auslandsanlagen”)

in Mio DM
davon:
inléndische Schatz- Kurzfristige Gut-
wechsel und haben und Geld-
Monats- unverzinsliche marktanlagen im
d Gesamt Schatzanweisungen Ausland®)
ende bt A [y .
|

darunter: | darunter:

. Mobili- | . y

insgesamt sierungs- insgesamt | Geldmarkt|

titelV)?) papiere?)
1958 Dez. 7 207.,3 6167,1 4 300,2 1040,2 481,2
1959 Mirz 8 416,9 6 395,0 4823.6 2021,9 620,3
Juni 8933,4 6 282,5 4787,6 2 650,9 890,0
Sept.*) 9 273,2 6 165,6 4 325,5 3107,6 950,5
Dez. 7 040,7 4 498,3 2940,0 2542,4 1245,5
1960 Mirz 7 444,0 5061,1 3 246,1 2382,9 824,2
Juni 6 473,4 5 281,6 3 487,8 1191,8 341,6
Sept. 6 209,2 5 195,0 3588,4 1014,2 313,8
Dez. 5 940,7 4 625,6 3 130,8 1 315,1 379,3
I

1961 Mirz 77749 5 285,8 3966,9 2489,1 1 422,5
Juni 8 581,5 4 597,1 3 256,5 3984,4 282,5
Sept, 9 6%0,1 6 008,1 4916,9 3672,0 438,4
Dez. 7553,6 5418,9 4233,8 2134,7 578,3
1962 Mirz 9 479,8 4923,1 3967,8 4556,7 ‘ 524,6
Juni 8 552,5 5053,3 3985,1 3 499,2 { 501,7
Sept. 7 566,7 4 687,1 36352 2879,6 390,6
Dez. 7 211,6 5056,1 33722 2155,5 353,2
1963 Marz P) 8 660,2 § 548,3 3924,4 311L,8% 303,1

*) Ab 1959 emschlieBlich saarlindische Kreditinstitute.

1} Das sind Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes
aus dem Umtausch gegen cinen entsprechenden Teilbetrag der Ausgleichs-
forderung der Bundesbank. — %) Die Bestinde an Sonder-Mobilisierungs-
titeln ,Lit. L (,Blessing-Milliarde”) wurden im Zeitpunkt der Authebung
der Verfiigungssperre (August 1961) eingerechnet. — %) Ohne die Geldmarkt-
anlagen der Kreditanstalt fir Wiederaufbau aus der Entwicklungshilfe-An-
leihe. — p) Vorliufig.

3) Kreditnahme der Bankengruppen bei der Deutsdhen Bundesbank )

in Mio DM
1961 1962
Bankengruppen = — - I - ; " -
31 3. ' 30. 6. 30. 9. 31. 12, 31. 3 0.6, | 30.9. | 3112
| ' I
Kreditbanken 1250 \ 1029 1893 1454 1499 1477 1599 2072
davon: \
GrofBbanken?) ( s02) | ( 425) ( 978) ( 533) ( 668) ( 4s¢) ] ( 706) (1003)
Staats-, Regional- und Lokalbanken ( 399y i ( 311) ( 505) ( 488) ( 392) ¢ 529) 1 ( 463) ( 550)
Privatbankiers ( 271) ( 236) ( 304) ( 349) ( 364) ¢ 371y ¢ ( 332) ( 409)
Spezial-, Haus- und Branchebanken { 7%) “ ( s57) ( 106) ( s4) ( 75 ( 89) ( 98) ( 110)
‘ :
Sparkassensektor 117 44 104 41 107 140 78 38
davon:
Sparkassen ( 21) ( 22) ( 23) ( 15 ( 19) ( 229 | ( 22 ( 26)
Girozentralen ( 96) ( 22) ( s81) ( 26) ( 88) (118 |, ( sey | ( 12)
i
Genossenschaftssektor 127 116 51 87 134 129 ‘ 99 142
davon: :
Gewerblicher Genossenschaftssektor { 61) ( 52) ( 42) ( 32) ( 75) ( 63) { 64) ( 49)
Lindlicher Genossenschaftssektor { 66) ( 64) ( 9) ( 55) ( 59) ( 66) ( 35 ( 93)
Alle iibrigen Kreditinstitute 127 65 178 64 267 139 162 ‘ 153
darunter:
Kreditinstitute mit Sonderaufgaben ( 121) ( 57) ( 166) { 59%) C257) 0 ( 130) ( 150) j ( 139)
Alle Bankengruppen®) 1621 1254 2226 1646 2007 1885 1938 2 405
: !

1) EinschlieBlich Saarland. — *) Deutsche Bank AG, Dresdner Bank AG, Commerzbank AG und deren Berliner Tochterinstitute. — 3) Abweichungen dieser in der
monatlichen Bankenstatistik anfallenden Angaben von den entsprechenden, aus der Zentralbankstatistik sich ergebenden Zahlen in der obenstehenden Tabelle sind
einesteils in der zeitlichen Differenz der Verbuchung von Zentralbankkrediten bei Kreditinstituten und bei der Zentralbank und andernteils darin begriindet, da$ die
von der Zentralbank im Wege der Offenmarktpolitik angekauften Vorratsstellenwechsel in den letztgenannten Angaben nicht enthalten sind.
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1) Sétze der Deutschen Bundesbank fiir den Verkauf von Geldmarktpapieren am offenen Markt

V. Zinssiitze

in % p. a.

2) Swap-Sitze der Deutschen
Bundesbank fiir Termingeschifte!)

Schatzwechscl Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes iltig ab “Mgg;ls;;' Deport (—)a'
des Bundes und der der Bundesbahn und der Bundespost ’ Vorratsstellen-Wechsel Giltig a fristen?) R?pgrt CH)7)
Galtig ab Bundesbahn (Monate) in % p. a.
iltig a . ) ; ; . .
mit Laufzelt vonr ;' mit I.aufzelt von ‘ mit Laufzeit von 1958 6. Okt. 1_ 3 [ pari
30 bis 59 . 60 bis 90 1 1 ! 30 bis 59 60 bis 90 1959 23. Jan. 1—3 -3
Tagen | Tagen /2 Jahr i 1 Jahr ‘ 1Y2 Jahren | 2 Jahren Tagen |  Tagen 2 . 13 | - 1;:
f 6. Mirz 1-—-3 — 3
! 1. Ju]ni 1~ 3 — 1y
! 8. Juli 1—3 — 5/,
1960 29. Febr. 33, 37, E R PR 41, 45/ 37/, 4 1; }u}i : - ; - :54
.Jul ~— -
3. Mirz 37, ' 4 41, | 41/ 48/, 43/, 4 RN 24. Okt. 1—6 - 1/:
3. Juni L PR /A 51/ 5, 5% 5 475 5 2. Ok, e I
2. Nov. 455 43, 5 5 s 5 s 5% 4%y 47/s 3. Nov. 1 — 1/;
3. Nov. 1%, 41y 1%, 475 5 51 47, 45, 6N e = ;
. Nov. —
11. Nov. 37, 4 41, 1%, 41, 45, 4 41/, 2— % pari.
20. Dez. 35, 33/, 4 41, 41, 43/, 39, 37, 1. Dez. 1—6 pari
1960 11. Jan. 2—6 pari
14, Jan. . 3— 6 pari
i i 24, Aug. /2 — 6 41
1961 20. Jan. 31, 31, 3ty 3% 33, 37 3 Y, 33/, 26. Sept. Yy — 6 +1Ye
9. Febr. 3 ERY} 393 . X 35/ 33/ 31 31 1961 20. Jan. Yy — 6 +1
’ 1 P 3 ! L s 5 ! ) fs 3. Febr. e — 6 + 1y
14. Febr. 27 3 31, ; 33y 3, 33/, 3 31/, o. Febr. 17, — ¢ + v,
3. Mirz 23, 27/s 31 . 31, | 33/ 31, 27 3 13. Febr. 1/13 — 6 palri
8. Marz 2%, 2%, 3 . 3 34, 3% 2% 27y Ry 2o et
17. Marz 21, 25, 27s [ 3 37 RN 2% 2%, 1962 2. Jan. 1~ 6 — Y,
23, Mirz 2%, 1 aYy, 23, | 27, 3 31, 21, 2, 1?)' }a“- . g - :58
! . Jan, - i
26. April 2%, 29, 28, 1 2%, 27, 3 23, 21, 14, Febr., 21— — 1
5. Mai 21y 2%, 23, 2% 234 27, 2, 2% Jo Manz A B
. Mr; — -
4. Okt 2 21 23, LA 25, 23, 1Y, 21/, " liberz—s | -
. Juli iber! — 2 -2
20. Okt. 1%, 2 29/ l 27, 2%y 12t 2 21, 1o Juli ) iberd — 2 - 1;:
i i ! 1. Aug. |ither1 — 2 -1
) i iber2 — 6 — B,
1962 4. Jan 13/, 17/, 2. | 2% ! 2% 2%, 17/s 2 24. Sept. ull;g:; - Z - :;‘
1 ! u e - 2
30. Miirz 17/ 2 2%/g 24y 0 2% 27 2 2%, 1963 7.Jan. |[iberl — 2 -
13. April 2 b2y, 2%y 2%, 27 3 21, 21, tber2 — 6 —
6. Juni 21, 21, 25/ 23, 3 31/, 21, 29, 1) Geschifte in US-Dollar mit Kreditin-
stituten zur Kurssicherung ihrer Geldan-
16. Juli 2%, 2%y 2%, 27, ‘ 3 31, 2%, 21y lagen im Ausland in der Zeit vom
1. Aug 23/, 21, 27, 3 3y, 33/, 21y, 25, 24. {\ugust bis 11 No_vembex 1960 auch zur
! Erleichterung von Einfuhr- und Transit-
3. Okt 21, 2%, 3 315 3% 31, 25/, 234 handelsfinanzierungen. — %) Bis 23. August
1960 wurden Termingeschifte von der
Deutschen Bundesbank nur fiir volle Mo-
nate abgeschlossen, seitdem fiir beliebige
Fristen innerbalb der angegebenen Gren-
zen. ~— %) Deport = Abschlag. Report =
Aufschlag, um den der Rickkaufskurs vom
Ausgabekurs (Kassa-Mittel-Kurs) abweicht;
pari = Obereinstimmung von Riikkaufskurs
und Abgabekurs.
3) Geldmarktsitze®) in Frankfurt (Main) nadh Monaten 4) Tagesgeldsiitze) in Frankfurt (Main) nach Bankwodhen
in %o p.a. in % p.a.
. Nachrichtlich: Niedri 5
" o . . . iedrigster Hachster
Zeit Tagesgeld?) Monatsgeld®?) | Dreimonatsgeld?) Diskontsatz Zeit ot ! o
T
1961 April 23y — 31, 3 3Y, 1 31, — 33, 31, 1962 Okt. 1. — 7. 2 :/, 3 ;/"
Mai 24y =3, | 3 3Y, | 3 — 3, 31/, 9) 8. — 15 2 20
Juni 1is— 3%, | 27 —3Ys | 3 —3Y, 3 16. —23. 2 20
Tul y y y y 24, = 31. 1%, : 2,
uli 2 — 3 3 -3 3 '
Aug. 1% — 31/ 27— 3 331, 3 Nov. 1.— 7. 2% ; .
Sept. 23y — 3%, 27, 3, 3 ~ 3% 3 1::;; g:;‘ § 14
Skt. 13, — 31, 25— 3 3 :;,, — a4y, 3 24, — 30. 2" ! 31y
ov. 23y — 37, 25y 27 3y — 37 3 D
A o ez, 1.— 7. 3 3y
Dez. 3%y~ 31,4 4 41, 3%, — 4 3 g s 5 39
1962 Jan. 1Y, — 23, 2, 27y 23/ — 3%, 3 ;4:;;) ; s :
Febr. 1Yy — 27/ 213 — 2%, 23, —3 3 N ;
Miirz 23y =37 | 2%0=3%s | 27— 3% 3 Witimogeld 54 6
April 2%, ~ 31, 23/~ 3 3 =3, 3 1963 Jan.  1.— 7. 2% 27,
Mai 17— 3%, 2%/, — 3 3 — 31 3 8. — 15. 21, 2 5/
Juni 2%, — 37, 27 3Y, 37 3 16. — 23, g'/s 3
Juli 2a= 3y | 3 =3y | 3= 3% 3 e ?
Aug. 2 =3 23y — 31, 31fg— 33y 3 Febr. 1.~ 7. 3 31,
Sept. 27— 3Y, 27y — 31, 31, — 31, 3 8. — 15. 2 :/z 2;/;
Okt. 1%, — 37, 2Y,— 3 43, — 4%, 3 2. :33 ; ’ﬁ' i 0
Nov. 2 =3, 23, — 3 4y — 4y 3 . ) ) "
Dez. 3 — 44 4y — 51, 4, — 4, 3 Mirz ; — 1‘;"
1963 Jan. 2 -3 27, — 3 3 — 3, 3 16. — 23.
Febr. 21y — 33, 27 — 33, 31, — 3%, 3 24, — 31.
: April 1. — 7.
! 8. — 15,
1) Geldmarktsitze werden nicht offiziell festgesetzt oder notiert. Die hier bekannt- 16. —23.
gegebenen Sitze sind durch Riickfrage am Frankfurter Bankplatz ermirtelt worden.
Sie konnen als reprisentativ angesehen werden. — ?) Jeweils niedrigster und hdch- 1) Tagesgeldsiitze werden nicht offiziell festgesetzt oder notiert. Die hier be-
ster Satz wihrend des Monats. — *) Ab 5. 5. 61 = 3%. — %) Ultimogeld 4%z bis kanntgegebenen Sitze sind durch Riickfrage am Framkfurter Bankplatz ermit-
47/g%. — %) Ultimogeld 5%/2—¢%. telt worden. Sie kénnen als reprisentativ angesehen werden.




5) Entwidklung der Soll- und Habenzinsen seit der Wahrungsreform
a) Hodhst-Sollzinsen™)

in %o p.a.

Kosten fiir Kredite in . O ;
Dickont Lormbard laufender Rechnung Kosten fir Kosten fiir Wedhselkredite?) in Abschnitten von
Giiltig ab - S T " ’
satz satz zugesagte Kontoiiber- Akzeptkredite 20 000 DM sbgogn?x biz oﬁ?ﬂ unter
Kredite! ziehunge und hsher o DM
) gen 20 000 DM 5 oco DM 1000
T
1948 1. Juli 5 6 . . . .
1. Sept. 9 10 Y/, 8 61, 7 73/,
15. Dez‘. s 91/, 11 . 81, — 91/, 7 7Y, [ 81/,
1949 27. Mai 4, 51/, 9 10 1/, 8 — 61, 7 73 8
14, ]Oul](l 4 5 8 l‘,’. 10 73y — 81/,%) 6 6 :;z 7 7 1s%)
1950 27. Okt, 6 7 10 1/, 12 2 8 8, 9 9
1952 29. Mai 5 6 91/, \ 11 81/, 7 71, 3 3
21. jA“S- 47, ; s 9 y 10 Y/, i :1/9 Z y 71, 7
1953 8. Jan. 4 81/y 10 71 2 7 7
11. Juni 33/, 41, 8 91, 7 51y 6 61, 61,
1954 20. gwiu 3 4 . 9 :;g 61/, 5 51/, 6 6
1. Juli 7% ! 9 s
1955 4. Aug. 31/, 41, 8 | 9 1,y 7 51y 6 61/, 6/,
1956 8. Miirz 41/, 51/, 9 : 10 Y/, 8 61y 7 71, 7Y,
19. édai z 1, 61y 10 y : 11 1/, 9 y 71, 8 . g1, 81/,
6. Sept. 6 91/, 11 81/, 7 73, 8 8
1957 11. éIan. 41/, 51, 9 » lg s 8 y 614 : y 7Y, 71/,
19. Sept. 4 5 81, | 1 71, 6 N 7 7
1958 17. Jan. 31, 41/, 8 | 91/, 7 51, 6 61, 61y
27. }ui\i 3 4 7 :/‘ 91, 61y 5 51, 6 6
21. Juli 7Y 9
1959 10. Jan. 2%, 3%, 7Y, 8 %4 6%/4 4%/, 51y 5 3/ 53/,
4. Sept. 3 4 73, 9 61/ 5 Yy j 6 6
23. Okt. 4 5 81, 10 7 s 6 61l 7 7
1960 3. gmi 5 6 9 :f, 11 8 :5, 7 7 :;1 8 8
11. Nov. 4 5 &Yy 10 7, 6 61 7 7
1961 20. Jan. 31, 41/, 8 91y 7 51 6 61/, 61y
5. Mai 3 4 7Y, 9 61y 5 51/, 6 6

*) Amtliche Sitze fiir Kredite an Nichtbanken, die nur in Ausnahmefallen iiberschritten werden diirfen. Die hier wiedergegebenen Zinssitze sind zusammengestellt auf Grund der
Bekanntmachungen der Hessischen Bankaufsichtsbehérde, fortgeltend gem. § 62 Abs, 1 des Gesetzes iiber das Kreditwesen vom 10. 7. 61; in den meisten anderen Bundeslindern
lauten die Sitze gleich, Sie verstehen sich einschlieBlich Kredit- bzw. Akzept- bzw. Diskontprovisionen, aber ohne Umsatzprovision. — 1) Der errechnete Gesamtzinssatz stimmt
— von der Zubilligung von Minderkonditionen abgesehen -— mit den effektiven Kreditkosten nur dann iiberein, wenn der zugesagte Kredit voll in Anspruch genommen wird.
Wird die Kreditzusage nur teilweise ausgenutzt, so liegen die Kosten fiir den zugesagten Kredit unter dem angegebenen Satz, wihrend die Kosten fiir den in Anspruch genomme-
nen Kredit Gber diesen Satz hinausgehen kénnen. Gemi8 § 2 des Sollzinsabkommens diirfen nimlich die Zinsen nur fiir den tatsichlich in Anspruch genommenen Kredit er-
hoben werden. Die Kreditprovision kann dagegen vom fest zugesagten Kredit im voraus oder bei stillshweigend gewidhrtem Kredit vom Hédhstsollsaldo berechnet werden, —
2) Ohne Domizilprovision. — %) Ab 1. 9. 1949 bis 26. 10. 1950 = 7Y2%. — 4) Ab 1. 9. 1949 bis 26. 10. 1950 = 7%,

b) Hodst-Habenzinsen®)

in % p.a.

Tiglich fillige Gelder Spareinlagen Kiindigungsgelder!) Festgelder?)
mit vereinbarter ‘ ‘
Giiltig ab in in mit Kundigungsfrist 1 Monat ‘ 3 Monate | 6 Monate |12 Monate . 360 Tage Postspar-
g provisions- |provisions- | gesetzlicher| 6 Monate bis weniger bis weniger bis weniger und 30 bis 89 | 90 bis 179 180 bis 359 un einlagen
freier | pflichtiger Kiindi- bi.s 12 Monate als | als E als dariiber Tage Tage Tage dariber
Rechnung | Rechnung |} gungsfrist wenl:gcr 4 ung 3 Monate ' 6 Monate |12 Monate )
als I dariiber | ' 7
12 Monate | i
1948 1. Sept. 1 21, 3 4 21, 23, 3 38/, 21, 23, 3 33, 2 9
1949 1. Sept. 1 11, 21, 3 4 21, 21, 27 3%, 21, 2, 23, 31, 2,
1950 1. Juli 1 1Y, 21, 3 4 21, 2%, 27, 3%, 2Y, 23, 2%, 31/, 2Y
1. Dez. 1 13/, 3 31y ! 4, 31, | 37/s 4%, 43/, 31y 37, 4, 4 5/ 2 h)
1952 1. Sept. 1 1Y, 3 31/, 11/, 3 33/, 37/, N 3 39/, 33, 11/, 2%,
1953 1. Febr. 1 1%, 3 31, 41/, 2, 27 33/s 33, 2, 27, 1 31, 3%/ 2%,
1. Juli 4 13, 3 31, 41, 2%, 255 31t 31, 21, 2% | 3 33 2%,
1954 1. Juli 1Y, 1 3 31, 4 2 23 27 31, 2 23/, 23, 31, 23,
1955 4. Aug. 3y 11, 3 31, 4 238, 23, 3%, 3%, 23/, 23, 3, 3%, 22,
1956 16. Marz 1 1Y, 3 4 5 33/, 38, 41, 4 5/g 33/, 33, 41, 45, 23,
19. Mai 11, i 2 31y 41/, 5y 44, 4%, 53/, 51/, 41, 4%, 5%, 51/, 23/, %)
1. Okt. 1, ’ 1%, 31y 41y 51y 41, 43, 5%/, 51/s 41, 4%, 51, 53/, 31,
1957 1. Febr. 1 . 31, 4%, 51, 33, 41, 4%, 51, 33, 41, 43, 51, 31,
17. Okt. *fa L 1, 31, 41y, s, 3% 3%/, 41, 51, 3%y 3%, 41, 51/, 3%,
1958 10. Febr. 3y Pl 33, 4 s 27, 3 33/, 41/, 27, 39/, 41/, 31,
21. Juli s i 3 3y, 0 4l 28/ 23, 3 37, 23/g 2%, 3 37, 3
20. Nov. 1, g 3 3y, 47 3 21, 2%/, 31, 2 21, 2%, 31, 3
1959 2;. };?br. :;; '1/. ';‘ ; :f‘ |4 1 :;, 2 y 2 :;, 3y, ; :5, ga/ giél 31/, g
. Nov. 2 N | 4 2%, 2%, 3%, 4 N N 1 4
1960 1. Jan. s 1 31, 33/, \ 1%, 2, 2%, ERIA 4 21, 2%, 3, 4 3,
1. Juli 1 L1, 4 41y | 51, 3 31, 4 43, 3 31, 4 43/, 4
15. Dez. My o1 4 41y 5Y, 2%, 3 31, 41, 2, 3 31, 41, 4
1961 1. Jan. e 1 4 41, o 4%, 2 Y, 3 e 41, 21, 3 31 41, 4
15, Febr'. s 1 4 41, | 43, 21, 23, 3%, 4 21, 2%, 3, | 4 4
1.Apr_11 a 1 31, 4 41, 21, 2%, 31/, 4 2%, 2%, 3, 4 3%,
10. Juni g ) 31, 4 4, 18/, 2, 23, 31y 13/, 2, 2%, 31, 31,
1. Juli s *a 31, 31, 4 1%y 2 Y 2%, 31y 1%, 2%, 2%, 31 3,

*) Amtliche Satze fiir Einlagen von Nichtbanken, die nur in Ausnahmefillen iiberschritten werden diirfen. Die hier wiedergegebenen Siitze sind zusammengestellt auf Grund der
Bekanntmachungen der Hessischen Bankaufsichtsbehdrde, fortgeltend gem. § 62 Abs. 1 des Gesetzes uiber das Kreditwesen vom 10. 7. 61; in den meisten anderen Bundeslindern
lauten die Satze gleich, — 1) Fiir grofere Einlagenbetrige (ab 50000,— DM bzw. 10000c0,— DM) wurden vom 1. 9. 1949 bis zum 19. 11. 1958 hohere Zinssitze vergitet. =
%) Soweit fiir Kiindigungsgelder mit einer Kiindigungsfrist von 6 Monaten und mehr héhere Zinssiitze als fiir Festgelder mit der entsprechenden Laufzeit gelten, diirfen die Sitze
nur gewihrt werden, wenn von der Kiindigung bei Einlagen mit Kiindigungsfrist von 6 Monaten bis weniger als 12 Monaten mindestens 3 Monate, bei Einlagen mit Kindigungsfrist
von 12 Monaten und dariiber mindestens 6 Monate — jeweils gerechnet vom Tage der Vereinbarung — kein Gebrauch gemacht wird. Andernfalls diirfen nur die Sitze fiir Festgel-
der vergiitet werden. — 3) Ab 1. 7. 1949 = 2!/4s. — 4) Ab 1. 1. 1951 = 2%/4%. — 8) Ab 1. 7. 1956 = 344%. — %) Ab 1. 5. 1957 = 319, — 7) Ab 20. 11. 1958 darf bei
Hereinnahme von Sparcinlagen mit vereinbarter Kiindigungsfrist die Kiindigung erst pach Ablauf einer Sperrfrist von 6 Monaten zugelassen werden. Diese Sperrfrist beginnt am
Tage der Einzahlung.
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V1. Wertpapierabsatz

1) Brutto-Absatz®) vou festverzinslichen Wertpapieren und Aktien
in Mio DM Nominalwert

-
Festverzinsliche Wertpapiere }
Schuldverschreibungen inldndischer Emittenten | Festlverzins-
e S R N o - i iche
Zeit Plandbriefe Schuldver- o%)xllid;asttigzel_en Anleihen ) Anleihen ) darunter Aktien?) | Wertpapiere
(eins Kommunal- sdhreibungen (einschl der Sonstige auslila‘ndischer insgesamt Kass_en- u_nd Alktien
Schiffs- | obligationen| YO8 Spgzxal- Wandel- | dffentlichen Schuldver- | Emittenten obligationen insgesamt
; g kredit- schreibungen
pfandbriefe) P schuldver- Hand
instituten i’
schreibungen)
jahrlich
1953 1043,4 429,4 224,6 396,2 774,5 33,8 - 2901,9%) — 268,7 | 3170,6
1954 21238,8 1001,4 64,9 791,5 590,2 4,2 - 4691,0%) — 453,0 5 144,0
1955 1381,7 1026,1 257,7 432,0 583,2 0,0 - 3 680,7°%) — 1554,8 5235,5
1956 1038,2 616,1 14,2 563,7 332,0 0,0 - 2564,2%) — 1837,5 | 4401,7
Jos7 1161,1 1125,2 265,2 931,1 650,9 10,0 21,0 4204,5 — 1631,7 | 58362
1958 1618.8 2337,6 422,1 1651,9 | 2002,7 2,0 92,0 8127,1 102,0 1139,5 9 266,6
1959 3050,0 2 363,7 830,1 918,7 : 2540,2 0,8 344,6 10 048,1 1 295,2 1 383,0 11 431,1
1960 2343.,4 1119,9 501,1 27,5 : 1332,6 3,0 44,8 5372,3 568,5 1904,5 7276,8
1961 3 641,5 2505,3 901,2 319,6 2 141,2%) 100,0 12,0 9 620,81) 388,7 2192,4 ‘ 11813,2
1962 4096,2 2 368,2 910,5 i 1076,1 | 2992,4 401,1 100,0 11 944.5 810,0 1506,7 i 13451,2
monatlich
1962 Jan. 524,8 ' 309,4 82,7 110,0 411,3 34,0 - 1472,2 164,3 130,2 ] 1602,4
Febr. 279,7 | 304,7 60,1 150,0 530,0 50,0 100,0 1 474,5 295,5 135,2 1609,7
Mirz 358,0 248,2 3,6 75,0 7,9 39,0 — 731,7 — 54,3 786,0
April 256,0 184,0 45,8 -— 260,2 24,3 - 770,3 45,5 224,8 995,1
Mai 273,1 ’ 215,8 175,9 140,0 130,0 42,4 — 977,2 20,0 151,9 1129,1
Juni 267,5 ‘ 175,2 91,0 79.4 20,0 18,5 — 651,6 20,0 51,8 703,4
Juli 401,90 | 245,9 139,9 260,3 637,7 18,0 — 1702,8 62,0 166,6 1869,4
Aug. 350,6 . 184,4 21,4 25,2 360,2 35,4 — 977,2 124,2 81,2 1058,4
Sept. 319.5 ! 109,9 201,0 56,2 75,7 54,5 — 816,8 25,7 44,2 ! 861,0
Okt. 357,0 119,7 24,6 40,0 308,8 24,7 — 874,8 14,6 107,5 982,3
Nov. 272,8 138,1 50,7 140,0 0,6 30,0 — 632,2 il.o 134,8 ! 767,0
Dez, 436,2 t 132,9 13,8 — 250,0 30,3 — 863,2 7,2 224,2 1087,4
1963 Jan. 472,3 ! 384,7 341,7 117,4 765,5 150,1 - 21231,7 264,9 104,1 ! 2 335,8
Febr. 243,6 ! 235,85 18,8 162,6 637,1 84,2 - 1381,8 184,1 96,1 1477,9
Mirz 289,8 i 342,7 85,3 1 150,0 69,7 102,7 100,0 1140,2 83,4 172,8 ’ 1313,0
1) Nur Erstabsatz neu aufgelegter Wertpapiere, ohne Beriicksichtigung getilgter oder zuriickgeflossener Betrige. ~— Ohne Umtausch- und Altspareremissionen. — Ab 1954 ein-

schlieBlich Berlin (West), ab 1959 einschlieBlich Saarland. Die bis dahin (seit 1948) in den genannten Gebieten begebenen Emissionen sind in die Jahrescrgebnisse fiir 1954

bzw. 1959 einbezogen worden. — %) Aktien-Emissionen auf Grund des Gesetzes iiber die Kapitalerhthung aus Gesellschaftsmitteln . . .
berichtigungsaktien”) sind in den Zahlen nicht enthalten, — 3) Darunter Absatz an Investitionshilfe-Gliubiger:

Mio DM, 1956 21,2 Mio DM. — %) Darunter 1176,2 Mio DM 5% Anleihe der Bundesrepublik Deutschland (E).

1953 199,8 Mio DM,

vom 23. Dezember 1959 (,Kapital-
1954 388.8 Mio DM,

1955 587.,9

2} Tilgung und Netto- Absatz vou festverzinslichen Wertpapieren®) sowie Verinderung der Bestinde zuriickgeflossener Emissionsbetrige
in Mio DM Nominalwert

Neugeschift nach der Wahrungsreform Altgeschif?)
Schuldverschreibungen inlindischer Emittenten Festverzins-
. : . Industrie- . Umtausch liche
Zeit Pfandbriefe : i&q{’dvur— obligationen | Anleihen S . A]{l.leéhec; . dKarunter und Alt- || Wertpapiere
(einschl. | Kommunal- | ® relDungen = (o nschl. der onstige | auslandiscner] insgesamt vassen- sparer- insgesamt
hiff i oblisati von Spezial- | Wandel Sfentlich Schuldver- | Emittenten obligationen ¢
Schiffs- | obligationen| ") Ph.” andel- | Sffenclichen | 30 00 E papiere
pfandbriefe) | instituten  Shuldver- Hand i
! schreibungen) i
Tilgung
1953 0,3 ! 0,8 | — — 36,2 | — — 37,3 — . }
1954 0,7 | 1,2 ‘ 30,0 3,0 46,5 | 0,5 - 81,9 -~
1955 2,0 5.6 | 0,1 34,5 32,0 ¢ 0.4 — 74,6 —
1956 11,5 20,4 ! 53,3 31,1 299,2 0,4 — 415,9 —_ . .
1957 21,8 32,1 ! 53,3 53,2 586,4 : 0,3 - 747,1 —_ 136,2 883,3
1958 60,3 100,4 ! 93,6 102,0 259,8 : 0,4 — 616,5 - 80,1 696,6
1959 231.5 223,2 109,4 305,8 603,2 3,8 — 1 476,9 — 106,2 1583,1
1960 116,0 176,5 : 136,0 403,9 150,4 i 3,6 s 986,4 — 94,4 1080,8
1961 339,3 641,3 } 333,8 219,1 93,2 | 5,7 — 1632,4 109,9 74,0 1706,4
1962 456,9 597,8 245,0 484,5 526,1 i 3,6 3,5 2317,4 387,7 74,0 2391.4
Netto-Absatz?)
1953 1043,1 428,6 224,6 366,2 738,3 33,8 — 2 864,6 — .
1954 2238,1 1000,2 34,9 788,5 543,7 3,7 - 4 609,1 — ! .
1955 1379,7 1020,5 257,6 397,5 551,2 — 0,4 — 3 606,1 — ! .
1956 1026,7 595,7 — 39,1 §32,6 32,8 — 0,4 - 2 148,3 — . ! -
1957 1139,3 1093,1 211,9 877,9 104,5 9,7 21,0 3457,4 — — 46,6 | 3 410,8
1958 1558,5 2237,2 328,5 1549,9 1742,9 | 1,6 92,0 7 510,6 102,0 408,3 7 918,9
1959 2818,5 2 140,35 720,7 612,9 1937,0 = 3,0 344,6 8571,2 1295,2 291,1 8 862,3
1960 2227,4 943,4 365,1 — 376,4 1182,2 o 0,6 44,8 4 385,9 568,5 100,5 4486,4
1961 3302,2 1864,0 567,4 100,5 2048,0 | 94,3 12,0 7 988,4 278,8 85,5 8 073,9
1962 3639,3 17704 665,5 591,6 2 466,3 i 397,5 96,5 9 627,1 422,3 39,1 9 666,2
Verinderung der Bestinde zuriickgeflossener Emissionsbetrige
Zunahme (+) / Abnahme (—)
1953 + 12,8 - 0,2 — 8,8 P~ 1,6 - - — + 2,2 — -
1954 — 4,5 <+ 8,5 — 44 + 3.4 — - — + 30 — .
1955 + 29,2 + 11,7 + 12,1 + 1,3 + 28,4 - —_ -+ 82,7 — .
1956 + 44,0 + 27,5 = 4,6 + 13,1 + 314,9 - - -+ 404,1 — .
1957 — 18,6 — 10,3 - 3,7 — 3,1 L= 97,1 - — —132,8 — . .
1958 - 1,9 } + 8,3 — 12,0 — 11,1 ~ 95,2 — — —111,9 — — 37,7 — 149,6
1959 + 35,7 i+ 18,7 + 21,9 - 1,9 + 9,0 -+ 0,1 - + 83,5 - — 14,0 -+ 69,5
1960 + 30,4 + 34,4 — 0,2 - 9,3 — 10,5 - 0,1 — + 63,3 — + 3,4 + 66,7
1961 + 0,8 + 3,9 + 2,1 — 2,4 + 25,9 ‘ - - + 30,3 — — 17,9 + 12,4
1962 -~ 17,4 — 12,8 .+ 6.9 + 0,7 + 28,8 ! — — -+ 41,0 — — 20,5 ~+- 20,5

1) Ab 1954 einschlieBlich Berlin (West), ab 1959 einschlie8lich Saarland. Die bis dahin {seit 1948) in den genannten Gebieten begebenen Emissionen

sind in die Jahres-

ergebnisse fiir 1954 bzw. 1959 einbezogen worden. — 2) Statistisch erfaBt erst ab Januar 1957. — 3) Brutto-Absatz minus Tilgung; negatives Vorzeichen bedeutet Uberhang
der Tilgung iiber den im Berichtszeitraum neu abgesetzten (bzw. im Altgeschift nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz oder auf Grund von anderen Entschidigungsgesetzen

anerkannten) Betrag.
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3) Wertpapier-Absatz®) : Nominalwerte, Kurswerte und Durdisdumitts- Emissionskurse 2)

Festverzinsliche Wertpapiere
darunter
Schuldverschreibungen inldndischer Emittenten Aktien
insgesamt Agleiben
Zeit Pfandbriefc") u'nd ln.dust.rie- R Anlgihen der a;ﬂ?f&;z:r
Kommunalobligationen QObligationen Sffentlichen Hand
mri\lnoal- I&: rs t‘ El?is- mIi\LoaI- ! ]fvuer:t‘ Er?’n)is- mli\ilzl- lfvlzrrs t- Er?is- mr;llfal- I&:rst' Er?is- mtiqnoal- Iiuel;st- Er?is- mtiqnoal- vau;rst' E:fis-
wert sions- |  wert ; sions- | wert sions- | wert sions- | wert sions- | wert sions~
—_— Kurs o Kurs Kurs - Kurs |- Kurs — Kurs
Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH Mio DM vH

1956 2564,2 2510,1 97,9 | 1654,3 | 1618,7 97,9 563,7 553,0 98,1 332,0 324,5 97.7 - - — 1837,5| 1950,0|106,1
1957 4204,5 | 4058,9 96,5 | 2286,3 ] 2186,5 95,6 931,1 909,7 97,7 690,9 675,9 97,8 21,0 21,0 | 100,01 1631,7 { 1676,2102,7
1958 8127,1 | 7 996,3 98,4 | 3956,4| 3880,6 98,1 1 1651,9] 1632,1 98,8 ] 2002,7 | 1974,1 98,6 92,0 ©0,3 98,21 1139,5} 1214,5106,6
1959 10 048,1 | 9 903,7 98,6 | 5413,7 | 5 349,6 ‘ 98,8 918,7 901,7 98,1 | 2540,2 | 2 495,9 98,3 344,6 342,9 99,5 | 13583,01 1851,2(137,2
1960 §372,3| 5195,4 96,7 | 3463,3| 3332,8 96,2 27,5 26,7 96,9 | 1332,6 | 1301,7 97,6 44,8 43,5 96,8 | 1904,5] 2792,4|146,6
1961 9 620,8 | 9491,4 98,7 | 6146,8 | 6052,2 98,5 319,6 315,5 98,7 | 2141,2 | 2124,1 99,2 12,0 11,4 95,0 | 2192,4| 3295,7 {150,3
1962 11 944,5 |11 841,1 99,1 | 6 464,4 | 6 387,1 98,8 1 1076,1 | 1071,2 99,6 | 2992,4 | 29829 99,7 100,0 96,5 96,5| 1506,7 | 2195,9|145,7
1962 Jan. 1472,2 | 14579 99,0 834,2 822,4 98,6 110,0 110,0 | 100,0 411,3 | 409,6 99,6 — - —_ 130,2 i 185,7 | 142,6
Febr. 1474,5 | 1 455,4 98,7 584,4 §74,7 98,3 150,0 150,0 | 100,0 530,0 524,9 99,0 100,0 96,5 96,5 135,2 243,0 | 179,8
Mirz 731.7 722.6 98,8 606.2 597.2 98,5 75,0 75,0} 100.0 79 7,8 99,1 - ot P 54,3 126,0 | 231,9
April 770,3 762,3 99,0 440,0 434,2 98,7 —_ — - 260,2 258,9 99,5 - - — 224,8 230,11102,3
Mai 977,2 971,4 99,4 488,9 484,5 99,1 140,0 139,3 99,5 130,0 129,9 99,9 - - - 151,9 321,7 | 211,8
Juni 651,6 646,8 99,3 442,7 439,6 99,3 79,4 78,3 98,7 20,0 19,7 98,5 - — - 51,8 63,9 (123,3
Juli 1702,8, 1693,1 99,4 646,9 640,0 98,9 260,3 258,3 99,3 637,7 637,7 | 100,0 - — — 166,6 311,9 [ 187,2
Aug. 977,2 971,0 99,4 535,0 529,9 99,0 25,2 25,2 | 100,0 360,2 359,6 99,8 - - — 81,2 148,3 ;1 182,6
Sept. 816,8 811,4 99,3 429,4 425,3 99,0 56,2 56,0 99,6 75,7 75,5 99,7 - - - 44,2 §5,1124,6
Okt. 874,8 868,1 99,2 476,7 471,0 ! 98,8 40,0 39,9 99,8 308,8 308,7 | 100,0 - - - 107,5 120,8 [112,4
Nov. 632,2 : 625,3 98,9 410,9 406,0 . 98,8 140,0 139,2 99,4 0,6 0,6 | 100,0 - ! - — 134,8 143,4 [ 106,4
Dez. 863,2| 8558 99,1 ] 569,1| 5624 988| — - - 250,0 | 250,0 | 1000 — | — - 224,2| 246,0(109,7
1963 Jan. 2231,7 | 22190 29,4 857,0 850,71 99,3 117,4 116,3 99,1 765,5 763,0 99,7 — - — 104,1 110,4 | 106,0
Febr. 1381,8 | 1376,5 99,6 479,1 476,4' 99,4 162,6 162,3 99,8 637,1 635,8 99,8 — - — 26,1 97,4 | 101,4
Mirz 1140,2 i 1132,5 99.3 632,5 629,4 99,5 150.0 149,1 99.4 69,7 68,8 98,8 100,0 98,5 98,5 172,8 257,7 | 149,2

1) Ab 1959 einschlieBlich Saarland. In den Jahresergebnissen fiir 1959 sind die Emissionen Saarlindischer Emittenten von 1948 bis 1959 enthalten. — 2) Gewogene Durch-
schnittskurse, aus den in Tsd DM gemeldeten Originalzahlen errechnet. — ?) Einschl. Schiffspfandbriefe.

4) Umlauf vou Investment-Anteilen®)

Inventarwert®) Anzahl der Anteile?) Ausgabepreis je Anteil
Investmentgesellschaft NN 1 U Marz ‘ ’ Mirz R i B Mirz
und -Fonds )19607 ,7”179671” ] 77179761 1 1963 771?60»' 1961 1962 1963 —:9602) 19612%) | 1962 )7 1963%)
Mio DM Tsd Stiick DM
Allfonds Gesellschaft 1 ‘
fiir Investmentanl. mbH : I
Allfonds 55,0 87,0 90,1 92,7 445,0 - 2120,0 1 2735,8| 2872,0 128,20 42,60 34,20, 33,20
Allgemeine Deutsche | l
Investment-GmbH ; . ) !
Adifonds 194,7 | 180,0 | 138,9 | 133,3 28264 29253|3003,2|3024,1 | 71,40 | 63,70 | 47,90 = 45,33
‘Adiropa 12,3 19,6 | 203 2004 | 101,01 2988} 3669 3759 | 126,90 | 68,60 | 57,70 | 55,87
Fondak 278,5 | 263,21 20,0 | 193,5 | 1729,2 52560 53277 | 53467 | 166,80 | 52,00 | 39,30 | 37,12
Fondis 163,91 150,0 | 1151 | 108.8 | 2613,7 2737,6( 2783,8 27952 | 6500 | $6,80 | 42,90 | 40,19
Fondra 60,1 65,1 64,9 66.8 | 5499 16,5 718,3| 747,3 | 113,70 © 109,50 | 93,60 | 91,95
Tresora - 31,4 29,6 29,0 - 658,9 718,5 713,6 — 1 49,70 43,00 41,68
Anlage-Gesellschaft ‘
fiir franzdsische i
Aktienwerte mbH |
Agefra-Fonds 92,3 90,7 84,5 78,4 769,6 1938,7| 1902,0} 1874,3 125,50 i 48,90 46,50 42,54
Anlage-Gesellschaft mbH ‘ f |
fiir englische und ‘ ' 1
hollind. Aktienwerte ! i
Anglo-Dutch-Fonds 14,5 12,5 1,01 10,6 | 144,4° 119,3] 11,0} 110,7 | 106,40 | 111,40 | 104,90 - 100,90
Deutsche Ges. fiir !
Wertpapiersparen mbH i
Akkumula - 17,7 18,1 17,8 — 304,21 372,01 372,9 - 60,50 | 50,70 | 48,92
Intervest 80,9 94,2 88,2 90,7 892,8 921,8 991,0 ; 1 004,9 94,80 | 106,80 92,80 93,22
Investa 666,7 645,5 530,1 509,8 { 8 106,6 | 8 735,31 9 367,2 | 9 498,2 85,30 76,70 58,70 55,15
Dcutscher Investm.-Trust,
Ges, fiir Wertpapier-
anlagen mbH
Concentra 615,3 499,7 389,3 359,3 { 4096,1 111 323,0 |11 849,7 12150,8 | 156,00 45,90 34,00 30,30
Industria 179,8 154,7 1164 107,5 | 1904,3{ 1840,0| 1815,0 1821,1 97,80 87,40 66,30 60,36
Thesaurus 141,6 208,0 157,0 146,9 | 2606,3 ! 4157,1 | 3931,1 , 3859,0 56,20 52,00 41,30 39,07
Transatlanta 21,2 89,0 77,5 75,0 | 1710,9 ! 1580,8 | 1629,8'1644,0 55,70 59,20 49,60 47,18
Deutsche Kapitalanl.-GmbH| :
Arideka — — 18,7 17,9 — — 439,5 | 454,83 - 43,90 40,78
Dekafonds I 203,5 | 209,3 175,4 | 156,3 | 3672,2| 4248,0 | 4739,5 | 4 881,1 57,30 | 51,00 | 38,70 33,90
Europa und Ubersee
Kapitalanlage-GmbH
Atlantic-Fonds 61,7 47.4 36,8 35,11 1472,7} 1121,7.| 1052,3 | 1047,0 44,40 44,70 37,30 35,83
Europafonds 1 53,9 50,2 42,1 58,71 327,7| 630,2] 659,7| 654,5.| 170,70 | 80,80 | 67,30 62,70
Internationale
Kapitalanlageges. mbH
Brauerei-Fonds - — 35,5 35,7 - — 792,8 | 788,9 - — 46,90 7,19
Union-Investment-GmbH g
Unifonds 170,2 182,9 169,4 168,7 | 3664,4 ) 4556,2| 5639,7 | 5912,6 48,80 42,20 31,60 29,77
Uscafonds 10,0 11,0 10,2 10,6 91,7 91,1 101,4 101,6 115,70 | 128,40 | 106,40 109,30
.- S, —e !
Zusammens) 3146,1 | 3109,2 | 2621, I 2505,5 I } l i ‘ ‘ ‘ |
1) Im Berichtszeitraum haben folgende ,Splittings* stattgefunden: Adifonds im Verhaltnis 1:2 am 1. Aug. 1960, Allfonds 1:2 am
14. Juli 1961, Adiropa 1 : 1 am 29. Mai 1961, Fondak 1 : 2 am 29. Mai 1961, Fondis 1 : 2 am 10. Okt. 1960, Fondra 1:1 am 1. Febr.
1960, Agefra 1:2 am 10. Mai 1961, Investa 1:1 am 7. Nov, 1960, Concentra 1 :2 am 15. Febr. 1961, Industria 1:1 am 15. Febr.
1960, Thesaurus 1:3 am 1. Sept. 1960, Dekafonds-I 1:2 am 1. Okt. 1960, Europafonds-I11:1 am 7. Mirz 1961, Unifonds 1:2 am 1, Nov.
;9602. ﬁ %) Jeweils Stand Ende des Jahres bzw. Monats. — %) Durchschnitt im Monat. — ¢) Differenzen in den Summen durch Runden
er Zahlen,

5) Mittelaufkommen®)
bei den Investmentfonds

Mittelauf-
Zeit kommen
Mio DM
1956 109,7
1957 182,8
1958 500,5
1959 465,7
1960 340,1
1961 229,5
1962 224,2
1960 Jan. 193,3
Febr. 44,6
Mirz 10,0
April — 4,1
Mai — 20,3
Juni — 8,2
Juli — 11,4
Aug. 32,0
Sept. 18,3
Okt. 17,9
Nov, 10,1
Dez. 27,9
1961 Jan. 31,2
Febr. 13,9
Mirz 15,8
April 10,5
Mai 19,3
Juni 19.5
Juli 20,3
Aug. - 07
Sept. 4,5
Okt. 15,1
Nov. 59,9
Dez. 20,2
1962 Jan. 59,0
Febr. 37,5
Mirz 15,3
April 16,8
Mai — 44
Juni 13,5
Juli 15,5
Aug. 12,7
Sept. 6,4
Okt. 7.0
Nov. 24,0
Dez. 20,9
1963 Jan, 16,5
Febr. 12,2
Mirz 9,5
1) Errechnet aus der Ver-
inderung des Anteilsum-
laufs und des monatsdurch-
schnittlichen Ausgabeprei-
ses eines jeden Fonds.




VII. AuBenhandel und Zahlungsbilanz
1) Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland 1956 bis 1962*) (in Mio DM)

Positionen ' 1956 1957 i 1958 1959 l 1960 ‘ 1961 1962P)
A. Leistungs- und Kapitalbilanz 1
1. Laufende Posten i
1. Warenhandel und Dienstleistungen |
a) Warenhandel Ausfuhr (fob)?) 30712 35 831 36 849 41025 © 47849
Einfuhr (fob)!) 25 079 28 509 29 380 33141 39574
Transithandel: Verkiufe 1093 | 1971 1285 1886 | 2536
Kiufe 995 I 1697 1249 | 2018 |7 223
Saldo des Warenhandels + 5731 | + 7396 |+ 7505 | + 7752 | -+ 8580
b) Dienstleistungen Einnahmen aus Leistungen fiir aus- i
lindische militirische Dienststellen 1673 2519 3598 3814 | 3960
Sonstige Einnahmen 5661 6723 6591 6820 | 7 957
Ausgaben 7 466 8999 | 9860 | 11400 | 13074
. . e~~~ Saldo der Dienstleistungen — 132 | + 243 | + 329 | — 766 i — 1157
Saldo des Warenhandels und der Dienstleistungen {5599 |+ 7639 | F 7834 | + 6986 | 4 74
2. Unentgeltliche Leistungen (eigene: —, fremde: +)7) ] F T
a) Privat Fremde Leistungen 94 79 92 93 96 72 66
Eigene Leistungen 3721 441 406 408 484 550 @ 618
Saldo - 278 - 362 | — 314 — 315 — 388 - 478 — 552
b) Offentlich Fremde Leistungen 132 78 81 88 177 102 | 19
Eigene Leistungen:
Wiedergutmachungsleistungen 924 1396 1 405 1592 2102 2514 2 456
Sonstige Leistungen 119 150 216 ! 1083 565 593 774
L i Saldo — 911 | — 1468 | — 1540 | — 2587 | — 2490 | — 3005 | — 3211
__ Saldo der unentgeltlichen Leistungen - Tl — 1189 [ — 1830 | — 1854 | — 2902 | — 2878 | — 3483 | — 3763
Saldo der laufenden Posten (1 + 2) B 4410 | + 5809 | ¥ 5980 | - 4084 | + 4545 | + 2998 | — 1403
1. Kapitalleistungen (eigene: —, fremde: +) 2) )
1. Langfristige Kapitalleistungen?)
a) Deutsche Kapitalanlagen im Ausland
Neuanlage Privat: Kiufe von auslindischen Wertpapieren | — 21 | — 104 | — 383 | — 2032 | — 1724 | — 1205 | — 1672
Sonstige Neuanlagen — 401 | — 663 | — 969 | — 775t — 890 | — 1129 | — 1183
Offentlich: Leistungen an internationale
Organisationen — 88 - — 126 | — 2351 j — 221 | — 924 | — 124
Sonstige Neuanlagen — 175 | — 321 |~ 448 | — 524 | — 761 | — 1199 | — 1104
Liquidation Privat: Verkiufe von auslindischen :
Wertpapieren + 40 4 23 ) 4 104 | + 569 | + 1009 | + 1006 | + 812
Sonstige Liquidationen + 93 | + 69 | + 106 1 4 216 { + 170 - 4+ 306 | + 569
o . Offentlich o= = |+ 2| - 1+ 57+ 219 |+ 339
Netto-Kapitalanlagen (Zunahme: —)  Privat: Auslandische Wertpapiere — 17 | — 81 |~ 279 | — 1463 | — 715 - — 199 | — 860
Sonstige Netto-Kapitalanlagen — 308 | — 594 | — 863 | — 559 { — 70 | -~ 823 | — 614
Offentlich b= 263 — 321 | — sas 1 — 2875 | — 925 | — 1904 | — 889
Insgesamt — 588 - 996 —~ 1690 | = 4897 — 2360 — 2926 — 2363
b) Ausldndische Kapitalanlagen im Iniand ;
Neuanlage Privat: Kaufe von inlindischen Wertpapieren | - 767 | 4+ 1358 | + 1803 | + 2528 | + 4349 . + 4408 | + 3452
Sonstige Neuanlagen + 632+ 678 |+ 609 |+ 973 | + 1093 ° 1312 | + 1816
Offentlich - - - - - - -
Liquidation Privat: Verkiufe von inlindischen !
Wertpapieren — 478 - 587 — 1211 — 2059 — 2276 — 2762 — 1832
Sonstige Liquidationen — 466 | — 539 | — 577 | — 572 | — 749 | — 1049 | — 872
Offentlich: Vorzeitige Riickzahlung von Schulden
aus der Nachkriegswirtschaftshilfe — - - — 903 - — 31325 -
e _____Sonstige Liquidationen — 426 | — 541 | — 502 | — 517 {~— 314 — 91 | — g0
Netto-Kapitalanlagen (Zunahme: +)  Privat: Inlindische Wertpapiere + 289 | + 771 { + 592 | + 469 |+ 2073 | + 1646 | 4+ 1620
: Sonstige Netto-Kapitalanlagen 4+ 166 |+ 139 | + 32 |+ 401 | + 344 | + 263 | + 944
Offentlich — 426 | — 541 | — 502 | — 1420 | — 314 | — 3216 | — 90
[ e “Iﬂssesamt -+ 29 + 369 -+ 122 | — 550 | 4+ 2103 ~ 1307 + 2474
Saldo der langfristigen Kapitalleistungen (a + b) = Tsse | — e | S ises | — 5447 | — 257 TS 4233114 1
2. Kurzfristige Kapitalleistungen T - '7’ o o
a) Privat
Deursche Netto-Kapitalanlagen im Ausland
(Zunahme: —) Geschiftsbankent) — 191 : — 606 + 1103 | — 1558 | — 175
Nichtbanken B — 18l — 34 — .82 — 307 [ + 151
Insgesamt — 209 | — 640 | + 1021 | — 1865 | — 24
Auslindische Netto-Kapitalanlagen im Inland
(Zunahme: +) Geschiiftsbankent) 4+ 1103 | + 581 4+ 1151 28
Nichtbanken - 1+ se + 737 268
Insgesamt + 1103 | + 637 + 1888 296
Saldo + 894 | — 3 - 2909 3 + 272
b) Offentlich N A
Transaktionen mit dem Internationalen
Wihrungsfonds - — — 169 480
Sonstige Leistungen - — 785 328
__ Insgesamt B — 954 152
__Saldo der kurzfristigen Kapitalleistungen (a + b) B + — 1813 14 1955 |- 424
Saldo der gesamten Kapitalleistungen (1 + 2) + 48 — 2440 | — 2392 | — 6248 ' + 1698 | - 535
Saldo der Leistungs- und Kapitalbilanz d + 1» +4458 | +3369 | +3588 | —2164 | +6243 { —2162 | - s6s
. Devisenbilanz (Verinderung der Wihrungsreserven der Deutschen Bundesbank)®)%) I ‘ |
I. Verinderung des Goldbestandes {(Zunahme: —) — 2413 . — 4399 | — 411 | + 8 f - 1402 | — 2781 | — 62
1. Verinderung der Forderungen und Verpflichtungen |
1. Forderungen (Zunahme: —) — 2651 | — 1248 | — 2436 | + 2439 | — 6624 | + 4800 { + 595
2. Verpflichtungen (Zunahme: +) + . 50 | 4 525 | — 341 | — 243 l -+ 19 | — 91 |+ 19
Saldo aus der Verinderung von Forderungen und Verpflichtungen ) — 2601 | — 723 | — 2777 i 4 2196 | — 6605 | + 4709 | 4 614
Saldo der Devisenbilanz  (Uberschuf: —, Defizit: +) (I + II) ~5014 | ~5122 | —3188 | +2204 | —8007 | +1928 | + 552
C. Saldo der nicht erfaiten Posten und der statistischen Ermittlungsfehler + 556 | +1753 |~ 400 | — 40 | +1764 |+ 232 |+ 316
(als Rest errechnet)?) |

*) Bundesgebiet einschl. Berlin (West); vom Tage der wirtschaftlichen Fingliederung des Saarlandes an (6. 7. 1959) einschl. der Transaktionen des Saatlandes mit dem Ausland. —
1) Spezialhandel. Einschl, Erginzungen (z. B. Aus- und Einfuhr von Elektrizitit), 1957 und 1958 auBerdem einschl. nachtriglich gemeldeter und in der amtlichen AuBenhandels-
statistik nicht erfaBter Einfuhren der Bundesregierung; ohne die Ausfuhr von Schiffs- und Flugzeugbedarf, die den Einnahmen fiir Dienstleistungen zugerechnet wurde. —
*) Far die Aufgliederung in .Privat* und .Offentlich” ist maBgebend, welchem der beiden Sektoren die an der jeweiligen Transaktion beteiligte inlindische Stelle angehort. —
%) Vgl. Anm. 5). ~— ¢) 1961 einschl. der durch die DM-Aufwertung bedingten statistischen Veriinderung bei Forderungen und Verpfichtungen in auslandischer Wihrung. —
5) Ohne Weltbankbonds und ohne diejenigen Weltbanknotes, die in der Position .Wertpapiere” des Bundesbankausweises und hier bei den langfristigen 8fentlichen Kapital~
leistungen beriicksichtigt sind. — %) 1961 ohne Beriicksichtigung der durch die DM-Aufwertung bedingten Abnahme der Wahrungsreserven der Deutschen Bundesbank um
1 419 Mio DM. — 7) In diesem als Differenz zwischen dem Saldo der Devisenbilanz und dem Saldo der Leistungs- und Kapitalbilanz ermittelten Restposten schlagen sich vor
allem die statistisch nicht erfaBten Verinderungen in den Zahlungsbedingungen im AuBenhandel (terms of payment} nieder (Devisenbilanz giinstiger als Leistungs- und Kapital-
bilanz: +, Devisenbilanz unglinstiger; —). — p) Vorldufig.
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2) Wihrungsreserven der Deutschen Bundesbank °) *) (in Mio DM)

Goldbestand und uneingeschrinkt Befristete oder nur beschrinkt verwendbare
verwendbare Auslandsforderungen Auslandsforderungen?)
i P Nach-
| arunter richtlich:
Bilaterale In den Wih-
Stand am Gesamte ! Uneinge- Forderungen i‘::gl;le . Auslands- || rungsreser-
Jahres. Wih- i schrinkt aus fritheren Schuld- gG Ik Kpnso]l— ver- ven nicht
b Tungs- | verwend- Krediten . uthaben i gierungs- ih erfaBte
. reserven Gold- die EzU | verschrei- | bei auslin- Kredi phich-
Monatsende Insgesamt bare Insgesamt | an die bungen di redite an tungen?) Auslands-
(netto) o bestand |\ nds- (bis Ende ge ischen auslin- ford
i 058: er Banken und ; orderungen
forde- 1058 Weltbank sweck- dische der Deut-
rungen | Krf}";ht' 4 gebundene Zentral- schen Bun-
5 gﬁw: dfil;ﬂz Geldmarkt- banken desbanks)
| EZU3)) anlagen
1952 4 635 2971 587 2384 2026 1061 — — — 362 —
1953 8158 5510 1367 4143 2704 1782 - — — 56 —
1954 10 930 B 426 2628 5798 2672 2054 — —_ 146 168 —
1955 12781 10 134 3862 6272 2785 2187 — — 304 138 -
1956 17 795 14 412 6 275 8 137 3571 2 850 — 240 403 183 73
1957 220917 17 237 10 674 6563 6 393 4242 735 1032 384 713 73
1958 26 105 19 477 11 085 8392 7 000 4597 1166 972 265 372 73
1959 23 621 19 039 11077 7 962 4992 3159 1 305 353 175 410 191
1960 31628 28 295 12479 15 816 3762 1993 1 400 265 104 429 272
1961 28 281 26 166 14 654 11512 2452 1039 1352 - 61 337 1112
1962 27 729 25 786 14716 11070 2299 897 1352 - 50 356 1100
1960 Mirz 23974 19 644 11214 8 430 4674 2978 1200 353 143 344 191
Juni 27 432 23271 11643 11628 4619 2834 1300 353 132 458 191
Sept. 30 065 26 621 12132 14 489 3821 2089 1350 265 117 377 191
Dez. 31628 28 295 12479 15 816 3762 1993 1400 265 104 429 272
1961 5 Mﬁrza)ﬂ) 31724 28512 12723 15 789 3497 1744 1400 265 88 285 372
" b) 30 305 27 155 12117 15038 3434 1742 1352 252 88 284 364
31. Mirz 31421 28 329 12969 15 360 3417 . 1731 1352 252 82 325 364
Juni 29 529 27 378 14053 13 325 3142 1718 1352 — 72 991 414
Sept. 27 534 25746 14576 11 170 2477 1055 1352 — 70 689 632
Dez. 28 281 26 166 14 654 11512 21452 1039 1352 — 61 337 1112
1962 Mirz 26 226 24 354 : 14 665 9 689 2437 1’ 1026 1352 : — 59 565 1112
Juni 26 993 24932 14 667 10 265 2422 | 1013 1352 | — 57 361 1112
Sept. 27 726 25 891 14 673 11 218 2318 | 913 1352 - 53 483 1112
Dez. 27729 25786 14716 11 070 2299 ‘ 897 1352 - 50 356 1100
1963 Jan. 27 084 25168 14777 10 391 2 299 ! 897 1352 — 50 383 1100
Febr. 27 272 25257 14 910 10 347 2298 ’ 896 1352 — HY 283 1100
Mirz 27 633 25785 14995 10 760 2281 | 884 1352 — 44 433 1100

©) Die Daten sind mit den im Rahmen des Bundesbankausweises angegebenen Zahlen nicht ganz identisch, da der Goldbestand sowie die Auslandsforderungen und
-verpflichtungen hier entsprechend den Vorschriften des Internationalen Wihrungsfonds fir die Aufstellung von Zahlungsbilanzen zum Parititskurs angegeben sind,
wihrend sie im Bundesbankausweis zum Jahresende nach dem Niederstwertprinzip und fiir das laufende Jahr jeweils zum Tageskurs berechnet werden. Dariiber hinaus
bestehen bei den Verpflichtungen gewisse Unterschiede in Bezug auf die Abgrenzung der zu berlicksichtigenden Positionen (vgl, auch Anm. 1). —1) Von 1959 ab
einschl. der vorher nicht beriicksichtigten Akkreditivdeckungskonten und der in der Position ,Einlagen auslindischer Einleger” des Bundesbankausweises erfaBten
Verpflichtungen. — 2) In den Jahren 1952 und 1953 einschl. bestimmter Forderungen und Verpflichtungen, wie z. B. konsolidierter Clearingschulden, deren Verinde-
rungen in den Zahlungsbilanztabellen nicht der Devisen-, sondern der Kapitalbilanz zugerechnet wurden. — %) Ohne Beriicksichtigung der jeweils letzten FZU-Ab-
rechnung. — %) Ohne die in Anm. 5) erwidhnten Forderungen an die Weltbank, — 5) Weltbankbonds und Inanspruchnahme des im August 1960 vereinbarten Kredits
iiber rd. 1 Mrd DM durch diz Weltbank. — ) Reihe a) bewertet zum Parititskurs vor, Reihe b) bewertet zum Parititskurs nach der DM-Aufwertung.

3) Kurzfristige Forderungen und Verpfliditungen der Gesdhiiftsbanken gegenitber dem Ausland *) 1) %) (in Mio DM)

Forderungen Verpflichtungen
Stand S;ledro Guthaben bei auslindischen Banken Einlagen von Auslindern nach Einlegergruppen
am Forde- I _,E‘i@‘,',“"‘,'k“""’,‘ff? [ 77§§d1tbgr}l£ciniki[
Jahres- rungen ! Geldmarktpapiere | Kurz- r Wirt- Inter- Kurz-
bzw. und Ins- | Tiglich T | darunter: | fristige | NS 1 A(;F;ln- schafts- | nationale | fristige
R 1C N : §- 18 ‘ - .
Monats- Ver- gesamt Ins- ¢ f‘lgl Termin- Kredit- | Kredite gesamt n k ° unter- Offent Organi- | Kredite
< + fallige Ins- A gesamt | Banken liche k
ende pflich- gesamt | <y gelder csamt anstalt fiir 4 nehmen Stelle sationen
tungen | gesa Wieder- und clien ®)
aufbau®) Private
1955 — 1397 524 320 312 7 1 - 204 1921 1473 730 622 121 448
1956 ~— 2309 715 379 362 13 4 - 336 3024 2114 1197 733 184 910
1957 — 2285 1320 775 307 ot 448 - 545 3605 2650 1580 914 156 955
1958 — 1551 1919 1040 431 | 128 481 - 879 3470 2893 1625 1075 193 577
1959 — 272 3471 2543 ' 754 | 543 1246 — 928 3743 3 410 1784 1095 216 315 333
1960 —~ 2526 2 368 1315 : 526 | 410 379 - 1053 4 894 3 641 1697 1 348 308 288 1253
1961 — 2262 3926 2778 | 651 E 206 1221 643 1148 6 188 3985 1603 1419 311 352 ‘ 2203
1962 - 2121 4095 2526 ¢« 1022 i 780 724 371 1569 6 216 3932 1612 1743 270 307 : 2284
« | |
1960 Mirz - 392 3 457 2383 746 ; 813 824 — 1074 3 849 3 380 1741 1085 231 323 } 469
Juni — 2002 2279 1192 590 | 260 342 - 1087 4281 3479 1767 1063 346 303 i 802
Sept. — 2317 2085 1014 489 | 211 314 — 1071 4 402 3324 1626 1152 285 261 1078
Dez.?) — 2526 2368 1315 526 410 379 — 1053 4 894 3 641 1697 1 348 i 308 288 1253
1961 Marz?) — 628 | 4431 | 3166 574 | 1493 | 1099 677 1265 | 5059 | 3501 | 1716 | 1197 | 327 261 1558
Juni — 22 5982 4785 625 3077 1083 801 1197 6 004 3836 ' 1884 1372 322 258 2168
Sept. — 73 5760 4 489 637 2597 1255 817 1271 5833 3497 | 1600 1214 351 332 2336
Dez. — 21262 3926 2778 651 <06 1221 643 1148 6188 3985 : 1903 1419 311 352 21203
1962 Mirz -+ 1100 6566 5184 811 3221 1152 627 1382 5 466 3580 | 1637 1320 | 282 341 1886
Juni - 33 5535 4110 668 2330 ., 1112 610 1425 5 568 3682 ! 1605 1469 | 271 337 1886
Sept. - 1017 4 685 3278 664 1825 } 789 398 1407 5702 3 600 1 1521 1496 ; 264 319 2102
Dez. — 2121 4095 2526 1022 780 724 371 1569 6216 3932 ‘ 1612 1743 | 270 307 2284
1963 Jan. — 670 4 829 3243 744 1781 718 355 1586 5 499 3691 1595 1536 ; 284 276 1808
Febr. - 95 5239 3470 838 1938 694 338 1769 5 334 3571 1502 1507 280 282 1763
Mirz - 580 4 988 3 417 983 1826 608 306 1571 5568 3 670 ‘ 1573 1540 ‘ 271 286 1898

*) Angaben fiir die Zeit nach der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes (6. 7. 1959) einschl. der Forderungen und Verpflichtungen der saarlindischen Geschifts-
banken gegeniiber dem Ausland, — 1) Die hier ausgewiesenen Zahlen aus dem Auslandsstatus der Kreditinstitute weichen von entsprechenden Zahlen aus der Bilanz-
statistik ab, da in den monatlichen Zwischenbilanzen der Niederlassungen auslindischer Banken die Forderungen und Verpflichtungen gegeniiber dem ausldndischen
Mutterinstitut und den auslindischen Schwesterfilialen — anders als im Auslandsstatus — nur saldiert ausgewiesen werden. — 2) Forderungen und Verpflichtungen in
auslindischer Wihrung sind mit dem am Ende des jeweiligen Berichtszeitraums geltenden Paritdtskurs bewertet. — 3) Nur Anlage von Mitteln aus der Entwicklungs-
hilfe-Anleihe der deutschen Wirtschaft in US-Treasury Bills aus dem Bestande der Bundesbank, ~— $) Ohne Weltbank, Europiische Investitionsbank und Bank fiir
Internationalen Zahlungsausgleich; die Einlagen dieser Institute sind in der Spalte nInternationale Organisationen” beriicksichtigt. — 5) Vgl. Anm. 4.

166



	Inhaltsverzeichnis
	Teil A: Allgemeiner Teil
	Wirtschaftsentwicklung und Notenbankpolitik
	I.    Allgemeiner Überblick
	1. Die Wirtschaftsentwicklung
	2. Die Kreditpolitik
	3. Die Aufgaben der Wirtschafts- und Finanzpolitik

	II.   Internationale Währungspolitik
	1. Weiterer Ausbau der Instrumente zur Verteidigung des internationalen Währungssystems
	2. Versorgung mit "internationaler Liquidität"
	3. Entwicklung der internationalen Zahlungsbilanzlage
	4. Internationale Koordinierung der Währungs- und Wirtschaftspolitik
	5. Währungspolitische Koordinierung in der EWG

	III.  Die Geld- und Kreditentwicklung
	1. Aktiv- und Passivgeschäft der monatlich berichtenden Kreditinstitute
	2. Monetäre Gesamtanalyse
	3. Die Entwicklung der Bankenliquidität
	4. Die Entwicklung der Wertpapiermärkte

	IV.  Die Kassenentwicklung der öffentlichen Haushalte im Rahmen der monetären Entwicklung
	1. Kassendefizite in den öffentlichen Haushalten
	2. Entwicklung von Verschuldung und Kassenmitteln

	V.   Die konjunkturelle Entwicklung
	1. Arbeitsmarkt und Beschäftigung
	2. Die gesamtwirtschaftliche Produktion
	3. Aussenhandel
	4. Auftragslage
	5. Bauwirtschaft
	6. Einkommensentwicklung
	7. Preise und Löhne

	VI.  Die Zahlungsbilanz
	1. Die wichtigsten Entwicklungstendenzen
	2. Bilanz der laufenden Posten
	3. Der Kapitalverkehr mit dem Ausland


	Das neue Kreditwesengesetz und die Mitwirkung der Deutschen Bundesbank bei der Bankenaufsicht
	1. Das neue Kreditwesengesetz
	2. Die Instrumente der Aufsichtspraxis
	3. Die Regelung der Bankkonditionen

	Die zur Zeit gültigen kredit- und devisenpolitischen Regelungen der Deutschen Bundesbank
	I.   Kreditpolitische Regelungen 
	1. Bundesbankfähige Kreditpapiere
	2. Rediskont-Kontingente für Kreditinstitute
	3. Geldmarktregulierung und Geldmarktpolitik
	4. Mindestreservebestimmungen
	    Anweisung der Deutschen Bundesbank über Mindestreserven (AMR) 
	5. Zinssätze und Mindestreservesätze der Deutschen Bundesbank

	II.  Devisenpolitische Regelungen


	Teil B: Erläuterungen zum Jahresabschluss 1962 der Deutschen Bundesbank
	Rechtsgrundlagen, Gliederung und Bewertung
	Umstellungsrechnung
	Jahresabschluss

	Teil C: Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen
	Bericht des Zentralbankrats

	Anlagen zu Teil B und C
	1. Zusammengefasste Umstellungsrechnung der zur Deutschen Bundesbank verschmolzenen Institute nach dem Buchungsstand vom 31. 
	2. Jahresabschluss der Deutschen Bundesbank zum 31. Dezember 1962
	Bilanz zum 31. Dezember 1962
	Gewinn- und Verlustrechnung für das Jahr 1962

	3. Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen (Stand am 31. Dezember 1962)
	4. Geschäftsübersichten
	Ausweise der Deutschen Bundesbank
	Umsätze auf den Girokonten der Deutschen Bundesbank
	Vereinfachter Scheckeinzug
	Telegrafischer Giroverkehr
	Bestätigte Schecks
	Umsätze im Abrechnungsverkehr
	Banknotenumlauf
	Münzumlauf

	5. Verzeichnis der Zweiganstalten der Deutschen Bundesbank

	Anhang
	Statistische Übersichten zur Geld-, Kredit- und Zahlungsbilanzentwicklung


